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Christoph Buchheim

Der Mythos vom „Wohlleben“
Der Lebensstandard der deutschen Zivilbevölkerung im Zweiten Weltkrieg

Kurz nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs schrieb der bedeutende ungarisch-

britische Ökonom Nicholas Kaldor in einem Zeitschriftenaufsatz: „Deutsch-

land kämpfte keinen ‚totalen Krieg‘. […] Welche Mitleidlosigkeit auch immer 

Deutschland gegenüber seinen besiegten Feinden gezeigt haben mag, es gibt 

keinen Beleg dafür, dass es seiner eigenen Bevölkerung um des Sieges willen mit-

leidlos Opfer auferlegt hat.“1 Dies war gewissermaßen die Quintessenz, die Kaldor 

aus seiner Mitarbeit am United States Strategic Bombing Survey (USSBS) gezogen 

hat, jener im Auftrag der Amerikaner durchgeführten umfangreichen Analyse 

der deutschen Kriegswirtschaft, die hauptsächlich das Ziel verfolgte, die ökono-

mischen Wirkungen des Luftkriegs zu bestimmen2. Als Erklärung für die These, 

dass die deutsche Volkswirtschaft gar nicht voll für den Krieg mobilisiert worden 

sei, verwies Kaldor auf Hitlers Überzeugung, dass Deutschlands Hoffnung auf 

Sieg weniger in überlegener Stärke als in überlegener Geschwindigkeit begrün-

det sei. Daher sei eine Serie von Blitzkriegen geplant gewesen, für die die größt-

mögliche Zahl an modern ausgerüsteten Divisionen bereitgestellt werden sollte, 

jedoch eine maximale Entwicklung des Potentials für die Produktion sämtlicher 

rüstungswichtigen Vorleistungsgüter unnötig war3. Dem Konzept des Blitzkriegs 

entsprach demnach das Konzept der „Blitzkriegswirtschaft“4. Die klassisch zu 

1 Nicholas Kaldor, The German War Economy, in: Review of Economic Studies 13 (1945/46), 

S. 33.
2 Zu vergleichbaren Folgerungen wie Kaldor gelangte auch Burton H. Klein, Germany’s Eco-

nomic Preparations for War, Cambridge/MA. 1959, der ebenfalls am Bombing Survey betei-

ligt war.
3 Vgl. Kaldor, German War Economy, S. 47–52.
4 Alan S. Milward, Die deutsche Kriegswirtschaft 1939–1945, Stuttgart 1966, S. 16.
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riker, gibt Antworten – präzise, souverän, auf der Grundlage neuer Quellen und auf 
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nennenden Arbeiten hierzu stammen von Alan S. Milward5, der allerdings konze-

dierte, es habe Anfang 1942 eine Änderung der kriegswirtschaftlichen Strategie in 

Richtung Vollmobilisierung der Wirtschaft gegeben, nachdem der deutsche Vor-

marsch in Russland stecken geblieben sei und die USA in den Krieg eingetreten 

waren. Diese Änderung habe zu einer Vervielfachung der Rüstungsproduktion 

beigetragen6, eben zum häufi g so bezeichneten „Rüstungswunder“. Im hier inte-

ressierenden Zusammenhang ist aber vor allem wichtig, dass auch nach Milward 

„die Belastung des deutschen Volkes durch den Krieg in diesen Jahren [des Blitz-

kriegs] sehr geringfügig war“7.

Inzwischen können die These der Blitzkriegsstrategie und diejenige der Blitz-

kriegswirtschaft als weitgehend widerlegt gelten8. So wies, was das in der vorlie-

genden Analyse im Mittelpunkt stehende Problem des Lebensstandards der deut-

schen Zivilbevölkerung betrifft, Richard Overy völlig zu Recht darauf hin, dass 

dieser bereits in der Vorkriegszeit durch das NS-Regime im Interesse der Aufrü-

stung bewusst niedrig gehalten worden war9. Er machte aber auch deutlich, dass 

nach Kriegsbeginn Hitler persönlich die weitere energische Umstellung der Wirt-

schaft auf militärische Belange gefordert hat. Dementsprechend stellte Overy fest: 

„Die deutsche Politik bestand nicht darin, einen hohen Lebensstandard oder die 

Verhältnisse der Friedenszeit aufrecht zu erhalten, sondern in der Bewahrung des 

Existenzminimums, unter das der Lebensstandard nicht sinken dürfen sollte. Unter 

allen Umständen mußten Erscheinungen wie der ‚Steckrübenwinter‘ des Ersten 

Weltkrieges vermieden werden. Hitlers wahre Priorität war gleichmäßige Vertei-

lung, nicht hoher Konsum.“10

Angesichts der plausiblen, statistisch abgesicherten Forschungsergebnisse von 

Overy ist es überraschend, dass Hans-Ulrich Wehler kürzlich erneut und sogar 

zugespitzt von der „geradezu vorzüglichen“ Versorgung der Reichsbevölkerung 

bis zum Herbst 1944 sprach, was er primär jedoch nicht auf eine nur einge-

schränkte Mobilisierung der deutschen Wirtschaft für den Krieg, sondern auf 

Zwangslieferungen von Nahrungsmitteln aus den von Deutschland besetzten Ge-

bieten zurückführte11. Noch weiter als Wehler ging im Jahr 2005 Götz Aly. Auf 

dem Umschlag seines Werkes „Hitlers Volksstaat“ heißt es: „Den Deutschen ging 

 5 Vgl. auch ders., Der Zweite Weltkrieg. Krieg, Wirtschaft und Gesellschaft 1939–1945, Mün-

chen 1977, insbesondere S. 46–51.
 6 Vgl. Milward, Deutsche Kriegswirtschaft, S. 63 f., S. 72 u. S. 91.
 7 Ebenda, S. 31.
 8 Vgl. Karl-Heinz Frieser, Blitzkrieg-Legende. Der Westfeldzug 1940, München 1995; Richard J. 

Overy, „Blitzkriegswirtschaft“? Finanzpolitik, Lebensstandard und Arbeitseinsatz in Deutsch-

land 1939–1942, in: VfZ 36 (1988), S. 379–435; vgl. neuerdings auch Adam J. Tooze, Ökono-

mie der Zerstörung. Die Geschichte der Wirtschaft im Nationalsozialismus, München 2007, 

S. 387–442.
 9 Vgl. Overy, Blitzkriegswirtschaft, S. 384 f.
10 Ebenda, S. 401.
11 Vgl. Hans-Ulrich Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. 4: Vom Beginn des Ersten 

Weltkriegs bis zur Gründung der beiden deutschen Staaten 1914–1949, München 2003, 

S. 706.
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es im Zweiten Weltkrieg besser als je zuvor.“ 12 Und im Buch selbst schrieb Aly: „Das 

materiell üppige Sein, der indirekte, nicht persönlich verantwortete, doch gern 

genommene Vorteil aus den Großverbrechen bestimmte das Bewusstsein der mei-

sten Deutschen von der Fürsorglichkeit ihres Regimes. Umgekehrt bezog die Poli-

tik der Vernichtung daraus ihre Energie: Sie orientierte sich am Volkswohl.“13 Die 

hier anklingende These, wonach die nationalsozialistischen „Großverbrechen“ 

nicht zuletzt aus der Ausrichtung des Regimes am „Volkswohl“ resultierten, wird 

an anderer Stelle in ähnlicher Weise nochmals aufgegriffen. Hiernach hatten Ju-

den und Ausländer, und zwar vor allem soweit sie in den von Deutschland besetz-

ten Gebieten lebten, rund 70 Prozent der laufenden Kriegskosten aufzubringen, 

wodurch „sich die Masse der Deutschen bis weit in die zweite Kriegshälfte hinein 

bei Laune halten“ ließ. „Die verbrecherische Kehrseite ihres […] kriegssozialis-

tisch versüßten Wohllebens verdrängten sie [die Deutschen] dauerhaft.“14

Zwar ist es richtig, dass Deutschland im Zweiten Weltkrieg, wie Wehler und Aly 

schreiben, die unterworfenen Länder in großem Stil für seine Kriegswirtschaft 

ausnutzte und dadurch auch die Versorgung der Zivilbevölkerung begünstigt wur-

de. Defi nitiv falsch ist jedoch, dass durch diese Ausbeutung 70 Prozent der Kriegs-

kosten bestritten werden konnten; denn dabei lässt Aly die enorme zusätzliche 

Verschuldung, die das Reich während des Krieges aufhäufte, außer Acht, deren 

materieller Gegenwert sofort und im Wortsinne verpulvert worden ist. Infolgedes-

sen sank aber der reale Konsum der Zivilbevölkerung weit unter das Vorkriegsni-

veau15. Und was die „Fürsorglichkeit“ des Regimes im Krieg betrifft, beschränkte 

sie sich für den größten Teil der Bevölkerung, wie schon Overy meinte und im vor-

liegenden Aufsatz detailliert gezeigt wird, auf die Gewährleistung des Nötigsten, 

es ging nicht um die Ermöglichung von „Wohlleben“.

Allerdings ist es dennoch korrekt, dass die meisten Deutschen im Krieg „über 

mehr Geld als in den letzten Friedensjahren“ verfügt haben16. Die durchschnitt-

lichen nominalen Wochenlöhne von Arbeitern erhöhten sich zwischen 1938 und 

1944 um rund 14 Prozent17. Dies taugt jedoch nicht als Gegenargument zu der 

Aussage, dass der zivile Konsum im allgemeinen massiv begrenzt worden ist. Denn 

auch die Lebenshaltungskosten stiegen an, und zwar sogar gemäß dem offi ziellen 

Index, in dem die Einkäufe zu überhöhten Preisen auf inoffi ziellen Märkten gar 

nicht berücksichtigt worden sind, um 13 Prozent18. Noch viel wichtiger war je-

12 Götz Aly, Hitlers Volksstaat. Raub, Rassenkrieg und nationaler Sozialismus, Frankfurt a. M. 

2005.
13 Ebenda, S. 38.
14 Ebenda, S. 326.
15 Vgl. Adam Tooze, Einfach verkalkuliert, in: taz vom 12. 3. 2005; www.taz.de/pt/2005/03/12/

a0289.nf/text.ges.1 (29. 5. 2009); Christoph Buchheim, Die vielen Rechenfehler in der Ab-

rechnung Götz Alys mit den Deutschen unter dem NS-Regime, in: Sozial.Geschichte 20 

(2005), H. 3, S. 75 f.
16 Aly, Volksstaat, S. 327.
17 Vgl. Christoph Buchheim, Das NS-Regime und die Überwindung der Weltwirtschaftskrise in 

Deutschland, in: VfZ 56 (2008), S. 412.
18 Vgl. ebenda.
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doch, dass ein erheblicher Teil der verfügbaren Mittel von Privathaushalten gar 

nicht für Einkäufe verwendet werden konnte, weil es das entsprechende Angebot 

an Konsumgütern nicht gab. Dieser Teil der Einkommen musste also zwangsläufi g 

gespart werden. Daher summierte sich der Einzahlungsüberschuss etwa auch bei 

den Sparkassen, d. h. bei den Kreditinstituten, wo breiteste Schichten der Bevöl-

kerung ein Konto unterhielten19, zwischen 1939 und 1943 auf über 40 Mrd. RM, 

wohingegen er in den vier Jahren zwischen 1950 und 1954, als es den Menschen 

zweifellos viel besser ging, weniger als ein Fünftel dieser Summe in D-Mark be-

trug20. Die zunehmende Zwangsersparnis war natürlich der Gegenposten zu dem 

erwähnten enormen Anstieg der Reichsschulden. Als solche war sie Ausdruck 

eines gewaltigen Geldüberhangs (zurückgestaute Infl ation), und sie wurde durch 

die Währungsreform von Mitte 1948 faktisch entschädigungslos enteignet.

Für eine Untersuchung des Lebensstandards der deutschen Zivilbevölkerung 

im Zweiten Weltkrieg bedeutet das, dass eine Analyse der Lohn- und Einkom-

mensentwicklung nur zu sehr eingeschränkten Ergebnissen führen kann. Er-

forderlich ist vielmehr eine Betrachtung der tatsächlich verfügbaren und kon-

sumierten Warenmengen. Da aber der größte Teil aller zur Lebensführung 

notwendigen Bedarfsgüter rationiert war, läuft das auf eine detaillierte Untersu-

chung des Rationierungssystems hinaus. Das ist in der bisher vorliegenden Lite-

ratur noch nicht geleistet worden. Sogar in dem neueren Standardwerk zur Er-

nährungswirtschaft im Dritten Reich von Gustavo Corni und Horst Gies21 gibt es 

keine vollständige Übersicht über die zeitliche Entwicklung der Lebensmittelzu-

teilungen an verschiedene Verbrauchergruppen während des Zweiten Weltkriegs. 

Hier wie in weiteren Publikationen fi nden sich lediglich Einzelangaben zu den 

Rationen von wichtigen Nahrungsgütern, meist für Normalverbraucher, und zu 

deren Kaloriengehalt22. Auffällig ist auch, dass sich die Autoren dabei häufi g auf 

den Beitrag eines Alt-Parteigenossen und ehemaligen Staatssekretärs des Reichser-

nährungsministeriums in einem etwas obskuren Sammelband der Nachkriegszeit 

19 Ende 1937 gab es bei einer Gesamtbevölkerung des Deutschen Reichs von rund 68 Millionen 

allein bei den Sparkassen 26,5 Millionen Sparkonten; vgl. Curt Eisfeld, Sparkassen, in: Hand-

wörterbuch der Sozialwissenschaften, Bd. 9, Tübingen 1956, S. 670 f.
20 Vgl. Deutsche Bundesbank (Hrsg.), Deutsches Geld- und Bankwesen in Zahlen 1876–1975, 

Frankfurt a. M. 1976, S. 102 f. u. S. 229.
21 Vgl. Brot, Butter, Kanonen. Die Ernährungswirtschaft in Deutschland unter der Diktatur Hit-

lers, Berlin 1997.
22 Vgl. ebenda, S. 556–582; Rolf-Dieter Müller, Albert Speer und die Rüstungspolitik im totalen 

Krieg, in: Das Deutsche Reich und der Zweite Weltkrieg, Bd. 5/2: Organisation und Mo-

bilisierung des deutschen Machtbereichs. Kriegsverwaltung, Wirtschaft und personelle Res-

sourcen 1942–1944/45, hrsg. vom Militärgeschichtlichen Forschungsamt, Stuttgart 1999, 

S. 485–493; Werner Abelshauser, Germany. Guns, Butter and Economic Miracles, in: Mark 

Harrison (Hrsg.), The Economics of World War II. Six Great Powers in International Com-

parison, Cambridge 1998, S. 155; Hans-Erich Volkmann, Landwirtschaft und Ernährung 

in Hitlers Europa 1939–45, in: Militärgeschichtliche Mitteilungen 35 (1984), S. 31 u. S. 67; 

Dietrich Eichholtz, Geschichte der deutschen Kriegswirtschaft 1939–1945, Bd. I, München 

1999, S. 67–69 (Nachdruck der 3. Aufl age von 1984); Lothar Burchardt, Die Auswirkungen 

der Kriegswirtschaft auf die deutsche Zivilbevölkerung im Ersten und im Zweiten Weltkrieg, 

in: Militärgeschichtliche Mitteilungen 15 (1974), S. 75–82.
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beziehen, und zwar ungeachtet von dessen apologetischer Tendenz23. Ebenfalls 

bezeichnend für den unbefriedigenden Stand der Forschung zur Ernährungslage 

der deutschen Zivilbevölkerung im Zweiten Weltkrieg ist die Tatsache, dass Corni 

und Gies auf eine Lokalstudie von 1956 als einziger detaillierter Beschreibung 

der Nahrungsmittelverteilung in der Kriegs- und Nachkriegszeit verweisen24. In 

diesem Buch werden die Normalverbraucherrationen sämtlicher bewirtschaf-

teter Nahrungsmittel für die Stadt Essen durchgehend nachgewiesen und darü-

ber hinaus meist auch die Zuteilungen an Jugendliche und Kinder verschiedener 

Altersstufen berücksichtigt. Allerdings fehlen Daten zur Entwicklung der Zulagen 

für Personen in körperlich besonders anstrengenden Beschäftigungsverhältnis-

sen unterschiedlichen Grades. Zudem gab es in Essen, wie an manchen anderen 

Orten, teilweise Rationssätze, die von den reichsweiten Zuteilungen abwichen25, 

was den Wert der entsprechenden Angaben für die Zwecke dieses Aufsatzes ein-

schränkt. Hingegen kann die Darstellung der Prinzipien der Bewirtschaftung von 

Kleidung und sonstigen Gebrauchsartikeln in jenem Werk als wesentliche Basis 

für die Rekonstruktion der Versorgung der Zivilbevölkerung mit diesen Gütern 

während des Zweiten Weltkriegs genutzt werden.

Der Grund dafür, dass eine umfassende Untersuchung der allgemeinen Er-

nährungssituation in Deutschland zwischen 1939 und 1944/45 fehlt, dürfte in 

der problematischen Quellenlage zu fi nden sein. Zwar gibt es im Bundesarchiv 

zahlreiche Angaben zu den Rationssätzen in bestimmten Zuteilungsperioden, 

aber offenbar fehlen lückenlose Übersichten dazu für den Gesamtzeitraum26. An 

vergleichsweise aussagekräftigen Quellen aus der Nachkriegszeit existieren ferner 

ein Bericht, der im Rahmen des United States Strategic Bombing Survey angefer-

tigt worden ist27, sowie eine Ausarbeitung im Auftrag des Landgerichts Köln, die 

im Archiv des Instituts für Zeitgeschichte liegt28. Jedoch erlauben auch diese kei-

23 Vgl. Hans-Joachim Riecke, Ernährung und Landwirtschaft im Kriege, in: Bilanz des Zweiten 

Weltkrieges. Erkenntnisse und Verpfl ichtungen für die Zukunft, Oldenburg 1953, S. 329–

346; zur Person von Riecke vgl. Bundesarchiv, Zentrale Datenbank Nachlässe (online). Auf 

die apologetische Natur von dessen Beitrag verweisen auch Corni/Gies, Brot, Butter, Kano-

nen, S. 552; Burchardt, Auswirkungen, S. 78 f., äußert sich ebenfalls partiell kritisch, benutzt 

aber an anderen Stellen dennoch, wie, außer Eichholtz, die weiteren in der vorigen Anmer-

kung genannten Autoren, Aussagen von Rieckes Beitrag unhinterfragt.
24 Vgl. Corni/Gies, Brot, Butter, Kanonen, S. 555, Anm. 813; bei jener Studie handelt es sich 

um Hubert Schmitz, Die Bewirtschaftung der Nahrungsmittel und Verbrauchsgüter 1939–

1950. Dargestellt an dem Beispiel der Stadt Essen, Essen 1956. Hubert Schmitz war Leiter des 

städtischen Ernährungsamts in Essen.
25 Etwa weil Essen zu den luftgefährdeten Gebieten des Reichs zählte; siehe Schmitz, Bewirt-

schaftung, S. 147–151.
26 Bundesarchiv (künftig: BA), R 43 II/613, Bl. 105 f., Bl. 111 u. Bl. 242; ebenda, R 43 II/614, 

Bl. 137 u. Bl. 145 f.; ebenda R 2501/6800, Bl. 553; siehe auch ebenda, R 3601 (Reichsministe-

rium für Ernährung und Landwirtschaft), Online-Findbuch.
27 National Archives and Records Administration (künftig: NARA), RG 243, Entry 6, European 

Survey, Published Reports, Box No. 12, 134: USSBS, Food and Agriculture, Special Paper No. 4.
28 Archiv des Instituts für Zeitgeschichte (künftig: IfZ-Archiv), Fe 02, Alfons Zschockelt, Vor-

schriften über Lebensmittelzuteilungen für Arbeitskräfte in Deutschland ab 22. 4. 1941 bzw. 

12. 1. 1942 bis Kriegsende (Ausarbeitung vom 15. 10. 1969).
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ne ausführliche Untersuchung der Ernährungslage etwa von Arbeiterhaushalten 

in der Kriegszeit.

Insofern ist es ein Glücksfall, dass kürzlich ein sehr umfangreiches Manuskript 

„Materialien zur Kriegsernährungswirtschaft 1939–1945“29 von Dr. Kurt Häfner30, 

der zwischen 1934 und 1945 in der Ernährungswirtschaftlichen Forschungsstel-

le Berlin tätig war, aufgetaucht ist. Darin fi nden sich vollständige Zeitreihen der 

Zuteilungen an rationierten Nahrungsmitteln für Selbstversorger und Nicht-

Selbstversorger, letztere unterteilt nach Beschäftigten- und Altersgruppen. Diese 

stimmen mit den vereinzelten Angaben zu Rationen, die in den im Bundesarchiv 

aufbewahrten Archivquellen auftauchen, weitgehend überein und sind damit als 

zuverlässig einzuschätzen. Daneben gibt es in dem Manuskript eine umfassende 

Darstellung von Erntemengen, Nahrungsmittelimporten und Versorgungsbi-

lanzen sowie Berechnungen des Nährwertvolumens der Lebensmittelzuteilungen 

für unterschiedliche Kategorien von Verbrauchern.

Im Folgenden kann also, nach einem kurzen Überblick über die organisato-

rische Durchführung der Rationierung, der Lebensstandard der deutschen Zivil-

bevölkerung im Zweiten Weltkrieg erstmals umfassend dargestellt werden, und 

zwar unterteilt nach der Ernährungssituation verschiedener Bevölkerungsgrup-

pen und der Versorgung mit sonstigen Bedarfsgütern.

Rationierung von Verbrauchsgütern

Bereits am 27. August 1939 wurden drei Dekrete erlassen, aufgrund derer wich-

tige Konsumgüter rationiert wurden31. Eines dieser Dekrete war die Verordnung 

über die Wirtschaftsverwaltung32, die die administrativen Bewirtschaftungsvoraus-

setzungen schuf. Hierfür sind bei den obersten Landes- bzw. Provinzialbehörden 

Bezirkswirtschafts- und Landes-(Provinzial-)Ernährungsämter errichtet worden, 

denen auf Kreisebene ebenfalls neue Wirtschaftsämter und Ernährungsämter 

zugeordnet waren. Gleichzeitig machte die Verordnung zur vorläufi gen Sicher-

stellung des lebenswichtigen Bedarfs des deutschen Volkes verschiedene Güter 

bezugsscheinpfl ichtig33, d. h., für deren Erwerb war neben Geld nun auch eine 

entsprechende, behördlich ausgestellte Berechtigung erforderlich. Das galt, be-

ginnend mit dem 28. August 1939, also noch vor Kriegsbeginn, für Fleisch, Fett, 

Zucker und Marmelade, Seife, Kohle, Textilien und Schuhe34. Die dritte am 27. 

August erlassene Verordnung betraf „die öffentliche Bewirtschaftung von land-

29 Für die Verfügbarmachung dieser Ausarbeitung danke ich Dr. Uwe Spiekermann, Deutsches 

Historisches Institut Washington und Universität Göttingen. Da die Studie nicht durchge-

hend paginiert ist, werden bei Belegen daraus im Folgenden jeweils die Gliederungspunkte 

genannt.
30 Vgl. zur Person: Kabinettsprotokolle der Bundesregierung, online.
31 Siehe für den ganzen Absatz auch Corni/Gies, Brot, Butter, Kanonen, S. 413–416.
32 Reichsgesetzblatt (RGBl.) 1939 I, S. 1495–1498.
33 Ebenda, S. 1498–1501.
34 Vgl. Schmitz, Bewirtschaftung, S. 41 f. u. S. 503.
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wirtschaftlichen Erzeugnissen“35. Darin wurde den Ernährungsämtern neben 

ihrer Zuständigkeit für die Lebensmittelrationierung als weitere Aufgabe die Si-

cherung der Erzeugung in landwirtschaftlichen Betrieben und der rechtzeitigen 

Ablieferung der produzierten Agrargüter übertragen. Zu diesem Zweck wurden 

sämtliche bewirtschafteten landwirtschaftlichen Produkte, sobald sie gewonnen 

waren, zugunsten des Deutschen Reichs für beschlagnahmt erklärt, wodurch über 

sie nur noch nach Anordnung der Ernährungsverwaltung verfügt werden durf-

te. Von dieser Bestimmung waren in Höhe genereller Vorgaben lediglich Saatgut 

und die für die Eigenversorgung der bäuerlichen Haushalte sowie für die Vieh-

fütterung erforderlichen Mengen landwirtschaftlicher Produkte ausgenommen.

Während in der ersten Zuteilungsperiode die festgesetzten Nahrungsmittelra-

tionen für fast alle Kartenempfänger gleich hoch waren und lediglich Schwerst-

arbeiter Fett- und Fleischzulagen erhielten, wurde ab dem zweiten Versorgungs-

zeitraum, der am 25. September 1939 begann und wie alle bis Frühjahr 1945 

folgenden Versorgungsperioden vier Wochen umfasste, ein stark differenziertes 

Rationierungssystem für Lebensmittel eingeführt. Seitdem waren die Zuteilungen 

nach Alter und Schwere der körperlichen Arbeit gestaffelt, und es wurden eine 

Vielzahl von auch farblich unterschiedlichen Karten für einzelne Nahrungsmittel 

und Gruppen von Rationsempfängern ausgegeben. Prinzipiell waren diese Kar-

ten in jedem Einzelhandelsgeschäft einlösbar. Dementsprechend gab es beispiels-

weise für verschiedene Altersgruppen jeweils eine Reichsbrot-, eine Reichsfl eisch- 

und eine Reichsfettkarte sowie für diese drei Lebensmittel Zulagekarten mit 

unterschiedlich hohen Zusatzrationen für Schwerstarbeiter, Schwerarbeiter und, 

ab Ende November 1939, für Lang- und Nachtarbeiter. Außer den nur einzelne 

Zuteilungsperioden lang gültigen Karten für regelmäßig verteilte rationierte Nah-

rungsgüter wurden, teilweise erst im Verlauf des Krieges, Kunden- bzw. Bezugs-

ausweise mit längerer Gültigkeit ausgegeben für den Kauf von Kartoffeln und 

Tabakwaren oder nur sporadisch verfügbaren Produkten wie Eiern, Fisch sowie, 

begrenzt auf einzelne Orte, Gemüse und Obst. Ferner wurden für Selbstversorger 

und Teilselbstversorger Spezialkarten verwendet, etwa Mahlkarten und Fettkar-

ten nur für die Speisefettvarianten, in denen keine Selbstversorgung gegeben war. 

Teilweise gab es auch Weihnachtssonderkarten, und es existierten Reise- und Ur-

laubskarten sowie Zusatzlebensmittelkarten für Hochzeiten etc. Bei den Brot- und 

Nährmittelrationen sind zudem die Anteile von Weizen- und Roggenbrot bzw. von 

Teigwaren und anderen Nährmitteln wie Gries, Graupen und Haferfl ocken ent-

sprechend regionaler Verbrauchsgewohnheiten differenziert festgelegt worden, 

sodass zum Beispiel die Konsumenten in Süddeutschland generell mehr Weizen-

brot und Nudeln erhielten als in Nord- und Ostdeutschland36.

Von Kriegsbeginn an gab es auch die Rationierung von Seife, Waschpulver 

und Rasierseife, ab Oktober 1939 in Form einer Reichsseifenkarte. Wie schon er-

wähnt, wurden von Ende August 1939 an auch Schuhe und Textilien bewirtschaf-

tet. Während für Schuhe auf Antrag Bezugsscheine ausgestellt werden konnten, 

35 RGBl. 1939 I, S. 1521–1526.
36 Vgl. Schmitz, Bewirtschaftung, S. 41–56, S. 93–113, S. 153–159, S. 212 f. u. S. 311 f.
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führte die Wirtschaftsverwaltung im November 1939 für den regulären Bedarf an 

Kleidung, nach Alter und Geschlecht unterschiedene, Reichskleiderkarten ein. 

Sie bestanden aus einer bestimmten Anzahl von auf je einen Punkt lautenden Ab-

schnitten, wobei für die einzelnen Kleidungsstücke verschieden hohe Punktwerte 

festgesetzt waren, die bei deren Kauf von der Karte abgetrennt wurden. In der 

zweiten Hälfte des Krieges sind schließlich schrittweise Möbel, Fahrräder, Her-

de und Öfen, Pfannen und Töpfe, Radiogeräte, Glühbirnen, Uhren und andere 

Gebrauchsgegenstände in die Bewirtschaftung einbezogen worden37. Dieses von 

Anfang an recht komplizierte System der Rationierung erstreckte sich also im Ver-

lauf des Krieges auf mehr und mehr Produkte und differenzierte sich, infolge 

zunehmenden Mangels38, auch sonst immer weiter aus, um wenigstens den drin-

gendsten Bedarf noch befriedigen zu können.

Die Lebensmittelrationen der Zivilbevölkerung im Deutschen Reich39

Tabelle 1 zeigt für Brot (bzw. Mehl), Fleisch und Wurst sowie Fett die Entwicklung 

der Rationen für Nicht-Selbstversorger im Verlauf des Krieges anhand von drei 

Verbrauchergruppen. In der ersten vierwöchigen Zuteilungsperiode waren sie, 

abgesehen von gewissen Zulagen für die nicht aufgeführten Schwerstarbeiter, bei 

allen gleich. Danach differierten sie relativ stark. Bei Kindern und Jugendlichen 

unterschied man je nach Produkt bis zu vier Alterskategorien, Erwachsene wur-

den nach ihrer Tätigkeit ebenfalls in vier Gruppen eingeteilt. Anträge auf Zulagen 

wegen besonders anstrengender körperlicher Arbeit oder erschwerenden Arbeits-

bedingungen konnten nur von Betrieben gestellt werden und wurden nach stren-

gen Richtlinien geprüft. Immerhin sind im Krieg an Zulagekarten für Einzelemp-

fänger stets etwa 0,7 Millionen der Kategorie Schwerstarbeiter, zwischen 2,6 und 

4,2 Millionen für Schwerarbeiter und 4,1 bis 5,7 Millionen für Lang- und Nachtar-

beiter ausgegeben worden. Diese drei Arbeiterkategorien stellten 1942/43 knapp 

14 Prozent aller Lebensmittelkartenempfänger, die sich voll über den Markt ver-

sorgen mussten. Normalverbraucher waren dagegen rund 55 Prozent, der Rest 

waren Kinder und Jugendliche40. Dabei muss allerdings unbedingt bedacht wer-

den, dass die meisten Verbraucher nicht allein, sondern mit anderen gemeinsam 

in einem Haushalt lebten und sich die Gesamtversorgung der Haushalte also 

nach den Rationssätzen mehrerer miteinander kombinierter Lebensmittelkarten 

für unterschiedliche Verbraucherkategorien richtete.

Da das ebenfalls für gewerbliche Arbeiter mit Zulagekarten galt, ergibt sich bei 

Zugrundelegung der durchschnittlichen Mitgliederzahl von Arbeiterfamilien aus 

37 Vgl. ebenda, S. 183–194, S. 199–202 u. S. 206–208.
38 Vgl. Gabriele Wiggen-Jux, Die Versorgung der Kölner Zivilbevölkerung mit Lebensmitteln 

und Gebrauchsgegenständen im Zweiten Weltkrieg, Diss., Köln 1998, S. 115 f.
39 In den Grenzen vom August 1939.
40 Vgl. Schmitz, Bewirtschaftung, S. 286–288; Häfner, Materialien, Gliederungspunkte: „Nah-

rungsverbrauch und Nährwertvolumen im volkswirtschaftlichen Durchschnitt“ und „Zula-

gen“; die angeführten Prozentsätze beziehen sich, genau genommen, auf Nicht-Selbstversor-

ger bei Brot. Je nach Produkt variierten diese etwas.
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der Statistik der Haushaltsrechnungen von 1937, die sich auf 4,4 Personen be-

lief41, dass etwa 60 Prozent der zumeist städtischen, voll versorgungsberechtigten 

Haushalte solche Zulagen erhalten haben müssen. Das betraf also offenbar einen 

sehr großen Teil der Arbeiterbevölkerung, die insofern während des Krieges bes-

ser gestellt war als die häufi g mehr verdienenden Angestellten- und Beamtenhaus-

halte – allerdings aufgrund körperlicher Arbeit auch einen größeren Kalorien-

bedarf hatte. Die jüdische Bevölkerung dagegen wurde, auch was die Zuteilung 

von rationierten Gütern betraf, von 1939 an offi ziell diskriminiert, indem sie von 

Sonderzuteilungen ausgeschlossen blieb. Seit Oktober 1942 unterlag sie dann in 

dieser Hinsicht noch wesentlich größeren Einschränkungen, denn von nun an 

erhielten Juden keine Fleisch- und keine Kleiderkarten mehr, und ihre Kinder 

bekamen nur noch die Normalrationen auch von Nahrungsmitteln, bei denen 

für ihre Altersgruppen eigentlich erhöhte Bezüge vorgesehen waren42.

Tabelle 1: Rationen1 für verschiedene Gruppen von Nicht-Selbstversorgern pro Woche (Gramm)

Brot2 Fleisch und Fleischwaren Fett

ab:

Normal-

verbrau-

cher

Schwer-

arbeiter

Kinder 

6–10 J.

Normal-

verbrau-

cher

Schwer-

arbeiter

Kinder 

6–10 J.

Normal-

verbrau-

cher

Schwer-

arbeiter

Kinder 

6–10 J.

28.8.39

25.9.39

3.10.39

20.11.39

frei

2400

2400

2400

frei

3800

3800

3800

frei

1700

1700

1700

700

500

500

5313

700

1000

1000

10313

700

500

500

5313

340

270

269

269

340

393

394

394

340

205

206

259

11.3.40

29.7.40

26.8.40

2400

2250

2250

3800

3650

3650

1700

1700

1700

500

500

500

1000

1000

1000

500

500

500

269

269

269

394

394

394

259

259

266

2.6.41 2250 3650 1700 400 800 400 269 394 266

6.6.42

19.10.42

2000

2250

3400

3650

1700

1700

300

3504

600

7004

350

4004

206

206

306

306

266

266

31.5.43

20.9.43

2325

2425

3725

3825

1775

2000

250

250

600

600

300

300

219

219

319

319

281

281

16.10.44 2225 3625 2000 250 600 300 219 319 281

5.2.45

8.3.45

9.4.45

1978

1755

1700

3222

3000

2800

1778

1667

2000

222

222

250

533

533

600

267

267

300

194

167

125

283

256

182

250

222

208

41 Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Wirtschaftsrechnungen 1937 in Arbeiterhaushaltungen. Ar-

beitsunterlage, Wiesbaden o. J., S. 14.
42 Vgl. Schmitz, Bewirtschaftung, S. 319 f.

1) Teilweise gerundet
2) Auf eine gewisse Anzahl Brotabschnitte konnte wahlweise im Verhältnis 4 : 3 auch Mehl bezogen werden.
3) Inklusive 4 Sonderrationen im Zeitraum bis 10.3.40
4) Zusätzlich eine Sonderration von 200 g zu Weihnachten 1942

Quelle: Kurt Häfner, Materialien zur Kriegsernährungswirtschaft 1939–1945. Gliederungspunkt: ‚Entwicklung der 

Rationen für die städtische Zivilbevölkerung‘ (ungedrucktes Manuskript).
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Nach einer gewissen Experimentierphase, die vor allem die Fett- (und Voll-

milch-)Ration für Kinder verschiedener Altersgruppen betraf, wurden die Zutei-

lungen ab der zweiten Novemberhälfte 1941 bis zum Frühjahr 1942 weitgehend 

konstant gehalten. Das galt auch für andere in Tabelle 1 nicht erfasste, regelmäßig 

zugeteilte Nahrungsgüter, nämlich Nährmittel, Zucker und Marmelade, Käse und 

Quark sowie – anstelle von Bohnenkaffee, den es von Ausnahmefällen abgesehen 

für die Zivilbevölkerung überhaupt nicht mehr zu kaufen gab – Kaffee-Ersatz. Bei 

der zuletzt genannten Gruppe von Produkten waren zudem die Rationen für alle 

Nicht-Selbstversorger gleich hoch, abgesehen von gewissen Zusatzmengen bei 

Nährmitteln und Marmelade für Kinder. Vollmilch war ebenfalls bewirtschaftet; 

seit Ende August 1939 erhielten allerdings regulär nur noch Kinder bis 14 Jahre, 

je nach Alter in abnehmenden Mengen, sowie schwangere Frauen und stillende 

Mütter Vollmilch-Rationen, deren Höhe zwischen Ende September 1939 und An-

fang April 1945 konstant gehalten wurde.

In den ersten zweieinhalb Kriegsjahren kam es für die meisten Gruppen von 

Konsumenten nur bei Brot und Fleisch zu je einer Rationskürzung. Bei Brot er-

folgte diese schon Ende Juli 1940. Zum Ausgleich einer Aufstockung der wöchent-

lichen Brotration für Kinder und Jugendliche über 10 Jahre um 200 Gramm, die 

deren erhöhtes Nahrungsbedürfnis abdecken sollte, wurden nämlich die Zutei-

lungen für alle erwachsenen Konsumenten um 150 Gramm verringert, während 

für Kinder bis zu 10 Jahren die Brotration unverändert blieb. Bei Fleisch war für 

die Ernährungsverwaltung von vornherein absehbar, dass die anfallenden Men-

gen infolge des Mangels an Futtermitteln im Laufe der Zeit geringer werden wür-

den, was unweigerlich zu Kürzungen der Fleischrationen führen musste. Mitte 

1941 war es erstmals soweit. Für alle Verbraucherkategorien außer für Kinder bis 

6 Jahre sowie für Lang- und Nachtarbeiter verringerte sich die reguläre Fleisch-

ration, und zwar im Allgemeinen um ein Fünftel43.

Ein drastischer Einschnitt in die Versorgung der Zivilbevölkerung fand dann 

aber im April 1942 statt44. Nicht nur sind die Zuteilungen von Brot, Fleisch und 

Fett, wie Tabelle 1 ausweist, um bis zu 25 Prozent vermindert worden – lediglich 

Kinder und Jugendliche blieben davon teilweise verschont –, sondern es wur-

den auch die Kaffee-Ersatz- und, für Kinder zwischen drei und sechs Jahren, die 

Nährmittelrationen gesenkt. Zudem verschlechterte sich das Verhältnis, zu dem 

anstelle von Marmelade Haushaltszucker bezogen werden konnte. Die Fleisch-

43 Vgl. für den gesamten vorstehenden Abschnitt Häfner, Materialien, Gliederungspunkte: 

„Entwicklung der Rationen für die städtische Zivilbevölkerung“ und „Entwicklung des Vieh-

bestandes und der tierischen Leistung“.
44 Für den ganzen folgenden Absatz siehe ebenda, inklusive Gliederungspunkt: „Entwicklung 

der Versorgung mit den wichtigsten Nahrungsmitteln“. Die in diesem Manuskript gemach-

ten Angaben zu den Schweineschlachtungen und Brotgetreideernten (abzüglich nachträg-

licher Korrekturen) stimmen fast vollständig überein mit den Zahlen aus einem offi ziellen 

Bericht zur Wirtschaftslage von 1944, was als weiterer Beleg für die Zuverlässigkeit der Aus-

führungen von Häfner angesehen werden kann; vgl. Jonas Scherner, Bericht zur deutschen 

Wirtschaftslage 1943/44. Eine Bilanz des Reichsministeriums für Rüstung und Kriegspro-

duktion bis Sommer 1944, in: VfZ 55 (2007), S. 516 u. S. 518.
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zuteilungen mussten ebenfalls gekürzt werden, da das Aufkommen an Fleisch 

weiter gesunken war. So war die Zahl der gewerblichen Schweineschlachtungen 

1941/42, verglichen mit dem Durchschnitt der Jahre 1936 bis 1939, bereits um 

mehr als die Hälfte zurückgegangen. Das hatte auch Auswirkungen auf die Menge 

verfügbarer Schlachtfette und damit auf die Fettrationen, die noch ausgegeben 

werden konnten, und zwar obwohl der Fettgehalt von Milch, Butter und Marga-

rine bereits Anfang 1942 vermindert worden war45. Außerdem hatte sich die Situ-

ation bei Getreide massiv verschlechtert. Aufgrund einer Verringerung der Brot-

getreideernte von 1940 gegenüber dem sehr guten Ernteergebnis von 1939 um 

22 und einer Verminderung der abgelieferten Mengen an Roggen und Weizen 

um 26 Prozent hatte die Reichsstelle für Getreide zur Aufrechterhaltung der Brot-

rationen bereits bis Mitte 1941 den größten Teil ihrer Vorräte einsetzen müssen. 

Dementsprechend waren ihre Brotgetreidebestände schon zwischen Ende Juli 

1940 und Ende Juli 1941 von 4,6 Millionen auf nur noch knapp 1 Million Ton-

nen gesunken. Im Frühjahr 1942 war dann trotz einer wieder verbesserten Ernte 

1941 ein derart niedriges Niveau der Vorratshaltung erreicht, dass die geregelte 

Versorgung der Bevölkerung bis zur neuen Ernte im Sommer 1942 nicht mehr 

unter allen Umständen gewährleistet war. Es gab daher keine Alternative zur Ein-

schränkung des Verbrauchs nicht nur von Brot, sondern auch von anderen aus 

Getreide hergestellten Produkten wie Teigwaren (Nährmittel) und Kaffee-Ersatz. 

Schließlich wurde im April 1942 auch noch eine reichseinheitliche Kartoffelkarte 

eingeführt, womit der zuvor freie bzw. lokal lediglich mit Hilfe von Kundenaus-

weisen gelenkte Verkauf von Speisekartoffeln abgeschafft war46.

Interessanterweise fi ndet sich in den Akten der Reichskanzlei für Juni 1942 ein 

Vergleich der Normalverbraucherrationen in Deutschland mit denen in Großbri-

tannien47; das mag darauf hindeuten, dass es Personen in der Regierung gab, die 

die niedrigen Zuteilungen mit Sorge betrachteten. In der Tat fi el der Vergleich 

stark zuungunsten Deutschlands aus. Denn in Großbritannien waren im Unter-

schied zum Deutschen Reich im Juni 1942 nicht nur Brot, Kartoffeln und sogar 

Kaffee noch völlig frei erhältlich. Vielmehr war auch die Fleischration um ein bis 

zwei Drittel höher und die Zuteilung von Fett ebenfalls noch etwas reichhaltiger. 

Insgesamt war damit die Versorgung in Großbritannien Mitte 1942 noch annä-

hernd so gut wie in Deutschland im Herbst 1939.

Nachdem schon die Kürzung der Fleischration im Sommer 1941 in der Be-

völkerung auf Unverständnis gestoßen war und besonders bei Arbeitern Unmut 

hervorgerufen hatte48, sank die Stimmung im Frühjahr 1942 offenbar auf einen 

Tiefpunkt. Jedenfalls wurde berichtet, dass es in Arbeiterkreisen sich häufende 

Klagen über ständiges Hungergefühl gegeben habe und Vergleiche mit der Lage 

45 Vgl. Corni/Gies, Brot, Kanonen, Butter, S. 561.
46 Vgl. Schmitz, Bewirtschaftung, S. 95.
47 BA, R 43 II/614, Bl. 137, Die Rationierung von Nahrungsmitteln in Deutschland und Groß-

britannien.
48 Vgl. Heinz Boberach (Hrsg.), Meldungen aus dem Reich. Die geheimen Lageberichte des 

Sicherheitsdienstes der SS, 1938–1945, Herrsching 1984, Bd. 7, S. 2338 f.
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im Ersten Weltkrieg angestellt wurden, wo es besser gegangen sei49. Letzteres war 

jedoch defi nitiv unzutreffend. Denn die Versorgungslage im Ersten Weltkrieg war 

viel schlechter. So belief sich etwa die wöchentliche Brotration für Normalver-

braucher bereits 1916 auf nur noch 1400 Gramm, die Fleischzuteilung betrug 

250 und die Fettration 100 Gramm, und selbst Schwerstarbeiter erhielten 1916 

offi ziell nur 350 Gramm Fleisch und 100 Gramm Fett pro Woche. Die an Schwerst-

arbeiter ausgegebene Fettration stieg 1917/18 dann zwar bis auf 210 Gramm pro 

Woche an, jedoch verminderte sich gleichzeitig deren Brotration von 3500 auf 

2450 Gramm50. Insgesamt änderte sich jedenfalls an der völlig unzureichenden 

Nahrungsmittelversorgung im Ersten Weltkrieg nach 1916 kaum mehr etwas, wo-

hingegen die Ernährungslage sogar noch am Ende des Zweiten Weltkriegs wohl 

etwas günstiger gewesen ist.

Die im Vergleich zum Ersten Weltkrieg viel bessere Versorgung der deutschen 

Zivilbevölkerung mit Lebensmitteln war tatsächlich zu einem großen Teil eine 

Folge der Ausbeutung der besetzten Gebiete, die ja im Zweiten Weltkrieg viel 

ausgedehnter gewesen sind als im Ersten. Zum einen blieb nämlich im Zweiten 

Weltkrieg die Zahl der landwirtschaftlich Beschäftigten im Deutschen Reich dank 

des Einsatzes von bis zu 2,5 Millionen Fremdarbeitern und Kriegsgefangenen 

praktisch konstant51. Das war mitentscheidend dafür, dass die inländischen Ern-

teergebnisse sich, gemessen an denen der Vorkriegszeit, auf einem viel höheren 

Niveau als während des Ersten Weltkriegs hielten, in dem ja vor allem die Zahl 

der männlichen Arbeitskräfte in der Landwirtschaft stark zurückgegangen war52. 

Denn während die landwirtschaftliche Produktion in Deutschland bis 1917 um 

rund 40 Prozent unter ihren Stand von 1913 gefallen war53, war sie bis 1943 im Ver-

gleich zu 1939 lediglich um 10 und bis 1944 um rund 15 Prozent gesunken54. Dazu 

kamen jedoch im Zweiten Weltkrieg noch viel größere Nahrungsmittellieferungen 

aus den besetzten Gebieten, vor allem auch an die jeweils dort stationierten Wehr-

machtsteile, die demnach die deutsche Ernährungsbilanz zugunsten der Zivilbe-

völkerung entlasteten. So stellten z. B. die ausländischen Nettolieferungen von 

Getreide in den Agrarwirtschaftsjahren 1939/40 bis 1943/44 durchschnittlich 

rund 12 Prozent des gesamten deutschen militärischen und zivilen Verbrauchs 

dar, und bei Fleisch war es gar ein Fünftel55.

49 Vgl. ebenda, Bd. 9, S. 3448 f., S. 3470 f. u. S. 3504 f., sowie Bd. 10, S. 3543, S. 3566, S. 3918 f., 

S. 3923 u. S. 3944 f.
50 NARA, RG 243, Entry 6, European Survey, Published Reports, Box No. 12, 134: USSBS, Food 

and Agriculture, Exhibit F; siehe auch Burchardt, Auswirkungen, S. 75 f.
51 Vgl. Abelshauser, Germany, in: Harrison (Hrsg.), Economics, S. 160 f.
52 Vgl. Gerd Hardach, Der Erste Weltkrieg 1914–1918, München 1973, S. 123 f.
53 Vgl. Albrecht Ritschl, The Pity of Peace. Germany’s Economy at War, 1914–1918 and Beyond, 

in: Stephen Broadberry/Mark Harrison (Hrsg.), The Economics of World War I, Cambridge 

2005, S. 46.
54 NARA, RG 243, Entry 6, European Survey, Published Reports, Box No. 12, 134: USSBS, Food 

and Agriculture, Exhibit C (gemessen in Getreideäquivalenten); siehe auch Burchardt, Aus-

wirkungen, S. 74.
55 Häfner, Materialien, Gliederungspunkt: „Entwicklung der Versorgung mit den wichtigsten 

Nahrungsmitteln“; vgl. auch Volkmann, Landwirtschaft, S. 68–71; Karl Brandt, Management 
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Obwohl die Ernährungslage im Sommer 1942 demnach noch viel besser als in 

der gesamten zweiten Hälfte des Ersten Weltkriegs gewesen ist, war der Unmut in 

der Arbeiterschaft über die Kürzungen wohl so erheblich, dass das Regime sich 

nach der neuen Ernte beeilte, die Rationen wieder zu erhöhen. Wie aus Tabelle 

1 ersichtlich, wurden ab Mitte Oktober 1942 die Zuteilungen von Brot auf das 

alte Niveau angehoben und zwar für alle Verbrauchergruppen, die von der Kür-

zung betroffen gewesen waren. Die Fleischrationen stiegen ebenfalls, wenn auch 

im Allgemeinen nicht wieder auf den Stand von vor April 1942. Die Verringerung 

der Zuteilungen an Fett und Nährmitteln wurde allerdings nicht mehr rückgängig 

gemacht, und die Kaffee-Ersatz-Rationen waren bereits im September ein zweites 

Mal gesenkt worden.

Allerdings mussten auch die Fleischrationen schon Ende Mai 1943 erneut, 

teilweise sogar massiv, gekürzt werden. Bei Normalverbrauchern betrugen sie 

nun nur noch die Hälfte der regulären Zuteilung von 1939/40, bei Kindern und 

Jugendlichen sowie Schwerarbeitern 60 Prozent. Jedoch war die bis dahin teil-

weise praktizierte Aufstockung der Fleischversorgung aus der Substanz jetzt laut 

Herbert Backe, dem mächtigen Staatssekretär im Reichsernährungsministerium, 

nicht mehr möglich, weil ansonsten die notwendigen „Produktionsmittel“ selbst 

zerstört worden wären – mit höchst negativen Folgen für das Butteraufkommen56. 

Wiederum war die Entrüstung in der Bevölkerung groß, woran auch die mini-

male Steigerung der Fett- und die geringe Erhöhung der Brotrationen, die als 

Ausgleich zugestanden wurden, nichts zu ändern vermochten. Letztere wurden 

eben nicht als ausreichender Ersatz für das entfallende Fleisch angesehen. Beson-

ders unangenehm für das Regime war, dass die Verminderung der Zuteilungen 

an Fleisch offenbar vielfach mit den militärischen Rückschlägen in Verbindung 

gebracht und weitere Rationskürzungen bereits prognostiziert wurden57. Mögli-

cherweise diente daher ein Rundschreiben des Leiters der Parteikanzlei Martin 

Bormann von Mitte Juli 1943, wodurch der Polizei jegliche Kontrolle von Per-

sonen, die in ländlichen Gebieten unter der Hand Obst und Gemüse einkauften, 

untersagt wurde, primär dazu, den Zorn der Bevölkerung nicht weiter zu erregen, 

selbst wenn man hierdurch den Schleichhandel in gewissen Grenzen legalisierte. 

Zwar wurde im September 1943 nach einer guten Ernte auch die Brotzuteilung 

noch einmal ein wenig verbessert. Etwa gleichzeitig mussten jedoch die Kartof-

felrationen, nach Regionen unterschiedlich, verringert werden, z. B. in Essen um 

14 Prozent im August und im Dezember 1943 nochmals um 17 Prozent, wobei 

als Ersatz vermehrt andere Lebensmittel, teilweise allerdings nur vorübergehend, 

ausgegeben worden sind58.

Ab der Jahreswende 1943/44 verschlechterte sich die Versorgung mit Lebens-

mitteln dann relativ kontinuierlich und immer schneller, auch wenn Tabelle 1 

of Agriculture and Food in German-Occupied and Other Areas of Fortress Europe. A Study 

in Military Government, Stanford 1953, S. 610–614.
56 BA, R 2501/7024, Bl. 25, Bericht von einer Besprechung mit dem Staatssekretär.
57 Vgl. Boberach, Meldungen aus dem Reich, Bd. 13, S. 5272 f.
58 Vgl. Corni/Gies, Brot, Butter, Kanonen, S. 567 u. S. 571; Schmitz, Bewirtschaftung, S. 402.
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zunächst etwas anderes auszuweisen scheint. Ein wichtiger Grund dafür war, dass 

immer mehr von Deutschland besetzte Länder befreit wurden. Dies führte nicht 

nur zu einem Rückgang der Lebensmitteleinfuhren ins Reich, sondern bedeutete 

auch, dass Wehrmachtsteile, die sich bis dahin aus den Stationierungsgebieten 

verpfl egt hatten, nun zunehmend die innerdeutsche Nahrungsmittelbilanz belas-

teten. Für die Zivilbevölkerung war das umso schwerwiegender, als die Versorgung 

des Militärs Vorrang genoss und stets viel besser war. So war im Frühjahr 1941 die 

wöchentliche Fleischration für Soldaten des Feldheeres mit 1560 Gramm um 360 

Gramm höher als die von Schwerstarbeitern, die damals 1200 Gramm erhielten, 

ganz zu schweigen von den Zuteilungen an Normalverbraucher in Höhe von 500 

Gramm; ja sogar Angehörige des Ersatzheers erhielten 1350 Gramm. Ähnlich, 

wenn auch auf niedrigerem Niveau, war die Situation noch im Sommer 194459.

Ab Anfang 1944 ist, um eine laufende Senkung der Fettzuteilung nach außen 

hin zu verschleiern, anstelle eines Teils der Fettrationen vor allem an Erwachse-

ne Fleisch mit Knochen bzw. sogenanntes Fleischschmalz, d. h. fettes Schweine-

fl eisch, das zerkleinert und damit streichfähig gemacht worden war, ausgegeben 

worden. Dabei wurde im Laufe der Zeit zuerst das Austauschverhältnis verschlech-

tert und dann die zu ersetzende Fettmenge stark erhöht. Dass eine in dieser Form 

gesteigerte Fleischverteilung überhaupt möglich war, war nicht zuletzt eine Folge 

der in wachsendem Maß durchgeführten Rückführungen von Vieh aus den nä-

her rückenden Kampfzonen, also letztlich Konsequenz der sich abzeichnenden 

Niederlage60. Auch die Kartoffelknappheit verschärfte sich bis zur Ernte von 1944 

weiter. Dementsprechend musste im März die Zuteilung etwa in Essen noch-

mals, und zwar um ein Fünftel, zusammengestrichen werden, sodass sie sich ab 

jetzt bis Ende Juni nur noch auf knapp 60 Prozent der Ausgangsmenge von 1943 

 be lief61. Charakteristisch für den Ernst der Lage war auch, dass durch Rundschrei-

ben des Reichsernährungsministeriums vom 8. Mai 1944 die in den Kellern zer-

störter Wohnungen lagernden Kartoffeln für beschlagnahmt erklärt wurden. Im 

Oktober 1944 wurden die Brotrationen der meisten Verbrauchergruppen und die 

Kaffee-Ersatz-Rationen gesenkt, letztere um knapp die Hälfte. Im November ist zu-

sätzlich die Nährmittelzuteilung etwas gekürzt und das Kontingent an Gerste für 

die Brauereien auf die Hälfte verringert worden, nachdem schon in den Jahren 

zuvor der höchstzulässige Stammwürzegehalt des Biers schrittweise von normal 

11 bis 14 auf nur noch 2,7 bis 7,5 Prozent (ab November 1943) reduziert worden 

war. Im Dezember wurde offi ziell die private Haltung von Gefl ügel und Kleintie-

ren eingeschränkt, um damit entsprechende Mengen Futter einzusparen62. Und 

59 Vgl. Corni/Gies, Brot, Butter, Kanonen, S. 570. Für die Fleischrationen im Jahr 1941 vgl. 

Boberach, Meldungen aus dem Reich, Bd. 6, S. 2043; BA, R 2501/7024, Bl. 24, Bericht von 

einer Besprechung mit Staatssekretär Backe.
60 Häfner, Materialien, Gliederungspunkt: „Entwicklung der Rationen für die städtische Zivil-

bevölkerung“.
61 Vgl. Schmitz, Bewirtschaftung, S. 466.
62 Häfner, Materialien, Gliederungspunkt: „Entwicklung der Rationen für die städtische Zi-

vilbevölkerung“; siehe auch Corni/Gies, Brot, Butter, Kanonen, S. 570 u. S. 576 f.; Grazyna 

Buchheim/Christoph Buchheim, Vollbier, Dünnbier und die Bayern, in: Christian Klein-
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spätestens seit Anfang Februar 1945 verschlechterte sich, wie auch Tabelle 1 zeigt, 

die Versorgung der Zivilbevölkerung im jeweiligen noch von der Wehrmacht ge-

haltenen Restgebiet des Deutschen Reiches von Monat zu Monat recht erheblich.

Tabelle 1 lässt schon vermuten, dass der Nährwert der Rationen mit der Zeit 

zurückging. Das traf in der Tat zu. Bereits 1941/42, d. h. im dritten Kriegsjahr, 

war der Reinfettgehalt der Normalverbraucherration im Vergleich zu 1939/40 

durchschnittlich fast um ein Fünftel gesunken, und der von tierischem Eiweiß 

betrug gar nur noch gut zwei Drittel der Menge, die im ersten Jahr des Kriegs 

zur Verfügung gestanden hatte. Bis 1943/44 veränderte sich letzterer weiter auf 

56 Prozent, blieb bis zum Ende des Krieges dann aber in etwa stabil. Dagegen 

war bis 1943/44 der Reinfettgehalt im Mittel auf 71 Prozent der Ausgangsmenge 

geschrumpft, um 1944/45 auf ebenfalls unter 60 Prozent zu sinken. Zwar wurden 

bei dieser Berechnung Kartoffeln und Kaffee-Ersatz nicht berücksichtigt, weil da-

rin aber kein tierisches Eiweiß und kaum Fett enthalten sind, würde sich durch 

deren Einbeziehung auch nicht viel ändern63.

Dass die Ernährung im Krieg also nochmals wesentlich vegetabiler wurde und 

sich damit eine bereits zwischen 1927/28 und 1937 für Arbeiterhaushalte beob-

achtbare Tendenz sogar verstärkt fortsetzte64, wird auch durch eine andere Art der 

Berechnung bestätigt. Geht man nämlich von den Lebensmittelmengen aus, die 

pro Jahr für die Zivilbevölkerung des Reichs (in den Grenzen vom August 1939) 

überhaupt zur Verfügung standen, und kalkuliert den dadurch ermöglichten 

durchschnittlichen Verbrauch pro Kopf, ergibt sich bis zum fünften Kriegsjahr 

1943/44 im Vergleich zur Vorkriegszeit bei Fleisch ein Rückgang von gut 50 und 

bei Fett ein solcher von mehr als 45 Prozent. Hingegen erhöhte sich der Durch-

schnittsverbrauch bei Kartoffeln um mehr als ein Drittel und der von Gemüse 

(Kohl!) um die Hälfte65. Zwar sind in diesen Berechnungen auch die ausländischen 

zivilen Arbeitskräfte sowie die zur Arbeit eingesetzten Kriegsgefangenen berück-

sichtigt. Dennoch kann die Entwicklung als repräsentativ auch für die deutsche 

Zivilbevölkerung angesehen werden. Allenfalls erscheint sie in der Tendenz noch 

ein wenig zu gut, da die Rationen der Polen und der besonders diskriminierten 

Ostarbeiter und sowjetischen Kriegsgefangenen sich gegen Ende des Krieges im 

Vergleich zu denen deutscher Verbraucher ja eher etwas verbessert haben, die 

Zivilarbeiter aus verbündeten Ländern und besetzten Gebieten in Westeuropa 

ohnehin deutschen Arbeitern gleichgestellt waren und nichtsowjetische Kriegs-

gefangene durchweg in etwa die Zuteilungen für Normalverbraucher erhielten66.

schmidt (Hrsg.), Kuriosa der Wirtschafts-, Unternehmens- und Technikgeschichte. Miniatu-

ren einer „fröhlichen Wissenschaft“, Essen 2008, S. 149 f.
63 Häfner, Materialien, Gliederungspunkt: „Entwicklung der Rationen für die städtische Zivil-

bevölkerung“.
64 Vgl. Christoph Buchheim, The Living Standard of the German Working Class Under the 

Nazi Regime, 1933–1938/39 (im Erscheinen).
65 Häfner, Materialien, Gliederungspunkt: „Nahrungsverbrauch und Nährwertvolumen im 

volkswirtschaftlichen Querschnitt“.
66 Ebenda, Gliederungspunkt: „Versorgung der ausländischen Arbeiter und Kriegsgefange-

nen“; siehe auch Mark Spoerer, Zwangsarbeit unter dem Hakenkreuz. Ausländische Zivilar-
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Dazu kamen dann allerdings noch die von deutschen Soldaten beim Heimatur-

laub mitgeführten oder per Post nach Hause geschickten, in den besetzten Gebie-

ten erworbenen Lebensmittel67. Die Aufbesserung der Versorgung, die dadurch 

im Schnitt stattfand, ist schwer einzuschätzen. Die in der neueren Literatur dies-

bezüglich für einzelne Länder und Zeiträume angegebenen Wertsummen erschei-

nen als solche zunächst recht groß68, insbesondere wenn sie auf alle besetzten Ter-

ritorien und ein ganzes Jahr hochgerechnet werden. Berücksichtigt man jedoch, 

dass sie vielfach auf schwarzen Märkten zu weit überhöhten Preisen verausgabt 

worden sein dürften, und rechnet man die realen Werte auf die gesamte deutsche 

Zivilbevölkerung von in den Kriegsjahren rund 70 Millionen um, so stellten sie 

kaufkraftmäßig im Mittel pro Kopf und Woche nur Pfennigbeträge dar69.

Im Übrigen zeigt auch folgende Überlegung, dass die Geschäfte, die von Sol-

daten in den besetzten Gebieten getätigt worden sind, mögen sie sich der Zahl 

nach auch auf viele hunderttausend belaufen und aus der Perspektive des ein-

zelnen manchmal geradezu den Charakter von Schnäppchen gehabt haben, für 

ein Volk von der Größe des deutschen keine bedeutenden Verbesserungen des 

Lebensstandards bewirkt haben können. Denn schließlich war das Primärziel der 

deutschen Behörden ja nicht, den Großteil der abschöpfbaren Überschüsse der 

besetzten Länder den deutschen Soldaten privat zu überlassen, sondern sie, so 

gut es ging, für die deutsche Kriegswirtschaft insgesamt nutzbar zu machen70. 

Dementsprechend hoch war der den besetzten Gebieten auferlegte offi zielle Res-

sourcentransfer. Zudem scheute sich die Wehrmacht nicht, selbst als Käufer auf 

den Schwarzmärkten der besetzten Gebiete aufzutreten, um sich die dort erhält-

lichen, allerdings relativ geringen Teile der Gesamtproduktion dieser Territorien 

möglichst ebenfalls noch anzueignen. Jedoch trog die Hoffnung, durch Duldung 

des und Beteiligung am Schwarzmarkt die Ausbeutung der besetzten Gebiete zu-

gunsten der deutschen Kriegswirtschaft steigern zu können. Denn es zeigte sich, 

dass dadurch ein Anreiz geschaffen wurde, mehr Güter auf den Schwarzmarkt 

umzulenken, sodass die legale Erfassung abnahm. Daher begann man im Lauf 

des Jahres 1943, Schwarzmarktaktivitäten stärker zu bekämpfen. In diesem Zu-

sammenhang wurde dann auch der „Schleppererlass“ von 1942, wonach die Sol-

daten bei der Rückkehr in die Heimat so viel an Lebens- und Genussmitteln mit 

sich führen durften, wie sie tragen konnten71, wieder aufgehoben72. Aus alledem 

beiter, Kriegsgefangene und Häftlinge im Deutschen Reich und im besetzten Europa 1939–

1945, Stuttgart 2001, S. 122–129.
67 Vgl. lebhafte Schilderung einer Vielzahl von Einzelbeispielen bei Aly, Volksstaat, S. 114–132.
68 Vgl. ebenda, S. 124; Christoph Buchheim, Die besetzten Länder im Dienste der deutschen 

Kriegswirtschaft während des Zweiten Weltkriegs, in: VfZ 34 (1986), S. 129–131.
69 Siehe hierzu Buchheim, Rechenfehler, S. 69–71.
70 Vgl. Jonas Scherner, Europas Beitrag zu Hitlers Krieg. Die Verlagerung von Industrieaufträ-

gen der Wehrmacht in die besetzten Gebiete und ihre Bedeutung für die deutsche Rüstung 

im Zweiten Weltkrieg, in: Christoph Buchheim (Hrsg.), Europäische Volkswirtschaften unter 

deutscher Hegemonie 1938–1945, München (im Erscheinen).
71 BA, R 43 II/614, Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft an Landesernährungs-

ämter, 1. 12. 1942; siehe auch Aly, Volksstaat, S. 126.
72 BA, R 2501/7024, Bl. 28, Besprechung mit Staatssekretär Backe.
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folgt demnach, dass in den besetzten Ländern angesichts ihrer wirtschaftlichen 

Nutzung für offi zielle kriegswirtschaftliche Belange auf individuellem Wege gar 

nicht mehr so viel zu holen gewesen sein kann, dass damit die materielle Lebens-

lage der Menschen in Deutschland wirklich substantiell zu verbessern war. Das 

gilt umso eher, als die Volkswirtschaften der besetzten Länder kriegsbedingt ge-

schwächt waren und bestimmte Ressourcenmengen dort belassen werden muss-

ten, damit sie überhaupt leistungsfähig blieben.

Demnach brauchen die privaten Käufe deutscher Soldaten in den besetzten 

Gebieten bei der weiteren Untersuchung des Konsumstandards von Zivilisten im 

Deutschen Reich nicht berücksichtigt zu werden. Denn erstens dürfte ein Teil der 

erstandenen Waren, z. B. Zigaretten, von den Soldaten selbst an Ort und Stelle 

verbraucht und nicht nach Hause gesandt worden sein. Zweitens aber bestanden 

die für die Heimat bestimmten Waren beileibe nicht nur aus Nahrungsgütern, 

sondern auch aus vergleichsweise teuren Genussmitteln, etwa Bohnenkaffee 

und Spirituosen, und darüber hinaus aus einer Vielzahl von sonstigen knappen 

Konsumwaren wie Seife, Stoffen und Kleidung73. Das jedoch bedeutet, dass für 

jede dieser Warenkategorien im Schnitt pro Kopf der Reichsbevölkerung insge-

samt so geringe Zusatzquantitäten verfügbar gemacht worden sein dürften, dass 

ihre Einbeziehung zu keiner nennenswerten Vergrößerung der im Haushalt kon-

sumierbaren Mengen eines einzelnen Gutes führen würde, weshalb also darauf 

verzichtet werden kann. Zu betonen ist allerdings, dass es hier um eine Durch-

schnittsbetrachtung geht, was erhebliche Verbesserungen des Lebensstandards 

von Zivilisten als Folge von Soldatenkäufen in den besetzten Gebieten in Einzelfäl-

len natürlich nicht ausschließt.

Infolge der stark steigenden Zuteilungen an vegetabilen Nahrungsmitteln war 

es möglich, den Energiegehalt der pro Kopf der Zivilbevölkerung verfügbaren 

Nahrungsmenge von 1939/40 bis 1943/44 durchgehend auf einem Niveau von 

rund 2800 Kcal täglich zu halten, womit er nur etwa zehn Prozent unter dem der 

Zeit vor Kriegsbeginn lag. Dass hierzu die vom Regime praktizierte Ausbeutung 

der besetzten Gebiete einen erheblichen Beitrag geleistet hat, wurde bereits aus-

geführt. Erst nach August 1944 sank der Kalorieninhalt der Rationen stärker ab74.

Jedoch gab es innerhalb der Zivilbevölkerung beträchtliche Abweichungen von 

diesen Mittelwerten. Nach einer unveröffentlichten Denkschrift der Ernährungs-

wirtschaftlichen Forschungsstelle für das Jahr 1942/43 verfügten, in Kalorien ge-

rechnet, Voll-Selbstversorger pro Kopf über rund ein Drittel mehr an Nahrung als 

der Durchschnitt, wohingegen vollständig auf Lebensmittelkarten angewiesene 

Verbraucher nur 88 Prozent des Durchschnitts erhielten. Werden die Teilgruppen 

dieser Konsumentenkategorie, also Arbeitnehmer mit verschieden hohen Zula-

gen und Kinder sowie Jugendliche der unterschiedlichen Altersstufen, einzeln 

betrachtet und die jeweiligen Rationen mit dem gruppentypischen Mindestkalo-

rienbedarf, wie er damals zugrunde gelegt wurde, verglichen, so ergibt sich, dass 

73 Siehe nochmals Aly, Volksstaat, S. 114–132.
74 Siehe auch für den folgenden Absatz Häfner, Materialien, Gliederungspunkt: „Nahrungsver-

brauch und Nährwertvolumen im volkswirtschaftlichen Durchschnitt“.
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die Zuteilungen das Soll von Arbeitern mit Zulagekarten zu rund 85 Prozent, von 

Jugendlichen zwischen 14 und 18 Jahren zu 90 Prozent und von nicht körperlich 

arbeitenden Normalverbrauchern zu 95 Prozent deckten; jedoch wurde der Be-

darf bei Kindern unter 14 Jahren um 30 bis 150 Prozent überschritten, und zwar 

desto mehr, je jünger sie waren. Am schlechtesten waren körperlich arbeitende 

Normalverbraucher gestellt, die keine Zulagen erhielten, weil ihre Arbeit nicht 

als besonders anstrengend galt; ihr Bedarf konnte gemäß der zitierten Denk-

schrift nur zu etwa drei Vierteln erfüllt werden.

Die Ernährungslage von Arbeiterfamilien im Krieg

Wie bereits erwähnt, müssen die Rationen aller Mitglieder eines Haushalts addiert 

werden, um ein realistisches Bild der tatsächlichen Ernährungssituation zu gewin-

nen. Denn offensichtlich gab es häufi g Ausgleichsmöglichkeiten innerhalb von 

Familien mit Kindern, da letztere bis zu einem bestimmten Alter faktisch höhere 

Rationen erhielten, als sie brauchten. Das trug dazu bei, dass durch familieninter-

ne Umverteilung oft auch der Kalorienbedarf von im Hinblick auf ihre eigenen 

Rationssätze unterversorgten Haushaltsmitgliedern weitgehend gedeckt werden 

konnte. Das soll hier zunächst an einem Arbeiterhaushalt demonstriert werden, 

der der Familie entsprach, die dem offi ziellen Index der Lebenshaltungskosten 

zugrunde lag75. Diese erhielt im Kriegswirtschaftsjahr 1942/43 im Schnitt insge-

samt 12.630 Kcal täglich zugeteilt, während ihr Mindestbedarf bei knapp 11.400 

Kcal lag, wenn die Ehefrau einer größeren körperlichen Beschäftigung nachging, 

und bei etwa 10.800, wenn letzteres nicht gegeben war. In beiden Fällen wurde 

der Mindestbedarf der ganzen Familie kalorienmäßig demnach mehr als gedeckt, 

obwohl, separat betrachtet, das Soll der erwachsenen Haushaltsmitglieder nur zu 

76 (körperlich arbeitende Ehefrau), 83 (Ehemann) bzw. 95 Prozent (nicht beson-

ders stark körperlich arbeitende Ehefrau) erfüllt worden ist. Wären die Kinder 

der betrachteten Arbeiterfamilie allerdings alle vier Jahre älter gewesen, hätte ihr 

gemeinsames Mindestsoll an Kalorien um ein Drittel höher gelegen. Da jedoch 

die Zuteilungen kaum gestiegen wären, wäre der minimale Kalorienbedarf der 

gesamten Familie, jedenfalls wenn die Ehefrau eine härtere körperliche Beschäf-

tigung ausgeübt hätte, jetzt unterschritten gewesen, wenn auch lediglich um 2 

Prozent76. Ob der Mindestkalorienbedarf einer Arbeiterfamilie durch die Lebens-

mittelrationen im Krieg abgedeckt wurde oder nicht, hing demnach nicht nur 

vom Zeitpunkt der Betrachtung, dem Status des Mannes als Normalverbraucher 

75 Arbeiterfamilie mit 5 Personen, nämlich Ehemann, Ehefrau, ein Kind von 12, eines von 7 

und eines von 1½ Jahren; vgl. Neuberechnung der Reichsindexziffer für die Lebenshaltungs-

kosten, in: Vierteljahreshefte zur Statistik des Deutschen Reichs 43 IV, 1934, S. 105; für die 

hier vorgenommenen Berechnungen wurde unterstellt, dass der Mann Schwerarbeiterzula-

gen erhalten hat.
76 Häfner, Materialien, Gliederungspunkt: „Nahrungsverbrauch und Nährwertvolumen im 

volkswirtschaftlichen Durchschnitt“; eine ähnliche Rechnung in: IfZ-Archiv, Db 66.62, Ar-

beitswissenschaftliches Institut der DAF, Lebensmittelrationen seit dem 25. September 1939 

und Einkommen.
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oder Zulagenempfänger, der Beschäftigung der Frau und der Zahl der Kinder ab, 

sondern auch vom Alter der Kinder. Auf jeden Fall ergab sich im Lauf des Krieges 

jedoch auch für Arbeiterfamilien, verglichen mit 1937, eine nicht unerhebliche 

Verschlechterung der Zusammensetzung  der Nahrung.

Tabelle 2: Wochenrationen verschiedener Lebensmittel in Arbeiterfamilien 1939–1944 im Vergleich mit 
dem Verzehr 19371 in einem durchschnittlichen Arbeiterhaushalt2 

Arbeiterfamilie I3 Arbeiterfamilie II4

Normal-

verbraucher
Schwerarbeiter

Normal-

verbraucher
Schwerarbeiter

1937

Brot/Mehl/Nährmittel

Fleisch

Fett

Vollmilch (I)

Eier (Stück)

Zucker/Marmelade

12.201

2.895

1.530

9,2

8,0

1.402

Ende 1939

Brot/Mehl/Nährmittel

Fleisch

Fett

Vollmilch (I)

Eier5 (Stück)

Zucker/Marmelade

10.875

2.405

1.181

8,8

8

1.850

12.275

2.905

1.306

8,8

8

1.850

11.575

2.405

1.261

5,3

8

1.800

12.975

2.905

1.386

5,3

8

1.800

Mitte 1942

Brot/Mehl/Nährmittel

Fleisch

Fett

Vollmilch (I)

Eier5 (Stück)

Zucker/Marmelade

10.075

1.450

1.069

8,8

4

2.100

11.475

1.750

1.169

8,8

4

2.100

11.213

1.450

1.135

5,3

4

2.050

12.613

1.750

1.235

5,3

4

2.050

Ende 1944

Brot/Mehl/Nährmittel

Fleisch6

Fett6

Vollmilch (I)

Eier (Stück)

Zucker/Marmelade

11.213

1.425

855

8,8

1

2.133

12.613

1.775

984

8,8

1

2.133

12.025

1.425

1.075

5,3

1

2.083

13.425

1.888

1.113

5,3

1

2,083

Aus Tabelle 2 wird deutlich, dass das Alter der Kinder auch eine Rolle für die 

Zusammensetzung der gesamten Familienration spielte. Insofern konnte sich die 

Verfügbarkeit einzelner Nahrungsmittel, was die Tabelle allerdings nicht deut-

lich macht, im Zeitablauf abrupt ändern, und zwar einfach dadurch, dass die 

1 Wenn nicht anders angegeben, gemessen in Gramm
2 Arbeiterhaushalt mit 4,8 Personen, hier aufgerundet auf 5 Personen, und einem Jahreseinkommen zwischen 2.500 und 

3.000 RM
3 Arbeiterfamilie mit 5 Personen, nämlich Ehemann, Ehefrau, ein Kind von 12, eines von 7 und eines von 11/

2
  Jahren (entspre-

chend der Indexfamilie); in einem Fall wird unterstellt, dass der Mann Schwerarbeiterzulagen erhielt, im anderen Fall, dass 

er, wie die Frau, Normalverbraucher war.
4 Arbeiterfamilie mit 5 Personen, nämlich Ehemann, Ehefrau, ein Kind über 14 Jahre, eines zwischen 10 und 14 und eines 

zwischen 3 und 6 Jahren
5 Jeweils Durchschnitt der Kriegswirtschaftsjahre 1939/40, 1941/42 bzw. 1944/45
6 Unter Berücksichtigung des Ersatzes eines Teils der Fettration durch Fleisch

Quelle: Statistisches Bundesamt, Wirtschaftsrechnungen 1937 in Arbeiterhaushaltungen. Arbeitsunterlage, Wiesba-

den o. J., S. 15; Kurt Häfner, Materialien zur Kriegsernährungswirtschaft 1939–1945. Gliederungspunkt: „Entwick-

lung der Rationen für die städtische Zivilbevölkerung“.
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Kinder älter wurden. Ganz besonders drastisch war das bei Vollmilch der Fall, 

die an  Kinder, abgestuft nach deren Alter, verteilt wurde. Im Beispiel der ersten, 

in der Tabelle aufgeführten Arbeiterfamilie hätte das eigentlich bedeutet, dass 

Mitte 1942, nachdem das älteste Kind das vierzehnte und das jüngste das dritte 

Lebensjahr vollendet hatte, die Vollmilchration tatsächlich nicht mehr rund 9, 

sondern nur noch 5,3 Liter pro Woche betragen hat. Während also der Verbrauch 

von Vollmilch 1937 sich bei repräsentativen Arbeiterfamilien im Gesamtdurch-

schnitt auf etwa 9 Liter belaufen hatte und davon ausgegangen werden kann, dass 

er in Haushalten mit kleinen Kindern noch höher lag, stellte die gleich hohe 

Menge des Milchkonsums bei der ersten Arbeiterfamilie in Tabelle 2 lediglich 

einen ausgesprochenen Sonderfall dar, d. h., im Mittel lag dieser mit Sicherheit 

wesentlich niedriger und eher bei dem Niveau der zweiten Arbeiterfamilie der 

Tabelle.

Dagegen hielten sich die Rationen von Brot, Mehl und sonstigen Getreide-

produkten tatsächlich bis Ende 1944 etwa auf dem Durchschnittsniveau des Ver-

brauchs dieser Nahrungsmittel im Jahr 1937. Auch lag die Summe der Zucker- 

und Marmeladenzuteilungen schon Ende 1939 beträchtlich über dem Verbrauch 

von 1937, und sie stieg im Verlauf des Krieges noch, allerdings zunehmend weiter 

verschoben in Richtung einer in dieser Höhe eigentlich unerwünschten Ration 

an (Kriegs-)Marmelade77. Auf der anderen Seite setzten sich bereits für die Zeit 

zwischen 1927/28 und 1937 beobachtbare negative Tendenzen in der Ernährung 

von Arbeiterhaushalten im Krieg verstärkt fort78. Denn nicht nur der Verbrauch 

von Vollmilch verminderte sich, wie gesagt, im Durchschnitt erheblich. Auch der 

Eierkonsum verringerte sich spätestens seit dem zweiten Kriegsjahr kontinuier-

lich und sehr stark. Die Speisefettrationen waren von Kriegsbeginn an niedriger 

als das im Vergleich zu den späten zwanziger Jahren bereits recht geringe Niveau 

von 1937, und sie gingen dann weiter zurück; ihrer tatsächlichen Höhe nach, d. h. 

im Unterschied zu Tabelle 1 unter Berücksichtigung des teilweisen Ersatzes von 

Fett durch Fleisch, betrugen sie Ende 1944 zwischen drei Fünftel und drei Vier-

tel des Vorkriegskonsums. Die Zuteilungen an Fleisch dagegen waren Ende 1939 

noch erstaunlich hoch und entsprachen beinahe dem Stand von 1937. Sie sanken 

danach aber besonders rasch, und bereits Mitte 1942 beliefen sie sich auf nur 

noch 50 bis 60 Prozent jenes Niveaus. Bis Ende 1944 erholten sie sich allenfalls 

unwesentlich und lediglich aufgrund des erwähnten Substitutionsprozesses.

Zusammenfassend muss demnach festgestellt werden, dass der Mehrverbrauch 

vegetabiler Produkte wie Zucker in all seinen Formen, Kartoffeln sowie Gemü-

se und der Familienausgleich es einer durchschnittlichen städtischen Arbeiter-

familie zwar ermöglichte, ihren Gesamtbedarf an Kalorien im Krieg über weite 

Strecken annähernd zu decken, dass aber gleichzeitig infolge des Rückgangs des 

Verzehrs tierischen Eiweißes und von Speisefett der Ernährungsstandard selbst 

einer Schwerarbeiterfamilie bereits am Anfang des Krieges zurückging. Bis Mit-

77 Häfner, Materialien, Gliederungspunkt: „Entwicklung der Rationen für die städtische Zivil-

bevölkerung“; vgl. auch Overy, Blitzkriegswirtschaft, S. 404.
78 Vgl. Buchheim, The Living Standard of the German Working Class.
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te 1942 war er im Vergleich zu 1937 dann sogar ziemlich beträchtlich gesunken. 

Wird die Entwicklung der Qualität einzelner Lebensmittel in die Analyse mitein-

bezogen, so gilt diese Schlussfolgerung in noch stärkerem Maß. Denn während 

in einer durchschnittlichen Arbeiterfamilie 1937 wenigstens gelegentlich noch 

Bohnenkaffee getrunken wurde, stand im Krieg nur noch Kaffee-Ersatz zur Ver-

fügung. Wie erwähnt, wurde auch das Bier wesentlich dünner und der Fettgehalt 

von Butter, Margarine und Vollmilch geringer. Die Ausmahlungsquoten von Ge-

treide wurden weiter gesteigert, bei Roggen im Durchschnitt beispielsweise von 

78 Prozent 1938/39 auf 95 Prozent 1943/44, denn nur so konnte der Bedarf an 

Mehl einigermaßen gedeckt werden; außerdem wurde ab dem Jahr 1942/43 ein 

bestimmtes Quantum Gerstenmehl bei der Brotherstellung verwendet79. Auch die 

Länge der Zigaretten ist 1943 offenbar ein wenig reduziert worden, um Tabak zu 

sparen80.

Charakteristisch für viele Qualitätseinbußen war, dass sie verdeckt vorgenom-

men wurden. Die Verbraucher konnte man dennoch häufi g nicht täuschen, was 

etwa durch die zahlreichen Klagen über das schlechte Brot belegt wird81. Das be-

deutet, auch die nicht sofort ersichtlichen Qualitätsverschlechterungen führten 

häufi g nicht nur objektiv, sondern auch im subjektiven Empfi nden der Konsu-

menten zu einer Verringerung ihres Lebensstandards. Dennoch bleibt richtig, 

dass die Versorgungslage bei Lebensmitteln in Arbeiterfamilien fast während des 

gesamten Krieges zumindest der Kalorienverfügbarkeit nach vergleichsweise gut 

gewesen ist; das galt umso eher, als ein großer Teil von ihnen über Zulagen verfü-

gen konnte.

Die Ernährungslage anderer gesellschaftlicher Gruppen

Noch besser war allerdings die Ernährung der sogenannten Selbstversorger, also 

von Haushalten, die eine Landwirtschaft hatten und Nahrungsmittel selbst pro-

duzierten. Zwar war für unterschiedliche Nahrungsgüter die Zahl der Selbstver-

sorger verschieden hoch; nimmt man jedoch eine gewisse Fehlermarge in Kauf, 

so kann deren Anteil an der gesamten Zivilbevölkerung bei Brotgetreide, Fleisch 

sowie Milch bzw. Butter jeweils mit rund einem Fünftel angenommen werden. 

Ihre günstige Position ergab sich bereits daraus, dass offi ziell ihr Anspruch auf 

Teile der von ihnen erzeugten Nahrungsmengen gemäß den Rationen gewerb-

licher Schwerarbeiter festgesetzt worden war, und zwar bis auf wenige Ausnahmen 

über alle Altersgruppen hinweg. Praktisch bedeutete das, dass die Ablieferungs-

verpfl ichtungen von Bauern um die entsprechenden Mengen, multipliziert mit 

der Zahl der zu versorgenden Mitglieder jeglichen Alters von deren Haushalten, 

gekürzt wurden; zum Teil war das Verfahren auch so, dass ihnen entsprechende 

Mengen etwa von Mühlen und Molkereien, die die Rohprodukte verarbeiteten, 

79 Häfner, Materialien, Gliederungspunkt: „Entwicklung der Versorgung mit den wichtigsten 

Nahrungsmitteln“.
80 BA, R 2501/7024, Bl. 58.
81 Vgl. Boberach, Meldungen aus dem Reich, Bd. 10, S. 3821, und Bd. 11, S. 4048 f.
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in veredelter Form zurückerstattet worden sind. Demnach kann es kaum verwun-

dern, dass die Ernährungswirtschaftliche Forschungsstelle in ihrer bereits zi-

tierten Untersuchung für das Wirtschaftsjahr 1942/43 die Kalorienverfügbarkeit 

pro Kopf und Tag im Mittel bei Voll-Selbstversorgern auf gut 3700 bezifferte. Im 

Mittel der gesamten Zivilbevölkerung wurden dagegen nur 2740 kcal zugeteilt, 

und der durchschnittliche Empfänger von Lebensmittelkarten musste sich mit 

2410 kcal zufrieden geben82. Tatsächlich sind die für die Selbstversorger zur Ver-

fügung stehenden Mengen an Lebensmitteln so groß gewesen, dass sie gar nicht 

alle von diesen verzehrt, sondern zum Teil verkauft wurden, und zwar meist au-

ßerhalb des Bewirtschaftungssystems.

Allerdings hatten die Selbstversorger auch zahlreiche Möglichkeiten, sich ille-

gal zusätzliche Ernährungsgüter anzueignen, was durch das Ablieferungsverfah-

ren noch unterstützt wurde. Denn außer bei Kartoffeln und Futtergetreide wur-

den den Landwirten keine festen Ablieferungskontingente vorgegeben. Vielmehr 

war im Prinzip die ganze Produktion, abgesehen von den für Saatgut sowie für 

Eigenverbrauch und Fütterungszwecke genehmigten Mengen, restlos abzuge-

ben. Dabei wurde die Erfüllung dieser Verpfl ichtung auf der Basis von Abliefe-

rungserwartungen überprüft, die etwa für pfl anzliche Erzeugnisse anhand der 

Flächen, auf denen diese jeweils angebaut wurden, gebildet wurden83. Wie leicht 

zu erkennen ist, gab es für die Bauern eine ganze Reihe an Strategien, um eine 

Vollablieferung zu umgehen. Zum Beispiel konnte man einen Teil der tatsäch-

lich mit einer bestimmten Frucht bebauten Fläche verheimlichen, indem man 

sie unter Grünland subsumierte. Oder die ehrenamtlich tätigen Ernteschätzer 

konnten bewogen werden, nicht dem voraussichtlichen Ertrag entsprechende 

Ablieferungserwartungen festzusetzen. Tatsächlich wurden die statistisch erho-

benen Erzeugungsmengen landwirtschaftlicher Produkte von den Behörden in-

tern durch Zuschläge nach oben korrigiert, was ja eben zeigt, dass auch ihnen 

die Unvollständigkeit der Erfassung infolge illegalen Verhaltens der Bauern klar 

war84. Obst und Gemüse, das nicht strikt bewirtschaftet wurde, wurden zu großen 

Teilen überhaupt nicht abgeliefert, sondern freihändig zu höheren als den offi zi-

ellen Preisen verkauft85. Ein weiteres Problem waren die Schwarzschlachtungen86. 

Es erscheint zudem nicht unwahrscheinlich, dass die zunehmende Verbreitung 

des Schleich- und Tauschhandels auf dem Land und die den Bauern dadurch vor 

Augen geführten Ertragschancen dieser Art des Verkaufs ihrer Erzeugnisse den 

Anreiz noch vergrößert haben, es mit der Ablieferungsmoral nicht so genau zu 

82 Häfner, Materialien, Gliederungspunkte: „Nahrungsverbrauch und Nährwertvolumen im 

volkswirtschaftlichen Durchschnitt“; „Die einzelnen Verbrauchergruppen der Zivilbevölke-

rung“.
83 Vgl. Arthur Hanau/Roderich Plate, Die deutsche landwirtschaftliche Preis- und Marktpoli-

tik im Zweiten Weltkrieg, Stuttgart 1975, S. 32–34.
84 Häfner, Materialien, Gliederungspunkt: „Entwicklung der Versorgung mit den wichtigsten 

Nahrungsmitteln“.
85 Vgl. Boberach, Meldungen aus dem Reich, Bd. 8, S. 2694 f., und Bd. 11, S. 4003.
86 Vgl. ebenda, Bd. 5, S. 1746 f.
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nehmen, zumal umfassende staatliche Kontrollen völlig unmöglich waren87. Das 

passt jedenfalls zu der im Reichsernährungsministerium gehegten Vermutung, 

dass im Laufe des Kriegs die Angaben über die Erzeugung von Nahrungsmitteln 

immer unzuverlässiger geworden sind88.

Im Vergleich zu den Selbstversorgern, um deren Ernährung es während des 

Kriegs bei weitem am besten bestellt war, ging es den fast ausschließlich auf Kar-

ten angewiesenen Erwachsenen, in deren Haushalt keine Kinder lebten, wegen 

des damit verbundenen weitgehenden Wegfalls des innerfamiliären Ausgleichs 

ernährungsmäßig generell am schlechtesten. Wenn diese auch noch körperlich 

arbeiteten, ohne jedoch aufgrund der Schwere ihrer Arbeit zulageberechtigt zu 

sein, erhielten sie gemäß der bereits wiederholt angeführten Studie der Ernäh-

rungswirtschaftlichen Forschungsstelle mit ihren Rationen im Jahr 1942/43 im 

Durchschnitt lediglich drei Viertel ihres eigentlichen Mindestbedarfs an Kalo-

rien. Nach Schätzungen betraf das ungefähr sieben Millionen Personen, die dem-

nach chronisch unterversorgt waren. Weitere 13 Millionen Erwachsene mussten 

im Wesentlichen von ihren Normalverbraucherrationen leben, ohne allerdings 

körperlich zu arbeiten. Wenn kalorienmäßig 1942/43 das Mindestsoll dieser letz-

ten Verbrauchergruppe zwar noch zu 95 Prozent abgedeckt war, so waren doch 

ihre Eiweiß- und vor allem ihre Fettversorgung bei weitem nicht ausreichend89. 

Darunter befanden sich viele Angestellte, denen, von wenigen Ausnahmen ab-

gesehen, die Aufstockung der Normalrationen durch Zulagen grundsätzlich 

verwehrt blieb; und tatsächlich ergaben Reihenuntersuchungen, dass sich infol-

ge von Versorgungsmängeln spätestens seit 1941/42 deren Gesundheitszustand 

kontinuierlich verschlechterte90.

Als eine weitere Bestätigung dafür kann man einen Selbstversuch eines Dok-

toranden der Friedrich-Wilhelm-Universität Berlin ansehen, der für seine Disser-

tation im Fach Medizin im Januar und Februar 1942 die physiologischen Folgen 

untersuchte, die eine Nahrungsaufnahme genau entsprechend dem Umfang der 

Lebensmittelzuteilungen hatte. Obwohl er sich natürlich bemühte, die Rationen 

optimal zu verwerten, verlor er innerhalb der vier Wochen seines Experiments 

3,5 Prozent seines Körpergewichts vom Ausgangszeitpunkt91. Daran zeigt sich, 

dass die Lebensmittelrationen selbst bei nicht körperlich arbeitenden Normal-

87 Vgl. dazu ebenda, Bd. 8, S. 2733–2735.
88 Häfner, Materialien, Gliederungspunkt: „Entwicklung der Versorgung mit den wichtigsten 

Nahrungsmitteln“.
89 Ebenda, Gliederungspunkt: „Nahrungsverbrauch und Nährwertvolumen im volkswirtschaft-

lichen Durchschnitt“; siehe auch BA, R 43 II/613, Willuhn, Aufzeichnungen, verteilt in der 

Sitzung des Ministerrats für die Reichsverteidigung, 15. 11. 1939, Bl. 101, wo festgestellt wur-

de, dass bereits die damaligen Rationssätze für den größten Teil der Normalverbraucher zu 

gering waren.
90 Vgl. Michael Prinz, Vom neuen Mittelstand zum Volksgenossen. Die Entwicklung des sozi-

alen Status der Angestellten von der Weimarer Republik bis zum Ende der NS-Zeit, München 

1986, S. 266 f.
91 Vgl. Bruno Villwock, Stoffwechselversuch bei Ernährung im Familienhaushalt in Berlin wäh-

rend des Krieges in den Monaten Januar und Februar 1942, Masch.-Diss., Berlin 1943. Für 

die Überlassung dieser Doktorarbeit danke ich Dr. Uwe Spiekermann.
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verbrauchern bereits vor ihrer nochmaligen drastischen Kürzung vom April 1942 

zu gering waren; sie mussten durch zusätzlich beschaffte Nahrungsmittel aufge-

bessert werden, damit permanente Gewichtsverluste und eine dadurch erhöhte 

Krankheitsanfälligkeit vermieden wurden, was jedoch im Verlauf des Krieges 

immer schwieriger wurde. Es ist deshalb nicht weiter erstaunlich, dass in einem 

Bericht des Sicherheitsdienstes der SS von Ende Mai 1943 über die körperliche 

Verfassung „geistiger Arbeiter“, worunter u. a. Lehrer und Beamte verstanden 

wurden, von starken Ermüdungserscheinungen, mangelnder Konzentrationsfä-

higkeit und größerer Reizbarkeit die Rede war. Weiter hieß es, die Leistungsre-

serven seien infolge der jahrelangen Dauer des Krieges nun verbraucht, was sich 

in durchschnittlichen Gewichtsverlusten von 15 kg und mehr niedergeschlagen 

habe92.

Natürlich waren Angestellte und Beamte von ihren Einkommen her eher in der 

Lage als Arbeiter, sich im Wege des Schleichhandels oder auf dem Schwarzmarkt93 

zusätzliche Nahrungsmittel zu besorgen. Jedoch dürfen die so erworbenen Men-

gen insgesamt nicht überschätzt werden. Angesichts von Millionen potentieller 

Nachfrager konnte der einzelne im Normalfall von vorneherein nicht damit 

rechnen, seine Rationen durch derartige Einkäufe wirklich durchgreifend zu er-

höhen. Anders verhielt es sich jedoch bei der Führungsriege des Dritten Reichs 

inklusive der Wehrmacht. Nicht nur erhielten sie, auch und gerade im Krieg, oft 

aus irgendwelchen Sonderfonds monatliche Prämien von hunderten und tausen-

den bzw., zu besonderen Gelegenheiten, Dotationen bis zu hunderttausenden 

von Reichsmark. Hitler selbst war in dieser Hinsicht besonders freigebig, nicht 

zuletzt um sich die Empfänger persönlich zu verpfl ichten, und seine Paladine ei-

ferten ihm darin nach. Auch deshalb mangelte es der Elite des NS-Staates generell 

nicht an Geldmitteln, um ein luxuriöses Leben zu führen94. Und selbst die hohen 

Schwarzmarktpreise der Kriegszeit wirkten wohl kaum besonders abschreckend.

Jedoch reichten oft die herausgehobene Position oder gute Beziehungen allein 

schon aus, um große Vorteile zu erlangen, wie der Fall des Berliner Delikates-

senhändlers Nöthling belegt95. Gegen diese Firma waren im Sommer 1942 wegen 

fehlender Verwendungsnachweise für einen Teil der von ihr gehandelten Lebens-

mittel Ermittlungen eingeleitet worden. Dabei stellte sich heraus, dass große Men-

gen von Delikatessen ohne die notwendigen Lebensmittelmarken an eine ganze 

Reihe von Reichsministern, Generälen, Polizei- und Gerichtspräsidenten sowie 

sonstige herausragende Persönlichkeiten geliefert worden waren. Zum Beispiel 

waren allein an den Haushalt von Reichsinnenminister Wilhelm Frick außerhalb 

des Rationierungssystems unter anderem zweieinhalb Zentner Gefl ügel, ein Zent-

92 Vgl. Boberach, Meldungen aus dem Reich, Bd. 14, S. 5312 f.
93 Dieser begann z. B. in Köln offenbar ab Mitte 1943 richtiggehend zu fl orieren; vgl. Wiggen-

Jux, Versorgung der Kölner Zivilbevölkerung, S. 157–169.
94 Vgl. Frank Bajohr, Parvenüs und Profi teure. Korruption in der NS-Zeit, Frankfurt a. M. 2001, 

S. 34–39; Fabrice d‘Almeida, Hakenkreuz und Kaviar. Das mondäne Leben im Nationalsozia-

lismus, Düsseldorf 2007, S. 293–295.
95 Für das Folgende Lothar Gruchmann, Korruption im Dritten Reich. Zur „Lebensmittelver-

sorgung“ der NS-Führerschaft, in: VfZ 42 (1994), S. 571–593, hier S. 580.
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ner Rehfl eisch, fast ein Zentner Wurst und Schinken sowie je ein Viertelzentner 

Pralinen und Tee verkauft worden. Zwar war Hitler, als er davon erfuhr, „ziemlich 

betroffen“, dennoch entschied er vom „Standpunkt der Staatsräson“ sofort, von 

der Sache kein öffentliches Aufhebens zu machen. Dementsprechend kamen die 

prominenten Einkäufer ungeschoren davon, lediglich August Nöthling wurde in 

Untersuchungshaft genommen, wo er Selbstmord beging. Bei ersteren aber han-

delte es sich um die „Bonzen“, deren luxuriöser Lebensstil natürlich nicht ver-

borgen blieb und die zur Zielscheibe ätzender Kritik der weniger privilegierten 

Schichten wurden96, ohne dass sie das jedoch in besonderer Weise tangiert hätte.

Jedoch gab es auch einen völlig legalen Weg, um Lebensmittel außer der Rei-

he zu erhalten, nämlich durch Beziehungen zum Ausland. So hieß es in einem 

Erlass des Reichswirtschaftsministeriums an die Devisen- und Reichsstellen vom 

27. Januar 194497: „Devisenausländer senden seit Kriegsbeginn häufi g an Devi-

seninländer Liebesgabenpakete. Diese Liebesgabensendungen kann der auslän-

dische Spender entweder unmittelbar an den inländischen Begünstigten über-

senden oder sich zur Durchführung seiner Schenkung eines inländischen oder 

ausländischen Unternehmens bedienen, das sich gelegentlich oder gewerbsmä-

ßig mit dem Vertrieb von Liebesgabensendungen befasst.“ Tatsächlich fi ndet sich 

in derselben Akte, die diesen Erlass enthält, eine listenmäßige Zusammenstel-

lung von möglichen Sendungen der Fa. Ritzmann’s Agenturen in Bern, darunter 

zum Beispiel eine, die 900 Gramm Gänsebrust und 125 Gramm Schwarztee für 

39 Franken enthielt, und eine andere mit 1000 Gramm Huhn in eigener Soße 

(in der Dose), 125 Gramm Schwarztee, 250 Gramm Mandeln, 3 Stangen Vanille 

im Glas und 3 Dosen Ölsardinen für 51 Franken. Interessanterweise ist noch Fol-

gendes mit Schreibmaschine auf der Liste vermerkt: „Sehr geehrter Herr. Viele 

schweizerische Geschäftsfi rmen und Private senden durch unsere Vermittlung re-

gelmäßig von diesen Paketen an Bekannte und Geschäftsfreunde. Ohne Zweifel 

genügt ein Hinweis bei Ihren Bekannten, um ebenfalls mit einem Paket bedacht 

zu werden.“98

Es spricht demnach einiges dafür, dass vor allem auch Unternehmer mit ge-

schäftlichen Verbindungen ins neutrale Ausland, insbesondere wohl in die 

Schweiz, von Zeit zu Zeit zur Pfl ege des Kontakts derartige Liebesgabensendungen 

erhielten. Insgesamt scheint die Nachfrage von Devisenausländern nach solchen 

Geschenken für ihre Bekannten in Deutschland jedenfalls groß genug gewesen 

zu sein, dass es für bestimmte Firmen lohnend war, sich auf dieses Geschäftsfeld 

zu spezialisieren. Abgewickelt wurden Liebesgabensendungen, indem entspre-

chende Waren in größeren Mengen gegen Devisenzahlung nach Deutschland 

importiert und dann in Einzelpakete verpackt und versandt oder aus ohnehin 

in Freihäfen lagernden, gegen freie Devisen erworbenen Beständen entnommen 

wurden. Da auch in Deutschland anfallende Lagerkosten, Provisionen, Fracht 

96 Boberach, Meldungen aus dem Reich, Bd. 10, S. 3688; vgl zur Affäre Nöthling Gruchmann, 

Korruption, S. 581f.
97 BA, NS 6/702.
98 Ebenda, Preisliste Nr. 28a, Liebesgabenpakete.
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und Verpackungsspesen in Devisen zu begleichen waren, erhöhte sich dadurch 

sogar noch das Aufkommen an freien Devisen für den deutschen Staat99.

Der Stellenwert solcher Sendungen für den Lebensstandard der davon Begün-

stigten, die nicht deckungsgleich mit der engeren Führungsschicht des Dritten 

Reichs gewesen sind, ist nicht einzuschätzen. Dass es letzteren ernährungsmäßig 

generell nicht so schlecht gegangen sein kann, zeigt allerdings der Charakter der 

versandten Waren, bei denen es sich zum großen Teil offensichtlich nicht um es-

sentielle Produkte, sondern eher um Delikatessen gehandelt hat. Sicher ist wohl 

auch, dass Arbeiter mangels Kontakten ins neutrale Ausland von solchen „Lie-

besgaben“ nur äußerst selten profi tiert haben können. Ebenso wenig dürften sie 

als besonders potente Käufer auf dem Schwarzmarkt aufgetreten, noch Gast in 

Luxusrestaurants oder zu offi ziellen Diners eingeladen gewesen sein100. Insgesamt 

kann wohl mit Recht vermutet werden, dass die rasante einkommensmäßige Bes-

serstellung des am meisten verdienenden einen Prozent der Bevölkerung in den 

dreißiger Jahren101 sich während des Krieges im Vergleich zu der immer karger 

werdenden Lebensführung der Masse des deutschen Volkes in eine entsprechend 

oder sogar noch stärker abgehobene Versorgungslage transformiert hat.

Die Versorgung mit gewerblichen Konsumgütern

Neben Quantität und Qualität der verfügbaren Nahrungsmittel beeinfl usste na-

türlich auch die Versorgung mit anderen Konsumgütern die materielle Lebens-

lage der deutschen Zivilbevölkerung. Damit war es jedoch im Krieg noch we-

sentlich schlechter als mit der Ernährung bestellt. Das lässt sich bereits an den 

Umsätzen der Textil-, Leder- und Lederwaren- sowie der Bekleidungsindustrie 

erkennen, die insgesamt im Vergleich zu 1939 schon 1940/41 etwas gesunken 

und 1942/43 dann real um rund 13 Prozent zurückgegangen waren. Da zwischen 

1939 und 1943 aber die Wehrmachtskäufe solcher Produkte um fast 30 Prozent 

zugenommen hatten, lagen die preisbereinigten sonstigen Umsätze jener Indus-

trien zusammengenommen 1943 sogar um 20 Prozent unter denen von 1939102. 

Gerade bei Textilien und Kleidung gab es aber schon in der Vorkriegszeit beson-

ders gravierende Engpässe bei privaten Verbrauchern103. Diese wurden infolge 

der erwähnten Umsatzrückgänge demnach noch einmal massiv verschärft, zumal 

aus der verminderten Produktion neben dem – steigenden – Wehrmachtsbedarf 

 99 Ebenda, Reichswirtschaftsministerium, Allgemeiner Erlass Nr. 4/44, 27. 1. 1944, und 

ebenda, Vermerk Betrifft: Devisenbewirtschaftung; Versand von Liebesgabenpakete[n] ab 

Deutschland.
100 Vgl. d’Almeida, Hakenkreuz und Kaviar, S. 296 f.
101 Vgl. Fabien Dell, Top Incomes in Germany and Switzerland Over the Twentieth Century, in: 

Journal of the European Economic Association 3 (2005), S. 415–417.
102 NARA, RG 243, Entry 6, European Survey, Published Reports, Box No. 12, 134: USSBS, In-

dustrial Sales, Output, and Productivity. Prewar Area of Germany 1939–1944, Special Paper 

No. 8, S. 47 u. S. 56.
103 Vgl. Gerd Höschle, Die deutsche Textilindustrie zwischen 1933 und 1939. Staatsinterventio-

nismus und ökonomische Rationalität, Stuttgart 2004, S. 152–162.
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weiterhin auch die Nachfrage von anderen öffentlichen und Parteidienststellen, 

etwa der Organisation Todt, der Polizei, SS, SA und des Arbeitsdienstes, bedient 

werden musste.

Gemäß einem vom Planungsamt des Rüstungsministeriums im Sommer 1944 

fertiggestellten Bericht verringerten sich die Einzelhandelsumsätze insgesamt zwi-

schen 1939 und 1943 preisbereinigt um rund ein Fünftel104. Gleichzeitig stieg aber 

der Bedarf an Kleidung und Haushaltswaren aller Art infolge des Bombenkriegs 

und der mit der Zerstörung von Wohnraum und Geschäften einhergehenden 

Vernichtung von derartigen langlebigen Verbrauchsgütern105. Beides zusammen 

machte es vor allem in der zweiten Kriegshälfte einem normalen Arbeitnehmer-

haushalt nahezu unmöglich, solche Produkte noch zu erhalten. Das kann gut an 

der Ausgestaltung des Bewirtschaftungssystems demonstriert werden.

Ab November 1939 wurde Kleidung mit Hilfe von Kleiderkarten bewirtschaf-

tet. Im Prinzip waren danach die Abstände zwischen der Ausgabe der verschie-

denen Reichskleiderkarten, deren Gesamtpunktwerte und die beim Kauf einzel-

ner Kleidungsstücke abzugebende Anzahl von Punkten für die Versorgungslage 

entscheidend. Dabei waren die Kleiderkarten von ihrer Ausgestaltung her im 

Allgemeinen nur für eine Person bestimmt, ein Familienausgleich war also bei 

weitem nicht in dem Maße wie bei den Lebensmittelrationen machbar106. Zudem 

war es trotz Bewirtschaftung offenbar sehr häufi g nicht möglich, die eigentlich 

benötigten Arten, Größen oder Qualitäten von Kleidung zu erhalten107. Insge-

samt sind im Verlauf des Kriegs fünf Reichskleiderkarten ausgegeben worden, 

und zwar die erste mit einer Laufzeit ab 29. November 1939, ab 5. September 

1940 die zweite, die dritte ab 30. Oktober 1941, ab 4. Januar 1943 die vierte und 

eine letzte ab 18. September 1944. Dabei überlappte sich die Gültigkeitsdauer 

der verschiedenen Karten. Allerdings gab es die fünfte Kleiderkarte nur noch 

für Kinder und Jugendliche, Erwachsene erhielten sie nicht. Ja, auch die drit-

te und vierte Reichskleiderkarte wurden im August 1943 für Erwachsene außer 

Kraft gesetzt, um neben der Deckung des Bedarfs an Berufskleidung vor allem die 

Fliegergeschädigten mit einer Mindestmenge an Kleidung und Wäsche ausstatten 

zu können108, wobei selbst das etwa in Köln ab April 1944 offenbar nicht immer 

gewährleistet werden konnte109.

Ab Sommer 1943 gab es demnach, jedenfalls im Normalfall, für Erwachsene 

überhaupt keine Kleidung zur privaten Nutzung mehr zu kaufen. Aber schon zu-

vor waren, abgesehen von den erwähnten spontanen Mangellagen, die praktisch 

permanent auftraten, die den Verbrauchern offi ziell zugestandenen Mengen 

104 Vgl. Scherner, Bericht zur deutschen Wirtschaftslage, S. 538; Overy, Blitzkriegswirtschaft, 

S. 296.
105 Vgl. Rolf Wagenführ, Die deutsche Industrie im Kriege 1939–1945, Berlin 21955, S. 49 f.; 

Schmitz, Bewirtschaftung, S. 506–510 u. S. 528 f.
106 Vgl., auch zum Folgenden, Schmitz, Bewirtschaftung, S. 183–190 u. S. 503–511.
107 Siehe hierzu auch Boberach, Meldungen aus dem Reich, Bd. 5, S. 1773, Bd. 7, S. 2254 f., Bd. 

8, S. 2766, und Bd. 11, S. 4297 f.
108 Vgl. ebenda, Bd. 14, S. 5695; Scherner, Bericht zur deutschen Wirtschaftslage, S. 538.
109 Vgl. Wiggen-Jux, Versorgung der Kölner Zivilbevölkerung, S. 106.
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an neuer Kleidung geringer geworden. Die ersten beiden Reichskleiderkarten 

teilten für die Zeit bis zur Ausgabe der jeweils nächsten Karte Erwachsenen im 

Schnitt pro Monat noch etwa elf Punkte zu. Auch das war schon wenig im Hinblick 

darauf, dass zum Beispiel für ein Kleid 42, eine Strickweste 28, ein Oberhemd 24 

und für eine Bluse 20 Punkte abzugeben waren und selbst ein Paar Männerso-

cken 6 Punkte „kostete“. Zwei Erwachsene konnten bei diesen Punktwerten mit 

der ersten und zweiten Kleiderkarte in einem halben Jahr zusammen also maxi-

mal ein Kleid, eine Strickweste, eine Bluse, ein Hemd und drei Paar Herrenso-

cken erwerben. 1937 dagegen, als noch Geld allein zum Kauf von Kleidung aus-

reichte, kosteten die gleichen Artikel insgesamt zwischen 22 und 34 RM; gemäß 

den Wirtschaftsrechnungen aus jenem Jahr wurden in einem durchschnittlichen 

Arbeiterhaushalt damals jedoch in sechs Monaten 40 RM für Erwachsenen-Ober-

bekleidung ausgegeben110.

Bei der dritten Reichskleiderkarte sank die monatlich im Mittel vorgesehene 

Punktzahl bei generell nur geringfügig veränderten Punktwerten einzelner Klei-

dungsstücke dann sogar auf 8 ½ und bei der vierten auf nur noch fünf Abschnitte 

ab. Noch dazu war in beiden Fällen ein Teil der Punkte nur nach Aufruf gültig, was 

sofort den Verdacht weckte, dass ein solcher niemals erfolgen werde. Außerdem 

wurden jeweils weitere Produkte, etwa Gummizeug, Nähzeug und Kurzwaren, in 

die Bewirtschaftung einbezogen, bei deren Einkauf jetzt ebenfalls Punkte abzuge-

ben waren111. Insgesamt wird sehr deutlich, wie ungenügend die Versorgung des 

Normalverbrauchers mit Kleidung und Textilien spätestens ab Herbst 1941 war. 

Auch bei Kleidung und Textilien wurde obendrein die Qualität noch schlechter, 

was schon daraus ersichtlich ist, dass die rund 930.000 Tonnen Textilrohstoffe, 

die etwa 1943 in Deutschland verarbeitet worden sind, zu mehr als 20 Prozent aus 

Spinnpapier bestanden112.

Die Lage bei Schuhwerk war von Anfang des Krieges an noch schwieriger als 

bei textiler Kleidung, was wohl der Grund dafür war, dass es hier auch nach No-

vember 1939 bei der fallweisen Erteilung von Schuhbezugsscheinen für nachge-

wiesenen dringenden Bedarf blieb; ein solcher wurde jedoch bei zwei Paar ge-

brauchsfähigen Straßenschuhen pro Person keinesfalls als gegeben angesehen113. 

Falls jedoch ein Schuhbezugsschein ausgestellt worden war, musste in den meis-

ten Fällen, außer bei Arbeitsschuhen, beim Kauf des entsprechenden Schuhwerks 

bald zusätzlich noch eine bestimmte Anzahl an Kleiderkarten-Punkten hingege-

ben werden. Es ist daher nicht verwunderlich, dass es bereits in den ersten Wo-

chen und Monaten des Kriegs zahlreiche Klagen über eine unzureichende Ver-

sorgung mit Schuhen gab, zumal offenbar sogar Schuhreparaturen nicht oder 

nur stark verzögert vorgenommen werden konnten, da es den Schustern an Leder 

110 Vgl. Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 59 (1941/42), S. 380; Statistisches Bun-

desamt (Hrsg.), Wirtschaftsrechnungen 1937, S. 14.
111 Vgl. Boberach, Meldungen aus dem Reich, Bd. 8, S. 2938, und Bd. 12, S. 4520 f. u. S. 4778.
112 Vgl. Wagenführ, Industrie, S. 50.
113 Siehe für den ganzen Absatz Schmitz, Bewirtschaftung, S. 191–194 u. S. 525–529.
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und sonstigen Materialien mangelte114. Im Verlauf des Krieges wurde das Bezugs-

scheinsystem zudem nach den unterschiedlichsten Arten von Schuhwerk, nicht 

zuletzt auch solchen mit Holzsohle oder gar Galoschen ganz aus Holz, immer 

weiter ausdifferenziert, in der Hoffnung, auf diese Weise wenigstens den drin-

gendsten Bedarf an bestimmten Schuhsorten befriedigen zu können. Im Übrigen 

galt für Schuhe wie auch für Möbel und Hausrat, die ja seit Anfang 1943 nach 

und nach ebenfalls in die Bewirtschaftung einbezogen wurden, dass sie in der 

zweiten Kriegshälfte bevorzugt Bombenkriegsopfern zugeteilt worden sind, für 

den normalen Bedarf der sonstigen Zivilbevölkerung also fast nichts mehr zur 

Verfügung stand115.

Zusammenfassung

Insgesamt dürfte deutlich geworden sein, dass der materielle Lebensstandard 

der deutschen Zivilbevölkerung schon am Anfang des Krieges in mancherlei Hin-

sicht unter den der unmittelbaren Vorkriegszeit gedrückt wurde, obwohl dieser 

noch immer niedriger als am Ende der 1920er Jahre war. Das galt ebenfalls für 

die Ernährungslage, wenn auch, vor allem bei Arbeiterfamilien, zunächst nur in 

vergleichsweise geringem Umfang. Dagegen verschärfte sich der Mangel an Klei-

dung und Schuhwerk sofort massiv. Von Kriegsbeginn an musste sich die Masse 

der Konsumenten, entgegen der Auffassung von Alan Milward, durchaus spürbar 

einschränken. Ab Herbst 1941 verminderten sich dann die Möglichkeiten, Klei-

dung zu erwerben, noch einmal rapide, und seit etwa Mitte 1943 konnte man 

im Normalfall keine Kleidung und auch keine sonstigen Gebrauchsgüter mehr 

kaufen. Im Frühjahr 1942 wurden die Rationen wichtiger Lebensmittel massiv ge-

kürzt, sodass selbst in Arbeiterhaushalten, die ja häufi g über Nahrungszulagen 

verfügen konnten, beispielsweise der Fleischkonsum auf nur noch etwa zwei Drit-

tel des Vorkriegsstands sank. Ab der Jahreswende 1943/44 verschlechterte sich 

die Ernährungssituation dann schließlich relativ kontinuierlich weiter. Alles in 

allem wurde die Gesamtversorgung der deutschen Zivilbevölkerung mit zuneh-

mender Dauer des Kriegs immer dürftiger. Eine Unterscheidung zwischen einer 

ersten Phase bis 1941/42 mit weiterhin beinahe friedensmäßiger Versorgung 

und einer zweiten danach, in der infolge der Totalisierung des Kriegs den Konsu-

menten massive Einschnitte zugemutet worden sind, verzerrt daher die tatsäch-

liche historische Entwicklung.

Bemerkenswert ist, dass Familien mit kleineren Kindern bei der Nahrungsmit-

telversorgung gegenüber kinderlosen Erwachsenen ausgesprochen begünstigt wa-

ren. Das war eine Folge der teilweise weit über den eigentlichen Bedarf hinausge-

henden Zuteilung von Lebensmitteln an Kinder, die im Wege des innerfamiliären 

Ausgleichs dann anderen Haushaltsmitgliedern zugute kamen. Infolgedessen 

114 Vgl. Boberach, Meldungen aus dem Reich, Bd. 2, S. 378 (Bericht vom 20. 10. 39), S. 426 (Be-

richt vom 6. 11. 1939), Bd. 3, S. 660 f. (Bericht vom 17. 1. 1940), Bd. 4, S. 1147 (Bericht vom 

16. 5. 1940), und Bd. 5, S. 1618 (Bericht vom 26. 9. 1940).
115 Vgl. Scherner, Bericht zur deutschen Wirtschaftslage, S. 529–531 u. S. 538.
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wurde zumindest der Kalorienbedarf aller Angehörigen solcher Familien fast bis 

zum Ende des Krieges annähernd gedeckt, wobei sich die Zusammensetzung der 

Nahrung natürlich auch in diesem Fall enorm verschlechterte. Noch besser als 

städtische Familien mit Kindern konnten sich bäuerliche Haushalte verpfl egen, 

da sie als Selbstversorger auch offi ziell über sehr hohe Nahrungsmittel-Deputate 

verfügten. Dagegen war die Ernährungslage bei städtischen Verbrauchern ohne 

Kinder am ungünstigsten, selbst wenn diese nicht körperlich arbeiteten. Am kom-

fortabelsten lebte allerdings eine Oberschicht von Unternehmern und Angehöri-

gen der Staats- und Parteielite, die über genügend Geld für ausgiebige Schwarz-

marktkäufe und über wertvolle persönliche Beziehungen verfügte. Allenfalls bei 

ihr kann man demnach von „Wohlleben“ (Götz Aly) sprechen. Demnach ist auch 

klar, dass der Krieg nicht alle Unterschiede im Lebensstandard sozialer Gruppen 

eingeebnet hat. Vielmehr hat er nicht nur die herausgehobene Stellung der Füh-

rungsschicht des Dritten Reichs zementiert, sondern auch neue, teilweise uner-

wartete Trennlinien geschaffen, die völlig anders verliefen als im Frieden.
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Michael Mayer

„Die französische Regierung packt die Judenfrage 
ohne Umschweife an“
Vichy-Frankreich, deutsche Besatzungsmacht und der Beginn der 
„Judenpolitik“ im Sommer/Herbst 1940

Einleitung

Der deutsch-französische Waffenstillstandsvertrag vom 22. Juni 1940 eröffnete 

dem Deutschen Reich in den okkupierten Teilen Frankreichs „alle Rechte der be-

setzenden Macht“. Zugleich wurden die französischen Behörden und Dienststel-

len aufgefordert, „den Anordnungen der deutschen Militärbefehlshaber Folge zu 

leisten und in korrekter Weise mit diesen zusammenzuarbeiten“1. Das Verhältnis 

zwischen deutscher Besatzungsmacht und französischem Staat scheint also de jure 

klar festzustehen; es beruhte auf Unterordnung sowie auf Befehl und Gehorsam. 

In der Praxis war die Situation in Frankreich jedoch bedeutend komplexer. So 

residierte in dem Städtchen Vichy in der nicht von deutschen Truppen besetz-

ten Zone im Süden des Landes eine Regierung, die ein größtmögliches Maß an 

Autonomie gegenüber der deutschen Militärverwaltung im Norden bewahren 

wollte. Es bestand also ein gewisses Spannungsfeld zwischen einer deutscher Ein-

fl ussnahme auf das Land und gleichzeitigen französischen Abwehrbemühungen, 

es bestand aber auch eine gewisse Interessenidentität, insbesondere bei der Auf-

rechterhaltung von Ruhe und Ordnung. Eine Frage ist dabei für die historische 

Forschung von besonderer Bedeutung: Wie autonom war die französische Regie-

1 Hermann Böhme, Der deutsch-französische Waffenstillstand im Zweiten Weltkrieg, Teil 1: 

Entstehung und Grundlagen des Waffenstillstandes von 1940, Stuttgart 1966, S. 364–367, hier 

S. 364. Vgl. ausführlich zur antijüdischen Politik der französischen Regierung und der deut-

schen Besatzungsmacht Michael Mayer, Staaten als Täter. Ministerialbürokratie und „Juden-

politik“ in NS-Deutschland und Vichy-Frankreich. Ein Vergleich, München 2010. – Der Titel 

des Aufsatzes „Le gouvernement français aborde franchement la question juive“ entstammt 

einer Propagandaschrift des französischen Secrétariat Général de l’Information: L’œuvre du 

Maréchal, juillet 1940–juillet 1941, Paris 1941, S. 8.

War der Holocaust ein europäisches Projekt? Keine Frage, die Initiative zum 
Völkermord kam aus Deutschland. Richtig ist aber auch, dass diese Initiative in ganz 
Europa auf ein vernehmliches Echo traf, selbst wenn es dann im Einzelnen sehr unter-
schiedlich ausfi el. Auch die französische Regierung, die französische Verwaltung und 
die französische Kirche haben sich 1940, nach dem deutschen Sieg im Westen, für 
eine antisemitische Politik entschieden. Das Interessante daran war, dass dies – wie 
jetzt nachgewiesen wird – fast ohne deutsches Zutun geschah. ■■■■
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rung, bzw. wie weit nahm die deutsche Besatzungsmacht Einfl uss auf die Politik 

des Landes?

In der Historiographie ist spätestens seit den Arbeiten von Eberhard Jäckel und 

Robert Paxton unumstritten, dass das Vichy-Regime über eine relative Autonomie 

verfügte2. Es war schließlich die französische Regierung, die im Herbst 1940 mit 

dem Angebot einer beschränkten Zusammenarbeit auf die deutsche Staatsfüh-

rung zuging und damit den Grundstein für die collaboration d’État legte3. Das Deut-

sche Reich, das Frankreich einerseits als Aufmarschgebiet für den andauernden 

Krieg gegen Großbritannien, andererseits als Rüstungsstandort benötigte, war 

an den innenpolitischen Gegebenheiten, soweit diese nicht die Sicherheit der 

deutschen Besatzungstruppen beeinträchtigten, desinteressiert. Deutsche und 

französische Interessen ergänzten sich deshalb in der Anfangszeit der Besatzung 

vortreffl ich, wie schon der Historiker Jean-Pierre Azéma vermerkt: „Die extreme 

Rechte verfi ng sich derart leicht in der Falle der Kollaboration, da das Reich die 

Klugheit besaß, ihr in der Anfangszeit zu gestatten, ihre kleine Revolution zu 

machen.“4

Die entscheidende Frage lautet nun: Wie groß waren damals die französischen 

Handlungsmöglichkeiten? Zur Beantwortung dieser Frage sind vor allem die ers-

ten Wochen nach Gründung des État Français am 11. Juli 1940 von Interesse. Diese 

Zeit lag noch vor Beginn der „offi ziellen“ deutsch-französischen Zusammenarbeit 

ab Herbst 1940, die ihren propagandistischen Höhepunkt während des Treffens 

zwischen Hitler und dem Chef de l’État Français, Philippe Pétain, am 24. Oktober 

1940 in Montoire erreichen sollte. Das Verhältnis zwischen französischem Staat 

und deutscher Besatzungsmacht befand sich kurz nach dem Abschluss des Waf-

2 Vgl. Eberhard Jäckel, Frankreich in Hitlers Europa. Die deutsche Frankreichpolitik im Zwei-

ten Weltkrieg, Stuttgart 1966, und Robert Owen Paxton, Vichy France, London 1972; vgl. 

dagegen Robert Aron, Histoire de Vichy, 1940–1944, Paris 1954. Gerade jüngere Arbeiten, 

die aufgrund der um die Jahrtausendwende begonnenen liberaleren Freigabepraxis der 

Vichy-Akten in französischen staatlichen Archiven vermehrt auf Quellen zurückgreifen kön-

nen, betonen die relative Autonomie des État Français in bestimmten Zeitabschnitten und 

bestimmten Teilbereichen. Vgl. insbesondere Marc-Olivier Baruch, Servir l’État français. 

L’administration en France de 1940 à 1944, Paris 1997, S. 127–131; Laurent Joly, Vichy dans la 

„Solution fi nale“. Histoire du commissariat général aux Questions juives (1941–1944), Paris 

2006; Martin Jungius, Der verwaltete Raub. Die „Arisierung“ der Wirtschaft in Frankreich in 

den Jahren 1940 bis 1944, Ostfi ldern 2008.
3 Vgl. etwa Jäckel, Frankreich, S. 86 u. S. 102 f.; Robert Owen Paxton, La collaboration d’État, 

in: La France des années noires, Bd. 1, hrsg. von Jean-Pierre Azéma und François Bédarida, 

Paris 2000, S. 349–383, hier S. 363–365; Jean-Pierre Azéma, La Collaboration (1940–1944), 

Paris 1975, S. 54. Dabei ist zu unterscheiden zwischen der collaboration d’État, also der 

pragmatischen Zusammenarbeit mit der deutschen Besatzungsmacht, um auf diese Weise 

das Land möglichst unbeschadet durch die Zeit der Okkupation zu führen, und dem colla-

borationisme, also der Unterwerfung unter die nationalsozialistische Ideologie. Vgl. hierzu 

Stanley Hoffmann, Collaborationism in France during World War II, in: Journal of Modern 

History 40 (1968), S. 375–395. Im vorliegenden Aufsatz liegt der Fokus allein auf der pragma-

tischen collaboration d’État.
4 Jean-Pierre Azéma, Le régime de Vichy, in: Azéma/Bédarida (Hrsg.), La France des années 

noires, Bd. 1, S. 159    –190, hier S. 169.
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fenstillstandes noch weitgehend im Fluss. In diesen Wochen bestand für das Vi-

chy-Regime die beste Gelegenheit, eine eigenständige Politik umzusetzen, da sich 

die deutschen Dienststellen erst einmal im Land etablieren und das Verhältnis 

zur französischen Regierung auch in der Praxis erproben mussten.

Die Frage nach der Autonomie von Vichy-Frankreich soll im Folgenden an 

einem besonders prägnanten Beispiel diskutiert werden – am Beispiel der An-

fänge seiner „Judenpolitik“. Abgesehen von der großen historiographischen und 

moralischen Bedeutung dieses Themas eignet sich dieses auch deshalb ganz 

besonders zur Beantwortung der eingangs formulierten Frage, da die deutsche 

Besatzungsmacht bereits wenige Wochen nach Abschluss des Waffenstillstands-

vertrages am 27. September 1940 eine antijüdische Verordnung erließ, die den 

Ausgangspunkt der scheinlegalen Verfolgungspolitik bildete5. Nur wenige Tage 

später, am 3. Oktober 1940, unterzeichnete Pétain ein antijüdisches Gesetz, das 

statut des juifs, das umfassende Bestimmungen für die Juden des Landes vorsah6. 

Die zeitliche Nähe beider Maßnahmen lässt vermuten, dass ein beträchtlicher Zu-

sammenhang zwischen diesen besteht. Um dieser Annahme genauer nachzuge-

hen, sollen im Folgenden Entstehungsgeschichte und Intentionen der deutschen 

Verordnung vom 27. September 1940 und des französischen „Judenstatuts“ unter-

sucht werden, wobei letzteres auch in den Kontext der damals herrschenden Ju-

denfeindschaft in Frankreich einzuordnen wäre. Damit kann die Frage beantwor-

tet werden, inwieweit das Ergebnis einer autonomen französischen „Judenpolitik“ 

vorlag. Doch sollen die deutschen und französischen gesetzgeberischen Hand-

lungen nicht getrennt voneinander betrachtet werden. Der folgende Abschnitt 

des Aufsatzes ist daher der Untersuchung der wechselseitigen Beziehungen in der 

antijüdischen Politik gewidmet. Abschließend werden die Ergebnisse dieser Stu-

die noch einer Überprüfung unterzogen, wenn beispielhaft die verwaltungstech-

nische Umsetzung des statut des juifs herangezogen wird. Damit kann aufgezeigt 

werden, inwieweit die französische Administration die „Judenpolitik“ des État 

Français unterstützte. Auf diese Weise vervollständigt sich das Bild, das über den 

Autonomiegrad Frankreichs und die Möglichkeiten bzw. den Willen zum aktiven 

Handeln durch die französische Regierung Aufschluss gibt.

Aufgrund des nach der Jahrtausendwende erleichterten, mittlerweile immer 

weniger restriktiven Umgangs der französischen staatlichen Archive mit Ver-

schlusssachen der Vichy-Ära ist es in diesem Beitrag erstmals möglich, der Ent-

stehungsgeschichte der loi du 3 octobre 1940 auf einer umfassenden Quellenbasis 

nachzugehen7. Insgesamt konnten die in den Nationalarchiven und den Archi-

5 Verordnungsblatt des Militärbefehlshabers in Frankreich (VOBlF) vom 30. 9. 1940, S. 92 f.
6 Loi portant statut des juifs vom 3. 10. 1940, in: Journal offi ciel de la République Française 

vom 18. 10. 1940, S. 5323. Ab 4. 1. 1941 als Journal offi ciel de l’État Français (JO).
7 Es fi nden sich in der Forschungsliteratur zwar Stellungnahmen zur Entstehungsgeschichte 

des statut des juifs, doch handelt es sich hierbei vor allem um persönliche Statements und 

Mutmaßungen, was nicht unbedingt immer negativ zu bewerten ist. Auf Quellenbasis ist die-

se Frage jedoch noch nicht untersucht worden. Zudem geht keine der bisherigen Arbeiten 

über einen groben Überblick hinaus und bezieht sich zumeist auf die Ereignisse Ende Sep-

tember/Anfang Oktober 1940. Vgl. als überzeugendere Darlegungen Baruch, Servir l’État 
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ven der Außenministerien beider Länder überlieferten Bestände sowie die Samm-

lungen des Instituts für Zeitgeschichte in München und des Centre de Documentati-

on Juive Contemporaine in Paris eingesehen werden. Es werden somit nicht nur die 

relevanten Quellen zur Entstehungsgeschichte des statut des juifs zum ersten Mal 

wissenschaftlich ausgewertet, zugleich wird auch die miteinander verwobene Ge-

schichte der deutschen und französischen „Judenpolitik“ deutlich8.

Die deutsche Verordnung vom 27. September 1940

Nach dem Abschluss eines deutsch-französischen Waffenstillstandsvertrags am 

22. Juni 1940 wurden Teile des Landes von deutschen Truppen besetzt. Diese zone 

occupée umfasste den Norden, die westliche Atlantikküste sowie Ostfrankreich9. 

Der Militärbefehlshaber in Frankreich (MBF) und die ihm unterstehende Mili-

tärverwaltung bildeten das oberste Besatzungsorgan. Zunächst behielt sich der 

Oberbefehlshaber des Heeres, Generalfeldmarschall Walther von Brauchitsch, 

dieses Amt selbst vor, bevor er am 25. Oktober 1940 den General der Infanterie 

Otto von Stülpnagel mit der Funktion des Militärbefehlshabers betraute. Vertre-

ter des Oberbefehlshabers des Heeres vor Ort war bis zur Ernennung Stülpnagels 

der Chef der Militärverwaltung, General der Infanterie Alfred Streccius. Der MBF 

verfügte über umfassende Vollmachten für alle Fragen militärischer, politischer 

und wirtschaftlicher Art und war auch im Umgang mit der französischen Seite al-

lein entscheidungs- und weisungsberechtigt10. Diese institutionellen Rahmenbe-

dingungen sind zu beachten, will man die Möglichkeiten der übrigen deutschen 

français, S. 127–131; Joly, Vichy dans la „Solution fi nale“, S. 81–88; Michele Cointet, L’Église 

sous Vichy, 1940–1945. La repentance en question, [Paris] 1998, S. 173–180. Der Aufsatz 

von Denis Broussolle, L’élaboration du statut des Juifs de 1940, in: Le Genre Humain 30–31 

(1996), S. 115–139, geht überhaupt nicht auf die Ausarbeitung des Gesetzes ein. Vgl. erstmals 

systematisch und quellenbasiert Mayer, Staaten als Täter, S. 38–68.
8 Hierzu wurden die Bestände der Archives Nationales (künftig: AN) sowie des Archivs des 

Ministère des Affaires Étrangères (künftig: MAE) in Paris bearbeitet. Dort fi nden sich um-

fangreiche Akten der französischen Administration. Zudem ist der überwiegende Teil des Be-

stands der deutschen Militärverwaltung in Frankreich in den Archives Nationales verwahrt. 

Die Überlieferung im Bundesarchiv-Militärarchiv in Freiburg hat für diese spezielle Frage-

stellung kein relevantes Material vorrätig. Zusätzlich wurde auf die Sammlung des Pariser 

Centre de Documentation Juive Contemporaine (künftig: CDJC), das Akten der Militärver-

waltung, der Deutschen Botschaft Paris sowie der Vertreter des Reichssicherheitshauptam-

tes in Frankreich beherbergt, zurückgegriffen. Die aufgefundenen Quellen konnten zudem 

noch durch die Überlieferung des Bundesarchivs Berlin-Lichterfelde (künftig: BA) und des 

Politischen Archiv des Auswärtigen Amts (künftig: PA/AA) untermauert werden.
9 Vgl. die Bestimmungen in Punkt 2, in: Böhme, Der deutsch-französische Waffenstillstand, 

Teil 1, S. 364.
10 Vgl. zur Struktur der deutschen Besatzungsbehörden Hans Umbreit, Der Militärbefehls-

haber in Frankreich, Boppard am Rhein 1968; Peter Lieb, Konventioneller Krieg oder NS-

Weltanschauungskrieg? Kriegführung und Partisanenbekämpfung in Frankreich 1943/44, 

München 2007, S. 49–73; Jäckel, Frankreich, S. 59–95; Mayer, Staaten als Täter, S. 224–240; 

Ludwig Nestler, Die faschistische Okkupationspolitik in Frankreich (1940–1944), Berlin 

1990, S. 20–92.
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Dienststellen im Land, eine eigenständige Politik am MBF vorbei zu betreiben, 

richtig einordnen.

Bedeutsam ist hierbei vor allem die Vertretung des Auswärtigen Amts beim Mi-

litärbefehlshaber in Frankreich unter der Leitung des Gesandten Otto Abetz. Im 

Rahmen seiner Beförderung zum Botschafter, die mit Wirkung zum 15. August 

1940 vollzogen wurde11, legte Reichsaußenminister Joachim von Ribbentrop am 

3. August 1940 die Kompetenzen seines Vertreters in Frankreich in Absprache 

mit dem Oberkommando der Wehrmacht (OKW) fest. Wichtigste Aufgaben des 

Botschafters waren dabei die „Beratung der militärischen Stellen in politischen 

Fragen“ sowie die Aufrechterhaltung eines ständigen Kontakts „mit der Vichy-

Regierung und ihren Beauftragten im besetzten Gebiet“. Daneben betonte von 

Ribbentrop, dass „ausschließlich Botschafter Abetz für die Behandlung aller po-

litischen Fragen im besetzten und unbesetzten Frankreich verantwortlich“ sei: 

„Die Weisungen zur Durchführung seiner Aufgaben erhält er von mir und ist mir 

ausschließlich hierfür verantwortlich.“ Was bedeutete dieses nun in der Praxis? 

Abetz war, was wenig verwunderlich ist, dem Reichsaußenminister gegenüber wei-

sungsgebunden. Doch wird auch deutlich, dass sich das Ministerium den insti-

tutionellen Gegebenheiten vor Ort zu unterwerfen hatte. So wurde Abetz „dem 

Militärbefehlshaber in Frankreich als sein Beauftragter zugeteilt“, was im Klartext 

hieß, dass er zwar für politische Fragen zuständig war, jedoch dem MBF nicht 

nur territorial, sondern auch institutionell unterstellt war. Die Weisungsbefugnis 

gegenüber dem Vertreter des Auswärtigen Amts wurde deshalb auch festgehalten: 

„Soweit durch seine Aufgabe militärische Interessen berührt werden sollten, wird 

Botschafter Abetz nur im Einvernehmen mit dem Militärbefehlshaber in Frank-

reich handeln.“12 Erst am 20. November 1940 wurde die Dienststelle Abetz zur 

Botschaft Paris aufgewertet. Doch ist zu beachten, dass sich Abetz auch weiterhin 

den Weisungen des Militärbefehlshabers zu unterwerfen hatte13. In den ersten 

Wochen nach Beginn der deutschen Besatzung, die in diesem Aufsatz im Mittel-

punkt stehen, musste sich somit der Vertreter des Auswärtigen Amts formal weit-

gehend den Direktiven des Militärbefehlshabers unterordnen und sein Vorgehen 

mit diesem abstimmen.

Das am 20. Juni 1940 vom Reichssicherheitshauptamt (RSHA) nach Paris ent-

sandte und anfangs nur magere 20 Mann starke Kommando unter der Leitung des 

11 Abschrift der Ernennungsurkunde in seiner Personalakte, in: PA/AA, Personalakten 10, Bl. 

394.
12 Schreiben Ribbentrops an den Chef des OKW, Wilhelm Keitel, vom 3. 8. 1940, abgedruckt in: 

Akten zur Deutschen Auswärtigen Politik (ADAP), Serie D, Bd. X, Frankfurt a. M. 1963, Dok. 

282. Barbara Lambauer, Opportunistischer Antisemitismus. Der deutsche Botschafter Otto 

Abetz und die Judenverfolgung in Frankreich (1940–1942), in: VfZ 53 (2005), S. 241–273, 

hier S. 248, schreibt, dass Abetz aufgrund seiner direkten Unterstellung unter Reichsaußen-

minister Joachim von Ribbentrop in „keinerlei Abhängigkeitsverhältnis zur Militärverwal-

tung“ gestanden habe. Anders hingegen Jäckel, Frankreich, S. 70 f.
13 Schreiben Hitlers vom 20. 11. 1940, in: MAE, Les Papiers 1940/Papiers Abetz, Vol. 2, Bl. 206; 

Tätigkeitsbericht der Botschaft Paris vom 14. 6. 1941 für den Zeitraum vom 14. 6. 1940 bis 

14. 6. 1941, in: PA/AA, R 102.960, Bl. 4361–4385.
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SS-Sturmbannführers Helmut Knochen erhielt erst nach einer Einigung zwischen 

dem OKW und dem Reichsführer-SS und Chef der Deutschen Polizei, Heinrich 

Himmler, am 4. Oktober 1940 begrenzte Vollmachten. Nunmehr war Knochen 

als Beauftragter von Reinhard Heydrich, des Chefs der Sicherheitspolizei und 

des SD, im besetzten Frankreich für die Überwachung der „weltanschaulichen 

Gegner“ des Nationalsozialismus (Kommunisten, Emigranten, Kirchen, Juden 

und Freimaurer) zuständig. Die Dienststelle Knochen war dabei institutionell 

zwar nicht der Militärverwaltung unterstellt, doch hatte sie den Militärbefehls-

haber über ihre Tätigkeit zu informieren und dessen Weisungen auszuführen14. 

Dieser kurze Überblick über die wichtigsten deutschen Besatzungsorgane macht 

deutlich, dass die Strukturen der deutschen Dienststellen im Lande damals erst 

im Entstehen begriffen waren. Bis zum Herbst 1940 war allein die Militärverwal-

tung berechtigt und auch fähig, eine eigenständige Politik gegenüber der franzö-

sischen Regierung zu betreiben.

Untersucht man nun den Beginn der deutschen „Judenpolitik“ im besetzten 

Frankreich, so wird deutlich, dass sich die Akteure trotz beträchtlicher Eigenini-

tiative an diese institutionellen Begebenheiten hielten. Abetz etwa hatte am 3. Au-

gust 1940 während einer Audienz von Hitler erfahren, dass dieser „beabsichtige, 

nach dem Kriege alle Juden aus Europa zu evakuieren“15. Der Vertreter des Aus-

wärtigen Amts erkannte rasch, dass sich damit eine Möglichkeit bot, seine eigene, 

relativ bedeutungslose Stellung in Paris zu verbessern und zugleich die Reichsfüh-

rung auf sich aufmerksam zu machen. Nach seiner Rückkehr in die französische 

Hauptstadt traf er sich deshalb am 17. August 1940 mit dem Leiter der Abteilung 

Verwaltung des MBF, Kriegsverwaltungschef Werner Best. Abetz regte bei diesem 

Gespräch an, „die Militärverwaltung in Frankreich möge a) anordnen, dass mit so-

fortiger Wirkung keine Juden mehr in das besetzte Gebiet hereingelangen werden; 

b) die Entfernung aller Juden aus dem besetzten Gebiet vorbereiten; c) prüfen, 

ob das jüdische Eigentum im besetzten Gebiet enteignet werden kann“16. Der Ver-

treter des Auswärtigen Amts hatte sich in dieser Frage an die Militärverwaltung zu 

wenden, da diese die alleinige Befugnis besaß, Verordnungen mit Gültigkeit für 

die besetzte Zone Frankreichs zu erlassen. Zugleich wird deutlich, dass er den kor-

rekten Dienstweg einhielt und nicht etwa den Versuch machte, seine Vorschläge 

über das ihm vorgesetzte Auswärtige Amt in der Reichshauptstadt durchzusetzen17.

14 Vgl. Bernd Kasten, „Gute Franzosen“: Die französische Polizei und die deutsche Besatzungs-

macht im besetzten Frankreich 1940–1944, Sigmaringen 1993, S. 23; Umbreit, Militärbefehls-

haber, S. 107; Marcel Hasquenoph, La Gestapo en France, Paris 1975, S. 36–44. Bis 1942 sollte 

das Kommando Knochen auf 200 Mann anwachsen.
15 Mitteilung des Leiters der Abteilung Deutschland, Gesandter I. Klasse Martin Luther, an den 

Leiter der Abteilung D III, Legationsrat Franz Rademacher, vom 15. 8. 1940, in: PA/AA, R 

100.857, Bl. 194. Vgl. auch Roland Ray, Annäherung an Frankreich im Dienste Hitlers? Otto 

Abetz und die deutsche Frankreichpolitik 1930–1942, München 2000, S. 355–361; Barbara 

Lambauer, Otto Abetz et les Français ou l’envers de la collaboration, Paris 2001, S. 199–205; 

dies., Opportunistischer Antisemitismus, S. 245–251.
16 Vermerk Bests vom 19. 8. 1940, in: AN, AJ40 548, Bd. 1, Bl. 1.
17 Lambauer, Opportunistischer Antisemitismus, S. 244, schreibt hingegen, Abetz habe nach 

seiner Ankunft in Paris „rasch eine aktive und auch eigenmächtige Tätigkeit“ entfaltet, „ohne 



VfZ 3/2010

Michael Mayer:  
„Die französische Regierung packt die Judenfrage ohne Umschweife an“  335

Best erkannte sofort, dass die Vorschläge Abetz’ in dieser Form nicht durch-

führbar waren, daher bat er die Gruppen 1 (Allgemeine und innere Verwaltung), 

2 (Polizei) und 8 (Justiz) der Militärverwaltung um Stellungnahmen. Diese zeigen 

das Spektrum auf, innerhalb dessen sich die Diskussion beim MBF bewegte. So 

erklärte der Referent der Gruppe Verwaltung, Kriegsverwaltungsrat Mahnke, am 

22. August 1940, die wichtigste Aufgabe der Militärverwaltung sei „die Gewähr-

leistung der Interessen und der Sicherheit der Wehrmacht“: „Richtschnur für 

die gesamte Tätigkeit der Militärverwaltung ist der Grundsatz, dass nur solche 

Maßnahmen getroffen werden, die zur Erreichung des militärischen Zweckes der 

Besetzung des Landes erforderlich sind. Dagegen ist es nicht Sache der Militär-

verwaltung, in die innerpolitischen Verhältnisse Frankreichs verbessernd einzu-

greifen.“ Es sollten zudem Handlungen, die zu grundlegenden Konfl ikten mit 

der französischen Regierung führen könnten, vermieden werden: „Da aus der 

Aufrollung der Rassenfrage auf Annektionsabsichten geschlossen werden kann, 

soll von Maßnahmen auf diesem Gebiete abgesehen werden. Die Anregungen des 

Botschafters Abetz stehen mit diesen in den Arbeitsrichtlinien enthaltenen Wei-

sungen im Widerspruch.“ Ein Abweichen hiervon sei nur dann berechtigt, wenn 

eine „Gefährdung der Interessen der deutschen Wehrmacht“ zu befürchten sei18. 

Dies war charakteristisch für die Position der Militärverwaltung in der Frage der 

antijüdischen Bestimmungen: Es bestand nicht die Absicht, innenpolitische Maß-

nahmen – analog zum Deutschen Reich – zu ergreifen. Dies konnte aus einem 

einfachen Grund nicht das Ziel der deutschen Besatzungspolitik sein, denn – so 

der Glaube der Militärs – durch die Beschränkung jüdischen „Einfl usses“ wür-

de man Frankreich langfristig innenpolitisch „stärken“. Dies war jedoch nicht im 

deutschen Interesse. So hatte Abetz am 17. August 1940 gegenüber Best erklärt, 

„dass für die politische Behandlung des besetzten Gebietes die folgenden Richt-

linien der Reichspolitik maßgebend seien: Das Reich ist daran interessiert, dass 

Frankreich einerseits im Inneren schwach bleibt und andererseits von einer Ver-

bindung mit fremden, dem Reiche feindlichen Mächten ferngehalten wird.“19 In 

einer Orientierung der Reichspressekonferenz hatte es deshalb bereits am 9. Juli 

1940 geheißen: „Es hat darum gar keinen Zweck, die Bestrebungen der franzö-

sischen Regierung, zu einer autoritären Staatsform zu gelangen, zu unterstützen.“ 

Frankreich solle langfristig die Rolle einer vergrößerten Schweiz spielen und Rei-

seland werden20.

Weshalb also sollte ausgerechnet die Militärverwaltung antijüdische Maßnah-

men beschließen? Für sie waren allein „militärische Notwendigkeiten“ relevant. 

In dieser Perspektive aber erschienen die Juden als „Gefahr“. Sie waren daher zu 

kontrollieren, um die „Sicherheit“ der deutschen Besatzungsmacht zu garantie-

sich im Geringsten um seine hierarchische Unterstellung gegenüber der Militärverwaltung 

zu kümmern“.
18 AN, AJ40 548, Bd. 1, Bl. 3.
19 Vermerk Bests vom 19. 8. 1940, in: AN, F7 15317.
20 Abgedruckt in: Nestler, Okkupationspolitik, S. 117. Aufzeichnung Abetz’ vom 30. 7. 1940 

über die „Politische Arbeit in Frankreich“, in: MAE, Les Papiers 1940/Papiers Abetz, Vol. 2, 

Bl. 121.
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ren. Der erste Vorschlag Abetz’, der darauf zielte, Juden, die vor den deutschen 

Truppen in die unbesetzte Zone gefl ohen waren, die Rückkehr zu verbieten, er-

schien deshalb opportun. So vermerkte etwa Kriegsverwaltungsrat Mahnke am 

22. August 1940, dass die Gefahr bestünde, „dass die Juden infolge ihrer deutsch-

feindlichen Einstellung und ihren mannigfaltigen Verbindungen zum nichtbe-

setzten Teil Frankreichs und zu anderen Ländern der deutschfeindlichen Spi-

onage oder deutschfeindlichen Umtrieben aktiv Vorschub leisten oder solche 

Machenschaften zumindest unterstützen“21. Zudem schien die von Abetz vorge-

schlagene Maßnahme gegenüber der französischen Regierung leicht durchsetz-

bar. Welche Einwände hätte die französische Staatsführung, die zu diesem Zeit-

punkt gerade die Stadt Vichy aus „Sicherheitsgründen“ von Juden „säuberte“22, 

auch vorbringen können?

Der zweite Vorschlag des Vertreters des Auswärtigen Amts, die „Entfernung“ 

aller Juden aus der besetzten Zone, erschien der Militärverwaltung hingegen 

„untunlich“. Vielmehr sollte eher mit „Einzelausweisungen“ von anscheinend 

„gefährlichen“ Juden gearbeitet werden23. Eine generelle Vertreibung der Juden 

war schließlich nicht mit der Haager Landkriegsordnung (HLKO) vereinbar24, 

ebenso war den Verantwortlichen sicherlich bewusst, dass ein derartiges Vorge-

hen auf massive Gegenwehr der französischen Behörden stoßen würde. Deshalb 

verwundert es wenig, dass dieser Vorschlag letztlich abgelehnt wurde. Es ist anzu-

nehmen, dass Abetz diese „Anregung“ vor allem mit Blick auf die Reichshaupt-

stadt vorgebracht hatte. Dort war das RSHA bereits mit Deportationsplanungen 

beschäftigt25. Dass Abetz, seit dem 1. August 1935 SS-Mitglied, am 9. November 

194026 zum SS-Standartenführer befördert wurde, stand wohl nicht in Zusammen-

hang mit seinen antisemitischen Aktivitäten. Vielmehr ist anzunehmen, dass die-

se aufgrund seiner kürzlichen Ernennung zum Botschafter erfolgte.

Wie reagierte die Militärverwaltung auf die Enteignungsvorschläge von Abetz? 

Diese erschienen ihr völlig undurchführbar. So hielt etwa Kriegsverwaltungsrat 

21 AN, AJ40 548, Bd. 1, Bl. 4.
22 So berichtete der Vertreter Abetz’, Rudolf Schleier, am 25. 7. 1940 an das Auswärtige Amt, 

dass „alle bekannten Juden aufgefordert“ worden seien, „Vichy zu verlassen mit Aufenthalts-

verbot Départements Allier und Puy-[de-]Dôme“. In: PA/AA, Paris 1.270, Bl. 444. Der Vor-

gang ist auch auf französischer Seite in den Akten des Commissariat Général aux Questions 

Juives (CGQJ) überliefert, in: AN, AJ38 3 und 62.
23 Vermerk Mahnkes vom 22. 8. 1940, in: AN, AJ40 548, Bd. 1, Bl. 6. Ähnlich auch die Aufzeich-

nung des Leiters der Gruppe 1 der Abteilung Verwaltung des MBF, Kriegsverwaltungsabtei-

lungschef Storz, vom 5. 9. 1940, in: Ebenda, Bl. 11. Anders hingegen der Referent der Gruppe 

Justiz, Walter Bargatzky, der am 26. 8. 1940 schrieb, dass sich eine Ausweisungsanordnung 

„mit der antideutschen Gesinnung und der daraus entspringenden Gefahr“ rechtfertigen 

ließe, in: Ebenda, Bl. 7.
24 Vgl. Artikel 43 des Abkommens vom 18. 10. 1907 betreffend die Gesetze und Gebräuche des 

Landkriegs (IV. Haager Abkommen), in: Reichsgesetzblatt (RGBl.) 1910, S. 107–383, hier 

S. 147.
25 Bereits im Februar 1940 wurden jüdische Bewohner der Stadt Stettin deportiert. Vgl. hier-

zu Hans Günther Adler, Der verwaltete Mensch. Studien zur Deportation der Juden aus 

Deutschland, Tübingen 1974, S. 140–147.
26 Abetz‘ SS-Akte, in: BA, SSO 001.
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Bardenheuer, Referent der Gruppe Polizei, am 27. August 1940 fest, dass eine 

derartige Maßnahme der Haager Landkriegsordnung widerspreche: „Hiernach 

kann aus besonderem Anlass das jüdische Eigentum nicht angetastet werden. 

Wahrscheinlich werden aber die Erfassungsmaßnahmen schon dazu führen, dass 

bei längerer Dauer der Besatzung Immobilien und Wirtschaftsunternehmen in 

größerem Umfange abgestoßen werden und damit wenigstens in nichtjüdischen 

Besitz gelangen.“27 Begrenzte Maßnahmen erschienen aber der Gruppe Ver-

waltung notwendig, da ein Verbleiben der jüdischen Betriebsinhaber „in ihren 

wirtschaftlichen Machtstellungen eine Gefahr für die deutsche wirtschaftliche 

Kriegsführung“ bedeute28. Da es Ziel der Militärverwaltung war, Frankreich für 

die deutsche Kriegswirtschaft auszubeuten, sollten der jüdische „Einfl uss“ in die-

sem Sektor beschränkt und zugleich rüstungswirtschaftlich bedeutsame jüdische 

Unternehmen von deutscher Seite kontrolliert werden.

Konnte mit den geplanten deutschen Maßnahmen Einfl uss auf die französische 

Regierung gewonnen werden? Die Gruppe Verwaltung war hier eher skeptisch. 

So hielt Mahnke fest: „Die Maßnahmen gegen Juden würden indessen Stückwerk 

bleiben, solange nicht gleiche Maßnahmen in dem unbesetzten französischen 

Gebiet ergriffen werden. Das kann nur durch die französische Regierung gesche-

hen. Einen entsprechenden Druck auf diese auszuüben mit dem Zweck, sie zu 

diesen Maßnahmen zu veranlassen, würde aber untunlich sein und kaum den 

gewünschten Erfolg haben.“29 Damit wird deutlich, wie sehr die deutsche anti-

jüdische Politik allein den sicherheitspolizeilichen und rüstungswirtschaftlichen 

Zielen der Besatzungsmacht dienen sollte und wie gering die Hoffnungen waren, 

die französische Regierung zur Durchführung einer eigenständigen „Judenpoli-

tik“ drängen zu können.

In den folgenden Tagen begann die Militärverwaltung, ihre antijüdische Po-

litik zu koordinieren. In Absprache mit Abetz wurden die Grundzüge einer an-

tijüdischen Verordnung entworfen. Dabei wird deutlich, wie sehr die radikalen 

„Anregungen“ des Vertreters des Auswärtigen Amts den Maßgaben einer „Ver-

waltungslogik“ unterworfen wurden. Die schließlich in die Reichshauptstadt 

übermittelten gemeinsamen Vorschläge zeichnen sich dadurch aus, dass sie den 

Intentionen der Militärverwaltung entsprachen; zugleich schienen sie verwal-

tungstechnisch durchführbar, den „rechtlichen“ Erwägungen der Gruppe Justiz 

angepasst und auch gegenüber der französischen Regierung „vermittelbar“. Das 

Ergebnis kabelte Abetz am 20. August 1940 an das Auswärtige Amt: „Erbitte Ein-

verständnis antisemitischer Sofortmaßnahmen, die späterer Entfernung Juden 

gleichfalls aus nichtbesetztem Frankreich als Grundlage dienen können.

1.)  Verbot jüdischer Rückwanderung über Demarkationslinie nach besetztem 

Frankreich,

27 AN, AJ40 548, Bd. 1, Bl. 10. Ähnlich der Referent der Gruppe Justiz, Bargatzky, am 26. 8. 1940, 

in: Ebenda, Bl. 7. Die HLKO legte in Artikel 46, Abs. 2 fest: „Das Privateigentum darf nicht 

eingezogen werden.“ RGBl. 1910, S. 147.
28 Vermerk Mahnkes vom 22. 8. 1940, in: AN, AJ40 548, Bd. 1, Bl. 4.
29 Ebenda, Bl. 2.
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2.)  Meldepfl icht im besetzten Gebiet ansässiger Juden,

3.)  Kenntlichmachung jüdischer Geschäfte im besetzten Frankreich,

4.)   Einsetzung von Treuhändern für jüdische Geschäfte, Wirtschaftsbetriebe, 

 Lagerbestände und Warenhäuser, deren Besitzer gefl ohen sind.

Die genannten Maßnahmen lassen sich mit dem Interesse Sicherheit der 

deutschen Besatzungsmacht begründen und durch französische Behörden 

durchführen.“30

Diese Vorschläge entsprachen sowohl den Forderungen der Militärverwaltung 

als auch den Intentionen des Vertreters des Auswärtigen Amts. So sollte die jü-

dische Bevölkerung in der besetzten Zone möglichst gering gehalten werden, da-

her das Rückkehrverbot für Juden, die vor den deutschen Truppen in die zone 

non occupée gefl ohen waren. Ziel der Meldepfl icht und der Kenntlichmachung jü-

discher Geschäfte war es, eine möglichst umfangreiche Kontrolle der jüdischen 

Bevölkerung zu erreichen. Die Einsetzung von Treuhändern für verwaiste Be-

triebe sollte schließlich den jüdischen „Einfl uss“ zurückdrängen und zugleich 

deutschen Unternehmen ermöglichen, wirtschaftlich in Frankreich Fuß zu fassen.

Am 21. August 1940 erhielt der Vertreter des Auswärtigen Amts die erste Rück-

meldung aus der Zentrale: „Über Anregung ihres Telegramms“, so die Antwort aus 

dem Ministerbüro, „der man hier günstig gegenübersteht, wird höheren Ortes 

entschieden werden.31“ Wenige Tage später, am 29. August 1940, teilte Abetz dem 

Kriegsverwaltungschef Best mit, der „Führer“ habe angeordnet, dass die nach 

Berlin übermittelten Vorschläge „beschleunigt durchgeführt werden“ sollten32. 

Daraufhin arbeitete die Militärverwaltung eine entsprechende Verordnung aus, 

die am 27. September 1940 veröffentlicht wurde33. Diese stellte den Beginn der 

scheinlegalen deutschen „Judenpolitik“ in Frankreich dar.

Das französische „Judenstatut“ vom 3. Oktober 1940

Die französische antijüdische Gesetzgebung des Jahres 1940 lässt sich in eine 

Kontinuitätslinie einordnen, deren Ursprünge weit vor Beginn des Zweiten Welt-

krieges lagen. So hatte die umfassende politische, wirtschaftliche und soziale Kri-

se der Dritten französischen Republik schon in den dreißiger Jahren ein antisemi-

tisches Klima in Frankreich entstehen lassen. Nicht wenigen galt die 1936 erfolgte 

Wahl des jüdischen Ministerpräsidenten Léon Blum, dessen Volksfrontregierung 

aus Sozialisten und linksliberalen Radicaux von der Kommunistischen Partei 

unterstützt wurde, als Beweis dafür, dass „jüdische Kommunisten“ das Land be-

30 Drahtbericht Abetz’ vom 20. 8. 1940, in: PA/AA, R 29.587, Bl. 228.
31 So der Drahterlass des Legationsrats I. Klasse, Franz Edler von Sonnleithner, in: Ebenda, Bl. 

227. Vgl. die vom Auswärtigen Amt eingeholten Stellungnahmen in der Reichshauptstadt in: 

PA/AA, R 100.869, Bl. 81–91, sowie Archiv des Instituts für Zeitgeschichte, München (künf-

tig: IfZ-Archiv), NG 4893. Vgl. auch Lambauer, Opportunistischer Antisemitismus, S. 250.
32 AN, AJ40 548, Bd. 1, Bl. 14 f., hier Bl. 14.
33 VOBlF vom 30. 9. 1940, S. 92 f.
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herrschten34. Im Vorfeld des Zweiten Weltkriegs wurde die jüdische Bevölkerung 

in Frankreich schließlich beschuldigt, das Land in einen Revanchekrieg gegen 

das antisemitische Deutsche Reich zu stürzen35. Die antijüdischen Ressentiments 

in der französischen Bevölkerung wurden zusätzlich noch durch die massive Ein-

wanderung von Juden, insbesondere aus Deutschland und Ostmitteleuropa, ver-

stärkt36.

Diese Entwicklung führte im Frankreich der dreißiger Jahre nicht nur zu anti-

semitischen Ausfällen, der französische Staat begann nun auch, seine bisherige 

liberale Einwanderungspolitik aufzugeben37. Die Erteilung einer Aufenthaltsge-

nehmigung ab 1934 hing nun davon ab, dass sich die Immigranten verpfl ichte-

ten, keiner Arbeit in Frankreich nachzugehen. Daneben waren bereits in den drei-

ßiger Jahren verschiedene Bestimmungen erlassen worden, die den Zugang von 

Immigranten zur staatlichen Verwaltung sowie zu medizinischen und juristischen 

Berufen beschränkten, so etwa am 19. Juli 1934 ein Gesetz, das vorschrieb, dass 

mindestens zehn Jahre nach der Einbürgerung eines Einwanderers vergangen 

sein müssten, bis dieser im Staatsdienst oder als Anwalt tätig werden könne: „Es 

handelte sich um ein Gesetz, das von Rechtsanwälten für Rechtsanwälte gemacht 

wurde und sich vor allem gegen jüdische Fremde richtete.“38 Massive Proteste an 

den medizinischen Fakultäten der Universitäten und bei den Standesvertretungen 

34 Zum Anstieg des Antisemitismus im Frankreich der dreißiger Jahre vgl. Ralph Schor, 

L’antisémitisme en France pendant les années trente, Brüssel 1992. Ein radikales Beispiel 

bietet der Schriftsteller Louis Ferdinand Céline, Träger des Prix Renaudot von 1932, der 

in seinem Werk Bagatelles pour un massacre, Paris 1937, S. 318 f., schrieb: „Ich hätte lieber 

zwölf Hitler als nur einen allmächtigen Blum. Hitler könnte ich ja noch verstehen, während 

Blum nutzlos ist, er wird immer der schlimmste Feind, der absolute Todeshass sein. [. . .] – 

Nun, Du willst alle Juden töten? [. . .] Ich werde sie alle abmurksen, mühelos und bis zum 

letzten [je les butterai tous et sans férir et jusqu’au dernier]!“
35 Während der Sudetenkrise hieß es am 30. 9. 1938 in der antisemitischen Zeitschrift Je suis 

partout, dass der erste Soldat, der an der Front getötet werde, Rabinovitch, Grumbach oder 

Rosenfeld heißen müsse, denn es handele sich schließlich um eine „guerre de Juifs!“ Die 

rechtsextreme Zeitung L’ Action Française schrieb am 24. 9. 1938: „Friede! Friede! Die Franzo-

sen wollen weder für die Juden, noch für die Russen, noch für die Freimaurer von Prag Krieg 

führen.“
36 In einer Sondernummer von Je suis partout mit dem Titel „Les Juifs et la France“ nannte der 

Rechtsextreme Lucien Rebatet am 17. 2. 1939 die Gründe für einem Anstieg des Antisemitis-

mus in Frankreich: „Der Zustrom der Juden aus Deutschland, Mittel- und Osteuropa, die vor 

den Ausnahmegesetzen oder der volkstümlichen Feindseligkeit in ihren Ländern gefl ohen 

waren; der nationale Aufbruch, der 1933 und 1934 in Gang gesetzt wurde; die Regierung 

Blum; die Einstellung der Juden in der Außenpolitik, vor allem seit dem letzten Sommer. 

Diese schwachköpfi ge und katastrophale Erfahrung einer jüdischen Regierung, der Alarm-

zustand vom September [1938 während der Sudetenkrise] waren entscheidend. Der Antise-

mitismus in Frankreich wächst von Monat zu Monat.“
37 Vgl. im Folgenden Vicky Caron, The Politics of Frustration. French Jewry and the Refugee Cri-

sis in the 1930s, in: Journal of Modern History 65 (1993), S. 311–356; Ralph Schor, L’opinion 

française et les étrangers en France, Paris 1985, S. 600–611; Marie-Claire Laval-Reviglio, Parle-

mentaires xénophobes et antisémites sous la IIIe République, in: Le Genre Humain 30–31 

(1996), S. 85–114, hier S. 103 f.
38 Schor, Antisémitisme, S. 149.



VfZ 3/2010

340  Aufsätze

hatten bereits am 21. April 1933 zu einer gesetzlichen Bestimmung geführt, wo-

nach es allein Franzosen gestattet war, als Arzt zu praktizieren. Am 26. Juli 1935 

wurde diese Maßgabe derart verschärft, dass nunmehr nur noch Mediziner, die 

ihren Militärdienst in Frankreich abgeleistet hatten, als Arzt tätig sein konnten. 

Auch dies sollte vor allem jüdische Einwanderer treffen39.

1937 wurden die französischen Grenzen schließlich ganz für nichtdeutsche 

jüdische Einwanderer geschlossen. Dies betraf vor allem Flüchtlinge aus Ostmit-

teleuropa, die in Deutschland lebten. Alle illegalen Immigranten konnten zudem 

aufgrund einer décret-loi vom 2. Mai 1938 direkt in ihre Herkunftsländer zurück-

gesandt werden. Personen, die nicht abgeschoben werden konnten, wurde von 

Staats wegen eine résidence assignée, ein Zwangsaufenthaltsort, zugeteilt40. Nach der 

Reichspogromnacht wurde am 12. November 1938 die Errichtung von Internie-

rungslagern für staatenlose Flüchtlinge, was in großem Umfange auch Juden be-

traf, beschlossen41. Nicht wenige jüdische Immigranten erinnerten sich in ihren 

Memoiren, wie die Überwachung der Einwanderer durch die Polizei im Laufe der 

dreißiger Jahre immer strikter wurde und es täglich Razzien und Ausweiskontrol-

len auf offener Straße gab: „Das Leben in Paris war nicht sehr heiter für diejeni-

gen, die ankamen. Man musste sich verstecken, durfte abends nicht auf die Straße 

gehen, die Polizei verfolgte uns.“42

Der Beginn des Zweiten Weltkriegs verschärfte diese Stimmungen. So verfügte 

der französische Innenminister Albert Sarraut mit einer décret-loi am 26. Septem-

ber 1939 die Aufl ösung sämtlicher organisations communistes43. Diese galten nach 

dem Abschluss des Hitler-Stalin-Paktes als staatsgefährdend. Am 24. Oktober 1939 

hielt Sarraut zudem die Präfekten an, ihm genaue Informationen zu liefern „über 

die Einstellung von Beamten sowie über die militärische Stellung jeder Person, 

sei sie Beamter oder nicht, deren Einstellung oder Handeln, sollte dieses nicht 

unter das Gesetz [vom 26. September 1940] fallen, die Entfernung von ihrem Po-

sten oder ihrer Anstellung, die sie momentan innehat, erfordert“44. Während mit 

der décret-loi vom 26. September 1939 nach außen hin „nur“ die Kommunisten 

der Verfolgung ausgesetzt waren, belegt das Rundschreiben des Innenministers, 

39 Vgl. Schor, Étrangers, S. 600–611.
40 Vgl. Artikel 2 und 11 des Décret sur la police des étrangers, in: JO vom 3. 5. 1938, S. 4967–

4969, hier S. 4968.
41 Vgl. das Décret relatif à la situation et à la police des étrangers vom 12. 11. 1938, in: JO vom 

13. 11. 1938, S. 12920–12923. Dort hieß es in Artikel 25, dass ein „unerwünschter Ausländer“, 

der nicht in sein Heimatland abschiebbar sei, an „Orten, die vom Innenministerium be-

stimmt werden“, zwangsweise festgehalten werden könne. Zur Internierung von Juden vgl. 

Christian Eggers, Unerwünschte Ausländer. Juden aus Deutschland und Mitteleuropa in 

französischen Internierungslagern 1940–1942, Berlin 2001; Anne Grynberg, Les camps de la 

honte. Les internes juifs des camps français (1939–1944), Paris 1991; Edwin Landau/Samuel 

Schmitt (Hrsg.), Lager in Frankreich: Überlebende und ihre Freunde. Zeugnisse der Emigra-

tion, Internierung und Deportation, Mannheim 1991.
42 Lucette Valensi/Nathan Wachtel, Mémoires juives, Paris 1986, S. 241; vgl. auch Caron, Poli-

tics of Frustration, S. 328–330.
43 JO vom 27. 9. 1939, S. 11770.
44 Zit. in: Baruch, Servir l’État français, S. 43.
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dass die Regierung bestrebt war, sämtliche als „gefährlich“ angesehenen Personen 

aus dem Staatsdienst zu entlassen. Hierfür wurde aber kein öffentlich sichtbares 

Gesetz verabschiedet, sondern der unauffällige Verwaltungsweg gewählt. Zudem 

war die Weisung an die Präfekten derart vage formuliert, dass sie diese relativ frei 

auslegen konnten. Es ist somit davon auszugehen, dass auch jüdische Beamte, 

insbesondere wenn sie nicht den konservativ-nationalistischen Kreisen nahestan-

den, in das Visier des Innenministeriums gerieten. Bis zum 1. April 1940 war es 

deshalb bereits zu 649 Strafmaßnahmen sowie 382 Abberufungen oder Entlas-

sungen  gekommen45. In einem geheimen Rundschreiben vom 5. April 1940 for-

derte der  neue Innenminister Henri Roy die Präfekten auf, die Verwaltung von 

allen „Individuen, die für die Verteidigung des Landes von Gefahr sein könnten“, 

zu säubern46.

Betrachtet man die seit Kriegsbeginn erfolgten Regelungen, so wird deutlich, 

dass diese eine Einheit bilden. Die Bedrohung durch das Deutsche Reich führte 

dazu, dass die französische Regierung bestrebt war, die Kohärenz der Gesellschaft 

zu erhöhen und alle Personen, die nicht in das Bild der konservativ-nationalis-

tischen Staatsführung passten, aus leitenden Positionen zu entlassen. Dennoch ist 

zu beachten, dass sich die Verfolgungspolitik der französischen Regierung – selbst 

wenn auch jüdische Staatsdiener von diesen Maßnahmen betroffen waren – noch 

nicht dezidiert gegen Juden richtete.

Die umfassende Radikalisierung Frankreichs in den folgenden Monaten hatte 

ihre Ursache in der verheerenden Niederlage im Mai/Juni 1940. Jeder suchte 

nach Erklärungen für diese traumatisierenden Ereignisse. Besonders aufschluss-

reich sind in dieser Hinsicht die Diskussionen innerhalb der französischen Regie-

rung, die vor den deutschen Truppen in das unbesetzt gebliebene Süd frankreich 

gefl ohen war und nun in den Städten Vichy und Clermont-Ferrand residierte. 

Man sei, so Jacques Alibert, Mitglied des Conseil d’État, dabei „unnachsichtig“ 

gewesen gegenüber den Fehlern, die seit 1936 begangen worden waren47. Die 

Regierungsübernahme des jüdischen Ministerpräsidenten Léon Blum schien in 

dieser Wahrnehmung den Ausgangspunkt der französischen décadence zu bilden. 

Zugleich wurden Gesetze erlassen, um die Juden, als die vermeintlich „Schuldi-

gen“ an der französischen Niederlage, in ihrer Bewegungsfreiheit zu beschrän-

ken. Nur wenige Tage nach der Abschaffung der Republik und der Gründung des 

État Français wurden am 17. Juli 1940 die bisherigen Weisungen zur „Säuberung“ 

45 Vgl. ebenda.
46 Zit. in: Ebenda.
47 Jacques Alibert, Treize années noires 1933–1946. Souvenirs et réfl exions, Paris 2001, S. 94. 

Für diese Zeit fi nden sich vielfache Belege für eine antisemitische Einstellung innerhalb 

der französischen Regierung. Vgl. etwa den Bericht des Président du Conseil de la Fédéra-

tion Protestante de France, Marc Boegner, auf der Assemblée Générale du Protestantisme 

Français, in: Les Églises protestantes pendant la guerre et l’occupation. Actes de l’Assemblée 

Générale du Protestantisme Français réunie à Nîmes, du 22 au 26 octobre 1945, Paris 1946, 

S. 23; weitere Belege zum Antisemitismus dieser Monate, in: Philippe Burrin, La dérive fa-

sciste. Doriot, Déat, Bergery, 1933–1945, Paris 1986, S. 352, oder Louis Noguères, Le véri-

table procès du Maréchal Pétain, Paris 1955, S. 273.
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der Verwaltung offi ziell in einem Gesetz geregelt. Nunmehr war die Entlassung 

eines jeden magistrat, fonctionnaire, agent civil ou militaire de l’État mittels eines ein-

fachen décret ministériel möglich48. Am selben Tag wurde zudem ein Gesetz erlas-

sen, wonach eine Person nur dann im Staatsdienst beschäftigt sein konnte, wenn 

der Vater Franzose war49. Diese Maßnahme wurde damit begründet, dass jüdische 

Einwanderer nach dem Ersten Weltkrieg durch linke Regierungen, insbesondere 

durch die „jüdische“ Volksfrontregierung ab 1936, in großer Zahl eingebürgert 

worden seien. Sie hätten dann mittels ihrer Beziehungen in die staatliche Verwal-

tung eintreten können50. Nur zehn Tage später kam es deshalb zur Verkündung 

eines Gesetzes zur „Überprüfung“ aller Einbürgerungen, die seit 1927 – also vor 

Beginn der jüdischen Einwanderungswelle ab 1933 – vorgenommen worden wa-

ren51. Für diese Arbeit wurde eine Commission de révision des naturalisations einge-

richtet, die sämtliche 396.548 Dossiers einer Revision unterzog. Insgesamt han-

delte es sich um etwa 650.000 Personen, da oftmals ganze Familien eingebürgert 

worden waren52. Am 8. September 1943 referierte der französische Justizminister 

Maurice Gabolde folgende Ergebnisse: „Die Gesamtzahl der Einbürgerungen von 

Juden zwischen 1927 und 1940 beträgt 23.640 Personen. 9.039 wurden bereits 

von der Kommission bearbeitet, wobei in 7.055 Fällen die Einbürgerung rückgän-

gig gemacht wurde. Es muss nun noch über 14.601 Juden entschieden werden.“53 

Während also in 7.055 Fällen den Juden die französische Staatsangehörigkeit 

entzogen wurde, konnten nur 1.984 Personen diese (vor allem aufgrund ihres 

Dienstes in der französischen Armee) behalten. Bei den noch ausstehenden Fäl-

len handelte es sich um 9.801 unbearbeitete Akten sowie 4.800 Betroffene, die als 

48 JO vom 18. 7. 1940, S. 4538.
49 Ebenda, S. 4537.
50 So hieß es etwa in der Regierungserklärung anlässlich der Veröffentlichung der loi du 3 

octobre 1940: „Die Niederlage hat eine tief greifende und dauerhafte Reorganisation des 

Staates herausgefordert. Deren Notwendigkeit war seit langem bemerkbar und zwingt dazu, 

Maßnahmen aufgrund der Umstände und der harten Sachzwänge zu ergreifen. Das sind 

die Bedingungen, unter denen das Statut über die französischen Israeliten erlassen wird …“ 

Gründe für den Erlass des Gesetzes seien „vor allem der Umstand, dass die Juden in diesem 

Land eine besondere Gemeinschaft bilden; die Erfahrung, die belegt, welche Gefahr es be-

deutet, ihnen zu gestatten, Befehlsgewalt zu erlangen, die sie ohne Wissen, ohne Sorge für 

die wahren Interessen des Landes ausgeübt haben; der kürzliche Zustrom von Einwanderern 

in einer derart großen Zahl, dass sie sich nicht mehr assimilieren ließen; die langsame Über-

fl utung der Politik, der hohen Verwaltung und der Berufe, deren Ausübung mit dem guten 

Ruf des Landes verbunden sind“. Bulletin d’Informations Générales Nr. 8 vom 22. 10. 1940, 

hrsg. von der Vice-Présidence du Conseil, in: MAE, Guerre 1939–1945/Vichy-Europe/Série 

C/État Français/Vol. 271, Bl. 1 f.
51 Loi relative à la révision des naturalisations vom 22. 7. 1940, in: JO vom 23. 7. 1940, S. 4567. 

Das Anfangsdatum 1927 ist damit zu erklären, dass am 10. 8. 1927 ein Gesetz beschlossen 

worden war, das die Einbürgerung in Frankreich wesentlich erleichtert hatte.
52 Die entsprechende Liste in den Akten des Commissariat Général aux Questions Juives, in: 

AN, AJ38 1143; Vermerk des persönlichen Referenten des Höheren SS- und Polizeiführers 

beim MBF, SS-Sturmbannführer Herbert Hagen, vom 26. 8. 1943, in: CDJC, XXVII-41a.
53 Schreiben Gaboldes an den Délégué Général du Gouvernement Français pour les Territoires 

Occupés, Fernand de Brinon, vom 8. 9. 1943, in: AN, F60 1485.
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Kriegsgefangene in Deutschland weilten oder sich in den Kolonien resp. in Alge-

rien aufhielten54. Schon an diesem Beispiel wird deutlich, dass die beschlossenen 

Maßnahmen tatsächlich eine antijüdische Stoßrichtung entfalteten.

Im August/September 1940 folgten noch drei weitere Gesetze, von denen Ju-

den direkt oder indirekt betroffen waren. So wurde der Zugang zu medizinischen 

und juristischen Berufen von der Existenz eines französischen Vaters abhängig 

gemacht. Zudem wurde die Loi Marchandeau vom 21. April 1939, die eine antijü-

dische Berichterstattung in den Medien unter Strafe gestellt hatte, abgeschafft55. 

Betrachtet man diese vom État Français beschlossenen antijüdischen Gesetze in 

einem größeren zeitlichen Kontext, so wird deutlich, dass sie in der Kontinuität 

der xenophoben Rechtsetzung der dreißiger Jahre standen. Diese Maßnahmen 

sollten ausländische oder erst kürzlich eingebürgerte Juden aus vermeintlich ein-

fl ussreichen Stellungen im staatlichen oder staatsnahen Bereich verdrängen und 

gleichzeitig jüdische Einwanderer durch den Entzug der französischen Staats-

angehörigkeit ausgrenzen. Einen vorläufi gen Höhepunkt fand das Vorgehen 

gegenüber ausländischen Juden im Internierungsgesetz vom 4. Oktober 1940. 

Nunmehr konnten sie ohne Angabe von Gründen interniert werden: „Die auslän-

dischen Staatsangehörigen jüdischer Rasse können mit Verkündung des vorlie-

genden Gesetzes aufgrund einer Entscheidung des Präfekten des Departements, 

in dem sie ihren Wohnsitz haben, in besondere Lager eingewiesen werden.“56

Neben diesen einzelnen Gesetzen, die ihre Wirkung gerade auch in ihrer Ge-

samtheit erzielten, sollte aber auch die „Stellung“ der jüdischen Franzosen neu 

geregelt werden. So war etwa der Sous-secrétaire d’État à la Présidence du Conseil, Ra-

phaël Alibert, der am 12. Juli 1940 von Staatschef Pétain zum Justizminister er-

54 Ebenda.
55 Vgl. die Loi concernant l’exercice de la médicine vom 16. 8. 1940, in: JO vom 19. 8. 1940, 

S. 4735 f., die Loi réglementant l’accès au barreau vom 10. 9. 1940, in: JO vom 11. 9. 1940, 

S. 4958, und die Loi portant abrogation du décret-loi du 21 avril 1939 (Loi Marchandeau) 

vom 27. 8. 1940, in: JO vom 30. 8. 1940, S. 4844.
56 JO vom 18. 10. 1940, S. 5324. Vgl. zur Anwendung des Gesetzes das Rundschreiben von Jean-

Pierre Ingrand an die Präfekten der besetzten Zone am 28. 4. 1941, in: AN, F1A 3678. Im Con-

seil de Cabinet wurde am 30. 9. 1940 festgehalten, dass es im Land 200.000 israélites étrangers 

gebe; Résumé du Conseil de Cabinet, in: AN, F60 588. In einem Interview für die Nachrich-

tenagentur Agence Française d’Information de Presse erklärte der Commissaire Général aux 

Questions Juives Xavier Vallat am 3. 2. 1942 zu diesen ausländischen Juden: „In normalen 

Zeiten hätte die naheliegendste Lösung darin bestanden, alle Juden, die außerhalb Frank-

reichs geboren wurden, in ihr Herkunftsland abzuschieben. Diese Lösung ist momentan 

nicht realisierbar, da alle diese Länder am weltweiten Kampf beteiligt sind und selbst eine 

antijüdische Politik beschlossen haben.“ In: AN, 3W 336, 2, Bl. 33, 2. Ende Oktober 1941 

hatte die französische Regierung in der unbesetzten Zone bereits 20.000 Juden in Konzen-

trationslager einweisen lassen; Drahtbericht des Stellvertretenden Botschafters der Botschaft 

Paris, Gesandter Schleier, vom 30. 10. 1941, in: PA/AA, R 100.869. Der „Judenreferent“ des 

Beauftragten des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD, SS-Obersturmführer Theodor 

Dannecker, berichtete dagegen Anfang 1941 von 40.000 in die Konzentrationslager der un-

besetzten Zone verbrachten Juden; Aufzeichnungen des „Sachbearbeiters für Juden- und 

Freimaurerfragen“ der Botschaft Paris, Legationsrat Carl Theo Zeitschel, vom 28. 2. 1941, in: 

IfZ-Archiv, NG 4895.
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nannt wurde, seit dem Frühsommer 1940 mit Entwürfen zu einem umfassenden 

„Judenstatut“ beschäftigt. Der damalige Innenminister Charles Pomaret berichtet 

in seinen Memoiren, wie er am 1. Juli 1940, als er gerade im Vorzimmer Pétains 

auf eine Audienz wartete, mit dem Sous-secrétaire d’État zusammentraf: „Man redete 

von allem und nichts. Plötzlich sprach Alibert von den Juden, von denen, die 

gefl ohen, und denen, die geblieben waren.“ Geheimnisvoll habe er hinzugefügt, 

dass er gemeinsam mit seinem engen Mitarbeiter, dem maître des requêtes au Conseil 

d’État, Pierre de Font-Réaulx, einen „wohlausgearbeiteten Text“ für die Juden vor-

bereite57. Was meinte er damit? Dieses wurde für Pomaret deutlich, als er wenige 

Tage darauf, am 4. oder 5. Juli 1940, mit dem Ministre de la Justice, Charles Fré-

micourt, zusammentraf. Begleitet wurde er von einem seiner Mitarbeiter, dessen 

Tochter in Kürze einen jüdischen Beamten heiraten wollte. Frémicourt erklärte 

hierzu, es sei zweifelhaft, dass dieser zukünftige Schwiegersohn langfristig seinen 

Posten behalten könne. Alibert bereite nämlich ein Gesetz vor, „das die Juden 

aus der überwiegenden Zahl der Verwaltungsstellungen entfernen wird“58. Die-

se Aussage belegt, dass es sich schon hierbei um die Vorarbeiten zum späteren 

„Judenstatut“ vom 3. Oktober 1940 handelte. Zudem wird deutlich, dass das Ziel 

des Gesetzes, die „Säuberung“ der Verwaltung von jüdischen Beamten und An-

gestellten, schon von Beginn an feststand. Dieser Befund wird durch einen Stim-

mungsbericht unterstrichen, den das Amt VI des RSHA zur „Lage im unbesetzten 

Frankreich im Monat August 1940“ verfasst hatte. Hier hieß es: „In Vichy wird 

derzeit versucht, ein erweitertes Anti-Juden-Gesetz durchzubringen, dessen Ziel: 

Jüdische Beamte aus ihren Posten zu entfernen.“59

Alibert handelte dabei nicht aus eigenem Antrieb, sondern wohl auf Direktive 

des Marschalls Pétain. Denn die Présidence du Conseil bzw. das Ministère de la Jus-

tice unter Alibert waren nicht die einzigen Ressorts, die an einer antijüdischen 

Gesetzgebung arbeiteten. Auch das Innenministerium, neben der Staatsführung 

(Présidence du Conseil ) und dem Justizministerium die dritte administrativ zustän-

dige Institution, war spätestens seit dem Amtsantritt des neuen Innenministers 

57 Charles Pomaret, Le dernier témoin. Fin d’une guerre, fi n d’une république, juin et juillet 

1940, Paris 1968, S. 207. Damit sei es möglich, „das Datum zu bestimmen, an dem die antise-

mitische Politik beschlossen worden war“ (ebenda, S. 206). Während der Kriegsverbrecher-

prozesse machte Font-Réaulx am 13. 11. 1945 Alibert alleine für den Erlass des statut des juifs 

verantwortlich, in: AN, 3W 47–1, Bl. 293.
58 Pomaret, Le dernier témoin, S. 208. Pomaret fügte hinzu: „Es ist also wahrhaftig Raphaël Ali-

bert, welcher der hauptsächliche Erfi nder des Antisemitismus in Frankreich war. Dies ge-

schah sogar noch, bevor der Besatzer [l’occupant] seine Forderungen in dieser Hinsicht be-

kanntgegeben hatte.“ Während der Kriegsverbrecherprozesse berichtete der ehemalige Chef 

de Bureau au Ministère de l’Information, Maurice Fabry, am 7. 4. 1945, dass Alibert jeden Tag 

mit Journalisten über seine Arbeit gesprochen habe: „Er begrüßte die Rassengesetze, die sich 

in Vorbereitung befanden oder gerade veröffentlicht worden waren.“ In: AN, 3W 46–1, Bl. 77.
59 PA/AA, R 101.077, Bl. 28. Ähnlich auch in den „Nachrichten aus dem unbesetzten Frank-

reich August/September 1940“ des Amts VI des RSHA, in: PA/AA, R 101.078, Bl. 425–442, 

hier Bl. 440.
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Adrien Marquet am 27. Juni 1940 mit Entwürfen zu einem statut des juifs befasst60. 

Im Juli 1940 prophezeite Marquet schließlich in einer Radioansprache, dass die 

„Schuldigen“ an der Niederlage Frankreichs „bestraft“ würden: „Die Stunde der 

Wahrheit ist gekommen. Meine Pfl icht ist es, Ihnen das zu verkünden. Wenn 

Sie mich verstehen, dann werden wir unser Land und unsere Rasse am besten 

schützen.“ Die Flüchtlinge, die seit Beginn der Kampfhandlungen im Lande um-

herirrten, würden an jene denken, „welche die direkte Verantwortung für ihre 

Leiden tragen, an jene, die unser Land in den Krieg getrieben haben, obwohl es 

nicht darauf vorbereitet war zu kämpfen. […] Im Namen der Gerechtigkeit, die 

Schuldigen einer solchen politischen Fahrlässigkeit und militärischen Unwissen-

heit werden bestraft.“61 Marquet beschuldigte hierbei – ohne es direkt auszuspre-

chen – die Volksfrontregierung des jüdischen Ministerpräsidenten Léon Blum, 

die militärische Aufrüstung des Landes verhindert zu haben. Noch 1942 sollte 

der rechtsextreme französische Journalist der antisemitischen Zeitschrift Je suis 

partout, Lucien Rebatet, zur Amtszeit Marquets im Sommer 1940 schreiben, die-

ser habe très haut das ausgesprochen, „was viele zu Recht gefl üstert hätten“, um 

hinzuzufügen: „Man verdankt ihm die Vertreibung der bekanntesten Schurken 

und Juden [youdis] von Vichy. Eine ziemlich solide antisemitische Doktrin schien 

sich bei seinen wichtigsten Beamten zu verbreiten. […] Marquet war im Innenmi-

nisterium einer unserer wenigen Minister, deren Geist und deren Absichten man 

preisen konnte.“62

Am 6. September 1940 übernahm Marcel Peyrouton das Innenministerium 

und führte die begonnenen Arbeiten am geplanten „Judenstatut“ fort63. Diese 

waren damals schon so weit gediehen, dass das projet de loi wenige Tage später, 

am 10. September 1940, erstmals im Conseil des Ministres vorgelegt werden konnte. 

Peyrouton bat dabei den Garde des Sceaux Alibert um eine „défi nition du juif“ und 

erklärte, „dass das Treiben der Juden so beschaffen ist, dass es Schwierigkeiten 

mit sich bringt und dass es notwendig ist, Maßnahmen gegen sie zu ergreifen“64. 

Nach einer weiteren Besprechung im Conseil de Cabinet am 30. September 194065 

wurde das statut des juifs am folgenden Tag im Conseil des Ministres während zweier 

Stunden abschließend diskutiert. Außenminister Baudouin hielt hierzu in seinen 

Memoiren fest: „Es war der Marschall, der sich am unnachsichtigsten zeigte. Er 

60 Aussage des Nachfolgers von Marquet als Innenminister, Marcel Peyrouton, vom 25. 4. 1944 

vor dem Juge d’Instruction au Tribunal Militaire d’Alger. Bei einer späteren Befragung vor 

der Haute Cour de Justice am 14. 7. 1945 wollte er sich jedoch partout nicht mehr daran 

erinnern. In: AN, 3W 310, 2, Bl. 140.
61 La Petite Gironde vom 25. 7. 1940, abgedruckt in: Pierre Brana/Joëlle Dusseau, Adrien Mar-

quet, maire de Bordeaux. Du socialisme à la collaboration, Biarritz 2001, S. 209 f.
62 Lucien Rebatet, Les Décombres, Paris 1942, S. 498 u. S. 523.
63 Aussage Peyroutons vom 14. 7. 1945, in: AN, 3W 310, 2, Bl. 140.
64 Jacques Alibert, damals Mitglied des Conseil d’État, in: Ders., Treize années noires, S. 130.
65 Résumé der Sitzung des Conseil de Cabinet vom 30. 9. 1940, in: AN, F60 588.
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bestand vor allem darauf, dass es in den Ressorts Justiz und Bildung keine Juden 

mehr gäbe.“66 Am 3. Oktober unterzeichnete Pétain das Gesetz67.

Doch nicht nur die Staatsführung und die Spitzen der „zuständigen“ Ressorts 

waren an den Vorarbeiten zum statut des juifs beteiligt. Es lässt sich zudem auch 

belegen, wie weit zusätzliche Teile des französischen Verwaltungsapparats in die-

se Vorarbeiten einbezogen worden waren. So hatte etwa Peyrouton den Entwurf 

des „Judenstatuts“ an den Generalsekretär der Délégation Général du Gouvernement 

Français pour les Territoires Occupés (D.G.T.O.), Charles-Albert de Boissieu, gesandt, 

also an den Vertreter der französischen Regierung in den von deutschen Trup-

pen besetzten Gebieten. Der Grund dafür bestand wohl darin, dass nicht nur 

die Staatsführung und die Spitzen der Ministerien, die beinahe alle in der un-

besetzten Zone residierten, an den Entwürfen zu einem „Judenstatut“ beteiligt 

sein sollten. Die Absprache mit der D.G.T.O. bedeutete, dass auch der eigentliche 

Verwaltungsapparat, der hauptsächlich in Paris verblieben war, einbezogen wur-

de. Die D.G.T.O. stellte schließlich so etwas wie die französische Regierung der 

besetzten Zone dar und übermittelte Weisungen an die dortige Administration, 

da die direkten Kommunikationsverbindungen von Vichy nach Paris bisher noch 

nicht von den Besatzungsbehörden freigegeben waren. Die Ausführungen der 

D.G.T.O. liefern somit ein aufschlussreiches Stimmungsbild der in Paris verblie-

benen Verwaltung.

Am 12. Oktober 1940 kommentierte de Boissieu das von Peyrouton übermit-

telte „projet français de loi juive“68. Diese relativ späte Antwort ist wohl damit zu 

erklären, dass die Verbindungswege nach Vichy immer noch größtenteils unter-

brochen waren und es zudem auch der D.G.T.O. in Paris nicht einfach war, in kür-

zester Frist die betroffenen Ministerien um Stellungnahme zu bitten. De Boissieu 

hatte zu diesem Zeitpunkt noch keine Informationen darüber, dass das „Juden-

statut“ bereits beschlossen war, schließlich wurde das Gesetz erst am 18. Oktober 

1940 von der französischen Regierung veröffentlicht69. Zu welchem Schluss kam 

de Boissieu nach Konsultation der Pariser Ministerien? Zunächst schlug er eini-

ge Abmilderungen des Gesetzentwurfs vor. So war ihm nicht begreifl ich, weshalb 

der französische Entwurf einen „Judenbegriff“ verwandte, der schärfer gehalten 

war als die kurz zuvor veröffentlichte deutsche Verordnung vom 27. September 

1940. So galten nach Besatzungsrecht Personen als „Juden“, die drei oder vier jü-

66 Paul Baudouin, Neuf mois au gouvernement, avril–décembre 1940, Paris 1948, S. 366. Vgl. 

auch den Tagebucheintrag des Ministre Secrétaire d’État à la Marine, François Darlan, in: 

Hervé Coutau-Bégarie/Claude Huan (Hrsg.), Lettres et Notes de l’Amiral Darlan, Paris 1992, 

S. 199. Richard H. Weisberg, Vichy Law and the Holocaust in France, New York 1996, S. 38, 

ist nach einem kurzen Blick in die Memoirenliteratur der Ansicht, das Judenstatut sowie das 

Internierungsgesetz vom 4. 10. 1940 „seem to have been developed without much discussion 

after a full cabinet meeting on 30 September“.
67 JO vom 18. 10. 1940, S. 5323.
68 Schreiben de Boissieu an Peyrouton vom 12. 10. 1940, in: MAE, Les Papiers 1940/Papiers 

Baudouin/Vol. 12, Bl. 149.
69 JO vom 18. 10. 1940, S. 5323.
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dische Großelternteile besaßen70. Für die französische Rechtsetzung hingegen fi e-

len zusätzlich auch Personen mit zwei jüdischen Großelternteilen, die mit einem 

„Juden“ verheiratet waren, unter den „Judenbegriff“ des statut des juifs71. Zudem 

wollte de Boissieu die geplanten Berufsverbote für Juden in einzelnen Fällen, bei 

denen es sich um rein technische Berufe handelte, aufweichen72. Die unausge-

sprochene Begründung hierzu war wohl, dass hier kein „jüdischer Einfl uss“ zu 

befürchten sei. Nur wenige Monate später sollte nämlich der Conseil d’État bestim-

men, dass jüdische Arbeiter und Angestellte – von bestimmten Ausnahmen abge-

sehen – aus dem öffentlichen Dienst entlassen werden sollten, wann immer diese 

über „Einfl uss“ verfügten. Dieser Beschluss ging auf eine Anfrage des Secrétaire 

d’État au Ravitaillement, Jean Achard, vom 18. November 1940 an den Ministre Se-

crétaire d’État à la Présidence du Conseil, Paul Baudouin, zurück. Im Secrétariat d’État 

au Ravitaillement war man unsicher gewesen, ob sich die loi du 3 octobre 1940 „nur 

auf die Beamten, die – wie es mir scheint – alleine eine Stellung im öffentlichen 

Dienst innehaben“, bezöge oder ob diese auch auf „alle Hilfskräfte“ ausgedehnt 

werden sollte73. Baudouin bat deshalb am 1. Dezember 1940 in einem Schreiben 

an den Vice-Président du Conseil Laval um eine Entscheidung des Conseil d’État74. 

Dieser interpretierte daraufhin am 12. Dezember 1940 die loi du 3 octobre 1940 im 

folgenden Sinne: „Die Absicht des Gesetzgebers hat darin bestanden, den Juden 

den Zugang zu jeder Stellung und die Ausübung jeder Funktion, die einen Ein-

fl uss oder eine wie auch immer geartete Autorität beinhaltet, zu verbieten.“75 In 

Kenntnis der Entscheidung des Conseil d’État lässt sich somit die Forderung de 

Boissieus, Juden in rein technischen Berufen keinerlei Sonderbestimmungen zu 

unterwerfen, richtig deuten. Der Grund für diese Mäßigung lag allein darin, dass 

diese Personen seiner Ansicht nach nicht in der Lage gewesen wären, „Einfl uss“ 

auszuüben, und ihm deshalb völlig „ungefährlich“ erschienen.

Der Secrétaire Général der D.G.T.O. wollte in seiner Kommentierung des Ent-

wurfs eines „Judenstatuts“ zudem nur die hohen Verwaltungsposten für Juden 

sperren. Die Pläne der französischen Regierung, für alle übrigen Stellen einen 

70 Artikel 1 der Verordnung: „Im besetzten Gebiet Frankreichs gilt als Jude, wer der jüdischen 

Konfession angehört oder angehört hat oder von mehr als zwei jüdischen Grosselternteilen 

abstammt. Grosseltern gelten als Juden, wenn sie der jüdischen Konfession angehören oder 

angehört haben.“ In: VOBlF vom 30. 9. 1940, S. 92.
71 Artikel 1 der loi du 3 octobre 1940: „Für die Anwendung des vorliegenden Gesetzes gilt jede 

Person als Jude, die von drei Großelternteilen jüdischer Rasse [trois grands-parents de race 

juive] oder von zwei Großelternteilen der selben Rasse, wenn ihr Ehepartner auch Jude ist, 

abstammt.“ JO vom 18. 10. 1940, S. 5323.
72 „Es wäre gleichfalls wünschenswert, den Juden zu gestatten, dem corps des Mines et des 

Ponts-et-Chaussées anzugehören, da diese in einem rein technischen Zusammenhang stehen 

und die Angehörigen nur aufgrund mathematischer Fähigkeiten rekrutiert werden.“
73 AN, F60 490.
74 Ebenda.
75 „L’intention du législateur a été d’interdire aux juifs l’accès et l’exercice de toutes les fonc-

tions de nature à conférer une infl uence ou une autorité quelconque.“ AN, F1BI 919. Vgl. 

auch Philippe Fabre, Le Conseil d’État et Vichy. Le Contentieux de l’antisémitisme, Paris 

2001, S. 111  –119.



VfZ 3/2010

348  Aufsätze

Nachweis des Kriegsdienstes (im Ersten Weltkrieg oder im aktuellen Krieg) zu 

fordern, um damit allein Juden „nationaler Gesinnung“ im Staatsapparat zu be-

schäftigen, hielt er indes für überzogen. Es genüge, wenn diese Regelung allein 

bei Neuanstellungen angewendet werde76. Neben diesen Abmilderungen hielt de 

Boissieu jedoch „bestimmte Verschärfungen [certaines aggravations]“ des Gesetz-

entwurfs für erforderlich: „Es gibt Berufsgruppen, so etwa das Bildungswesen, in 

denen es nicht ratsam erscheint, weiterhin Juden zu dulden, ansonsten würde 

dies zur Schaffung von jüdischen Universitäten führen, was wenig wünschenswert 

ist. Andererseits scheint der aktuelle Gesetzentwurf Juden nicht den Zugang zu 

den Ämter von Bürgermeistern oder Gemeindedelegierten [Délégués munici-

paux] zu verbieten. Diese Lücke muss geschlossen werden.“

Der Gesetzentwurf scheint somit in Paris ausführlich diskutiert worden zu sein. 

Gerade die Überlegungen zu bestimmten Berufsverboten belegen, dass Vertreter 

der unterschiedlichen Ressorts gehört worden sind. Grundsätzlich war jedoch die 

„Notwendigkeit“ eines derartigen Gesetzes unumstritten. De Boissieu richtete so-

gar einen geradezu beschwörenden Aufruf an Innenminister Peyrouton und un-

terstrich, dass er in dieser Frage mit dem Vertreter der französischen Regierung 

in Paris, dem General Benoît-Léon Fornel La Laurencie, einer Meinung sei: „Ich 

erlaube mir, mein lieber Freund, hinzuzufügen, dass mir – sollte das Vorhaben 

eines Judengesetzes ganz aufgegeben werden (und dieser Gesichtspunkt wird 

vollständig von General de La Laurencie geteilt) – eine umfassende Säuberung 

der französischen Verwaltung, Beamter für Beamter, für alle wichtigen Stellungen 

unerlässlich erscheint.“77

All das zeigt, dass es sich beim statut des juifs nicht um ein von Einzeltätern in-

nerhalb der französischen Regierung ausgearbeitetes Gesetz handelte78. Vielmehr 

waren nicht nur in Vichy die Spitzen der hierfür „zuständigen“ Ressorts an den 

Entwurfsfassungen beteiligt, sondern auch die höhere Verwaltung in Paris wurde 

gehört. Bedeutsam ist vor allem, dass – von marginalen Änderungswünschen ab-

76 De Boissieu vermerkte: „Es wäre schließlich [enfi n] gerecht, allen jüdischen Beamten, die 

nicht von Artikel zwei des Gesetzes betroffen sind, zu erlauben, ihre Anstellung zu behalten. 

Artikel drei wäre infolgedessen abzuändern und sollte nur noch die Einstellung neuer Beam-

ter betreffen.“ In: MAE, Les Papiers 1940/Papiers Baudouin/Vol. 12, Bl. 149. Artikel 2 sah 

vor, dass alle Juden ohne Ausnahme aus gehobenen Positionen der Politik, der Verwaltung 

und der Armee entlassen werden sollten. Juden in untergeordneten Stellungen des Staats-

dienstes, so Artikel 3, konnten ihren Posten behalten, sollten sie Frontkämpfer gewesen sein. 

Loi portant statut des juifs vom 3. 10. 1940, in: JO vom 18. 10. 1940, S. 5323.
77 MAE, Les Papiers 1940/Papiers Baudouin/Vol. 12, Bl. 149.
78 Nach dem Kriege versuchte Peyrouton, Justizminister Alibert als den alleinigen Autor des 

statut des juifs darzustellen. Vgl. seine Aussage vor der Haute Cour de Justice vom 14. 7. 1945, 

in: AN, 3W 310, 2, Bl. 140. Vgl. ebenso Marcel Peyrouton, Du service public à la prison com-

mune. Souvenirs, Paris 1950, S. 154–156. Auch Baudouin, Neuf mois au gouvernement, 

S. 365, schob die Schuld allein auf Alibert, was noch heute von der Historiographie übernom-

men wird. Vgl. aktuell etwa Weisberg, Vichy Law, S. 118. Dieses ist nur insofern zutreffend, als 

zwar Alibert den eigentlichen „Judenbegriff“ formulierte, es aber in enger Abstimmung mit 

Peyrouton und dem Conseil des Ministres tat. Deshalb konnte der Sohn Aliberts, Jacques 

Alibert, in seinen Memoiren „Treize années noires“, S. 130–134, seinerseits Peyrouton als den 

Urheber des Gesetzes darstellen.
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gesehen – die Intentionen aller beteiligten Akteure in die gleiche Richtung wie-

sen. Auf die „Notwendigkeit“ einer antijüdischen Gesetzgebung wurde denn auch 

bei der offi ziellen Verkündung des statut des juifs gegenüber der französischen Be-

völkerung am 18. Oktober 1940 Wert gelegt: „Die Regierung war im Zuge ihrer 

Arbeit zum nationalen Wiederaufbau vom ersten Tag an gezwungen, das Problem 

der Juden und bestimmter Ausländer [le problème des juifs et celui de certains 

étrangers], die unsere Gastfreundschaft missbraucht haben, was nicht wenig zu 

unserer Niederlage beigetragen hat, zu untersuchen. Überall und vor allem in der 

Verwaltung hat sich der Einfl uss der Juden bemerkbar gemacht, zuerst einschmei-

chelnd [insinuante] und schließlich zersetzend [décomposante], auch wenn es 

ehrenvolle Ausnahmen gab, von denen jeder ein Beispiel nennen könnte.“ Die 

vergangenen Jahre hätten gezeigt, erklärte die Regierung weiter, dass der jüdische 

„Einfl uss“ im Staat begrenzt werden müsse: „Alle Beobachter stimmen darin über-

ein, dass das Handeln der Juden in den vergangenen Jahren, während der sie in 

der Lenkung unserer Angelegenheiten einen ausschlaggebenden Anteil hatten, 

fatale Auswirkungen hatte. Die Fakten liegen auf der Hand und drängen die Re-

gierung, der die ergreifende Aufgabe der französischen Staatsreform zufällt, zum 

Handeln.“79 In diesem Sinne erläuterte am 23. Juni 1941 auch der Commissaire Gé-

néral aux Questions Juives, Xavier Vallat, dem Leiter der Abteilung Verwaltung des 

MBF, Kriegsverwaltungschef Best, die „Motivation“ der französischen Regierung 

zum Erlass eines französischen „Judenstatuts“: „Die Regierung des Marschalls 

Pétain, die keinen Zweifel an der Verantwortung des jüdischen Elements für das 

Unheil Frankreichs hat, hat sich seit Sommer 1940 damit befasst, die Lenkung 

von Politik und Verwaltung im Land dem jüdischen Einfl uss zu entziehen.“80

Doch nicht nur die französische Regierung und Administration war überein-

stimmend der Ansicht, dass eine „Säuberung“ der Verwaltung für den nationalen 

Wiederaufstieg des Landes [redressement national ] 81 „notwendig“ sei. Zugleich hat-

te die Staatsführung bei der katholischen Kirche anfragen lassen, wie diese zur 

Einführung einer antijüdischen Gesetzgebung stehe. In einer gemeinsamen Ent-

schließung der Assemblée des Cardinaux et Archevêques der unbesetzten Zone in Lyon 

betonte der französische Episkopat am 31. August 1940 seine Loyalität zur neuen 

Regierung: „Man sollte die Regierung nicht kritisieren, sondern sie unterstützen 

und ihr in unserem Bereich bei ihrer wichtigen Aufgabe des Wiederaufbaus des 

Vaterlandes helfen.“ Zugleich erklärten die französischen Kirchenführer: „Die 

79 Le Temps vom 18. 10. 1940. Zur Kommentierung der Rassengesetzgebung durch die französi-

sche Regierung in der Öffentlichkeit vgl. auch Mayer, Staaten als Täter, S. 96–105.
80 Schreiben Vallats an Best, in: CDJC, CX-65.
81 So antwortete etwa Pétain (ohne einen Anfl ug von Ironie) am 12. 11. 1940 auf ein Schreiben 

des Grand Rabbin de France, Isaïe Schwartz, der am 23. 10. 1940 gegen den Erlass der loi du 

3 octobre 1940 protestiert hatte: „Die Unterordnung unter die Gesetze ist ein wesentliches 

Prinzip eines jeden Staates und eine notwendige Bedingung für den Wiederaufstieg Frank-

reichs [redressement de la France], den ich, wie Sie wissen, mit meiner ganzen Kraft verfol-

ge, indem ich an die Selbstlosigkeit und, wenn es nötig sein sollte, an den Opfergeist aller 

meiner Mitbürger appelliere, in welcher Lage sie sich auch befi nden mögen.“ In: AN, 72AJ 

257. Das Schreiben von Schwartz in: AN, F60 490.
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Tatsache, dass eine internationale jüdische Gemeinschaft existiert, der die Juden 

aller Nationen angehören, und die Tatsache, dass diese nicht einfach gewöhn-

liche Fremde sind, die in einem Land aufgenommen werden, sondern nicht assi-

milierbare Menschen [gens inassimilés], kann einen Staat dazu zwingen, Schutz-

maßnahmen [mesures de protection] im Namen des Gemeinwohls zu ergreifen.“ 

Eine derartige Politik dürfe jedoch nicht durch einen „Geist des Hasses oder der 

politischen Rache“ bestimmt sein, wie einschränkend festgehalten wurde. Insge-

samt sei es jedoch „legitim für einen Staat, ein besonderes rechtliches Statut [sta-

tut légal particulier] für die Juden (so wie es das Papsttum in Rom gemacht hat) 

in Betracht zu ziehen“82. Der Konsens in der „Judenpolitik“, der bereits zwischen 

Regierung und Verwaltung festgestellt wurde, erstreckte sich somit auch auf den 

wichtigsten gesellschaftlichen Akteur, die katholische Kirche. Deren Argumenta-

tion erinnert in fataler Weise an die öffentliche Verlautbarung der französischen 

Regierung bei der Verkündung des statut des juifs83.

Die Interaktion zwischen deutscher und französischer „Judenpolitik“

Die bisherigen Ausführungen lassen erkennen, dass von einem direkten deut-

schen Einfl uss auf den Erlass des statut des juifs keine Rede sein kann. Es hat kei-

nen deutschen Befehl hierzu gegeben. Diese Ansicht hat sich zwischenzeitlich 

auch in der Historiographie durchgesetzt84. Damit ist jedoch noch nicht die Frage 

82 Zit. in: François Delpech, Sur les Juifs. Études d’histoire contemporaine, Lyon 1983, S. 286 f. 

Ähnlich hieß es noch nach dem Krieg in den Erinnerungen des ehemaligen secrétaire der 

Assemblée, Emile Guerry, L’Église catholique en France sous l’occupation, Paris 1947, S. 35: 

„Das Problem stellt sich dadurch, dass inmitten der Nation eine Gemeinschaft existiert, die 

jeder Assimilierung, der Zerstreuung, der Eingliederung seiner Mitglieder in die Gesell-

schaft auf individuellem Wege widerstanden hat. Der Staat hat das Recht und die Pfl icht, 

eine aktive Wachsamkeit auszuüben, damit der Fortbestand dieser Gemeinschaft dem Wohl 

der Nation keinen Schaden zufügt.“
83 Zur Reaktion der französischen Kirchen vgl. auch Mayer, Staaten als Täter, S. 174–192.
84 Vgl. etwa Michael Robert Marrus/Robert Owen Paxton, Vichy et les juifs, Paris 1981, S. 18 f.; 

Jean-Pierre Azéma, 1940 l’année terrible, Paris 1990, S. 317 f.; Cointet, L’Église sous Vichy, 

S. 173–181; Susan Zuccotti, The Holocaust, the French, and the Jews, Lincoln/London 2000, 

S. 56. Weisberg, Vichy Law, S. 47, schreibt: „French legal developments proceeded on a conti-

nuum that had surprisingly little to do with political infl uences, either internal oder German-

inspired.“ Angeblicher deutscher Druck zum Erlass des statut des juifs wurde vor allem in 

der Memoirenliteratur als Rechtfertigung angeführt. Vgl. Jérôme Carcopino, Souvenirs de 

sept ans (1937 –1944), Paris 1953, S. 358; Joseph Barthélemy, Ministre de la Justice. Vichy 

1941–1943. Mémoires, Paris 1989, S. 311; Peyrouton, Du service publique, S. 155 f.; Jean Ber-

thelot, Sur les rails du pouvoir. De Munich à Vichy, Paris 1968, S. 106 f. Anders hingegen 

der ehemalige Directeur du Cabinet Civil des Staatschefs Pétain, Henry Du Moulin de La-

barthète, Le temps des illusions, Genf 1946, S. 280: „Deutschland stand nicht am Anfang der 

antijüdischen Gesetzgebung von Vichy. Diese Gesetzgebung war, wenn ich das sagen darf, 

spontan, autochthon.“ Die These einer deutschen Einfl ussnahme wurde bis zu Beginn der 

achtziger Jahre auch in der Historiographie übernommen, so bei Aron, Histoire de Vichy, 

S. 227 f., oder Gerald Reitlinger, Die Endlösung. Hitlers Versuch der Ausrottung der Juden 

Europas 1939–1945, Berlin 41961, S. 346. Es gab aber auch kritische Stimmen zur französi-

schen Rassengesetzgebung. Vgl. etwa Joseph Billig, Le Gouvernement de l’État Français et la 
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geklärt, ob sich die französische Regierung möglicherweise indirekt zur Einfüh-

rung  einer antijüdischen Gesetzgebung gedrängt fühlte. Die Existenz eines deut-

schen Besatzungsregimes im Lande konnte schließlich nicht ignoriert werden. 

Gerade die zeitliche Nähe zwischen dem Erlass der deutschen Verordnung vom 

27. September und dem französischen statut des juifs vom 3. Oktober 1940 unter-

stützt derartige Vermutungen.

Wie reagierte die französische Verwaltung, als sie von den deutschen Arbeiten 

an einer antijüdischen Verordnung erfuhr? Am 7. September 1940 wurde der Dé-

légué Général du Gouvernement Français pour les Territoires Occupés La Laurencie vom 

deutschen Verbindungsoffi zier zur französischen Regierung, Oberstleutnant Ot-

zen, darüber informiert, dass die deutsche Besatzungsmacht eine antijüdische 

Verordnung für die besetzte Zone plane85. In den folgenden Tagen war La Lau-

rencie damit beschäftigt, weitere Informationen vom Hôtel Majestic, dem Sitz des 

deutschen Militärbefehlshabers, zu erlangen. Dabei wurde ihm rasch bewusst, 

dass die deutschen Pläne bereits im Detail feststanden und es der französischen 

Regierung demnach nicht möglich war, auf diese Einfl uss zu nehmen. Aus die-

sem Grunde, so schrieb er am 24. September 1940 an Pétain, erscheine es ihm 

nicht sinnvoll, „dass die französische Regierung unter diesen Bedingungen die 

deutschen Maßnahmen in der besetzten Zone durch Anordnungen, die ihrer 

 eigenen Initiative entspringen, verschärfen oder vervollständigen muss“. La Lau-

rencie hielt eine andere Vorgehensweise für angebrachter: „Es erscheint mir im 

Gegenteil notwendig, in Kürze im gleichen Sinne eine gewisse Säuberung unter 

den höheren Angestellten und Beamten der Verwaltung und des Bildungssek-

tors einzuleiten.“86 Der Délégué Général riet somit der französischen Regierung, 

die deutschen Maßnahmen hinzunehmen und gleichzeitig die Arbeiten an einer 

französischen „Judengesetzgebung“ fortzuführen.

Wie wurden die zeitlich parallelen Arbeiten an einer deutschen antijüdischen 

Verordnung in Vichy bewertet? Außenminister Baudouin hielt am 23. September 

1940 in einem Schreiben an den Ministre Secrétaire d’État à la Marine, François Dar-

lan, fest, dass die geplanten Maßnahmen „die Rechte, die der Besatzungsmacht 

zustehen“, überschreiten würden: „Insgesamt tendieren diese Regelungen dazu, 

in einem Teilbereich des französischen Territoriums eine gesonderte Ordnung 

zu schaffen. Zugleich zerstört dieses unilaterale Vorgehen der deutschen Behör-

den in einem Bereich, der allein der französischen Obrigkeit untersteht, die 

Verwaltungseinheit Frankreichs, eine Einheit, die durch den Waffenstillstands-

Question Juive, Paris [o. J., nach 1961], S. 9: „Der lächerliche Übereifer von Vichy, das sich 

auf diese Weise zur Kollaboration mit den rassistischen Nationalsozialisten bereit erklärte, 

hat seine Ursache in der Panik, über nicht genügend Argumente zu verfügen, um mit den 

Deutschen über die Ausplünderung der Juden, die in der besetzten Zone angekündigt wor-

den war, zu verhandeln.“ Indem der Autonomiegrad der französischen Politik in dieser Frage 

unterschätzt wurde, konnte die Vichy-Regierung als ein Fremdkörper dargestellt werden, der 

nichts mit der französischen Tradition gemein zu haben schien.
85 Schreiben La Laurencies an Pétain vom 8. 9. 1940, in: AN, F60 357.
86 AN, F60 490.
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vertrag anerkannt worden war.“87 Bedeutsam am Schreiben Baudouins ist, dass 

für die französische Staatsführung nicht die Einführung von diskriminierenden 

Bestimmungen durch die deutsche Besatzungsmacht von Relevanz war. Haupt-

kritikpunkt war vielmehr die Art und Weise, wie die Militärverwaltung von ihrer 

Rechtsetzungsbefugnis für die besetzte Zone Gebrauch machte. Die französische 

Regierung musste deshalb befürchten, dass die von ihr verbissen verteidigten 

Autonomierechte beschnitten werden könnten, da die Besatzungsmacht nur für 

die zone occupée Verordnungen erlassen konnte. Durch dort eingeführte Segrega-

tionsbestimmungen wurde aber die Einheit Frankreichs dahingehend bedroht, 

dass bestimmte Bewohner in den einzelnen Landesteilen unterschiedlichen Maß-

gaben unterworfen waren. Die französische Regierung fürchtete, dass die Besat-

zungsmacht langfristig die staatliche Einheit Frankreichs untergraben wollte, wo-

für die Annexion Elsass-Lothringens, die Unterstellung der Départements Nord 

und Pas-de-Calais im Nordosten des Landes unter die Oberhoheit des Militärbe-

fehlshabers in Belgien und Nordfrankreich sowie die deutsche Unterstützung 

für bretonische Separatisten zu sprechen schien88. Zudem war der französischen 

Regierung bewusst, dass bei Differenzen zwischen der deutschen und der franzö-

sischen Rechtsetzung die Verordnung des MBF Vorrang haben würde89.

Am 5. Oktober 1940 unterstrich Baudouin seine Kritik in einem Schreiben an 

Innenminister Peyrouton: „Der deutsche Militärbefehlshaber ist, indem er diese 

Regelung traf, in einen Bereich vorgedrungen, der allein den französischen Be-

hörden untersteht, und er hat im Widerspruch zu den französischen Gesetzen, 

die er respektieren muss, Verfügungen erlassen. Jede Umsetzung dieser Maßnah-

men würde einen Machtmissbrauch darstellen.“ Wie sollte die französische Re-

gierung hierauf reagieren? Für Baudouin stand fest, was zu tun sei: „Ich bin der 

Ansicht, dass der Anlass gegeben ist, einen förmlichen Protest bei der Regierung 

des Deutschen Reiches gegen dieses Eindringen in einen Bereich, der allein der 

französischen Souveränität untersteht, zu erheben.“90 Ein derartiges Vorgehen 

war selbstverständlich die erste denkbare Reaktion. Konnte ein solcher Protest 

und eine deutsche Antwort hierauf noch Einfl uss auf die Arbeiten am statut des 

juifs haben? Dies war nicht der Fall, dazu war der zeitliche Abstand einfach zu ge-

ring. In einem Vermerk über eine Begegnung der Vertreter der beiden Außenmi-

nisterien bei der Waffenstillstandskommission, Jacques Tarbé de Saint-Hardouin 

und Ministerialdirektor Andor Hencke, hieß es am 5. Oktober 1940 zur question 

87 AN, F60 357.
88 Vgl. Jäckel, Frankreich, S. 48, S. 61 u. S. 75–84.
89 Aufgrund des Artikels 43 der HLKO war die Besatzungsmacht schließlich dazu verpfl ichtet, 

„Vorkehrungen zu treffen, um nach Möglichkeit die öffentliche Ordnung und das öffent-

liche Leben wiederherzustellen und aufrechtzuerhalten, und zwar, soweit kein zwingendes 

Hindernis besteht, unter Beachtung der Landesgesetze“, RGBl. 1910, S. 147. Dieser Artikel 

habe das „Verordnungsrecht“ für das besetzte Gebiet begründet, wie es im Abschlussbericht 

der Militärverwaltung vom 25. 3. 1945 hieß. Diese Bestimmung, „letztlich die Magna Charta 

des Besatzungsrechts“, sei neben die französische Hoheitsgewalt getreten „und war dieser 

vorgeordnet“. Abschlussbericht, S. 8, in: AN, AJ40 536.
90 MAE, Guerre 1939–1945/Vichy-Europe/Série C/État Français/Vol. 139, Bl. 15.
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juive : „General de La Laurencie hat bis jetzt noch keinen Protest erhoben.“91 Bis 

zu diesem Zeitpunkt, also zwei Tage nach Unterzeichnung des statut des juifs durch 

Pétain, hatte die französische Regierung noch keine förmliche Missbilligung ver-

lauten lassen. Die loi du 3 octobre 1940 kann somit nicht, auch nicht in Teilen, als 

Folge der Verordnung vom 27. September gesehen werden92.

Hat es andere deutsche Versuche gegeben, auf die Arbeiten am französischen 

statut des juifs Einfl uss zu nehmen? Erste Informationen über die französischen 

Pläne hatte der Vertreter des Auswärtigen Amts beim Militärbefehlshaber, Otto 

Abetz, am 19. Juli 1940 vom Vice-Président du Conseil, Pierre Laval, erhalten, der 

während ihres ersten gemeinsamen Treffens möglicherweise auch von der „Juden-

frage“ sprach93. Diese Zusammenkunft verlief derart zur Zufriedenheit von Abetz, 

dass dieser am 30. Juli 1940 in einer Aufzeichnung über die „politische Arbeit in 

91 Ebenda, Vichy-Europe/Série Y, Vol. 34, Bl. 122; Vermerk der Délégation française auprès 

de la commission d’armistice in Wiesbaden vom 8. 10. 1940 für die Direction des Services 

d’Armistice in Vichy, die – nachdem sie von der deutschen Verordnung vom 27. 9. 1940 erfah-

ren hatte – schrieb: „Es wird folglich gefordert, dass ein Protest an die deutsche Waffenstill-

standskommission gerichtet wird.“ In: AN, F60 357.
92 Ähnlich sieht dies auch Joly, Vichy dans la „Solution fi nale“, S. 63.
93 Über dieses Treffen existieren keine Quellen. Vorhandene Aussagen in den Memoiren sind 

nicht zu verwenden, werden hier doch unterschiedliche Begegnungen vermischt. Vgl. etwa 

Otto Abetz, Das offene Problem. Ein Rückblick auf zwei Jahrzehnte deutscher Frankreichpo-

litik, Köln 1951, S. 145–150; Fernand de Brinon, Mémoires, Paris 1949, S. 23; Baudouin, Neuf 

mois au gouvernement, S. 258 f. Lambauer, Opportunistischer Antisemitismus, S. 247, zitiert 

einen Drahtbericht Schleiers vom 25. 7. 1940, in dem von den Maßnahmen der französischen 

Regierung gegenüber der jüdischen Bevölkerung Vichys berichtet wird. Lambauer verbindet 

diese Information mit einer Aussage de Brinons, die in nämlichem Drahtbericht wiederge-

geben wird: „Laval hat positiv berichtet über Pariser Besuch“, in: PA/AA, Paris 1.270, Bl. 444, 

auch abgedruckt in: ADAP, D, Bd. X, Dok. 226. Für Lambauer steht fest: „Die Judenfrage 

hatte damit zweifellos einen wichtigen Platz in den Gesprächen zwischen Abetz und Laval 

eingenommen, und es ist davon auszugehen, dass ersterer dem Franzosen ein verschärftes 

Vorgehen empfohlen hat.“ Betrachtet man den Drahtbericht genauer, so ist deutlich, dass 

es sich hierbei um zwei unterschiedliche Sachverhalte handelte, die weder inhaltlich noch 

formal (eine Aussage befi ndet sich im ersten, die andere im dritten Absatz) in einem Zusam-

menhang standen. Eine Verbindung zwischen dem Treffen Laval–Abetz und der Ausweisung 

der Juden aus Vichy existiert nicht. Lambauer, Abetz, S. 173 f., betrachtet die erste Begeg-

nung zwischen Abetz und Laval ausgewogener. Hier ist nicht von einem Gespräch über die 

„Judenfrage“ die Rede. Viel zu oft wird ohne genauere Überprüfung davon ausgegangen, 

dass für Deutsche und Franzosen in jenen Monaten das Thema „Juden“ im Mittelpunkt 

stand. Auch Joseph Gilbert, Fernand de Brinon. L’aristocrate de la Collaboration, Paris 2002, 

S. 260, schreibt, dass in den Gesprächen zwischen Deutschen und Franzosen vor allem die 

„Judenfrage“, bei der es sich um eine affaire capitale handele, thematisiert wurde. Betrachtet 

man die Aufzeichnungen jener Zeit genauer, so ist deutlich, dass angesichts der Zerstörun-

gen im Land, der großen Zahl an Flüchtlingen, der Versorgungsprobleme und der Schwie-

rigkeiten, zu einer pragmatischen deutsch-französischen Zusammenarbeit zu kommen, ganz 

andere Themen im Vordergrund standen. Vgl. die Gesprächsaufzeichnungen zwischen Juli 

und Oktober 1940, in: PA/AA, R 29.587 und 29.588, sowie PA/AA, Paris 1.270. Vgl. auch 

den Bestand Rapports Franco-Allemands der Délégation du Ministère de l’Intérieur en Zone 

Occupée, in: AN, F1a 3663–3670, sowie die Akten der D.G.T.O., in: AN, F60 1481, 1482, 

1499 und 1530 (Rapports et Correspondance avec les Autorités Allemandes).
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Frankreich“ feststellte: „Die antisemitische Strömung im französischen Volke ist 

so stark, dass sie von unserer Seite keiner Förderung mehr bedürfe.“94

Aufschlussreich ist auch, dass die deutsche Besatzungsmacht zwar über die 

allgemeine Zielrichtung der französischen antijüdischen Politik informiert war, 

jedoch nicht über deren Einzelheiten. So ließ die Militärverwaltung Ende Sep-

tember 1940 über La Laurencie bei der französischen Regierung anfragen, wie 

deren „législation antisémite“ aussehen solle95. Die fehlende Kenntnis der deut-

schen Dienststellen über die Bestimmungen des statut des juifs belegt, dass zwar 

im Sommer 1940 über die „Judenpolitik“ gesprochen wurde, diese Gespräche je-

doch nicht ins Detail gingen. Der Annahme, dass sich allein die Militärverwaltung 

gegenüber der französischen Seite in dieser Frage desinteressiert zeigte, Abetz 

hingegen in Eigeninitiative aktiv wurde und die französische Regierung zu ei-

ner antijüdischen Gesetzgebung drängte, kann leicht widersprochen werden. So 

schlug der Vertreter des Auswärtigen Amts am 1. Oktober 1940 der Militärverwal-

tung vor, die französische Regierung zu bitten, „dass alle Juden aus öffentlichen 

Stellungen im besetzten Gebiet entfernt werden“96. Dieses erneute Vorpreschen 

von Abetz ist aus zwei Gründen aufschlussreich. So wird einerseits deutlich, dass 

er – ebenso wie auch im Vorfeld der Verordnung vom 27. September 1940 – den 

Dienstweg einhielt. Selbst wenn er vielfach die Initiative ergriff und sich auch ei-

genständig mit französischen Politikern traf, so war ihm doch bewusst, dass der 

Militärbefehlshaber die letzte Entscheidung traf. Diese Tatsache wurde auch we-

nige Monate später deutlich, als der Commissaire Général aux Questions Juives bei 

Stülpnagel um Auskunft darüber bat, an wen er sich in Fragen der „Judenpoli-

tik“ zu wenden habe. Vallat war schließlich einigermaßen verwirrt über die vielen 

deutschen Dienststellen in Frankreich. Die Antwort, die er erhielt, war unmiss-

verständlich: „Der Herr Militärbefehlshaber stellte fest, dass für alle Fragen die 

das besetzte Gebiet betreffen, ausschließlich seine – des Militärbefehlshabers in 

Frankreich – Zuständigkeit gegeben sei.“ Vallat wollte zudem wissen, wie er sich 

gegenüber anderen deutschen Dienststellen zu verhalten habe. Doch auch hier 

verdeutlichte Stülpnagel, dass der „Judenkommissar“ keine Anweisungen von 

diesen anzunehmen hatte: „Der Herr Militärbefehlshaber erwiderte, dass Vallat 

seine Angelegenheiten nur mit dem Verwaltungsstab des Militärbefehlshabers in 

Frankreich und zwar mit dem Ministerialdirektor Dr. Best verhandeln solle.“97 So-

mit ist deutlich, dass Abetz die Militärverwaltung in dieser Frage um Mitwirkung 

zu bitten hatte. Auch seine – teilweise beträchtlichen – Eigeninitiativen hatten sich 

den Hierarchien vor Ort zu unterwerfen.

Abetz’ Vorschlag vom 1. Oktober 1940 ist noch aus einem anderen Grund 

 aufschlussreich. So wurde an diesem Tag der Gesetzentwurf des statut des juifs im 

94 MAE, Les Papiers 1940/Papiers Abetz, Vol. 2, Bl. 121.
95 Schreiben La Laurencies an Pétain vom 24. 9. 1940, in: AN, F60 490.
96 Vermerk Bests vom 2. 10. 1940, in: AN, AJ40 548, Bl. 15. Kriegsverwaltungsabteilungschef 

Storz notierte handschriftlich am Rande: „Überfl üssig wegen des fr[an]z[ösischen] Judenge-

setzes“.
97 Protokoll der Besprechung Vallats vom 4. 4. 1941 mit Stülpnagel, in: AN, AJ40 548, Bl. 5–7, 

hier Bl. 5, als Kopie in: BA, R 70/32, Bl. 9–11.
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Conseil des Ministres angenommen98. Die Tatsache, dass der Vertreter des Auswär-

tigen Amts derart spät eine solche „Anregung“  vorbrachte, belegt, dass er kaum 

über die Arbeiten am „Judenstatut“ informiert war. Er erfuhr erst anlässlich eines 

Besuchs des Innenministers Peyrouton Anfang Oktober 1940 im Einzelnen, wel-

che Pläne die französische Regierung in der „Judenpolitik“ hatte. So hielt Abetz 

am 8. Oktober 1940 fest: „Innenminister Peyrouton teilte mir mit, dass er eine 

Aufl ösung der Stadträte, der Generalräte und der Räte der Arrondissements 

plane und als erste Maßnahme gegen die Juden ihren Verbleib in führenden 

Staatsstellungen, ihre Betätigung in Presse, Rundfunk, Film und Theater und 

die Ausübung von wissenschaftlichen Berufen über ihren Prozentteil am Volks-

ganzen hinaus verbieten wolle.“ Abetz fügte hinzu: „Bei diesem innenpolitischen 

Vorgehen fi ndet die französische Regierung die weitgehende Unterstützung des 

Heeres und des Klerus.“99

Soweit zu den französischen Reaktionen auf die deutsche Verordnung vom 27. 

September 1940. Wie aber wurde das geplante statut des juifs von der deutschen 

Besatzungsmacht bewertet? Seit dem 20. September 1940 hatte die französische 

Regierung alle Gesetze, die auch in der zone occupée gültig sein sollten, über den 

deutschen Verbindungsoffi zier, Oberstleutnant Otzen, der Militärverwaltung 

vorzulegen. Diese konnte innerhalb von sechs Tagen Einwendungen dagegen er-

heben100. Der Chef de Bataillon Marty, Mitglied der Direction des Services d’Armistice, 

erklärte hierzu während einer Réunion interministérielle hebdomadaire am 18. Sep-

tember 1940: „Man muss die Wirkung des vorgelegten Entwurfs auf Deutschland 

in Betracht ziehen. Selbstverständlich handelt es sich nicht um den Inhalt der 

Gesetzestexte oder Anordnungen, sondern allein um die Form, die von den Deut-

schen akzeptiert werden muss.“101 Somit wird deutlich, dass die Militärverwaltung 

nicht die eigentlichen Dispositionen eines Gesetzes kommentierte und damit be-

einfl usste, sondern allein der Frage nachging, ob die Rechte der deutschen Be-

satzungsmacht hierdurch, in welcher Form auch immer, beeinträchtigt würden. 

Untersucht man nun die Prüfung des statut des juifs durch die Militärverwaltung, 

so kommt man zu einem ähnlichen Ergebnis. Das im Conseil d’État beschlossene 

Gesetz wurde am 2. Oktober 1940 von der D.G.T.O. an Oberstleutnant Otzen 

übergeben. Der stellvertretende Leiter des Verwaltungsstabs des MBF, Kriegsver-

waltungschef Friedrich Pfeffer von Salomon, vermerkte am 3. Oktober 1940 für 

den Oberbefehlshaber des Heeres, von Brauchitsch, bezüglich des statut des juifs: 

„Das Gesetz weicht in Einzelheiten von den deutschen Bestimmungen ab, verfolgt 

aber im wesentlichen die gleiche Tendenz und ist daher zu begrüßen. Es ist nicht 

beabsichtigt, Einwendungen gegen die Anwendung des Gesetzes zu erheben.“102 

Am 8. Oktober 1940 war schließlich die Frist für eventuelle deutsche Einsprüche 

 98 Vgl. Baudouin, Neuf mois au gouvernement, S. 366.
 99 Bericht Abetz’ vom 8. 10. 1940, in: MAE, Les Papiers 1940/Papiers Abetz, Vol. 2, Bl. 31.
100 Rundschreiben des Chefs der Militärverwaltung in Frankreich, Streccius, vom 13. 9. 1940, 

in: AN, AJ40 539, Bl. 51–53; Aufzeichnung der D.G.T.O. für die französische Regierung vom 

16. 9. 1940, in: AN, AJ41 397.
101 MAE, Guerre 1939–1945/Vichy-Europe/Série C/État Français, Vol. 5, Bl. 47.
102 AN, AJ40 548, Bl. 7 f.



VfZ 3/2010

356  Aufsätze

abgelaufen103. Am Folgetag teilte der Leiter der Abteilung Wirtschaft des MBF, 

Kriegsverwaltungschef Elmar Michel, dem Generalsekretär der D.G.T.O, de Bois-

sieu, mit: „Die deutsche Militärverwaltung erhebt keine Einwände gegen das fran-

zösische Judengesetz, dessen Text vorgelegt worden war. Sie hat zwar gewisse Dis-

krepanzen zwischen der Defi nition des ,Juden‘ aufgrund des deutschen Gesetzes 

und aufgrund des französischen Gesetzentwurfs festgestellt, aber sie sieht keine 

ernsthaften Schwierigkeiten für die Koexistenz beider Texte.“104

All das belegt, dass die deutsche Besatzungsmacht zwar über die französischen 

Pläne zur Verabschiedung eines antijüdischen Gesetzes in allgemeiner Form in-

formiert war, jedoch den eigentlichen Entwurf des Gesetzes (Militärverwaltung), 

bzw. ausführliche Erläuterungen hierzu (Abetz) erst zu einem Zeitpunkt erhielt, 

als die französischen Beratungen bereits abgeschlossen waren. Zudem ist deutlich 

geworden, dass das Hauptziel des französischen Gesetzes, die „Säuberung“ der 

Verwaltung, zwischen Juli und Oktober 1940 unverändert geblieben war. Sollte es 

also von deutscher Seite eine „Empfehlung“, in welcher Weise auch immer, gege-

ben haben, so kann es sich hierbei höchstens um Marginalien gehandelt haben. In 

welche Richtung aber hätte eine solche Einfl ussnahme zielen sollen? Der Kern des 

Gesetzes, der „Judenbegriff“, kann hiervon nicht betroffen gewesen sein, da dieser 

einen größeren Personenkreis umfasste als die deutsche Verordnung vom 27. Sep-

tember 1940. Gerade auf diesem Unterschied zwischen beiden antijüdischen Maß-

nahmen beruhte schließlich die hauptsächliche Kritik von deutscher Seite. Die 

übrigen Artikel des statut des juifs befassten sich hingegen mit Detailfragen, und 

es ist kaum anzunehmen, dass die deutsche Besatzungsmacht ihre Zeit damit zu-

brachte, die Liste der Berufsverbote für Juden zu ergänzen oder die Fristen für die 

Entlassung jüdischer Beamter aus dem französischen Staatsdienst zu diskutieren.

Die französische Regierung brauchte also keinen Anstoß von außen, um in die-

ser Frage initiativ zu werden. So konnte nachgewiesen werden, wie sehr die antijü-

dische Politik des Vichy-Regimes in der juden- und fremdenfeindlichen Kontinui-

tät der dreißiger Jahre stand. Man könnte jedoch einwenden, dass es sich beim 

statut des juifs nur um eine vordergründige Konzession an das bekanntermaßen 

antisemitische Deutsche Reich handelte, um damit auf anderen Gebieten Vor-

teile zu erlangen. Um in dieser Frage zu eindeutigen Ergebnissen zu kommen, 

wird im Folgenden untersucht, wie die loi du 3 octobre 1940 von der französischen 

Administration in die Praxis umgesetzt wurde. War die französische „Judenpoli-

tik“ eher ein (unter Berücksichtigung der Tatsache der Okkupation des Landes) 

autonomes französisches „Projekt“ oder ein aus „pragmatischen Erwägungen“ in 

einer Besatzungssituation entstandenes „Vorhaben“?

Die französische Verwaltung und das statut des juifs

Am 14. November 1940 verfügte die Présidence du Conseil in einem Rundschrei-

ben, „dass die jüdischen Beamten, die von den Artikeln 2 und 3 [der loi du 3 

103 Vermerk, der dem französischen Gesetzentwurf beigefügt war, in: AN, AJ40 548, Bl. 1.
104 So wiedergegeben im Schreiben La Laurencies an Pétain, in: AN, F60 490.
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octobre 1940] betroffen sind, innerhalb von zwei Monaten nach Verkündung des 

Gesetzes, also am 19. Dezember 1940, die Ausübung ihrer Tätigkeit beenden. Es 

ist beschlossen worden, dass alle Betroffenen bis zum festgelegten Datum, also 

bis zum 19. Dezember 1940, ihre Beschäftigung ausüben können.“ Die Présidence 

du Conseil drängte zugleich auf eine schnelle Umsetzung der loi du 3 octobre 1940 : 

„Es ist dennoch wichtig, dass alle notwendigen vorbereitenden Maßnahmen so-

fort ergriffen werden, so dass die Beschäftigungsverhältnisse mit Wirkung am 19. 

Dezember enden.“105 In den einzelnen Ressorts herrschte jedoch aufgrund dieser 

Weisung eine gewisse Verunsicherung, da es der Gesetzgeber versäumt hatte, eine 

„verwaltungstechnisch praktikable Vorgabe“ zu der Frage zu machen, wann eine 

Person als „Jude“ gelten sollte. In der deutschen Verordnung vom 27. September 

1940 wurde hingegen festgehalten, dass ein Großelternteil als „jüdisch“ zu gelten 

habe, wenn er der jüdischen Religionsgemeinschaft angehört hatte106. Justizmi-

nister Alibert richtete daraufhin am 21. November 1940 ein Schreiben an das für 

beamtenrechtliche Belange zuständige Innenministerium, um die aufgetretenen 

Fragen zu beantworten: „In der Mehrzahl der Fälle wird die Zugehörigkeit der 

Großelternteile oder des Ehepartners zur jüdischen Religionsgemeinschaft den 

besten Beleg darstellen, der in Betracht gezogen werden kann. Es ist in diesem 

Zusammenhang nicht uninteressant festzustellen, dass die deutsche Gesetzge-

bung, die auch den Begriff der ,jüdischen Rasse‘ [race juive] verwendet, bei der 

Umsetzung der gleichen Anordnungen die selben Hilfsmittel anwendet, um die 

Rasse zu bestimmen: Sie hat nämlich festgelegt, dass jeder Großelternteil, der der 

jüdischen Religionsgemeinschaft angehört, kurzerhand als rein jüdisch [étant de 

pure race juive] angesehen wird.“ In Frankreich werde aber in den actes de l’état-

civil, anders als in Deutschland, keine Religionszugehörigkeit genannt. Aus die-

sem Grunde sei folgendes Vorgehen angebracht: „Wenn die Zugehörigkeit zur 

jüdischen Religionsgemeinschaft nicht nachgewiesen werden kann, wird es viel 

schwieriger festzulegen, ob ein Betroffener der jüdischen Rasse [race juive] an-

gehört. Nützliche Hinweise, so scheint es, zeigen sich in der Erscheinungsform 

bestimmter Nachnamen, in der Wahl der Vornamen, wie diese auf den Perso-

nenstandsurkunden vermerkt sind, und in der Tatsache, dass die Vorfahren auf 

jüdischen Friedhöfen bestattet wurden.“107 Alibert machte da sehr genaue Vor-

gaben, um der französischen Verwaltung die Identifi kation von jüdischen Be-

amten und Angestellten zu ermöglichen. Daneben belegen die Äußerungen des 

Justizministers, dass sich die französische Gesetzgebung nicht etwa gegen eine 

fremde Kultur oder Religion richtete, sondern dass es galt, Personen „jüdischer 

Rasse“ ausfi ndig zu machen. Ältere historiographische Versuche, die französische 

„Judenpolitik“ als traditionelle Form des Antisemitismus zu deuten, die frei von 

105 Rundschreiben des Ministre Secrétaire d’État à la Présidence du Conseil, Jean Fernet, vom 

14. 11. 1940, in: AN, F1BI 919. Die Frist von zwei Monaten war bereits auf der Sitzung des 

Conseil de Cabinet am 30. 9. 1940 beschlossen worden. Résumé, in: AN, F60 588. Das Datum 

19. 12. 1940 erklärt sich mit der Veröffentlichung des Gesetzes am 18. 10. 1940 im Journal 

Offi ciel. Zu den Bestimmungen der Artikel 2 und 3 vgl. Anm. 76.
106 Wie Anm. 70.
107 AN, F1A 3706.
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jedem rassistischen Gedankengut sei, können schon deshalb als überholt angese-

hen werden108. So hieß es denn auch seitens der zeitgenössischen französischen 

Rechtswissenschaft zur loi du 3 octobre 1940 : „Es ist von zentraler Bedeutung, dass 

die Basis der Bestimmung des Judentums unzweideutig die Rasse darstellt.“109 Bei 

ihrem Vorgehen glaubte sich die französische Verwaltung auf die „gängige Praxis“ 

im Europa der dreißiger Jahre berufen zu können. So schrieb etwa der „Juden-

kommissar“ Vallat am 25. Mai 1941 an Pétain, dass sich das Kriterium der Reli-

gion in sämtlichen Rassengesetzen anderer Länder fände: „Die Vermutung, dass 

ein Großelternteil, der die jüdische Religion praktiziert hat, der jüdischen Rasse 

[race juive] angehört, wird durch die enge Bindung zwischen jüdischer Rasse 

und hebräischer Religion belegt.“110 An anderer Stelle erklärte Vallat: „Wir haben 

kein anderes Hilfsmittel zur Erkennung [détection] zu unserer Verfügung.“ Aus 

diesem Grunde sei die französische Regierung dazu übergegangen, dem „europa-

weit praktizierten Beispiel“ zu folgen: „Wir waren nicht erfi ndungsreicher als die 

einstigen Könige Frankreichs oder der moderne Gesetzgeber in Deutschland, Ita-

lien, Ungarn, Rumänien oder Kroatien.“111 Der Nachweis der jüdischen Religion 

eines Großelternteils erschien als das verwaltungstechnisch einfachste Mittel zur 

Bestimmung der „jüdischen Rasse“, wie es im Commissariat Général aux Questions 

Juives hieß: „Der Nachweis der Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft ist 

viel leichter zu erbringen als derjenige zu einer Rasse. Im Übrigen stützt sich die 

jüdische Religion auf die Rasse.“112 Während eines Vortrages bei der D.G.T.O. 

sprach der Conseiller Juridique du Cabinet des CGQJ, Félix Colmet-Dâage, die ras-

sistische Basis der französischen Gesetzgebung am 27. Januar 1942 auch offen 

108 So heißt es etwa bei Aron, Histoire de Vichy, S. 227 f.: „Während der Antisemitismus Hitlers 

rassistisch bestimmt war und bei der Defi nition der Juden nur die Zugehörigkeit der Groß-

eltern in Betracht zog, wurde der französische Antisemitismus, so wie er u. a. von der Action 

Française vertreten wurde, anfangs von religiösen und nationalen Erwägungen beeinfl usst. 

[…] Wenn das Judenstatut nur vom französischen Antisemitismus beeinfl usst worden wäre, 

so hätte es bei der Bestimmung der Betroffenen nur zwei Kriterien, die dem Rassismus 

fremd sind, in Betracht gezogen: das religiöse Kriterium, das nationale Kriterium.“ Aron 

übersieht hier, dass auch ein rassisch geprägter Antisemitismus auf das „Religionskriterium“ 

zurückgreifen musste. Nur so glaubten die Verwaltungsbeamten, die angebliche „jüdische 

Rasse“ bestimmen zu können. Nicht ohne Grund wurde das gleiche Verfahren in Deutsch-

land angewendet. Vgl. dazu kritisch Cointet, L’Église sous Vichy, S. 196 f., und Laurent Joly, 

Xavier Vallat (1891–1972). Du nationalisme chrétien à l’antisémitisme d’État, Paris 2001, 

S. 224.
109 „Il importe que la base de la qualifi cation juive est, sans aucune équivoque possible, la race.“ 

André Broc, La Qualifi cation Juive. Thèse pour le Doctorat en Droit. Présentée et soutenue 

le 15 décembre 1942, Paris 1942, S. 52.
110 AN, AJ38 1143.
111 So im Vorwort zu Gabriel Malglaive, Juif ou Français, Vichy: Centre de Propagande de la 

Révolution Nationale 1942, S. 9. Vgl. ähnlich Xavier Vallat, Le problème juif. Conférence 

prononcée devant les stagiaires de la 3e Session de l’École Nationale des Cadres Civiques, 

[Vichy]: Secrétariat Général à l’Information 1942, S. 18.
112 Undatierte Kommentierung einer Frühfassung des „Judenbegriffs“ der loi du 2 juin 1941, 

in: AN, AJ38 1143. Die Rassengrundlage des Gesetzes zeigte sich schon allein dadurch, dass 

die aktuelle Religion eines Betroffenen keinerlei Bedeutung hatte.
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aus: „Die französische Gesetzgebung […] stützt sich auf die Rasse und verwen-

det, wie die deutsche Gesetzgebung, die Religion als Hilfsmittel, um die Rasse zu 

bestimmen.“113

Doch zurück zu den Vorgaben Aliberts. Wie wurden diese in die Praxis umge-

setzt? Als markantes Beispiel soll die interministerielle Konferenz vom 6. Dezem-

ber 1940 dienen, bei der umfassend über die Details der praktischen Umsetzung 

der loi du 3 octobre 1940 gesprochen und diese abgestimmt wurden. Es muss da-

bei beachtet werden, dass die Koordinierungsmöglichkeiten zwischen den ein-

zelnen Ressorts, vor allem aber zwischen der Staatsführung und der Spitze der 

Ministerien in der unbesetzten Zone einerseits sowie dem Gros des in Paris ver-

bliebenen Verwaltungsapparats andererseits, aufgrund der Unterbrechung der 

Kommunikationslinien erheblich eingeschränkt waren. Aus diesem Grund hatte 

die französische Administration anfangs keine Weisungen, wie die loi du 3 octobre 

1940 im Detail in die Praxis umgesetzt werden sollte. In den ersten Wochen nach 

Erlass des Gesetzes handelten somit die einzelnen Verwaltungseinheiten relativ 

autonom. Die interministerielle Konferenz vom 6. Dezember 1940 war einberufen 

worden, um das Vorgehen der Administration zu vereinheitlichen und aufeinan-

der abzustimmen114. Zunächst musste jedoch erst einmal festgestellt werden, was 

sich in den einzelnen Ressorts in der Zwischenzeit getan hatte. Hier zeigt sich 

dann recht eindeutig, was eine relativ auf sich gestellte Verwaltung in dieser Frage 

eigeninitiativ unternahm. So berichtete etwa der Vertreter des Justizministeriums, 

welche Vorbereitungen in seinem Aufgabenbereich für die Entlassung jüdischer 

Beamter und Angestellter getroffen worden waren: „Die Generalstaatsanwälte und 

die Rechnungshofpräsidenten wurden gebeten, die Nachweise zu erbringen, um 

alle Juden von ihren Posten zu entheben. Wir erwarten die Antworten, um eine 

Entscheidung im Ganzen zu fällen.“ Der Vertreter des Außenministeriums berich-

tete: „Es zeigen sich zwei Fälle: jene, die in der Zentralverwaltung in Vichy, und 

jene, die in einer Auslandsvertretung beschäftigt sind. Für letztere möchten wir 

eine Fristverlängerung beantragen. Vor dem 19. Dezember ist es unmöglich, von 

all jenen, die erklären, der jüdischen Rasse anzugehören, die notwendigen Nach-

weise zu erhalten.“ Hier war ein grundlegendes Problem angesprochen. Der Vor-

sitzende der Konferenz, der Chargé de Mission au Secrétariat Général de la Présidence 

du Conseil, Maurice Lagrange, fragte deshalb genauer nach: „Wie legen Sie die 

Abstammung fest?“ Der Vertreter des Außenministeriums erklärte: „Wir machen 

eine Befragung per Telegramm und erwarten die Antwort. Jeder musste eine Er-

klärung abzeichnen, und die Befragung wird in 48 Stunden beendet sein.“ Im 

Verlauf der Diskussion ergab sich, dass die einzelnen Ministerien ein hohes Maß 

an „Kreativität“ und Eigeninitiative entwickelt hatten, um jüdische Beamte und 

113 Vortrag vom 27. 1. 1942 bei der Réunion Hebdomadaire des Secrétariats Généraux der 

D.G.T.O. Hier erklärte Colmet-Dâage auch, das „Religionskriterium“ sei „nur als Hilfsmittel, 

um die Zweifelsfälle zu entscheiden“, eingeführt worden. In: AN, F60 1485. Vgl. auch den 

Rechenschaftsbericht zu dieser Sitzung, in: AN, F60 1536.
114 Dazu und im Folgenden das Protokoll der Interministeriellen Konferenz vom 16. 12. 1940, 

in: AN, F60 490. Zur verwaltungstechnischen Umsetzung der französischen Rassengesetzge-

bung vgl. Mayer, Staaten als Täter, S. 78–95.
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Angestellte aufzuspüren. Zugleich wurde deutlich, dass sich die angewandten 

Verfahren vielfach nur im Detail unterschieden. So erklärte der Vertreter des Mi-

nistère de la Production Industrielle : „Wir haben eine gute Methode entwickelt, die 

jener des Finanzministeriums ähnelt. Sämtliche Beamten und Angestellten haben 

eine Liste unterzeichnet, dass sie nicht vom Gesetz vom 3. Oktober betroffen sind. 

Alles wurde zentralisiert. Wir haben jetzt sämtliche Antworten. Wir können nun 

sehen, welches die Betroffenen sind, und wir untersuchen die Zweifelsfälle.“ Das 

Landwirtschaftsministerium hatte sich für ein anderes Vorgehen entschieden: 

„Ein Rundschreiben wurde an die einzelnen Abteilungen gesandt, um unter der 

Verantwortung der Abteilungsleiter Listen mit den in Frage kommenden Beam-

ten zu erstellen.“ Hier war es nicht dem einzelnen Mitarbeiter überlassen, über 

seine Vorfahren Auskunft zu geben. Vielmehr stellten die Vorgesetzten eigenstän-

dig Listen zusammen. Worauf stützten sich ihre „Annahmen“? Das Ministère de 

l’Instruction Publique hatte ein ähnliches Verfahren angewendet. Dieses beruhte, so 

die Aussage des Vertreters dieses Ministeriums, auf dem „Wissen [connaissance]“ 

der Vorgesetzten oder auf einer ominösen „allgemeinen Bekanntheit [notoriété 

publique]“.

Der Wille zur umfassenden Umsetzung des Gesetzes zeigte sich besonders 

deutlich beim Ministère de l’Instruction Publique, dessen Vertreter ausführlich be-

richtete: „Bei uns gibt es momentan keine jüdischen Beamten, die am 20. De-

zember noch eine Stellung innehaben werden. Wir sind mit der Umsetzung des 

Gesetzes ziemlich fortgeschritten. Bei den Zweifelsfällen bitten wir die drei oder 

vier Beamten, die Juden zu sein scheinen [qui paraissent juifs] und die angeben, 

es nicht zu sein, ihre Abstammung nachzuweisen. Das ist eine sehr schwierige An-

gelegenheit.“ Lagrange wandte ein: „Diese Überprüfung ist relativ leicht für die 

Beamten umzusetzen, aber sind Sie nicht hinsichtlich der Mitarbeiter der Zen-

tralverwaltung in Sorge?“ Der Vertreter des Ministeriums antwortete: „Es gibt dort 

sehr wenig Juden. Es gibt eine gewisse Anzahl in Paris und sehr wenige auf dem 

Land.“ Lagrange wollte zudem wissen, was bezüglich der Lehrenden im Ausland 

unternommen worden sei. Hierzu erklärte der Vertreter des Ministeriums: „Es 

gibt nicht viele Juden unter den Lehrern im Ausland. Wir kennen sie alle seit lan-

gem persönlich. Bei den Grundschullehrern in Paris gibt es mehr, die Schuldirek-

toren kennen sie gut. Sie übergeben dem Leiter des staatlichen Prüfungsamts die 

Liste der Personen, die sie für Juden halten.“ Lagrange war mit den Ergebnissen 

dieser Konferenz zufrieden und stellte fest: „Jedes Ressort kann nach Belieben 

frei handeln, aber es muss handeln.“

Dass die französische Verwaltung bemüht war, die Vorgaben des Gesetzgebers 

buchstabengetreu umzusetzen, steht also außer Zweifel. Die französische Admini-

stration war von der Notwendigkeit und „Legitimität“ der loi du 3 octobre 1940 ganz 

offensichtlich überzeugt. Dieses Gesetz wurde als rein „französische Maßnahme“ 

interpretiert, es fi nden sich keinerlei Anzeichen dafür, dass auch nur der leiseste 

Verdacht bestand, die deutsche Besatzungsmacht könne hier Einfl uss genommen 

haben, bzw. es könne sich hierbei um eine „Gefälligkeit“ für diese handeln. Der 

Eifer und die Eigeninitiative, die sich im Handeln der Verwaltung zeigten, lassen 

keinen anderen Schluss zu.
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Mit diesem Ergebnis wird das Bild, das sich von der französischen „Judenpoli-

tik“ im Sommer/Herbst 1940 gezeigt hatte, abgerundet. Deutlich wurde, dass die 

Maßnahmen der Vichy-Regierung durchaus in einer gewissen Kontinuitätslinie 

des französischen Antisemitismus stehen. Dabei war die generelle Zielrichtung 

der geplanten Maßnahmen in allen Ressorts unumstritten. Dies gilt für die ei-

gentliche Staatsführung in Vichy, den Verwaltungsapparat in Paris und – auf diese 

Weise gewinnen die erzielten Ergebnisse ein besonderes Gewicht – auch für die 

Vertreter der katholischen Kirche. Der Konsens, der in dieser Frage offensichtlich 

wurde, konnte in ähnlicher Form auch bei der Umsetzung der loi du 3 octobre 1940 

in der internen Verwaltungsdiskussion nachgewiesen werden.

Um den Grad an Autonomie, über den die Vichy-Regierung verfügte, genauer 

zu bestimmen, wurde zudem die „Judenpolitik“ der deutschen Besatzungsmacht 

zum Vergleich herangezogen. Dabei wurde deutlich, dass die Militärverwaltung 

des MBF – andere Dienststellen hatten sich dessen globalen Vorgaben im Som-

mer und Herbst noch unterzuordnen und taten dieses, wie nachgewiesen, auch 

– kein Interesse an Maßnahmen zur innenpolitischen Reform und somit schein-

baren Stärkung Frankreichs besaß. Ziel der deutschen Besatzungspolitik war es 

vielmehr, die Sicherheit der deutschen Besatzungstruppe zu gewährleisten und 

gleichzeitig die französische Wirtschaft möglichst störungsfrei für die deutsche 

Rüstung produzieren zu lassen. Zur Verfolgung dieser deutschen Ziele wurde im 

Sommer 1940 eine begrenzte „Judenpolitik“ umgesetzt, die eine sicherheitspoli-

zeiliche (Kontrolle der jüdischen Bevölkerung) und eine wirtschaftliche Stoßrich-

tung (Einsetzung von Treuhändern für herrenlose jüdische Unternehmen) be-

saß. Diese Maßnahmen fanden ihren vorläufi gen Abschluss in einer Verordnung 

des MBF vom 18. Oktober 1940, mit der die Registrierung sämtlicher jüdischer 

Unternehmen der  besetzten Zone verfügt und zudem die Möglichkeit geschaf-

fen wurde, Treuhänder für diese einzusetzen115. Weitere Maßnahmen waren je-

doch vorerst – sehr zum Verdruss der Vertreter des RSHA in Frankreich – nicht 

ge plant116. Die antijüdische Politik der Militärverwaltung wurde allein zur Durch-

115 VOBlF vom 20. 10. 1940, S. 112–114. In der Folgezeit wurden (beinahe ausschließlich franzö-

sische) Treuhänder auf Anordnung des Ministère de la Production Industrielle et du Travail 

von den syndicats professionnels ernannt; Schreiben La Laurencies an Pétain vom 8. 9. 1940, 

nachdem die D.G.T.O. vom deutschen Verbindungsoffi zier, Oberstleutnant Otzen, offi -

ziell über die deutschen Pläne hierzu informiert wurde: „Jeder Betrieb, der einem Juden 

gehört, der noch nicht in die besetzte Zone zurückgekehrt ist, wird unter der Verwaltung 

eines Treuhänders weitergeführt. Was die Treuhänderschaft betrifft, insbesondere um die 

Ernennung von unerwünschten kommissarischen Verwaltern zu verhindern, lasse ich jetzt 

vom Ministère de la Production Maßnahmen prüfen, die ergriffen werden können, damit 

der Weiterbetrieb der verlassenen jüdischen Unternehmen durch die Arbeitgeberverbände 

organisiert werden kann.“ In: AN, F60 357. Vgl. zu den französischen Abwehrbemühungen 

im wirtschaftlichen Bereich jüngst Jungius, Der verwaltete Raub, insbesondere S. 70–74.
116 Der Vertreter des RSHA in Frankreich, Helmut Knochen, versuchte diese Situation zu än-

dern, indem er am 28. 1. 1941 an die Militärverwaltung schrieb (und damit deutlich machte, 

dass ohne die Zustimmung des MBF keine Politik zu machen war): „Nachdem derzeit im 

besetzten Gebiet deutscherseits keine weiteren einschneidenden Maßnahmen gegen Juden 

geplant sind und außerdem die Berichte aus dem unbesetzten Gebiet erkennen lassen, dass 
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setzung deutscher Interessen und zur Sicherung der Besatzungsmacht initiiert. 

Ein Einfl uss auf das Land im weiteren Sinne war nicht beabsichtigt und lässt sich 

auch nicht nachweisen. Selbst wenn einzelne Dienststellen, insbesondere die Ver-

tretung des Auswärtigen Amts, durchaus für ein aktiveres Einwirken auf die fran-

zösische Regierung und Verwaltung plädierten, so konnten sie sich, zu diesem 

Zeitpunkt jedenfalls, nicht durchsetzen.

Festzuhalten bleibt: Im Sommer/Herbst 1940 wurde die „Judenpolitik“ der 

deutschen Besatzungsmacht einerseits und des Vichy-Regimes andererseits syn-

chron initiiert. Das Besondere dabei war, dass diese Entwicklung zwar parallel, 

aber beinahe ohne Interaktion verlief117. Jeder der beiden Akteure verfolgte mit 

seinem Vorgehen ein konkretes Ziel, wobei es kaum Überschneidungspunkte gab 

zwischen den sicherheitspolizeilich und kriegswirtschaftlich motivierten deut-

schen Plänen sowie den französischen Absichten der Begrenzung des jüdischen 

„Einfl usses“ in Staat und Gesellschaft, die vor allem eine politische und verwal-

tungstechnische Stoßrichtung besaßen. Der Unterschied zwischen deutscher und 

französischer „Judenpolitik“ wurde auch sogleich registriert. So hieß es in einer 

Notiz der Vice-Présidence du Conseil vom 28. Oktober 1940: „Das Ziel der deutschen 

Verordnungen besteht darin, den Juden jeglichen wirtschaftlichen Einfl uss zu 

entziehen. Das Ziel der französischen Verordnungen besteht darin, ihnen jegli-

chen politischen, militärischen, künstlerischen und intellektuellen Einfl uss zu 

entziehen.“118

Insgesamt wird deutlich, dass das Vichy-Regime in diesen entscheidenden 

Monaten des Jahres 1940 in Fragen, die für die deutsche Besatzungsmacht nicht 

von unmittelbarem Interesse waren, eine sehr große Handlungsfreiheit besaß 

und diese auch umfassend nutzte. Dies war die Voraussetzung für eine autonome 

französische „Judenpolitik“, deren Kern die scheinlegale Segregationspolitik der 

französischen Regierung gegenüber der jüdischen Bevölkerung darstellte. Im be-

trachteten Zeitraum initiierte somit jeder der beiden Akteure seine eigene juden-

feindliche Politik. Ein Interaktionszusammenhang sollte sich erst langsam entwi-

ckeln und ab Herbst 1940 vor allem im Bereich der „Arisierung“ wirksam werden.

es der französischen Regierung nicht sonderlich ernst ist mit der restlosen Ausschaltung 

des Judentums gemäß ihrem eigenen Judenstatut vom 3.X.40, erscheint gerade im jetzigen 

Augenblick die Errichtung von Judenkonzentrationslagern als gegeben.“ In: IfZ-Archiv, Eich 

1071. Knochen hatte jedoch keinen Erfolg mit seiner Demarche, die von Vertretern der 

Deutschen Botschaft Paris wenige Wochen später erneut bei der Militärverwaltung vorge-

tragen wurde; Protokoll einer Besprechung zwischen dem „Sachbearbeiter für Juden- und 

Freimaurerfragen“ der Botschaft Paris, Legationsrat Zeitschel, und Best vom 5. 4. 1941, in: 

BA, R 70/23, Bl. 3–5.
117 Eine gewisse „Rücksichtnahme“ auf die französischen Verhältnisse zeigte sich im „Juden-

begriff“ der deutschen Verordnung vom 27. 9. 1940, der weit gemäßigter gefasst war als 

etwa im Gebiet des Militärbefehlshabers in Belgien und Nordfrankreich; Verordnung 

vom 28. 10. 1940, die an die Erste Verordnung zum Reichsbürgergesetz (VOzRBG) vom 

14. 11. 1935 angepasst war, in: Verordnungsblatt des Militärbefehlshabers in Belgien und 

Nordfrankreich vom 5. 11. 1940, S. 279–282, sowie die 1. VOzRBG in: RGBl. I, S. 1333.
118 AN, F60 490.
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Günther Gillessen

Tresckow und der Entschluß zum Hochverrat
Eine Nachschau zur Kontroverse über die Motive

Johannes Hürter erregte Aufsehen, als er vor fünf Jahren zwei Dokumente vor-

stellte, die seiner Ansicht nach bewiesen, daß Henning von Tresckow und seine 

Freunde im Stab der Heeresgruppe Mitte ungerührt die ersten Berichte der SS-

Einsatzgruppe B von Mitte Juli 1941 und vom 14. August 1941 über deren Mord-

taten gelesen und vielleicht sogar gebilligt hätten. Die beiden Aktenstücke, die 

er als „Dokument I“ und „Dokument II“ vorstellte, waren Fotokopien von Teilen 

zweier Tätigkeitsberichte des Führers der Einsatzgruppe B, SS-Brigadeführer 

Arthur Nebe, die sich in Aktenbeständen der Heeresgruppe Mitte befanden, wel-

che die Rote Armee erbeutet hatte. Hürter meinte weiter, die den 20. Juli 1944 

überlebenden Verschwörer Fabian von Schlabrendorff und Rudolph-Christoph 

Freiherr von Gersdorff hätten ihr damaliges moralisches Versagen in ihren Me-

moiren verschwiegen und vorgegeben, erst das Massaker von Borissow im Okto-

ber 1941 habe ihnen „die Augen geöffnet“. Sie hätten ihr Erschrecken über Bo-

rissow hervorgekehrt, „um ihre moralische Indifferenz in den Sommermonaten 

zu verdrängen“. Ihr schlechtes Gedächtnis sei „bestimmt“ auch Ausdruck ihres 

schlechten Gewissens, erst so spät aufgeschreckt worden zu sein1. In Borissow hat-

te ein Trupp des SD-Sonderkommandos 7a der Einsatzgruppe B am 20. und 21. 

Oktober 1941 rund siebentausend Juden umgebracht, unterschiedslos Männer, 

Frauen und Kinder.

Die These Hürters war sogleich auf heftigen Widerspruch gestoßen2. In einem 

zweiten, zusammen mit Felix Römer verfaßten Aufsatz verschärfte er seine Inter-

pretation: Da die ersten Tätigkeitsberichte der Einsatzgruppe B keine erkennbare 

1 Johannes Hürter, Auf dem Weg zur Militäropposition. Tresckow, Gersdorff, der Vernichtungs-

krieg und der Judenmord. Neue Dokumente über das Verhältnis der Heeresgruppe Mitte zur 

Einsatzgruppe B im Jahr 1941, in: VfZ 52 (2004), S. 527–562, hier S. 533 u. S. 549.
2 Vgl. Gerhard Ringshausen, Der Aussagewert von Paraphen und der Handlungsspielraum des 

militärischen Widerstandes. Zu Johannes Hürter: Auf dem Weg zur Militäropposition, in: VfZ 

Warum endet sie nicht, die Debatte über den militärischen Widerstand? Weil 
neue Dokumente und neue Thesen alte Gewissheiten in Frage gestellt haben; weil 
Wissenschaft stets ein dialektischer Prozess ist; und weil es sich in diesem Fall nicht 
gerade um ein Nebenthema der Zeitgeschichte handelt. Johannes Hürter (VfZ 52, 
Heft 3/Juli 2004) hat die Debatte eröffnet, wurde von Gerhard Ringshausen (VfZ 53, 
Heft 1/Januar 2005) kritisiert und von Felix Römer (VfZ 53, Heft 3/Juli 2005) unter-
stützt. Dann folgten die Beiträge von Hermann Graml (VfZ 54, Heft 1/Januar 2006) 
und nochmals von Johannes Hürter und Felix Römer (VfZ 54, Heft 2/April 2006). 
Doch gibt es in dieser Sache noch mehr Argumente? ■■■■
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Empörung im Stab der Heeresgruppe ausgelöst hätten, könnten diese Verbrechen 

„auch noch kein ausschlaggebendes Motiv für die Entscheidung zum Widerstand 

gewesen sein“3. Auch in jüngerer Zeit rückte er davon nicht ab4.

Ganz neu war die These nicht. Christian Gerlach hatte 1995 in einem Beitrag 

zur Ausstellung „Verbrechen der Wehrmacht“ behauptet, die oppositionellen Of-

fi ziere im Stab der Heeresgruppe Mitte hätten nicht nur seit den ersten Tagen 

des Ostkrieges von den Verbrechen der von Himmler befehligten Verbände ge-

wußt – was zutrifft –, sondern sich auch selbst an Massenverbrechen beteiligt5. 

Als einer der ersten hatte ihm Karl Otmar Freiherr von Aretin widersprochen6. 

Gerlach erklärte 2008 in einer Fernsehsendung zum Jahrestag des 20. Juli: „Of-

fensichtlich war es für Tresckow und andere von ganz grundlegender Bedeutung, 

diesen Krieg zu gewinnen. Und da kam jedes Mittel recht, wenn es gegen den 

militärischen oder politischen Gegner ging.“7

Hürter und Römer beschrieben ihre eigene Haltung so: „Der Widerspruch, 

der durch die Konfrontation des retrospektiven mit zeitgenössischem Quellen-

material offengelegt wird, wirft Fragen auf, und diesen Fragen muß sich der kri-

tische Historiker, der sich nicht in der Tradition einer inzwischen überholten Ge-

schichtspolitik sieht, auch stellen.“8

Über diesen Grundsatz braucht nicht gestritten zu werden. Geschichtspolitik 

ist Politik, nicht Erkenntnis suchende Forschung. Übereinstimmung in diesem 

Grundsatz erledigt aber nicht die Frage, ob die Quellen, die zeitgenössischen und 

die aus der Erinnerung geschriebenen, wohl verstanden und zutreffend gedeu-

tet worden sind. Zeugenaussagen und Erinnerungen sind grundsätzlich ernst zu 

nehmen. Ohne Zeugenaussagen wäre es, zum Beispiel, der deutschen Strafjustiz 

nicht möglich gewesen, die Täter von Auschwitz, Majdanek und der Einsatzgrup-

pen zur Rechenschaft zu ziehen.

Freilich sind die Probleme der Bewertung von Quellen nicht ohne einigen 

Aufwand zu erläutern. Schwierigkeiten, um einige zu nennen, liegen darin, daß 

53 (2005), S. 141–147; Hermann Graml, Massenmord und Militäropposition. Zur jüngsten 

Diskussion über den Widerstand im Stab der Heeresgruppe Mitte, in: VfZ 54 (2006), S. 1–24.
3 Johannes Hürter/Felix Römer, Alte und neue Geschichtsbilder von Widerstand und Ost-

krieg. Zu Hermann Gramls Beitrag „Massenmord und Militäropposition“, in: VfZ 54 (2006), 

S. 301–322, Zitat S. 317.
4 Hürter in einem Vortrag bei der Jahrestagung der „Forschungsgemeinschaft 20. Juli 1944“ in 

Bonn, 23. 2. 2008.
5 Vgl. Christian Gerlach, Männer des 20. Juli und der Krieg gegen die Sowjetunion, in: Hannes 

Heer/Klaus Naumann, Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941–1944, Ham-

burg 1995, S. 427.
6 Vgl. Karl Otmar v. Aretin, Widerstand gegen Hitler, in: Forum der Wissenschaft, Mitschnitt 

Bayrischer Rundfunk, 10. 10. 1995, sowie ders. Henning von Tresckow und der militärische 

Widerstand während der Zeit des Nationalsozialismus, in: Magdeburger Wissenschaftsjournal 

2/2000, S. 42, in einer Replik zu Christian Gerlach, Kalkulierte Morde. Die deutsche Wirt-

schafts- und Vernichtungspolitik in Weißrußland 1941–1944, Hamburg 1999, dem er Mani-

pulation der Tatsachen vorwarf.
7 Christian Gerlach, in: Frontal, Mitschnitt ZDF, 15. 7. 2008.
8 Hürter/Römer, Alte und neue Geschichtsbilder, S. 307.
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Akten unvollständig überliefert sind; daß nicht alles, was einmal in mundo war, 

auch in actis zu fi nden ist; daß das, was in den Akten steht, mißverstanden oder 

nicht mehr mit den Augen der Epoche gelesen wird. Hinzu kommt, daß Akten, 

nicht anders als gewöhnliche Zeugenaussagen, nicht fraglos als objektiv gelten 

können. Selbst der gewissenhafteste Verfasser eines zeitgenössischen Aktenstücks 

hat bei der Wahl seiner Worte einen oder mehrere Adressaten und deren Inte-

ressen im Blick, auch seine eigenen, und möglicherweise auch die von Dritten, 

denen der Text unter die Augen kommen könnte, aber nicht sollte. In einer Dik-

tatur konnte es geradezu geboten sein, wichtigste Information nur verhüllt oder 

überhaupt nicht dem Papier anzuvertrauen, wenn nicht gar zu fälschen. Wenn ein 

militärischer Vorgesetzter einen Untergebenen schützen wollte, der wegen einer 

regimekritischen Äußerung („Zersetzung der Wehrkraft“) denunziert worden war, 

tat er gut daran, ihn in seiner Beurteilung als „überzeugten Nationalsozialisten“ 

zu bezeichnen. Nach 1945 konnte der Untergebene damit neue Schwierigkeiten 

bekommen.

Akten können lügen, und Erinnerungen können stimmen. Allerdings ist kein 

Zeuge vor Erinnerungsfehlern geschützt. Im Falle augenfälliger Unstimmigkeiten 

muß versucht werden, zwischen Erinnerungsfehlern und absichtsvollen Falsch-

aussagen zu unterscheiden. Wenn man zur Aufl ösung widersprüchlicher Auskünf-

te oder zur Überbrückung von Lücken der Überlieferung genötigt ist, Vermu-

tungen anzustellen, bedürfen sie plausibler Begründung. Plausibler Begründung 

bedürfen auch die Vermutungen Johannes Hürters.

In dem vorliegenden Streit geht es hauptsächlich um drei Fragen. Erstens: 

Ist bewiesen, daß Tresckow und seine Freunde in den ersten drei Monaten des 

Ostfeldzuges unbewegten Gemüts den Verbrechen von Himmlers Mordkomman-

dos im Gebiet der Heeresgruppe zugeschaut haben? Zweitens: Ist bewiesen, daß 

Schlabrendorff und Gersdorff nach dem Krieg etwas gesagt oder geschrieben 

haben, was die Behauptung rechtfertigt, sie hätten frühe eigene Kenntnis der 

Verbrechen verleugnet und vorgegeben, erst das Massaker von Borissow habe ih-

nen „die Augen geöffnet“? Und drittens: Wenn in einigen Beiträgen der heutigen 

Widerstandsforschung versucht worden ist, bei der Erforschung der Motive der 

Widerstandsbewegung einen kategorischen Unterschied zwischen militärisch-po-

litischer Rationalität und Gewissens-Empörung über die deutschen Verbrechen 

zu normieren – wie sinnvoll ist diese Unterscheidung für die moralische Beurtei-

lung der Widerstandsgruppe um Henning von Tresckow?

Was beweisen fehlende Beweise?

Von vornherein fällt auf, daß Hürters Thesen lediglich darauf beruhen, daß 

Tresckow und seine Vertrauten Bekenntnisse ihrer Gesinnung nicht in derjeni-

gen Form und an denjenigen Orten hinterlassen haben, an denen sie sie seiner 

Ansicht nach hätten hinterlassen müssen. An der einen Stelle, in den Randspal-

ten des Tätigkeitsberichts von SS-Brigadeführer Nebe von Mitte Juli 1941 („Doku-

ment I“), vermißte Hürter handschriftliche Zeichen der Empörung der Offi ziere 

über die da berichteten Erschießungen; an der anderen, in den Memoiren Schla-
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brendorffs und Gersdorffs, vermißte er Erwähnungen dieser fürchterlichen Tätig-

keitsberichte Nebes. Die logische Herausforderung der Beweisführung Hürters 

besteht darin, daß die Abwesenheit eines bestimmten Beweises etwas Bestimmtes 

beweisen soll. Wenn schon ex nihilo argumentiert wird, muß das Argument minde-

stens dem Anspruch der Plausibilität genügen.

Haben Tresckow und seine Vertrauten im Stab der Heeresgruppe Mitte damals 

wirklich moralisch versagt? Um diese Frage zu beantworten, brauchen hier nicht 

allgemeine Aspekte der Kriegführung in Rußland erörtert zu werden, zum Bei-

spiel die Anlage des Feldzugs als raschen Bewegungskrieges9, die Verwicklung 

der Wehrmacht in die Verbrechen von Himmlers Mordkommandos, die Unter-

scheidung zwischen Genozid und der objektiven Notwendigkeit für jede Armee 

in jedem Kriege, Anschläge auf ihre Versorgungslinien zu unterdrücken. Außer 

Acht können auch allgemeine Beobachtungen zu „Mentalitäten“ im deutschen 

Offi zierkorps bleiben, etwa zur Virulenz von Antisemitismus, Antibolschewismus, 

Antislawismus oder der Empfänglichkeit für imperialistische Ideen und deren 

Radikalisierung zu einem rassenideologischen Vernichtungskrieg in Osteuropa. 

Denn im Falle eines einzelnen Offi ziers braucht nichts von alledem vorzuliegen. 

Selbst das politische und moralische Versagen der höheren Generalität ist hier 

nur so weit von Belang, als es die Enge des Rahmens bestimmte, in dem die Ver-

schwörer agieren konnten.

Die von Hürter vorgelegten Dokumente stellen Momentaufnahmen des Ge-

schehens dar. Für ihre Deutung ist unumgänglich, sie nicht für sich allein zu be-

trachten, sondern an ihrem Ort im Verlauf der Ereignisse. Der Kontext kommt in 

den Blick, wenn man die Untersuchungsstrecke nach hinten und nach vorn aus-

zieht. Weitet sich der Blick, dann stellt sich heraus, daß es in den letzten Wochen 

vor dem Angriff auf die Sowjetunion und den ersten Monaten danach, also zwi-

schen Anfang Mai und Ende September 1941, mindestens sechs Ereignisse gibt, 

die Hürters Darstellung widersprechen.

Das Zeugnis des Majors Engel

Am Beginn dieser Nachforschung steht eine Notiz des Majors Gerhard Engel, 

des Heeresadjutanten Hitlers, datiert vom 10. Mai 1941: „Ich war in Polen. Lan-

ge sprachen Salmuth [Generalleutnant Hans von Salmuth, bis dahin Chef des 

Stabes der Heeresgruppe Mitte und Tresckows unmittelbarer Vorgesetzter] und 

Tresckow mit mir über den Kommissar-Befehl. Sie sehen ihn als ein Unglück an 

und befürchten schwere Rückwirkungen auf die Truppe. Wir waren uns in dieser 

Auffassung völlig einig. Salmuth und auch Tresckow sagten mir vertraulich, daß 

sie Mittel und Wege, um durch mündliche Beeinfl ussung, vor allem der Divisions-

kommandeure, ersinnen würden, diesen Befehl zu umgehen. Tresckow machte 

9 Hürter und Römer verbinden mit dem salopp als „Blitzkrieg“ bezeichneten klassischen 

Durchbruchs- und schnellen Bewegungskrieg die irrige Vorstellung eines inhärenten Zwangs 

zu besonders brutalen Methoden der Kriegführung, auch gegen die Zivilbevölkerung (vgl. 

dies., Alte und neue Geschichtsbilder, S. 310–313).
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die typische Bemerkung: ‚Wenn Völkerrecht gebrochen wird, sollen es die Rus-

sen selber tun und nicht wir!‘“10 Engel schrieb im Jahr 1972: „Daß Tr[esckow] 

ein Gegner des Kommissar-Befehls war, war weit über den Rahmen seines Stabes 

 hinaus bekannt.“11

Christian Gerlach hat die Aufzeichnungen Engels damit angezweifelt, daß die-

ser in seine Notizen aus der Kriegszeit Erinnerungen aus der Nachkriegszeit ein-

mischte und sie dann in Form eines Tagebuchs veröffentlichte. Engels Notizen 

aus der Kriegszeit sind nicht mehr erhalten. Gerlach befand, damit sei Engels 

sogenanntes Tagebuch „im strengen Sinne keine Quelle“. Die Eintragung mit 

dem Datum des 10. Mai 1941 zweifelte er außerdem mit der Vermutung eines 

Erinnerungsfehlers an: „Die Einwände, die v. Tresckow und der Generalstabschef 

der Heeresgruppe Mitte, Hans v. Salmuth, möglicherweise schon im Mai 1941 äu-

ßerten, dürften sich auf den Kriegsgerichtsbarkeitserlaß und nicht auf den Kom-

missarbefehl bezogen haben.“12

Für die Behauptung, Engels Aufzeichnungen seien „im strengen Sinne keine 

Quelle“, gibt es eine Vorlage, in der Gerlach freilich ein Adjektiv übersah. Hilde-

gard von Kotze, die Herausgeberin von Engels Aufzeichnungen, hatte diese so 

beurteilt: „Daß es sich nicht um eine zeitgenössische Quelle im strengen Sinne han-

delt, hebt das Gewicht und die Bedeutung der inhaltlichen Aussagen nicht auf.“ 

Sie beschrieb die Aufzeichnungen Engels als Mischung aus zeitgenössischer Sub-

stanz und Erinnerung – Irrtümer und Erinnerungsfehler einbegriffen. Sie schrieb 

Engel ein „überdurchschnittlich gutes Gedächtnis“ zu, riet jedoch zur Vorsicht 

bei Engels Datierungen, „sofern nicht aus anderen Quellen verifi zierbar“. Der 

Wert seiner Aufzeichnungen liege vor allem „im Atmosphärischen“13.

Es bereitet keine Schwierigkeiten, die Datierung zu überprüfen. Generalfeld-

marschall Fedor von Bock notierte in seinem (zeitgenössisch verfaßten) Tagebuch 

am 2. Mai 1941, daß sein Chef des Stabes, General von Salmuth, zum Komman-

dierenden General des XXX. Armeekorps ernannt worden sei; am 9. Mai, daß er 

für Salmuth ein Abschiedsessen im Hauptquartier gegeben habe; und am 13. Mai, 

daß Salmuths Nachfolger, Generalmajor Hans von Greiffenberg, die Geschäfte 

des Chefs des Stabes übernommen habe14. Das von Engel genannte Datum des 

10. Mai für das Gespräch mit Tresckow und Salmuth ist mit den Datierungen in 

Bocks Tagebuch vereinbar. Der 10. Mai war der Tag, an dem sich Salmuth von der 

Heeresgruppe Mitte verabschiedete, um sein neues Kommando im Südabschnitt 

der künftigen Ostfront anzutreten15.

10 Heeresadjutant bei Hitler 1938–1943. Aufzeichnungen des Majors Engel, hrsg. und kom-

mentiert von Hildegard von Kotze, Stuttgart 1974, S. 102 f.
11 Gerhard Engel in einem Brief an Bodo Scheurig vom 4. 5. 1972, in: Archiv des Instituts für 

Zeitgeschichte (künftig: IfZ-Archiv), 25/A 31, Sammlung Scheurig.
12 Gerlach, Kalkulierte Morde, S. 1118.
13 Kotze (Hrsg.), in: Heeresadjutant, S.13 f.
14 Vgl. Fedor von Bock, Zwischen Pfl icht und Verweigerung. Das Kriegstagebuch, hrsg. von 

Klaus Gerbet, München 1995, S. 185.
15 Bundesarchiv-Militärarchiv Freiburg (künftig: BA-MA), MSg 109/10852.
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Gerlachs Versuch, die Zuverlässigkeit der Aufzeichnungen Engels auch mit der 

Vermutung anzuzweifeln, er habe den erst später ergangenen Kommissarbefehl 

vom 6. Juni mit dem früher ergangenen Kriegsgerichtsbarkeitserlaß („Barbarossa-

Befehl“) vom 13. Mai 194116 verwechselt, überzeugt ebenfalls nicht. Denn in den 

Tagen um den 10. Mai wurde nicht nur der Barbarossa-Befehl fertiggestellt, son-

dern waren auch die Arbeiten am Kommissarbefehl weit fortgeschritten17. Hitler 

hatte den Oberbefehlshabern des Ostheers die Umrisse schon am 30. März dar-

gestellt18. Seitdem waren sie von Bock, dem Oberbefehlshaber der Heeresgruppe 

B, die am 22. Juni 1941 in „Heeresgruppe Mitte“ umbenannt wurde, bekannt. 

Daß er dieses Wissen seinem Stab vorenthielt, erscheint unwahrscheinlich. Ger-

lach selbst schreibt in einer anderen Veröffentlichung, daß der Kommissarbefehl 

schon wenige Tage später den Ic-Offi zieren bei einer Tagung am 15. und 16. Mai 

angekündigt wurde19. Auch wenn Engels sogenanntes Tagebuch nicht dem Begriff 

eines Tagebuchs entspricht, kann es jedenfalls den Rang von auf zeitgenössische 

Notizen gestützten Erinnerungen beanspruchen.

Diesen ist klar zu entnehmen, daß er, Salmuth und Tresckow am 10. Mai 1941 

ausführlich über das „Unglück“ des Befehls gesprochen haben, daß sie Rückwir-

kungen auf die eigene Truppe voraussahen, und daß Tresckow sich aufgebracht 

gegenüber einem Kameraden äußerte, der zur täglichen Umgebung Hitlers ge-

hörte und diesem über Eindrücke bei Truppenbesuchen berichten konnte. Nach 

Auskunft Engels stellte Tresckow dabei nicht das gegenüber dem Diktator taktisch 

geeignetere Argument mit der Gefährdung der Disziplin der Truppe heraus, son-

dern den eigentlichen Skandal, daß die deutsche Regierung im Begriffe war, ab-

sichtlich Völkerrecht zu brechen. Engel war vom Zorn Tresckows so beeindruckt, 

daß er diese für Tresckow „typische Bemerkung“ in der Form der direkten Rede 

überlieferte.

Wollte man in dem Satz „Wir waren uns in dieser Auffassung völlig einig“ auch 

ein Quentchen (vielleicht nachträglich hinzugefügter) Selbstrechtfertigung En-

gels erkennen, beeinträchtigt es nicht den Inhalt, sondern bekräftigt ihn insofern. 

Offensichtlich sah Engel in Tresckow einen Offi zier, an dessen moralischen Prin-

zipien er selbst gemessen werden wollte. Der charakterliche Anspruch Tresckows 

an sich und an seine Offi ziers-Kameraden ist hier auch „atmosphärisch“ zu spü-

ren.

16 Texte veröffentlicht u. a. als Dokumente 5 und 12 im Anhang von Martin Broszat/Hans-Adolf 

Jacobsen/Helmut Krausnick (Hrsg.), Anatomie des SS-Staates, Bd. II: Konzentrationslager, 

Kommissarbefehl, Judenverfolgung, Freiburg 1965, S. 208–210 u. S. 225–227.
17 Vgl. Jürgen Förster, Das Unternehmen „Barbarossa“ als Eroberungs- und Vernichtungskrieg, 

in: Horst Boog u. a., Der Angriff auf die Sowjetunion, aktualisierte Ausgabe, Frankfurt a. M. 

1991, S. 520.
18 Vgl. Helmut Krausnick, Hitlers Einsatzgruppen. Die Truppe des Weltanschauungskrieges 

1938–1942, durchgesehene Ausgabe, Frankfurt a. M. 1985, S. 101.
19 Vgl. Christian Gerlach, Hitlergegner bei der Heeresgruppe Mitte und die „verbrecherischen 

Befehle“, in: Gerd R. Ueberschär (Hrsg.), NS-Verbrechen und der militärische Widerstand 

gegen Hitler, Darmstadt 2000, S. 65.
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Im zivil geprägten Bewußtsein der heutigen Zeit hat das Verständnis für stren-

ge militärische Disziplin nachgelassen. Dabei geht es hier um eine der ernstesten 

Sachen der Welt. An der Disziplin der Truppe hängt unter vielem anderen auch 

die Geltungskraft der Haager Landkriegsordnung mit ihrer Hauptregel, daß 

Nicht-Kombattanten oder Nicht-mehr-Kombattanten, wozu außer den Verwunde-

ten auch Kriegsgefangene und in Kriegsgefangenschaft geratene Politische Kom-

missare der Roten Armee zu zählen waren, zu schonen sind. Jegliche Kontrolle 

der Streitkräfte, auch die politische Kontrolle über das Militär, setzen Disziplin 

innerhalb des Militärs, das Prinzip von Befehl und Gehorsam sowie Klarheit über 

Zuständigkeiten und Unterstellungsverhältnisse voraus.

Man sollte sich also hüten, die Beunruhigung der Oberbefehlshaber der Wehr-

macht über die Einschränkung der Kriegsgerichtsbarkeit für etwas Zweitrangiges 

zu halten. Für die meisten Heerführer war die Sorge vor einer Verwilderung der 

Truppe etwas Existentielles, übrigens auch im Sinne eines moralischen Anlie-

gens20, und gegenüber Hitler auch ein stärkeres Argument als Hinweise auf das 

Völkerrecht. Um so mehr fällt auf, daß Tresckow nach dem Zeugnis Engels nicht 

das Instrument, die Disziplin, in den Vordergrund seines Protestes stellte, son-

dern das Recht. Der Kommissarbefehl war eine äußerste Herausforderung des 

Rechts- und Ehrgefühls eines Soldaten21.

Engels Aufzeichnungen über den 10. Mai 1941 sind nicht nur deshalb wichtig, 

weil er ein Zeuge außerhalb des Tresckow-Kreises ist und insofern als „unbefan-

gen“ gelten kann, sondern auch, weil damit ein datierbarer Zeitpunkt für eine 

bekenntnishafte Willens-und Selbsterklärung Tresckows vorliegt – und zwar Wo-

chen vor den Verbrechen; und da sie so prinzipiell formuliert war, kommt es nicht 

sonderlich darauf an zu klären, ob sein Protest dem Kriegsgerichtsbarkeitserlaß 

oder dem Kommissarbefehl galt.

Darüber hinaus gibt Tresckows erregte Äußerung vom 10. Mai 1941 dem Histo-

riker Hinweise, in welcher Richtung er Erklärungen für Handlungen oder Unter-

lassungen dieses Mannes in den folgenden Wochen suchen sollte, die sich nicht 

hinreichend aus Tresckows Stellung als Stabsoffi zier und oder aus den Umständen 

einer beginnenden Konspiration von selbst erklären. Daß Tresckow schon seit län-

gerem versuchte, im Stab der Heeresgruppe einen Kreis verläßlicher Offi ziere zu 

versammeln, gehört schließlich auch in das Bild der sich bildenden  Fronde – falls 

man in seinem Falle nicht bis in die Anfänge seiner Beziehung zu Hans Oster 

im Amt Ausland/Abwehr des Oberkommandos der Wehrmacht und die Putsch-

Planungen von 1938 und 1939 zurückgehen will.

Kann man sich nun vorstellen, daß jemand, der im Mai 1941 das Rechtswidrige 

an Hitlers Befehlen klar erkannt und mit Empörung darauf reagiert hatte, kurz 

darauf ganz anders darüber gedacht haben soll? Ist anzunehmen, daß ein einmal 

20 Vgl. die Befehle des Befehlshabers des Rückwärtigen Heeresgebietes Süd, des Generals K. 

von Roques, vom 29. 7. 1941 und des Oberbefehlshabers der 4. Armee, Generalfeldmarschall 

von Kluge, vom 11.(?) 9.1941, in: Krausnick, Einsatzgruppen, S. 200 ff.
21 Vgl. Helmut Krausnick, Kommissarbefehl und „Gerichtsbarkeitserlaß Barbarossa“ in neuer 

Sicht, in: VfZ 25 (1977), S. 682–738, besonders S. 685.
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in einem bestimmten Punkte geschärftes Gewissen in derselben Sache vorüberge-

hend „abstumpfen“22, für drei Monate in Schlaf versinken und dann auch wieder 

daraus erwachen könnte?

Ringen um Feldmarschall von Bock

Kommen wir zum zweiten Vorgang in unserer Nachschau, zu der zweiten Mai- 

und ersten Juni-Hälfte. Schlabrendorff und Gersdorff berichten beide in ihren 

Memoiren über Versuche Tresckows, den Feldmarschall von Bock zu bewegen, 

gemeinsam mit den Oberbefehlshabern der beiden anderen Heeresgruppen des 

Ostheers bei Hitler gegen die unrechten Befehle zu protestieren; notfalls sollten 

sie Verweigerung des Gehorsams gegenüber diesen Befehlen ankündigen. Die 

Einwendungen, die Bock bei der Heeresführung – freilich nicht bei Hitler selbst 

– erhob, waren bei weitem nicht das, was Tresckow wollte, aber sie desavouieren 

Schlabrendorffs und Gersdorffs Schilderungen nicht. Ihre Erinnerungen un-

terscheiden sich zwar in Einzelheiten, aber nicht in der Richtung ihrer Bemü-

hungen, Bock zu entschiedenem Widerspruch zu drängen23.

Dafür gibt es noch einen Zeugen. Carl-Hans Graf von Hardenberg spricht in 

seinem, im Winter 1945/46, sehr früh verfaßten Erlebnisbericht von der Vergeb-

lichkeit ihres Versuches, „die zur Führung berufenen Persönlichkeiten“ zum Ein-

spruch zu bewegen24. Bock teilte zwar die Empörung seiner engsten Umgebung. 

Doch Gehorsamsverweigerung kam für ihn, so wie er erzogen war, nicht in Frage.

Als am 4. Juni weitere Richtlinien des Oberkommandos der Wehrmacht für 

das Verhalten der Truppe in Rußland ergingen, erhob Bock noch am selben Tage 

scharfen Einspruch beim Oberbefehlshaber des Heeres, Generalfeldmarschall 

Walther von Brauchitsch25. Die Zusätze, mit denen Brauchitsch die Wirkung abzu-

schwächen suchte, befriedigten Bock nicht. Doch ließ er sich beschwichtigen, als 

Brauchitsch ihm in einem Telefongespräch am 7. Juni sagte, alles, was er, Bock, 

zur Aufrechterhaltung der Disziplin der Truppe brauche, lasse sich aus diesen 

Zusätzen „herauslesen“26.

Stabsoffi ziere haben nichts zu befehlen. Unterrichtung und Beratung ihres 

Befehlshabers sind die einzigen Mittel, die ihnen als Führungsgehilfen zur Ver-

fügung stehen. Auch wenn sich aus den Akten der Heeresgruppe nicht positiv 

bestätigen läßt, daß Tresckow und Gersdorff ihrem Oberbefehlshaber zu ener-

gischeren Schritten geraten haben27, so widerlegen weder die Arbeiten, die Felix 

Römer zur Entstehung des Kommissarbefehls und des Kriegsgerichtsbarkeits-Er-

22 Hürter, Weg zur Militäropposition, S. 549.
23 Vgl. Fabian von Schlabrendorff, Offi ziere gegen Hitler, Frankfurt a. M. 1959, S. 58; Rudolph-

Christoph Frhr. v. Gersdorff, Soldat im Untergang, Frankfurt a. M. 1977, S. 86–90.
24 Horst Mühleisen, Patrioten im Widerstand. Carl-Hans Graf von Hardenbergs Erlebnisbe-

richt, in: VfZ 41 (1993), S. 449.
25 Vgl. Bock, Kriegstagebuch, S. 190.
26 Vgl. ebenda, S. 191 f.
27 Vgl. Winfried Heinemann, Kriegführung und militärischer Widerstand, in: Ueberschär 

(Hrsg.), NS-Verbrechen, S. 81.
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lasses vorlegte28, noch die Arbeiten anderer Autoren zur Genesis und Rezeption 

der verbrecherischen Befehle29 die Darstellungen Gersdorffs, Schlabrendorffs 

und Hardenbergs. Sie nur deshalb anzuzweifeln, weil die überlieferten Akten das 

nicht erkennen lassen, scheint nicht angemessen.

Die Führungsspitze des deutschen Heeres war während der Vorbereitung des 

Krieges gegen die Sowjetunion nicht bereit, Hitler geschlossen oder einzeln ent-

gegenzutreten und für das Militär die ausschließliche Zuständigkeit für die voll-

ziehende Gewalt im besetzten Gebiete zu beanspruchen, um sie im Einklang mit 

dem Kriegsvölkerrecht auszuüben. Das dazu nötige Verantwortungsgefühl und 

den nötigen Korpsgeist gab es nicht mehr. Die Oberbefehlshaber des Heeres nah-

men hin, daß Hitler und Himmler in den eroberten Territorien eine zweite, mit 

dem Militär konkurrierende Exekutive installierten, die dazu bestimmt war, dort 

einen zweiten Krieg, einen Krieg gegen die Zivilbevölkerung, zumal die jüdische, 

zu führen. Statt den Mordtruppen Himmlers den Zutritt zum besetzten Gebiet 

zu verwehren, versuchte die Heeresführung, sich da herauszuhalten. Das konnte 

nicht gelingen. „On the contrary, what evolved was a partnership, that enabled the 

killing machine to function much more easily.“30

Das Versagen ihrer Oberbefehlshaber konnten die Stabsoffi ziere grundsätzlich 

nicht kompensieren. Das wird man auch bei der Entdeckung augenscheinlicher 

Widersprüche berücksichtigen müssen. So bemerkte Felix Römer, daß Gersdorff 

am 8. Juli dem Ic-Offi zier der 9. Armee befahl, der ihr soeben aus Frankreich zu-

geführten 96. Infanterie-Division den Kommissarbefehl bekanntzugeben. Nach 

einem Erlaß des Oberbefehlshabers des Heeres vom 8. Juni war es Sache der Ar-

meeoberkommandos, nicht der Heeresgruppenkommandos, zugeführte Verbän-

de mit der Befehlslage vertraut zu machen. So sei meist auch verfahren worden31. 

Es scheint also, Gersdorff habe hier etwas befohlen, was er hätte unterlassen kön-

nen. Freilich ergehen Befehle eines Stabsoffi ziers grundsätzlich „im Auftrag“. Wie 

dieser Befehl Gersdorffs zustande gekommen war und wer ihn veranlaßt hatte, ist 

nicht zu erkennen. Der entlegenste unter den möglichen Erklärungsversuchen 

wäre der, Gersdorff habe im Juli 1941 mit persönlichem Eifer einen völkerrechts-

widrigen Befehl zu verbreiten versucht, den er im Mai und Juni zusammen mit 

Tresckow und Hardenberg bekämpft hatte und zwölf Tage danach, wie weiter 

unten zu sehen sein wird, zu bekämpfen fortfuhr. Anzunehmen, Gersdorff habe 

in kurzer Zeit zweimal solche Kehrtwendungen vollzogen, bedürfte einer guten 

Begründung.

28 Vgl. Felix Römer, Der Kommissarbefehl. Wehrmacht und NS-Verbrechen an der Ostfront 

1941/1942, Paderborn 2008, S.105 ff.; ders., „Im alten Deutschland wäre solcher Befehl nicht 

möglich gewesen.“ Rezeption, Adaption und Umsetzung des Kriegsgerichtsbarkeitserlasses 

im Ostheer 1941/42, in: VfZ 56 (2008), S. 53–99.
29 Vgl. Richard Rhodes, Die deutschen Mörder. Die SS-Einsatzgruppen und der Holocaust, 

Bergisch-Gladbach 2004; Roland Headland, Messages of Murder. A Study of the Reports of 

the Einsatzgruppen, Madison/NJ. 1992.
30 Ebenda, S. 143.
31 Vgl. Römer, Kommissarbefehl, S.107 f.
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Himmler interveniert

An der nächsten Etappe unserer Nachsuche, der dritten, kam es zum Zusammen-

stoß mit Himmler. In den Memoiren Schlabrendorffs und Gersdorffs wird das Er-

eignis nicht erwähnt. Christian Gerlach berichtete als erster darüber, gestützt auf 

Akten des „Kommandostabes Reichsführer-SS“. Dieser Stab und die ihm zugeteil-

ten Einheiten der Waffen-SS, vier Infanterie- und zwei Kavallerie-Regimenter, wa-

ren persönliche Verfügungstruppe Himmlers, ihm direkt unterstellt. Daher trug 

er die Bezeichnung „Kommandostab Reichsführer-SS“.

Dem Kriegstagebuch dieser Truppe entnahm Gerlach, Tresckow habe dem 

Chef des SS-Stabes, SS-Brigadeführer Kurt Knoblauch, die Unterstellung aller sei-

ner Einheiten unter das Kommando des XXXXII. Armeekorps befohlen. Gerlach 

knüpfte daran eine Unterstellung: „Der anschließende Einsatz im ‚Sicherungs- 

und Säuberungsdienst‘ hatte Verbrechen gegen die Zivilbevölkerung zur Folge“32. 

Und an anderer Stelle, Tresckow und Gersdorff „gehörten zu den Befehlsgebern 

und Initiatoren der Massenverbrechen in Weißrußland“33.

Die Quellen, auch das Kriegstagebuch des Kommandostabes Reichsführer-

SS, berichten es anders. Knoblauch befand sich mit seinem Stab am 19. Juni in 

Treskau bei Posen. Am frühen Nachmittag wies ein Funkspruch aus dem SS-Füh-

rungshauptamt ihn an, sofort Fühlung mit der Heeresgruppe B in Posen aufzu-

nehmen34.

Am selben Tag unterrichtete der Ia der Heeresgruppe (Tresckow) die 9. Ar-

mee, ihr werde ein im Osten liegender SS-Verband „zur Erhöhung der Verteidi-

gungskraft an der Front Augustowo-Ostrolenka vorrübergehend unterstellt wer-

den“. Und ein paar Zeilen weiter: „Der Verband ist nur für die genannte Aufgabe 

und möglichst geschlossen zu verwenden; er tritt, sobald eine Bedrohung des 

Abschnitts westl. Augustowo nicht mehr gegeben erscheint, unter den Befehl des 

R.F.SS für Sonderaufgaben zurück.“35 Die Aufgabe des SS-Verbands sei die glei-

che wie die der Lehrbrigade 900, nämlich als „wertvolle Reserve“ im Raum des 

XXXXII. Korps bereitzustehen, falls der Gegner über die Grenze Ostpreußens 

vordringen sollte36.

SS-Brigadeführer Knoblauch meldete am 19. Juni dem SS-Führungshauptamt, 

Oberstleutnant von Tresckow habe ihm mündlich den Befehl des Heeresgrup-

penkommandos gegeben, sich mit seinen SS-Verbänden sofort nach Arys (im 

Südosten Ostpreußens) in Marsch zu setzen und dort mit seinen Verbänden dem 

32 Gerlach, Kalkulierte Morde, S. 1106.
33 Ebenda, S. 1105, ähnlich auch Gerlach, Männer des 20. Juli, in: Heer/Naumann (Hrsg.), 

Vernichtungskrieg, S. 431. Christian Gerlach, Hitlergegner bei der Heeresgruppe Mitte, in: 

Ueberschär (Hrsg.), NS-Verbrechen, S. 69.
34 Unsere Ehre heißt Treue. Kriegstagebuch des Kommandostabes Reichsführer-SS. Tätigkeits-

berichte der 1. und 2. SS-Inf.-Brigade, der 1. SS-Kav.-Brigade und von Sonderkommandos der 

SS, Wien 1984, S.17. Die Heeresgruppe B wurde am 22. 6. 1941 in „Heeresgruppe Mitte“ um-

benannt.
35 BA-MA, RH 20–9/11, Kriegstagebuch der 9. Armee, 19. 6. 1941.
36 BA-MA, RH 20–9/20, Anlagen vom 18. und 20. Juni 1941 zum Kriegstagebuch der 9. Armee.
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 „Festungsstab Blaurock“ zu unterstellen. „Festungsstab Blaurock“ war der Tarnna-

me für das Oberkommando der 9. Armee (Generaloberst Adolf Strauß)37.

Am folgenden Tag, dem 20. Juni, erhielt Knoblauch von „Blaurock“ den wei-

teren Befehl, sich mit seinen SS-Truppen dem XXXXII. Armeekorps (General der 

Pioniere Walter Kuntze) zu unterstellen. Das Kriegstagebuch des SS-Kommando-

stabes verzeichnet am 20. Juni Vollzug der Unterstellung „in jeder Beziehung, ein-

schl. Einsatz“38.

„Blaurock“ reichte dem XXXXII. Armeekorps den Inhalt der Instruktion der 

Heeresgruppe weiter, daß der SS-Verband unter den Befehl des Reichsführers zu-

rücktrete, sobald eine Bedrohung des Abschnitts nicht mehr gegeben sei.

Das XXXXII. Korps, ein Verband der Heeresreserve, sollte die linke Flanke der 

9. Armee beim Angriff decken. Die Truppen des SS-Kommandostabes waren Re-

serve für den Fall, daß die Rote Armee in Ostpreußen einfi ele39.

Umso mehr fällt auf, daß das XXXXII. Armeekorps diese Waffen-SS-Einheiten 

nicht als Reserve für die Heimatverteidigung zurückhielt, sondern sogleich zur 

Sicherung und Unterstützung der Angriffsoperationen der 9. Armee, auch an der 

Front, verwendete. Zudem wurden die SS-Truppen nicht geschlossen eingesetzt, 

sondern aufgeteilt. Ein Teil wurde an das V. Korps weitergereicht, was immerhin 

Zustimmung der 9. Armee voraussetzte. Man versuchte alsbald auch, die SS-Trup-

pe länger zu behalten, zum Beispiel zur Sicherung Wilnas, statt sie dem „Reichs-

führer-SS“ zurückzugeben. Teilung ist ein wohlbekanntes Herrschaftsmittel – falls 

es so gemeint war.

In der Nacht zum sechsten Angriffstag, dem 27. Juni, griff Himmler ein. Er ver-

bot dem Stab der 2. SS-Brigade und seinen beiden Bataillonen, den vom XXXXII. 

Armeekorps befohlenen Vormarsch nach Wilna fortzusetzen, da dies, so heißt 

es im Kriegstagebuch des SS-Kommandostabes, den allgemeinen Abmachungen 

widerspreche. Der Reichsführer-SS wünsche nicht, daß die Truppen seines Kom-

mandostabes „zu Besetzungen und so ähnlichen Zwecken herangezogen werden, 

da er sie für andere Aufgaben benötigt“. Gleichzeitig entzog Himmler dem Ober-

kommando der 9. Armee auch alle anderen Truppen des SS-Kommandostabes. 

Für den Nachmittag kündigte er seine Ankunft in Knoblauchs Stabsquartier an40.

Was mit den „allgemeinen Abmachungen“ gemeint war, ist nicht mit Sicher-

heit zu bestimmen. Es könnten die Wagner-Heydrich-Vereinbarung vom 26. 

März 194141 und die daraus hervorgegangenen Regelungen der Tätigkeit der SS 

im Operationsgebiet des Heeres vom 28. April 1941 gemeint sein, aber auch so 

Spezielles wie die Anweisung vom 19. Juni, die SS-Truppen vorübergehend zum 

Schutz Ostpreußens und möglichst geschlossen einzusetzen. Daß Himmler alle 

Truppen des SS-Kommandostabs dem Befehl der 9. Armee entzog und auf seine 

37 Oberstleutnant Edmund Blaurock war der Ia-Offi zier des Stabes der 9. Armee.
38 Unsere Ehre heißt Treue, S.17 f.
39 BA-MA, RH 20–9/11, Kriegstagebuch der 9. Armee, 18. 6. 1941; sowie BA-MA, RH 20–9/20, 

Anlagen zum Kriegstagebuch der 9. Armee, 20. 6. 1941.
40 Unsere Ehre heißt Treue, 27. 6. 1941, S. 23.
41 Text abgedruckt in: Broszat/Jacobsen/Krausnick (Hrsg.), Anatomie des SS-Staates, Bd. II, 

S. 204 f.



VfZ 3/2010

376  Diskussionen

eigenen „anderen Aufgaben“ verwies, spricht nicht für „kleinere taktische Diffe-

renzen“, wie Gerlach es deutete42. Die Ankündigung der Ankunft Himmlers beim 

Kommandostab noch am selben Tag vermittelt den Eindruck eines dringlichen 

Eingreifens.

Am Nachmittag dieses 27. Juni verabschiedete der Chef des Stabes der 9. Ar-

mee, Oberst Weckmann, den SS-Brigadeführer Knoblauch mit den üblichen 

Höfl ichkeiten. Knoblauch fertigte darüber einen holprigen Aktenvermerk an, in 

dem er Weckmann so zitierte: „Ich darf Ihnen im Namen des Oberbefehlshabers 

unseren herzlichen Dank sagen. Ohne die Einheiten der SS hätten wir in den letz-

ten Tagen mehrfach nicht gewußt, was wir anfangen sollten. Dadurch, daß wir 

Teile von Ihnen, so wie wir sie gerade brauchten, an den verschiedensten Stellen 

einsetzen konnten, wurden unsere großen Sorgen behoben. Allerdings mußten 

wir sie einsetzen über das Maß dessen hinaus, wozu sie uns zur Verfügung gestellt 

waren. Wir wußten uns aber nicht anders zu helfen.“ Knoblauch notierte weiter: 

„Ich habe dann dem Oberst Weckmann befehlsgemäß die Auffassung des RF-SS 

gesagt, dass er sich energisch dagegen verwahren müßte, dass seine Einheiten 

über Riesenräume verteilt würden in kleinen Abteilungen und dass sie ihm dann 

für seine Aufträge fehlen würden. Nach wie vor könnte das AOK [das Armee-

Oberkommando] für wirkliche Kampfaufträge über die Einheiten verfügen. RF-

SS wünsche aber nicht, dass seine alten Führer (ein Brief v. Treuenfeld)43 jüngeren 

Offi zieren der Wehrmacht unterstellt würden.“44

Martin Cüppers meinte, in der Intervention Himmlers schlicht Kompe-

tenzwahrung zu sehen45. Knoblauchs Aktenvermerk läßt mehr erkennen: den 

Zorn Himmlers über die Zerstreuung seiner Truppe, Ärger über Hochmut der 

Heeresoffi ziere gegenüber seinen SS-Führern und den ominösen Verweis auf sei-

ne anderen Aufträge und Zwecke.

Allerdings war es nicht einmal während den ersten fünf Angriffstagen gelun-

gen, alle Truppen des SS-Komandostabes so mit Unterstützung der Angriffs-

bewegungen der 9. Armee zu beschäftigen und zu kontrollieren, daß sie keine 

Greueltaten begehen konnten. Angehörige des III. Bataillons des SS-Infanterie-

Regiments 8 erschossen am 24. Juni in der Kleinstadt Grajewo zahlreiche Männer 

und am 26. Juni in Augustowo 40 Männer „auf der Flucht“. Beide Male scheint 

der betreffende SS-Führer selbständig gehandelt zu haben46.

Henning von Tresckow ist in dieser Geschichte nur einen Augenblick lang, am 

Anfang, zu sehen. Eine Überlegung führt weiter. Von allein, ohne Befehl einer 

höheren Stelle, stellt kein Befehlshaber seine Truppen einem anderen zur Verfü-

42 Gerlach, Hitlergegner bei der Heeresgruppe Mitte, in: Ueberschär (Hrsg.), NS-Verbrechen, 

S.75, Anm. 54, ähnlich S. 69; vgl. auch ders., Männer des 20. Juli, in: Heer/Naumann (Hrsg.), 

Vernichtungskrieg, S. 431.
43 Karl v. Fischer-Treuenfeld kommandierte die 2. SS-Brigade, die nach Wilna beordert worden 

war.
44 BA-MA, SF-02/37542, Mikrofi lm MFB 1/37542, Aktenvermerk Knoblauch vom 28. 6. 1941.
45 Vgl. Martin Cüppers, Wegbereiter der Shoah. Die Waffen-SS, der Kommandostab Reichsfüh-

rer-SS und die Judenvernichtung 1939–1945, Darmstadt 2005, S. 125 u. S. 127.
46 Ebenda, S. 126.
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gung. Darum konnte der Funkbefehl vom 19. Juni aus Berlin an Knoblauch, mit 

der Heeresgruppe B Fühlung aufzunehmen, nicht aus heiterem Himmel gekom-

men sein. Ihm mußte ein Antrag der Heeresgruppe an das Oberkommando des 

Heeres und von diesem an die politische Führung vorausgegangen sein, damit im 

weiteren Verlauf daraus ein Befehl Himmlers an das SS-Führungshauptamt und 

an Knoblauch werden konnte.

Tresckows Schreibtisch (und, wie man hinzufügen darf, seine gegenüber En-

gel erklärte Absicht, rechtswidrige Befehle zu hintertreiben) stand auf der Linie 

des Dienstweges, auf dem der Antrag zur Unterstellung der Truppen des „Kom-

mandostabes Reichsführer-SS“ entstanden, hinaufgereicht und als Befehl wieder 

heruntergekommen war. Daß sich dahinter ein Versuch Tresckows und anderer 

versteckte, Himmlers Verfügungstruppe zu kontrollieren und primär militärisch 

einzusetzen, läßt sich nicht beweisen. Beweisen läßt sich aber, daß Gerlachs Un-

terstellung eines kausalen Zusammenhangs des Treffens Tresckow-Knoblauch mit 

den später von den Truppen des SS-Kommandostabes begangenen Massenmor-

den verfehlt ist.

Paraphen und ihre Auffälligkeiten

An der vierten Station dieser Chronologie steht der Bericht der Einsatzgruppe 

B von Mitte Juli, den Hürter als „Dokument I“ vorstellte und in dem er eine Em-

pörung der Offi ziere über die Erschießungen vermißte47. Die dort genannte Zahl 

von 1330 in einer einzigen Woche (9. bis 16. Juli) erschossenen Männern, da-

runter Juden, ist erschreckend hoch, selbst wenn man in Betracht zieht, daß das 

von der Heeresgruppe bis dahin eroberte Gebiet schon ungefähr so groß war wie 

Baden-Württemberg, Bayern und die südlichen Hälften von Hessen und Thürin-

gen zusammen.

Doch ganz so schweigsam in bezug auf die Reaktion der Gruppe um Tresckow, 

wie es Hürter erschien, ist Dokument I doch nicht. Als zuständiger Ic-Offi zier trug 

Gersdorff die Verteilerliste ein: „O.B., Chef, Ia, Ib“. Am 18. Juli hatten schon zwei 

nicht identifi zierte Offi ziere, vermutlich Untergebene Gersdorffs, das Dokument 

gelesen. Am 19. Juli signierte niemand. Tresckow und Greiffenberg trugen am 

20. Juli ihre Paraphen ein. Am 22. Juli folgte der Ib, Major i.G. Hans von Ge-

ricke. Auch Bock las den Bericht, datierte seine Kenntnisnahme aber nicht. Nicht 

zu erkennen ist, an welchem Tage Gersdorff ihn gelesen und den Umlauf ver-

fügt hatte. Aber auch ohne diese Einzelheit kann man den Datierungen eine an-

fängliche Langsamkeit des Umlaufs im Stabe entnehmen, dann am 20. Juli aber 

Beschleunigung. Um zu verstehen, was es bedeutete, daß dieser Bericht Nebes 

allen wichtigen Offi zieren dieses Stabes vorgelegt wurde, den Oberbefehlshaber 

eingeschlossen, sollte man sich die Hektik ihres Arbeitsbetriebs mitten in einem 

Bewegungskrieg vorstellen, die Menge der anderen um Aufmerksamkeit und so-

fortige Bearbeitung heischenden Meldungen aus den unterstellten Armeen und 

Panzergruppen, den Berichts- und Befehlsverkehr mit dem Oberkommando des 

47 Vgl. Hürter, Weg zur Militäropposition, S. 551.
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Heeres, die Vorbereitungen des Chefs des Stabes und der Abteilungsleiter für 

ihre Vorträge in der morgendlichen und der abendlichen Lagebesprechung beim 

Oberbefehlshaber, und dies alles eben in der Anspannung und den Aufregungen 

der Angriffsbewegungen im Hauptabschnitt des östlichen Kriegsschauplatzes. So-

eben waren die der Infanterie vorauseilenden Panzergruppen Hoth und Guderi-

an dabei, auf dem Weg nach Moskau den Kessel bei Smolensk zu schließen und 

in gefährlich exponierten Positionen ihren Ring gegen Ausbruchsversuche von 

innen und Entlastungsangriffe von außen dicht zu halten. Bocks Tagebuch gibt 

einen lebhaften Eindruck von der Beanspruchung dieser Tage48.

Peter Hoffmann verdankt der Autor den Hinweis auf ein bislang unbeachtetes 

Detail im Kopf von „Dokument I“, die handschriftliche Eintragung: „Streng ver-

traulich. H[au]ptm[mann] Henrici zur persönlichen Information“.

Hauptmann Henrici war als Abwehroffi zier III ein Untergebener Gersdorffs. 

Was bedeutete es, daß ein Subaltern-Offi zier, ein Hauptmann im Stabe Bocks, ei-

nen Auszug aus einem als „streng vertraulich“ bezeichneten Bericht Nebes an das 

Reichssicherheitshauptamt erhielt – unter Abweichung vom Dienstweg, lediglich 

zu seiner „persönlichen Information“? Die Heeresgruppe stand demnach nicht 

auf Nebes Verteiler. Andernfalls hätte Gersdorff das ihm offi ziell zugestellte Ex-

emplar in Umlauf gesetzt. Also bestätigt der Name Henrici auf dem Dokument 

die Aussage Gersdorffs, daß er und Tresckow bemüht waren zu erfahren, was die 

Einsatzgruppe B tat. Der Name Henricis zeugt demnach nicht von Gleichgültig-

keit Tresckows und Gersdorffs gegenüber dem Treiben der Einsatzgruppe, son-

dern im Gegenteil, von Verlangen nach genauer Information49.

Nebe wurde in den Monaten, um die es hier geht, zu einem der großen Mas-

senmörder in Himmlers Polizeiapparat. Gleichzeitig aber hielt er konspirative 

Verbindung zur militärischen Widerstandsbewegung50. Seit den dreißiger Jahren 

war er mit Hans Bernd Gisevius von der „Abwehr“-Abteilung des OKW bekannt, 

war Mitwisser des Putschplans vom September 1938 und hatte die damaligen Ver-

schwörer mit Informationen versorgt. Oberst Hans Oster und er vertrauten ihm 

seitdem51. Sie hatten ihn Tresckow empfohlen, als Nebe wenige Tage vor Eröff-

nung des Rußlandfeldzugs auf eigenen Wunsch zum Kommandeur der Einsatz-

gruppe B ernannt worden war.

48 Vgl. Bock, Kriegstagebuch, S. 217–239.
49 Vgl. Gersdorff, Soldat im Untergang, S. 85, S. 90 u. S. 92; IfZ-Archiv, ZS/A-28, Bd. 7, Protokoll 

einer Befragung Gersdorffs durch Gen. Maj. v. Witzleben, General der Inf. a.D. Buhle, Ober-

staatsanwalt Dr. Hölper, Dr. Krausnick, Genralmajor a. D. Haseloff und Oberstleutnant a. D. 

Sendtner am 8. 3. 1956, S.14.
50 Zu Nebe vgl. Niels Weise, Reichskriminaldirektor Arthur Nebe – Dissident und Opportunist, 

in: Matthias Stickler (Hrsg.), Portraits zur Geschichte des deutschen Widerstands, Rahden 

2005, S. 245–260; Rhodes, Die deutschen Mörder; Ronald Rathert, Verbrechen und Ver-

schwörung. Arthur Nebe, der Kripochef des Dritten Reiches, Münster 2001; Headland, Mes-

sage of Murder; Krausnick, Einsatzgruppen.
51 Vgl. Romedio Galeazzo Graf von Thun-Hohenstein, Der Verschwörer. General Oster und die 

Militäropposition, Berlin 1982.
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Im Nürnberger OKW-Prozeß sagte Gersdorff am 16. April 1948 aus, Nebe habe 

„Meldungen über Erschießungen an das RSHA [Reichssicherheitshauptamt] ab-

gegeben, die er uns gegenüber in Abrede stellte“52. Im Jahre 1956 berichtete Gers-

dorff, Nebe habe ihm im Sommer 1941 gesagt, er werde den „im Juli oder August“ 

ausgegebenen geheimen Befehl Himmlers zur Ausrottung aller Juden zu sabo-

tieren versuchen. Nebe habe ihm zu verstehen gegeben, daß er falsche Zahlen 

melden werde, was man bei der Heeresgruppe wissen möge. Ob Nebe tatsächlich 

seine Statistiken gefälscht habe, habe er, Gersdorff, natürlich nicht nachprüfen 

können53.

Anders als Gersdorff hielt Schlabrendorff in seinen Erinnerungen an seiner Be-

urteilung Nebes von 1941 als eines heimlichen Verbündeten fest. Für die Zeit der 

Verlegung des Hauptquartiers der Heeresgruppe nach Smolensk (20. September 

1941) berichtet er: „Es war gelungen, den SS-Terror auf ein Minimum herabzu-

drücken. Das war nicht unser Verdienst, sondern das Verdienst des SS-Gruppen-

führers Nebe.“54

Hier kommt es nicht auf den heutigen Stand der Forschung über Nebe an, son-

dern nur auf das, was Tresckow, Gersdorff und Schlabrendorff damals über Nebe 

zu wissen meinten. So lange sie sich auf Osters Zeugnis glaubten verlassen zu dür-

fen, war es notwendig, Verbindung zu Nebe zu halten, um Informationen zu er-

langen und Einblick zu gewinnen. Aus der bloßen Tatsache dieses Kontaktes auf 

Billigung der Verbrechen der Einsatzgruppe B zu schließen, ist nicht begründet.

Gersdorff erinnerte sich nach dem Krieg nicht mehr an einzelne Meldungen 

Nebes, nur an den Gesamteindruck. Doch wichtiger als die Frage, ob er sich nach 

1945 noch an „Dokument I“ erinnerte, ist, wie er damals reagierte, als er es im 

Juli 1941 zu Gesicht bekam. Er nahm es nicht stillschweigend zu den Akten, son-

dern veranlaßte dessen Zirkulation im Stab. Er war es, der entschied, daß auch 

52 Zit. nach Krausnick, Einsatzgruppen, S. 197; vgl. auch Gersdorff, Soldat im Untergang, S. 85, 

S. 90 f. u. S. 99.
53 IfZ-Archiv, ZS/A-28, Bd. 7, Protokoll einer Befragung Gersdorffs, S. 14. Es gibt eine weitere 

Aussage Gersdorffs vor einem Münchner Staatsanwalt, von der mir Johannes Hürter entge-

genkommender Weise eine Kopie überließ. Sie stand im Zusammenhang eines Ermittlungs-

verfahrens gegen „Dr. Bradfi sch u. A. wegen Mordes“, den Führer des Einsatzkommandos 

8 der Einsatzgruppe B. Laut Protokoll der Vernehmung vom 4. 5. 1959 sagte Gersdorff aus, 

er glaube nicht, „daß jemals über 100 Judenliquidierungen in den Einzelmeldungen [Ne-

bes] aufgeführt waren. Die Zahlen hielten sich in einer Größenordnung, die im Hinblick 

auf die Größe des Operationsgebietes von Nebe durchaus begreifl ich waren.“ (Staatsarchiv 

München, Stanw. 32970/5, fol. 863 v). Zwei Tage später, am 6. 5. 1959, wurde Gersdorff zu 

Einzelheiten abermals vernommen, dieses Mal durch einen Untersuchungsrichter: „Erst im 

Verlauf des vorliegenden Verfahrens habe ich gehört, daß in Wirklichkeit und im Bereich 

Nebes Juden in weitaus größerer Zahl erschossen worden sind, als in den an uns gegebe-

nen Berichten erschienen. Ich muß daher annehmen, daß Nebe uns falsche Berichte an die 

Hand gab. Damals ist der Heeresgruppe lediglich ein Fall von Massenerschießung bekannt 

geworden, die in der Nähe des Flugplatzes Borisow stattfand.“ (Ebenda, fol. 867r.) Im letzten 

Satz seiner vereidigten Aussage vom 6. Mai erklärte Gersdorff die vorangegangene Aussage 

vom 4. Mai vor dem Staatsanwalt für in allen Punkten richtig. Vgl. auch Gersdorff, Soldat im 

Untergang, S. 862–865.
54 Schlabrendorff, Offi ziere, S. 61.
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der Feldmarschall dies lesen müsse. Bock, Tresckow und Gersdorff zeigten alles 

andere als „vollstes Verständnis“ für Nebes Maßnahmen, wie dieser am 14. Juli 

seinen Vorgesetzten nach Berlin gemeldet hatte55. Ein Beispiel dafür, wie Nebe 

beide Seiten belog. Auch Akten können lügen.

Bocks Reaktion

Am 4. August 1941, unserer nächsten Wegmarke, trug Bock in sein Tagebuch ein: 

„Auf Grund mir vorgetragener, später als übertrieben erwiesener Gerüchte“ bitte 

er den ihm „nicht unterstellten Polizeigeneral Nebel“ [sic], „Anweisung zu geben, 

daß Exekutionen im engeren Bereich meines Oberkommandos nur soweit durch-

geführt werden dürfen, als es sich um bewaffnet aufgegriffene Banditen oder Ver-

brecher handelt.“ Gersdorff habe ihm gemeldet, daß Nebe dies zugesagt habe56. 

Hier also, in Bocks Reaktion, fi ndet man das Zeichen der Empörung der Stabsoffi -

ziere, das Hürter vergeblich in den Randspalten von „Dokument I“ gesucht hatte.

Der Feldmarschall faßte in seinem Tagebucheintrag vom 4. August augen-

scheinlich das Ergebnis mehrerer Gespräche zusammen. Je länger man die Ein-

tragung bedenkt, desto hintergründiger erscheint sie. Bock ist sich offensichtlich 

bewußt, mit gefährlichem Wissen umzugehen. Er spricht von „Gerüchten“, als 

habe er „Dokument I“ nicht gelesen. Für ein privates Tagebuch legt er auffälligen 

Wert darauf (für welche Augen?), daß Nebe ihm nicht unterstellt sei. Auch über-

nimmt er hier den NS-Jargon und schreibt „Banditen“, nicht „Freischärler“57. 

Schimmert in der Bemerkung, daß die „Gerüchte“ sich als „übertrieben“ heraus-

gestellt hätten, eine Mitteilung Gersdorffs durch, Nebe arbeite mit gefälschten 

Zahlen? Jedenfalls läßt Bock dem ihm „nicht unterstellten“ Nebe in bestimmtem 

Ton ausrichten, er möge Anweisung geben, daß im „engeren Bereich meines 

Kommandos nur bewaffnet aufgegriffene Banditen oder Verbrecher“ erschossen 

werden dürfen. So grob diese Anordnung klingt – Bock erinnerte Nebe hier an 

das Kriegsrecht und verwahrte sich gegen jegliche Willkür, auch gegen Juden als 

Juden, ohne sie freilich eigens zu nennen.

Unter dem „engeren Bereich meines Kommandos“ versteht Hürter die Umge-

bung des Hauptquartiers der Heeresgruppe58. Bock schrieb aber nicht „Bereich 

meines Hauptquartiers“ oder „meines Stabes“, sondern „meines Kommandos“, 

womit das gesamte Operationsgebiet der Heeresgruppe gemeint war. Ob er mit 

dem „engeren Bereich“ auf die inhaltlichen Begrenzungen anspielte, die seiner 

Befehlsgewalt nach dem Wagner-Heydrich-Abkommen gezogen waren, muß offen 

bleiben. Dieses hatte das Rückwärtige Heeresgebiet für die Einsatz-, das Rückwär-

tige Armeegebiet für die Sonderkommandos geöffnet. Immerhin fällt der insi-

stierende Ton dieser Ermahnung für Nebe auf. Bei anderen Gelegenheiten hat 

Bock sich mit ähnlicher Bestimmtheit zur Reichweite seiner Kommandogewalt 

55 Hürter/Römer, Alte und neue Geschichtsbilder, S. 318.
56 Bock, Kriegstagebuch, S. 239.
57 „Banditen“ war der offi ziell eingeführte NS-Sammelbegriff für Partisanen und Freischärler.
58 Hürter, Weg zur Militäropposition, S. 542.
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geäußert, zum Beispiel gegenüber dem ihm unterstellten Generalfeldmarschall 

von Kluge: daß er sich ihm gegenüber an die ihm gesetzten Grenzen halten, aber 

innerhalb seiner Pfl ichten und Rechte sich „niemals die geringste Beschränkung 

auferlegen lassen“ werde59.

Ob Nebe jemals daran dachte, sich an die im Tagebuch Bocks am 4. August 

vermerkte Zusicherung zu halten, braucht hier nicht erörtert zu werden. Entschei-

dend ist in diesem Falle nur die unmittelbare Beteiligung Gersdorffs an den Be-

mühungen des Feldmarschalls, die Zivilbevölkerung vor dem Terror der Einsatz-

gruppen zu schützen. Im September 1941 folgte ein Befehl Bocks zur Schonung 

von sich ergebenden versprengten Rotarmisten60, den Gersdorff entworfen hatte.

Der Anfang der Verschwörung

Am nächsten, dem sechsten Wegepunkt kommt eine Szene am Ufer der Beresina 

in den Blick, nahe den Ruinen jener Brücke, über die im November 1812 die 

Trümmer von Napoleons „Grande Armée“ zurückfl uteten. Hier, an einem Abend 

des Sommers 1941, offenbarte Tresckow seinem Freund Major Carl-Hans Graf 

von Hardenberg, dem Adjutanten Bocks, seine geheimsten Gedanken. Thomas 

Reuther hat die Bedeutung dieses Gespräches herausgestellt61. „Es hatte sich 

gezeigt“, schrieb Hardenberg im Winter 1945/46 über diesen Abend, „daß der 

bisher beschrittene Weg des Versuches der Einfl ußnahme auf die zur Führung 

berufenen Persönlichkeiten zu keinem Erfolge führten [. . .]. Niemand fand sich, 

der kraft seiner Stellung versuchte, sich gegen befohlene Verbrechen und militä-

rischen Wahnsinn aufzulehnen.“ Dies sei nun an ihnen. „Die Schwierigkeit der 

Aufgabe war uns voll bewußt. Es galt zu aktiven revolutionären Taten zu schreiten, 

d. h. mit allem zu brechen, was uns von den Vätern gelehrt und was mit der Ehre 

eines preußisch-deutschen Soldaten verbunden war. Besitz, Familie, eigene und 

Standesehre mußte [sic] in die Wagschale geworfen werden, wenn dieser Weg 

beschritten werden sollte. War es notwendig? War es richtig? War es zu vereinba-

ren mit den ethischen und christlichen Gesetzen, denen wir unterstanden? Wir 

schieden, als bereits der Sternenhimmel die russische Weite überdeckte, mit dem 

Versprechen, mit uns selber über diese Frage ins reine zu kommen.“ Es habe dann 

noch Tage und Wochen gedauert, fährt Hardenberg fort, in denen sie diese Ge-

danken immer wieder erwogen62.

Das Zwiegespräch an der Beresina, das sich Hardenberg so tief einprägte, stellt 

sich als der Keim der Verschwörung in der Heeresgruppe Mitte dar. Die eigene 

59 Bock, Kriegstagebuch, 21. 5. und 4. 6. 1941, S.188 ff., ähnlich auch am 10. 4. 1940, S. 112.
60 In dem von Gersdorff entworfenen Befehl der Heeresgruppe Mitte „zur Abwehr der Parti-

sanentätigkeit hinter der Front“ vom 11. 9. 1941 wiederholte Bock, daß die Todesstrafe nur 

gegen Freischärler zulässig sei, und daß Partisanen, die sich in Uniform ergeben, als Kriegs-

gefangene zu behandeln seien, „sofern ihnen nicht völkerrechtswidrige Handlungen nach-

gewiesen werden“ könnten. Zit. nach Krausnick, Einsatzgruppen, S. 351, Anm. 592.
61 Vgl. Thomas Reuther, Auf dem Weg zum 20. Juli 1944. Henning von Tresckow im Jahre 1941, 

in: Militärgeschichte. Zeitschrift für historische Bildung 2/2008, S. 14 ff.
62 Mühleisen, Hardenbergs Erlebnisbericht, S. 449 f.
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Pfl icht, die Ehre, die hier ein anderes Wort für Gewissen ist, der sich weit öff-

nende Sternenhimmel über ihnen, der an den Weltenrichter denken läßt: in den 

einfachen Worten Hardenbergs ist die Gesamtheit ihrer Motive, Überlegungen 

und auch einer fortwährenden Gewissensprüfung versammelt. Dabei – auch dies 

verdient Beachtung – nennt Hardenberg die befohlenen Verbrechen noch vor 

dem Wahnsinn dieses Krieges.

Bei den meisten militärischen Verschwörern ist es nicht möglich, ihre Grün-

de zum Widerstand zu benennen. Dafür fehlen die Quellen. Das Gespräch 

Tresckow–Hardenberg ist eine Ausnahme. In welchem Umfang es Tresckow und 

Gersdorff gelang, die rechtswidrigen Befehle zu sabotieren, bleibt offen. Vertrau-

lichkeit und Geheimhaltung waren Voraussetzung. Allerdings hätte ein Mann 

wie Tresckow nicht gegenüber Engel angekündigt, den Kommissarbefehl „durch 

mündliche Beeinfl ussung vor allem der Divisionskommandeure“ sabotieren zu 

wollen, wenn ihm dies nicht möglich erschienen wäre. Der Versuch lag im Rah-

men der Möglichkeiten eines Stabsoffi ziers. Wer es versuchte, mußte es umsichtig 

anstellen, doch auch in der Gewißheit, daß es unehrenhaft sei, rechtswidrigen 

Befehlen zu gehorchen.

Nicht ohne Grund setzte Himmler den systematischen Judenmord außerhalb 

militärischer Zuständigkeiten und möglichst auch außerhalb militärischer Be-

obachtung ins Werk. Offi ziere, die davon erfuhren, sich darüber entsetzten und 

dem Morden Einhalt gebieten wollten, mußten die Grenzen des gewöhnlichen 

militärischen Selbstverständnisses übersteigen und sich dazu durchringen, etwas 

zu tun, was nicht für sie vorgesehen war – sie mußten politisch handeln, und zwar 

unter den Bedingungen einer totalitären Diktatur. Die Beendigung des Juden-

mords verlangte nichts weniger als den Sturz der Regierung. Hochverrat war in 

allen Ländern ein todeswürdiges Verbrechen. Der Entschluß bedurfte ernstester 

Selbstprüfung und immer neuer Überlegungen bis zur Gewinnung von Über-

blick, Klarheit und Entschlossenheit. Man muß nur lange in Hardenbergs Worte 

hineinhören, um zu erfassen, was es hieß, zu sich selbst und den Freunden zu 

sagen: „Wir müssen handeln“ – mit Betonung auf dem ersten Wort.

Hardenbergs Mitteilung, daß es dann „noch Wochen“ dauerte, bis sie im neu-

en Hauptquartier in Smolensk den Entschluß zum Staatsstreich faßten63, gibt 

auch Anhaltspunkte für die Datierung. Die Heeresgruppe Mitte bezog das neue 

Hauptquartier bei Smolensk am 20. September. Demnach fand das Gespräch an 

der Beresina irgendwann im August statt – damit auch nahe dem Datum, an dem 

Bock den Tagebuch-Eintrag über Gersdorff und Nebe verfaßte, nicht fern den 

Tagen, in denen „Dokument I“ und „Dokument II“ im Stab der Heeresgruppe 

kursierten.

Das beantwortet die erste der drei zu Anfang gestellten Fragen: Vermutungen 

über ein anfängliches, drei Monate lang währendes Versagen des Gewissens 

Tresckows und seiner Freunde im Jahre 1941 sind nicht begründet. Seit Mai 1941 

gibt es Zeugen für Tresckows Widerspruch und spätestens seit August erste, ver-

trauliche Gespräche mit engsten Freunden im Stabe über Umsturz und die Suche 

63 Ebenda, S. 450.
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nach Mitteln und Wegen. Dem Gespräch mit Hardenberg an der Beresina muß-

ten lange, einsame Überlegungen Tresckows vorangegangen sein. Daß die Ver-

brechen hinter der Front das einzige Motiv Tresckows zum Widerstand gewesen 

seien, ist damit nicht gesagt. Das frühe Zeugnis Hardenbergs bestätigt aber, daß es 

von Anfang an dabei war, sogar prominent.

Schlabrendorff gehörte mit Hardenberg zum engsten und frühesten Kreis der 

Verschwörung, Gersdorff noch nicht64. Dem Entschluß zum Staatsstreich Ende 

September „im neuen Hauptquartier“, wie Hardenberg sagt, folgte unmittelbar 

der Auftrag Tresckows an Schlabrendorff, in Berlin Verbindungen zur zivilen Wi-

derstandsbewegung herzustellen. Schlabrendorff selbst erwähnt diese Reise in 

seinen Memoiren nicht. Man hat auch hier hinzunehmen, daß sie unvollständig 

sind. Doch macht dies den Verfasser nicht unglaubwürdig.

Ulrich von Hassell notierte am 4. Oktober in sein Tagebuch, er habe vor ei-

nigen Tagen den Besuch eines Reserveleutnants Sch[labrendorff] erhalten, „der 

von seinen Auftraggebern geschickt war, um herauszufi nden, ob es in der Heimat 

brauchbare Kristallisationspunkte gebe, und der diesen versichern sollte, ‚man‘ 

sei dort zu allem bereit“. Auch Hassell berichtet fast nichts über den Inhalt des 

Gesprächs. Auch seine Aufzeichnung ist ersichtlich unvollständig. Die Ermor-

dung der Juden wird nicht erwähnt, auch die militärische Lage nicht, wohl aber 

Schlabrendorffs Frage, ob England nach einem Systemwechsel in Deutschland zu 

einem Friedensschluß bereit sei65. Schlabrendorff wollte, wie Hassell hervorhebt, 

sich bei ihm außenpolitisch orientieren.

Aus der Nichterwähnung der Ermordung der Juden in der Tagebuchnotiz Has-

sells zog Hürter – abermals ex nihilo – den unschlüssigen Schluß, also seien zu 

dieser Zeit humanitäre und ethische Gründe bei der militärischen Opposition 

in der Heeresgruppe Mitte noch nicht festzustellen66. Erst der Massenmord von 

Borissow am 21. und 22. Oktober, so hätten Gersdorff und Schlabrendorff „steif 

und fest“ in ihren Erinnerungen behauptet, habe ihnen „die Augen geöffnet“67.

Auch das trifft nicht zu. Gersdorffs Memoiren sagen anderes: Borissow habe 

ihre „letzten Zweifel“ an der verbrecherischen Natur Hitlers erledigt; Borissow 

habe im Stabe den „nachhaltigsten“ Eindruck gemacht und ihre „letzten Hem-

mungen“ im Kampf gegen Hitler und sein Regime beseitigt“68. Nicht von erstem 

Wissen über die Verbrechen spricht Gersdorff hier, sondern von letzter Gewißheit 

über Hitler. Borissow war der Tag, an dem Gersdorff seinen Rubikon überschritt, 

einige Wochen nach Tresckow, Schlabrendorff und Hardenberg.

64 IfZ-Archiv, ZS/A-28, Bd. 7, Protokoll der Befragung Gersdorffs, S. 10.
65 Ulrich von Hassell, Aufzeichnungen vom Andern Deutschland. Die Hassell-Tagebücher 

1938–1944. Nach der Handschrift revidierte und erweiterte Ausgabe, hrsg. von Friedrich 

Hiller von Gärtringen, Berlin 1988, S. 278.
66 Vgl. Hürter, Weg zur Militäropposition, S. 545.
67 Hürter/Römer, Alte und neue Geschichtsbilder S. 306 u. S. 317; vgl. auch Hürter, Weg zur 

Militäropposition, S. 533.
68 Gersdorff, Soldat im Untergang, S. 96 u. S. 99.
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Auch Schlabrendorff schildert in seinen Erinnerungen nichts anderes als die 

Wucht, mit der die Nachricht von Borissow im Stab einschlug69; keine Rede da-

von, daß er erst jetzt auf die Verbrechen der Einsatzgruppen aufmerksam gewor-

den sei. In den Erinnerungen Wilfried Strik-Strickfeldts, die Hürter nicht heran-

gezogen hat, ist auch nichts Gegenteiliges zu fi nden70. Hardenberg erwähnt das 

Massaker von Borissow in seinem Bericht nicht einmal, obwohl er zufällig mit 

anderen Offi zieren – darunter Oberleutnant Heinrich Graf Lehndorff-Steinort, 

dem Ordonanzoffi zier des Feldmarschalls von Bock, und einem schlesischen Be-

kannten Gersdorffs, ‚Männe‘ von Heydebrand71 – in einem startenden Flugzeug 

aus niedriger Höhe die grauenhafte Szene der Massenerschießung am Flugplatz 

von Borissow überblickt und im Stabe darüber berichtet hatte72. Behauptungen 

Gersdorffs und Schlabrendorffs, erst durch Borissow aufgeschreckt worden zu 

sein, lassen sich nicht fi nden, weder wörtlich noch dem Sinne nach. Damit ist die 

zweite Frage beantwortet.

Gleichwohl fällt es heute schwer zu glauben, daß Gersdorff und andere Of-

fi ziere in der Heeresgruppe Mitte erst durch Borissow zu letzter Klarheit über 

Hitlers Ziele im Rußlandkrieg gefunden haben. Aber so einfach, wie es heute je-

dermann weiß, war es damals nicht, als einzelner, selbst hochplazierter Offi zier 

sich außerhalb der eigenen Zuständigkeit in kurzer Zeit, in solcher Menge und so 

umfassend zuverlässige Nachrichten über die geheim gehaltenen Verbrechen von 

Himmlers Verbänden zu beschaffen, daß sie sich sogleich zum unbezweifelbaren 

Bilde eines von höchster Stelle systematisch betriebenen Völker-Vernichtungs-

krieges zusammenfügten. Das Heer war mit den Offensiv-Operationen in die 

Tiefe Rußlands voll beansprucht, sogar überanstrengt. Im rückwärtigen Gebiet 

war es nur entlang den wichtigsten Versorgungslinien und Fernmeldesträngen 

mit geringen Kräften präsent. In den weiten Räumen dazwischen blieben die SS-

Kommandos ziemlich unbeobachtet73.

Martin Cüppers zeigt in seiner breit angelegten Darstellung, daß selbst einige 

SS-Führer sich anfänglich nicht im Klaren darüber waren, was Himmler von ihnen 

erwartete74. Auch in dem bereits erwähnten Konfl ikt über die Verwendung der 

Truppen des „Kommandostabes Reichsführer-SS“ war zu sehen gewesen, daß er 

im Dunkeln halten wollte, für welche „anderen Aufgaben“ er diese Truppe ein-

69 Vgl. Schlabrendorff, Offi ziere, S. 62 f.
70 Vgl. Wilfried Strik-Strikfeldt, Gegen Stalin und Hitler. General Wlassow und die russische 

Freiheitsbewegung, Mainz 1970, S. 50 f. Strik-Strikfeldt, einem ehemaligen zaristischen Offi -

zier, der dem Stab der Heeresgruppe als Dolmetscher angehörte, ging es von Kriegsbeginn 

an um Schutz und Schonung der russischen Zivilbevölkerung in den besetzten Gebieten 

(ebenda, S.13 f., S. 32 ff. u. S. 49).
71 Vgl. Gersdorff, Soldat im Untergang, S. 97. Anscheinend ist hier Hans Christoph von Heyde-

brand und der Lasa gemeint, der zu dieser Zeit Kommandeur des Schützen-Regiments 113 

war.
72 Zur Erregung über Borissow siehe auch Krausnick, Einsatzgruppen, S. 225.
73 Siehe dazu u. a. Christian Hartmann, Verbrecherischer Krieg – Verbrecherische Wehrmacht? 

Überlegungen zur Struktur des deutschen Ostheeres 1941–1944, in: VfZ 52 (2004), S. 20.
74 Vgl. Cüppers, Wegbereiter der Shoah, S. 127; siehe auch Krausnick, Einsatzgruppen, S. 179 ff. 

u. S. 195 ff.
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setzen wollte. Himmler sprach in Andeutungen. Er eröffnete seinen SS-Führern 

Spielräume, die sie erfühlen und selbständig ausfüllen sollten. Mit Lob und Tadel 

half er nach. Entsprechend handelte er bei der Auswahl und Beförderung seines 

höheren Führungspersonals75. Wie Cüppers zeigt, dauerte es mehrere Wochen im 

Juni und Juli, bis alle SS- und Polizeiführer verstanden hatten, was sie tun durften 

und sogar sollten. Nach und nach entfalteten die Verbrechen ihre Dynamik. Auch 

in Borissow, im Oktober, war es ein einzelner, subalterner SS-Führer gewesen, der 

anscheinend ohne Auftrag und Kenntnis Nebes76, aber in der Gewißheit der Billi-

gung seiner Vorgesetzten den Massenmord angeordnet hatte.

Fehlte es den Verschwörern an der richtigen Moral?

Hans Mommsen hat versucht, die verschiedenen Motive der Militäropposition zu 

gewichten. Seine Einschätzung faßte er in der Behauptung zusammen, daß „der 

Aspekt des Holocaust, soweit er den Mitgliedern der Opposition voll zu Bewußt-

sein kam, hinter das Motiv, eine militärische Niederlage und einen Sieg der So-

wjetunion abzuwenden, zurücktrat“77. Dies ist eine Vermutung Mommsens, mehr 

nicht. Hürter und Römer merkten dazu an, so weit wollten sie nicht gehen78. Tat-

sächlich gingen sie über Mommsen hinaus, indem sie befanden, wegen der Ab-

wesenheit von Zeichen der Empörung Tresckows und Gersdorffs in „Dokument 

I“ könnten die dort verzeichneten Verbrechen „noch kein ausschlaggebendes 

Motiv“ für ihre Entscheidung zum Widerstand gewesen sein79. In der bizarren 

Debatte über das Vorher und Nachher und die Rangordnung der Motive der Ver-

schwörer ist das nichts anderes als eine moralische Mängelrüge. Wie sinnvoll ist 

ein solcher Versuch überhaupt, lautete die dritte der zu Anfang gestellten Fragen.

Für Hardenberg und Tresckow lagen Hitlers Mordbefehle auf einer Linie mit 

seiner außenpolitischen und militärischen Hasard-Politik. Die Verbrechen an der 

sowjetischen Zivilbevölkerung, und hier besonders an den Juden, erschienen ih-

nen von Anfang an so unannehmbar wie dieser ganze Krieg mit seinen Millionen 

von Toten bei Freund und Feind und dem zu befürchtenden Untergang des eige-

nen Landes.

Den Verbrechen im Krieg, von denen Hardenberg sprach, waren im Frieden 

andere Verbrechen der Nationalsozialisten vorausgegangen, vor allem die Besei-

tigung des Rechtsstaats und der Grundrechte in Deutschland. Diese ersten wa-

ren die Voraussetzungen für jene anderen gewesen. Jedes einzelne dieser großen 

Staatsverbrechen lieferte für sich allein Grund und Recht zum Hochverrat.

Die Frage, welche Hauptmotive die Verschwörer des 20. Juli 1944 antrieben, ist 

biographisch interessant. Doch stillschweigend oder ausgesprochen einem dieser 

75 Vgl. Peter Longerich, Heinrich Himmler, Berlin 2008, S. 309 f.
76 IfZ-Archiv, ZS/A-28, Bd. 7, Protokoll der Befragung Gersdorffs, S. 15.
77 Hans Mommsen, Der Widerstand gegen Hitler und die nationalsozialistische Judenverfol-

gung, in: Ders., Alternative zu Hitler. Studien zur Geschichte des deutschen Widerstandes, 

München 2000, S. 408.
78 Vgl. Hürter/Römer, Alte und neue Geschichtsbilder, S. 321.
79 Ebenda, S. 316 f.
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Motive zum Widerstand einen höheren moralischen Rang, einem anderen einen 

minderen zuzuschreiben und an dieser Anordnung das Gewissen der Verschwö-

rer zu prüfen, führt unweigerlich auf den Holzweg einer neuen „Geschichtspoli-

tik“ anstelle der „inzwischen überholten“80.

Gerhard Ringshausen hat mit Recht davor gewarnt, unter dem späteren Ein-

druck des Holocausts die Ermordung der Juden zum dominierenden Kriterium 

für die Moral der Verschwörer zu machen. Eine solche Interpretation berücksich-

tige nicht das Ensemble der vielfältigen übrigen Erfahrungen der Verschwörer 

mit dem Regime. „Was Tresckow bis zum Herbst 1941 fehlte, war nicht das durch 

viele Erfahrungen begründete ‚Muß‘ [des Umsturzes] sondern das ‚Kann‘“81. Den 

Verschwörern fehlte es nicht an moralischem Bewußtsein, sondern am Zugriff auf 

ausreichende Mittel zum Umsturz. An dieser Bedingung war nicht vorbeizukom-

men, auch am 20. Juli 1944 nicht.

Gleichwohl beendete im Nürnberger OKW-Prozeß der stellvertretende ameri-

kanische Hauptankläger Robert Kempner die Vernehmung Schlabrendorffs mit 

den Worten:

„Als Sachverständigen der Widerstandsbewegung frage ich Sie dann als Schluß-

frage: Wie viele Juden darf man denn ermorden, wenn man das Endziel hat, Hit-

ler zu beseitigen – wieviele Millionen?“ Schlabrendorff: „Ich würde sagen, nie-

manden.“ Kempner: „Danke schön.“82

Dieses „Danke schön“ verstand auch Gerlach als Entlarvung der Verschwörer83. 

Doch das war es nicht. In Wirklichkeit enthielt Kempners Frage eine monströse 

Unterstellung, mit der er versuchte, Schlabrendorff aus der Rolle eines Zeugen 

in die eines Mitschuldigen zu drängen. Dieser tappte zwar nicht in die Falle, war 

aber zu verblüfft, um schlagfertig zu erwidern. Seine Antwort enthielt mitnichten 

das Eingeständnis, er und seine Mitverschwörer hätten zwischen Judenmord und 

Tyrannenmord politisch kalkuliert. Kempners tückische Frage offenbarte indes-

sen, daß er nicht verstanden hatte, wie die Regierungsverbrechen, der Entschluß 

zur Verschwörung und die Schwierigkeiten eines Staatsstreichs bis hin zur Ermor-

dung Hitlers miteinander verknüpft waren. Es gab keinen kürzeren Weg zur Be-

endigung der Verbrechen.

80 Ebenda, S. 307.
81 Ringshausen, Aussagewert von Paraphen, S. 145.
82 Staatsarchiv Nürnberg, Fall XI, dt. Protokoll Bl. 10659 f., Vernehmung Fabian von Schlabren-

dorff, 30. 6. 1948, zit. nach Gerlach, Hitlergegner bei der Heeresgruppe Mitte, in: Ueber-

schär (Hrsg.), NS-Verbrechen, S. 70.
83 Vgl. ebenda.
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Johannes Hürter

Entgegnung auf Günther Gillessen

Die „Nachschau“ von Günther Gillessen zur Kontroverse um die (spätere) Militär-

opposition bei der Heeresgruppe Mitte und ihre Haltung zum Holocaust kann 

weder mit neuen Dokumenten noch mit neuen Erkenntnissen aufwarten. Statt 

dessen fl üchtet sich der Autor in eine Kette von Spekulationen, den vermeint-

lichen sechs „Wendepunkten“, die an Vagheit und Mutmaßung bei weitem das 

Maß übertreffen, das Felix Römer und mir selbst von unseren schärfsten Kritikern 

unterstellt worden ist. Das reizt an sich zum Widerspruch im Detail. Doch kaum 

etwas ist ermüdender als wissenschaftliche Debatten, die auf der Stelle treten 

und trotzdem nicht enden wollen. Jeder Leser kann sich selbst ein Bild von der 

Plausibilität der verschiedenen Standpunkte machen, indem er die inzwischen zu 

einer stattlichen Anzahl angewachsenen Beiträge der Kontroverse in den Viertel-

jahrsheften und anderswo1 zur Hand nimmt oder auf seinen Bildschirm lädt. Die 

Wiederholung macht die jeweilige Argumentation nicht besser oder schlechter.

Daher soll hier darauf verzichtet werden, die Thesen und Bemerkungen Gilles-

sens im Einzelnen als spekulativ, verzerrend, widersinnig oder haltlos zu kenn-

zeichnen2. Lediglich einen, allerdings den in meinen Augen zentralen, Aspekt 

– die Integration der höheren militärischen Stäbe in den rassenideologischen Ver-

nichtungskrieg gegen die Sowjetunion im Sommer 1941 – möchte ich aufgreifen, 

um nochmals knapp meine Interpretation zu verdeutlichen.

In Hinsicht auf die Ermordung der sowjetischen Juden, die den Beginn des 

Holocaust markierte, wird im Beitrag Gillessens ein Bild von der Kenntnis und 

Haltung der Wehrmachtsdienststellen gezeichnet, das weit hinter den erreichten 

Forschungsstand zurückfällt. So konstruiert der Autor am Beispiel der 9. Armee 

einen Gegensatz zwischen SS und Wehrmacht, den es mit der von ihm angedeu-

teten Intention der militärischen Stäbe – Greueltaten zu verhindern und „rechts-

widrige Befehle“ zu sabotieren – nicht gab. Auch das Verhältnis des Oberkomman-

dos der 9. Armee zur SS ging deutlich über die „üblichen Höfl ichkeiten“ hinaus. 

1 Vgl. jetzt auch Manuel Becker/Holger Löttel/Christoph Studt (Hrsg.), Der militärische 

Widerstand gegen Hitler im Lichte neuer Kontroversen. XXI. Königswinterer Tagung vom 

22.–24. Februar 2008, Berlin 2010.
2 Nur wenige knappe Hinweise auf generelle Mängel: Zeitgenössische Akten und nach dem 

Krieg verfasste Memoiren werden unkritisch gleichgesetzt (Überbewertung des „Engel-Tage-

buchs“ und anderer retrospektiver Quellen); der Forschungsstand wird ignoriert (Abläufe 

und Handlungsspielräume an der Ostfront, Zusammenhang von Gewaltpolitik und „Blitz-

krieg“, Reaktion auf „verbrecherische Befehle“); Begriffl ichkeiten werden in Unkenntnis 

paralleler oder analoger Überlieferungen missverstanden (Bocks Kritik an Exekutionen im 

Bereich seines Hauptquartiers). Auch auf die vielen reinen Spekulationen (z. B. über die 

„Beschleunigung“ des Umlaufs von Dokument 1) und deutlichen Widersprüche – so waren 

für Gillessen die Verbrechen hinter der Front „von Anfang an“ ein „prominentes“ Motiv zum 

Widerstand, obwohl sie „geheim gehalten“ wurden und man sich nicht sogleich ein „unbe-

zweifelbares Bild“ eines „Völker-Vernichtungskrieges“ machen konnte – kann hier nicht näher 

eingegangen werden.
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Der von Gillessen erwähnte Generalstabschef Oberst Weckmann etwa rügte am 

22. August 1941 einen Major seines Stabes, der sich abfällig über die mörderische 

Tätigkeit der Sicherheitspolizei und des SD geäußert hatte, mit deutlichen und 

für die Einstellung der Kommandobehörden des Ostheeres symptomatischen 

Worten:

„Ich habe ihm eröffnet, daß sein Verhalten […] falsch, ungeschickt und unsach-

lich gewesen ist. Es sei der militärischen Führung bekannt, daß bezüglich der 

Behandlung und Erledigung von Juden und bolschewistischen Elementen Son-

derweisungen auf Befehl des Führers ergangen seien, zu deren Ausführung Ange-

hörige des Sicherheitsdienstes, der Polizei und der Waffen-SS eingeteilt seien, die 

gemäß ihren Befehlen zu handeln hätten. Die Wehrmacht könne dafür dankbar 

sein, daß sie mit derartigen Angelegenheiten nichts zu tun habe, es könne von 

ihr Verständnis erwartet werden gegenüber den Angehörigen der SS und der Po-

lizei, denen die Durchführung dieser Aufgaben übertragen wäre. Auch für diese 

wäre die Ausführung der ihnen gegebenen Befehle eine schwere Aufgabe und 

wohl die Meisten von den Beteiligten hätten den Wunsch, lieber gemeinsam mit 

den Kameraden vom Heere gegen den äußeren Feind zu kämpfen. Unsachliches 

und ungeschicktes Verhalten von Offi zieren in diesem Punkte müßte als beson-

ders verletzend empfunden werden. Gerade mit dem Leiter des im Bereich der 

9. Armee eingesetzten Sonderkommandos, SS-Obersturmbannführer Blume, der 

in jeder Hinsicht ein ganz einwandfreier SS-Offi zier wäre, bestünde das beste Ver-

trauensverhältnis, das auch unter gar keinen Umständen in irgendeiner Form 

gestört werden dürfe.“3

Dieses Dokument belegt einmal mehr, dass – anders als Gillessen dies in er-

staunlicher Ignoranz gegenüber den Ergebnissen der jüngeren und teilweise so-

gar schon der älteren Forschung4 behauptet – von „geheim gehaltenen Verbre-

chen“, die von SS-Kommandos in den „weiten Räumen“ hinter der Front und 

3 Vermerk Weckmanns über eine Besprechung mit Major von Klitzing (AOK 9, IIa, Nr. 792/41 

geh.), 22. 8. 1941, in: Zentralarchiv des russischen Verteidigungsministeriums, Podolsk, Fond 

500, 12454/236. Weitere Einzelheiten zu diesem Fall in: Johannes Hürter, Militäropposition 

und Judenmord bei der Heeresgruppe Mitte im Sommer und Herbst 1941. Alte Erinnerun-

gen und neue Dokumente, in: Becker/Löttel/Studt (Hrsg.), Widerstand, S. 135–151, hier 

S. 149 f. Auch dieser Vorgang ging über die Schreibtische Gersdorffs, Tresckows und Greif-

fenbergs. Interessant ist ferner, dass auch der Oberbefehlshaber der 9. Armee, Generaloberst 

Adolf Strauß, das Verhalten Klitzings „auf das Schärfste“ missbilligte.
4 Vgl. bereits Helmut Krausnick/Hans-Heinrich Wilhelm, Die Truppe des Weltanschauungs-

krieges. Die Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des SD 1938–1942, Stuttgart 1981, 

S. 227: „Den Armeeführern und ihren Sachbearbeitern ist jedoch keineswegs erst im Spät-

herbst 1941, als solche Meldungen längst nicht mehr ungewöhnlich waren, bewußt geworden, 

daß auch und gerade die systematischen ‚Liquidierungen‘ von Juden zu jenen ‚Exekutionen‘ 

gehörten, für welche den Einsatzgruppen die Vereinbarung Wagner-Heydrich Handlungsfrei-

heit ‚in eigener Verantwortung‘ gab. Kommandeure, die ein solches Vorgehen grundsätzlich 

ablehnten und gänzlich ‚ahnungslos‘ waren, hätten darauf in einem relativ frühen Stadium 

des Feldzugs gewiß unwillkürlich anders reagiert, als sie es taten, hätten spontan ihrer Em-

pörung Ausdruck gegeben und ohne langes Besinnen einzugreifen versucht (wie seinerzeit 

des öfteren unter den – noch wirklich ‚neuen‘ – Eindrücken in Polen). Statt dessen übten sie 

strenge Zurückhaltung […].“
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zwischen den Versorgungsstraßen „ziemlich unbeobachtet“ begangen worden 

seien, keine Rede sein konnte. Die Wehrmachtsdienststellen waren gut informiert 

und standen im übrigen auch keineswegs immer so abseits, wie Weckmann sich 

das offenbar wünschte, sondern initiierten und unterstützten die „antijüdischen“ 

Aktionen an vielen Orten, entweder unmittelbar oder (häufi ger) indirekt.

Im Mainstream der weitgehend reibungslosen Kooperation zwischen Ostheer, 

SS und Polizei machte das Oberkommando der Heeresgruppe Mitte keine Aus-

nahme, und auch diese höchste Kommandostelle war in den ersten Wochen des 

Feldzugs detailliert über die Absichten und Aktionen der Männer Himmlers und 

Heydrichs unterrichtet. Ihr wurden von Mitte Juli bis Anfang September 1941 

mindestens zehn Berichte der Einsatzgruppe B vorgelegt5; auch der höchst ent-

larvende Einsatzbefehl Heydrichs vom 1. Juli 1941 war ihr bekannt6. Außerdem ist 

das zeitgenössische Zeugnis des Einsatzgruppenchefs Arthur Nebe über seine gute 

Zusammenarbeit mit dem Heeresgruppenkommando Mitte überliefert, die auch 

von Gersdorff und Schlabrendorff nach dem Krieg mehrmals bestätigt wurde. In 

diesem Zusammenhang von „lügenden“ Akten zu sprechen, ist irreführend. Be-

standteil des Einvernehmens zwischen Nebe und den zuständigen Offi zieren des 

Oberkommandos war, dass Gersdorff und seine Mitarbeiter in der „Gruppe Ic/

AO“ regelmäßig über die Tätigkeit der SS und Polizei unterrichtet wurden. Dieser 

enge Kontakt fi el aber ohnehin in den verbindlichen Aufgabenbereich der von 

Gersdorff geleiteten Unterabteilung und war bereits vor dem Feldzug vereinbart 

worden. In der Informierung durch Nebe einen Akt der Subversion zu vermuten 

und im Abwehroffi zier Henrici7 mehr als einen Zwischenträger oder Bearbeiter 

von – natürlich besonders brisanten, „streng vertraulichen“ und daher „persön-

lich“ übergebenen – Akten zu sehen, geht völlig an der Sache vorbei.

In den Berichten der Einsatzgruppe, die im Sommer 1941 an Gersdorff gingen, 

sind die Erschießungen Dutzender, manchmal Hunderter, insgesamt Tausender 

Juden dokumentiert. Allein das von mir abgedruckte „Dokument 1“ nennt 1330 

Erschießungen für nur eine Woche – die Formulierung Gillessens, dass „darunter 

Juden“ zu den Opfern zählten, ist mehr als irritierend, denn in Wirklichkeit lässt 

der Bericht keinen Zweifel daran, dass ganz überwiegend Juden betroffen waren. 

Nach dem Krieg wollte sich Gersdorff allerdings an die massenhafte Ermordung 

von jüdischen Männern vor der unterschiedslosen Mordaktion in Borissow nicht 

5 Vgl. die Aufstellungen bei Johannes Hürter, Auf dem Weg zur Militäropposition. Tresckow, 

Gersdorff, der Vernichtungskrieg und der Judenmord. Neue Dokumente über das Verhältnis 

der Heeresgruppe Mitte zur Einsatzgruppe B im Jahr 1941, in: VfZ 52 (2004), S. 527–562, hier 

S. 535 f. u. S. 539, sowie den Hinweis auf einen weiteren Bericht in Hürter, Militäropposition, 

in: Becker/Löttel/Studt (Hrsg.), Widerstand, S. 147 f.
6 Vgl. ebenda, S. 148 f. Der Befehl präzisierte die „einzuschlagende Taktik“ von „Reinigungsak-

tionen“, vor allem bei der gezielten Auslösung von Pogromen. „Es ist selbstverständlich, dass 

die Reinigungsaktionen sich primär auf die Bolschewisten und Juden zu erstrecken haben. 

Hinsichtlich der polnischen Intelligenz usw. kann […] später das Wort gesprochen werden.“
7 Die Erwähnung Henricis am Kopf des „Dokuments 1“ fi ndet sich im übrigen schon in meiner 

Dokumentation (Hürter, Weg zur Militäropposition, S. 552), so dass Gillessen nicht erst von 

Peter Hoffmann darauf hätte aufmerksam gemacht werden müssen.
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mehr erinnern und rechtfertigte seine Akzeptanz der angeblich zahlenmäßig be-

grenzten Erschießungen mit einer eigenen „Erfahrung“ von eindeutig antisemi-

tischer Konnotation:

„Tatsächlich waren in den Berichten von Nebe, die mir zur Kenntnis gelangten, 

bezgl. der Judenerschießungen nur ganz niedrige Zahlen angegeben. Ich glaube 

nicht, dass jemals über 100 Judenliquidierungen in den Einzelmeldungen aufge-

führt waren. Die Zahlen hielten sich in einer Größenordnung, die im Hinblick 

auf die Größe des Operationsgebietes von Nebe durchaus begreifl ich waren, 

d. h. man konnte hier ohne weiteres der Auffassung sein, dass es sich um kriegs-

bedingte Erschießungen handelte. Dies umsomehr, als ich persönlich auch die 

Erfahrung gemacht habe, dass sich unter den Agenten sehr viele Juden befanden 

und dass sich auch unter der jüdischen Bevölkerung eine größere und aktivere 

Kriminalität ergab, als bei der übrigen russischen Bevölkerung. Von Massenak-

tionen ist mir von Nebe niemals erzählt worden. Ich habe solche auch aus den 

mir von Nebe zugeleiteten Berichtsabdrucken nicht entnehmen können. Solan-

ge Nebe Führer der Einsatzgruppe B war, habe ich lediglich von einer Massener-

schießung erfahren und zwar fand diese in der Nähe des Flugplatzes Borisow statt. 

[…] Wenn mir im Zusammenhang mit den Berichten von Nebe noch vorgehalten 

wird, dass nach Zeugenaussagen tatsächlich auch im Bereich der Einsatzgruppe 

B Massenerschießungen unter Nebe stattgefunden haben, so kann ich hierzu nur 

erklären, dass die an uns abgegebenen Berichte von Nebe gefälscht gewesen sein 

müssen. Vielleicht hat Nebe dies getan, um seinen guten Eindruck, den er auf uns 

gemacht hat, nicht zu verwischen und um auch uns gegenüber nicht als wortbrü-

chig zu erscheinen.“8

Diese Aussage Gersdorffs vor einer westdeutschen Staatsanwaltschaft habe ich 

Günther Gillessen in Kopie zur Verfügung gestellt – er zitiert sie mit bemerkens-

werten Aussparungen in einem ganz anderen Zusammenhang. Sie will auch nicht 

so recht zu seiner Behauptung passen, ich hätte die Erinnerungen Gersdorffs und 

Schlabrendorffs nicht nur falsch interpretiert, sondern geradezu sinnentstellend 

verwendet, indem ich dem Massaker von Borissow eine viel größere Bedeutung 

zuschriebe, als es die Texte hergeben würden. Borissow habe, so das Argument 

Gillessens, lediglich „letzte Gewissheit“ gebracht.

Wenn es wirklich so gewesen wäre, was hätte denn die Kronzeugen des mili-

tärischen Widerstands davon abhalten sollen, zu betonen: Wir wussten schon im 

Juli/August 1941 von den Massenmorden, und sie haben uns tief empört! Wa-

rum wird statt dessen die frühe Kenntnis unterschlagen und der Massenmörder 

Nebe in ein erstaunlich mildes Licht gerückt9? Auf diesen Widerspruch geht 

8 Niederschrift der Staatsanwaltschaft beim Landgericht München I (Az. 1 a Js 1522/58) über 

eine Vernehmung Gersdorffs, Köln 4. 5. 1959, in: Staatsarchiv München, Stanw. 32970/5.
9 Günther Gillessen unterschlägt bei dem Zitat der Zeugenvernehmung Schlabrendorffs durch 

Kempner am 30. 6. 1948 in Nürnberg den Anlass der insistierenden Frage des US-Hauptan-

klägers. Kempner machte nicht aus einem Zeugen einen Beschuldigten, sondern war ver-

ständlicherweise darüber irritiert, dass Schlabrendorff aus einem Täter einen Judenretter 

machen wollte: „Schlabrendorff: ‚[…] Ich weiss, dass er [Nebe] während dieser Zeit [1941] 

alles versucht hat, um die Ermordung von Juden und Russen zu verhindern.‘ Kempner: ‚Ja.‘ 
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Gillessen nicht ein. Auch lässt er den Leser darüber im Unklaren, dass Gersdorff 

und  Schlabrendorff ja auch nicht behaupteten, die Verbrechen der SS und Polizei 

im Sommer 1941 seien ein Motiv zum Widerstand gewesen. Warum sollte man 

dies nicht mindestens genauso ernst nehmen wie die anderen Nachkriegsaus-

sagen der Beteiligten, an denen Gillessen seine Spekulations- und Assoziations-

ketten knüpft? Und liegt dann die Deutung nicht auf der Hand, dass zumindest 

Gersdorff die enge Kooperation mit der Einsatzgruppe B in der Anfangsphase 

des „Unternehmen Barbarossa“ – angesichts der von ihm verleugneten Tatsache, 

schon in diesen Wochen über Massenmorde informiert gewesen zu sein – nach-

träglich höchst unangenehm war und er seine Gründe dafür hatte?

Die Plausibilität meiner Interpretation auf Grundlage der bisher bekannten 

Dokumente und Selbstzeugnisse wird durch den Beitrag Günther Gillessens 

nicht im mindesten erschüttert. Vieles spricht dafür (von „endgültigen“ Beweisen 

war in meinen Beiträgen nie die Rede), dass der Massenmord an Tausenden jü-

dischen Männern im Sommer 1941 bei einigen der späteren Widerstandskämpfer 

des 20. Juli noch nicht die Wirkung hervorrief, die wir uns bei solchen vorbild-

lichen Persönlichkeiten erhoffen. Doch so verstörend das auch sein mag: Nicht 

die isolierte Fokussierung auf einzelne Offi ziere, sondern die kontextualisierende 

Analyse ihres Handelns auf dem inzwischen gut erforschten Gesamttableau einer 

mehr als nur „unrechten“ und doch auch von Regimegegnern lange als existenzi-

ell empfundenen Kriegführung und Besatzungsherrschaft legt den Schluss nahe, 

dass die militärischen Akteure in der dramatischen Anfangsphase des deutsch-

sowjetischen Krieges in ein militärisch, politisch-ideologisch und ethisch radikal 

entgrenztes Gewaltgeschehen integriert waren, aus dem selbst die Hellsichtigsten 

und Mutigsten unter ihnen erst nach und nach einen Weg heraus in den Wider-

stand fanden.

Schlabrendorff: ‚Oder auf ein Mindestmass herabzudrücken.‘ Kempner: ‚Ja.‘ Schlabrendorff: 

‚Aber er stand in einem furchtbaren Konfl ikt, wegzugehen, und es anderen zu überlassen, die 

nicht 10, sondern 100 % töten würden, oder es auf ein Minimum herabzudrücken.‘ Kempner: 

‚Als Sachverständigen der Widerstandsbewegung frage ich Sie dann als Schlußfrage: Wie viele 

Juden darf man denn ermorden, wenn man das Endziel hat, Hitler zu beseitigen – wie viele 

Millionen?‘ Schlabrendorff: ‚Ich würde sagen, niemanden.‘ Kempner: ‚Danke schön.‘“ Zit. 

nach Christian Gerlach, Hitlergegner bei der Heeresgruppe Mitte und die „verbrecherischen 

Befehle“, in: Gerd R. Ueberschär (Hrsg.), NS-Verbrechen und der militärische Widerstand 

gegen Hitler, Darmstadt 2000, S. 62–76, hier S. 70.
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Alexander Haritonow/Klaus-Dieter Müller

Die Gesamtzahl sowjetischer Kriegsgefangener – 
eine weiterhin ungelöste Frage

In den Vierteljahrsheften für Zeitgeschichte erschien unlängst ein Beitrag der 

Autoren Reinhard Otto, Rolf Keller und Jens Nagel mit dem Titel „Sowjetische 

Kriegsgefangene in deutschem Gewahrsam 1941–1945“1. Der Aufsatz setzt sich 

mit der Frage nach deren Zahl auseinander. Als Ergebnis präsentiert er eine klar 

bestimmbare Zahl, die sich insgesamt in Lagern im Deutschen Reich, mit Abstri-

chen auch in den Lagern in Osteuropa befunden hätten. Änderungen in nen-

nenswerter Größenordnung seien künftig nicht mehr zu erwarten. Zudem seien 

die Ergebnisse valide.

Quellengrundlage und Auswertungsinstrument waren dabei Datenbanken, die 

in einem Forschungsprojekt generiert wurden, an dem zwei der drei Autoren bis 

2005 beteiligt waren und an deren Datenbankaufbau sie ursächlich mitgewirkt 

hatten. Gleichwohl qualifi zieren sie diese Datenbanken ab, indem sie feststellen, 

diese seien zwar prinzipiell nutzbar, „in der derzeitigen Fassung müssen sie je-

doch für die wissenschaftliche Öffentlichkeit als in Teilbereichen nicht verwend-

bar angesehen werden“2. Doch auf der Grundlage dieser Datenbanken kommen 

Otto/Keller/Nagel zu ihren Ergebnissen.

Diese beiden zentralen wie auch einige andere Aussagen von Otto/Keller/ 

Nagel halten jedoch einer kritischen Nachprüfung nicht stand und bedürfen so-

wohl der Ergänzung wie der Korrektur.

1 Vgl. Reinhard Otto/ Rolf Keller/Jens Nagel, Sowjetische Kriegsgefangene in deutschem Ge-

wahrsam 1941–1945. Zahlen und Dimensionen, in: VfZ 56 (2008), S. 557–602. – Besonderer 

Dank gilt dem Mitarbeiter der Dokumentationsstelle Wolfgang Scheder für die Überprüfung 

der Erkennungsmarkennummern und Lars Thiele für die Mitarbeit am Text.
2 Ebenda, S. 575 (Anm. 63).

Die sowjetischen Kriegsgefangenen des Zweiten Weltkriegs sind in der west-
lichen Welt eine fast schon vergessene Opfergruppe. Dabei wird die Zahl derer, die 
in deutschem Gewahrsam umgekommen sind, auf etwa drei Millionen Menschen ge-
schätzt. Doch gibt es dafür nur wenige, wirklich valide Angaben. Meist völlig unbe-
kannt ist das, was genau in den einzelnen Lagern geschah. Reinhard Otto, Rolf Keller 
und Jens Nagel, die mit zentralen Aktenbeständen zu diesem Thema gearbeitet ha-
ben, berechneten erstmals präzise Zahlen für die einzelnen Lager. Ihre Ergebnisse 
stoßen nun auf Kritik. ■■■■
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Das Projekt „Sowjetische Kriegsgefangene“ als Materialgrundlage 
der Auswertung

Otto/Keller/Nagel, wie auch wir, stützten ihre Aussagen überwiegend auf Ergeb-

nisse des Forschungsprojekts „Sowjetische und deutsche Kriegsgefangene und In-

ternierte. Forschungen zum Zweiten Weltkrieg und zur Nachkriegszeit“, das seit 

dem Jahr 2000 unter der Verantwortung der Dokumentationsstelle der Stiftung 

Sächsische Gedenkstätten (Dresden) realisiert wird. In ihrem alleinigen Verant-

wortungsbereich befi nden sich auch alle seit dem Jahr 2000 bearbeiteten Projekt-

unterlagen und Datenbanken.

Während Otto/Keller/Nagel etwas nebulös lediglich von einem internatio-

nalen Projekt schreiben, handelt es sich tatsächlich um das gegenwärtig größte 

Projekt im Bereich Kriegsgefangene, an dem allein für den Bereich „Sowjetische 

Kriegsgefangene“ Institutionen aus vier Staaten mit gut zwei Dutzend ständigen 

Mitarbeitern beteiligt sind und das die volle politische Unterstützung der deut-

schen, russischen, weißrussischen und ukrainischen Regierung genießt3.

Hauptgrundlage für diese Forschungen bilden die seinerzeit von deutschen Ein-

richtungen ausgestellten Erfassungspapiere für sowjetische Kriegsgefangene. Die-

se Unterlagen wurden nach dem Zweiten Weltkrieg zum größten Teil in die UdSSR 

verbracht und dort archiviert. Sie wurden umfassend von sowjetischen Sicherheits- 

und Militärorganen genutzt, waren jedoch für die sowjetische Wissenschaft kaum, 

für die westliche Wissenschaft gar nicht nutzbar. Erst nach dem Ende der UdSSR, 

in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre, wurde Reinhard Otto und Rolf Keller der 

partielle Zugang ermöglicht, und im Jahre 2000 konnte ein erstes Pilotprojekt über 

„Sowjetische Offi ziere“ in deutscher Kriegsgefangenschaft begonnen werden4. Das 

Projekt trägt heute in erster Linie einen ausgeprägt humanitären Charakter5 und 

verfolgt erst an zweiter Stelle eine Reihe wissenschaftlicher Ziele6.

3 Dieses Projekt wird weitgehend aus Mitteln der Bundesregierung fi nanziert und vom Bun-

desbeauftragten für Kultur und Medien, vom Bundesinnenministerium sowie vom Auswärti-

gen Amt getragen. Allen Ministerien sei daher sehr herzlich für ihre Unterstützung gedankt. 

Weitere Nachfolgestaaten der UdSSR haben ihr Interesse am Projekt bekundet und erhalten 

bereits Ergebnisse aus der Projektarbeit (u.  a. Kasachstan und Usbekistan).
4 Entgegen den Aussagen von Otto/Keller/Nagel waren diese Unterlagen zu keinem Zeitpunkt 

verloren oder vergessen. Noch bis zum Ende der 1940er Jahre war eine Vielzahl von sowjeti-

schen Übersetzern damit beschäftigt, die deutschen Unterlagen ins Russische zu übertragen. 

Man suchte einerseits vermisste Kriegsgefangene und nutzte andererseits diese Unterlagen 

für Ermittlungen gegen mutmaßliche „Vaterlandsverräter“ unter den ehemaligen Kriegsge-

fangenen.
5 In den regionalen Medien werden die von uns ermittelten Namen von Kriegsgefangenen ver-

öffentlicht, um deren Angehörige ausfi ndig zu machen. In zentralen Veranstaltungen wer-

den den Hinterbliebenen dann die aufbereiteten Unterlagen übergeben. Von besonderer 

Be deutung sind dabei Informationen zum Todesdatum sowie dem Grabort. Seit November 

2009 ist eine Teildatenbank „Sowjetische Kriegsgefangene“ (ca. 720.000 Datensätze) auf der 

Internetseite der Dokumentationsstelle über zwei Adressen zugänglich (www.dokst.de oder 

www.dokst.ru).
6 Im Rahmen der Projektarbeit fanden 2003 in Minsk und 2006 in Kiew wissenschaftliche Fach-

konferenzen statt; vgl. Sowjetische und deutsche Kriegsgefangene in den Jahren des Zweiten 
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Die in den freigegebenen Dokumenten befi ndlichen Informationen über 

Kriegsgefangene werden in Form einer elektronischen Datenbank mit jeweils bis 

zu 30 Variablen erfasst7. Dies sind nicht nur Unterlagen aus den Archiven des rus-

sischen Verteidigungsministeriums, des Föderalen Sicherheitsdienstes der Rus-

sischen Föderation sowie des KGB Weißrusslands, wie Otto/Keller/Nagel schrei-

ben, sondern auch aus einer ganzen Reihe kommunaler Archive der Russischen 

Föderation und der Republik Belarus sowie seit dem Jahr 2005 auch aus zentralen 

und regionalen Archiven der Ukraine.

Auch die Aussagen zu Art und Umfang der in den Archiven der staatlichen Sicher-

heitsdienste lagernden Dokumente bedürfen einer Ergänzung. Es handelt sich dabei 

sowohl um Unterlagen zu „Repatrianten“ wie auch zu Vermissten, um deren Schick-

salsklärung sich sowjetische Organe noch jahrelang nach dem Krieg bemühten.

Eine weitere Quellenkategorie sind Strafakten deutscher Kriegsgefangener in 

sowjetischer Hand, bei denen es sich um früheres Personal der deutschen Kriegs-

gefangenenlager handelte, etwa Angehörige von Wachbataillonen, Lagerverwal-

tungen, Kommandanturen usw. 8

Darüber hinaus werden im Rahmen der Projektarbeit auch deutsche Unterla-

gen zu Grabstätten sowjetischer Bürger – unter anderem von Kriegsgefangenen 

– auf deutschem Boden ermittelt9, die mit in eine wissenschaftliche Auswertung 

zu Zahlenfragen einbezogen werden können.

Kritische Würdigung einiger Ergebnisse der Autoren

Bevor wir uns mit den Methoden und Ergebnissen zur Ermittlung von Gesamtzahlen 

durch Otto/Keller/Nagel auseinandersetzen, sollen zu Beginn einige Aussagen 

Weltkriegs, hrsg. von K.-D. Müller und A. Haritonow (Bundesrepublik Deutschland) sowie 

V. Selemenev und Ju. Zverev (Republik Belarus), Dresden/Minsk 2004; Vyjskovij polon ta in-

ternuvannja. 1939–1956. Pogljad tscheres 60 rokyv [Kriegsgefangenschaft und Internierung. 

1939–1956. Ein Rückblick nach 60 Jahren], Kiew 2008. Zur Genese und zum Aufbau des Pro-

jektes siehe Klaus-Dieter Müller, Das Forschungsprojekt „Sowjetische und deutsche Kriegsge-

fangene und Internierte. Forschungen zum Zweiten Weltkrieg und zur Nachkriegszeit“, in: 

Ders. (Hrsg.), Das Tagebuch des Levan Atanasjan. Erinnerungen eines ehemaligen sowjeti-

schen Kriegsgefangenen, Leipzig 2009, hier S. 9–38.
7 In dieser Datenbank sind bislang Angaben zu etwa 750.000 Kriegsgefangenen gespeichert 

(Stand: Dezember 2009).
8 Vgl. Mesta soderžanija voennoplennych vermachta na territorii byvšego Sovetskogo Sojuza 

(1941–1956) Putevoditel‘ [Orte des Gewahrsams von Kriegsgefangenen der Wehrmacht auf 

dem Territorium der Sowjetunion (1941–1956). Findbuch], hrsg. von Ulrich Austermühle, 

Hansjörg Kalcyk (Deutsches Rotes Kreuz), Reinhard Führer (Volksbund Deutsche Kriegsgrä-

berfürsorge), Klaus-Dieter Müller, Alexander Haritonow (Stiftung Sächsische Gedenkstätten) 

und Vladimir Korotajev, Vladimir Kuzelenkov (Russisches Staatliches Militärarchiv), Mos-

kau/Dresden/Bonn/Kassel 2008.
9 Als erstes Ergebnis siehe hierzu Stiftung Sächsische Gedenkstätten/Volksbund Deutsche 

Kriegsgräberfürsorge e.V. (Hrsg.), Grabstätten sowjetischer Bürger auf dem Territorium des 

Freistaates Sachsen, Dresden 2008. Darin werden nicht nur sämtliche Friedhöfe in Wort und 

Bild vorgestellt, sondern auch die bislang ermittelten Namen der Opfer auf DVD veröffent-

licht.



VfZ 3/2010

396  Diskussionen

thematisiert werden, die einen falschen Eindruck über die Organisation der Roten 

Armee vermitteln könnten. So heißt es zum Beispiel auf Seite 594 des Aufsatzes: 

„Eine der WASt (Wehrmachtauskunftstelle) entsprechende Institution gab es bei 

der Roten Armee im Übrigen nicht.“ Richtig ist vielmehr, dass es in der UdSSR zwei 

voneinander unabhängige Einrichtungen mit ähnlichen Aufgaben wie die WASt ge-

geben hat, die zudem noch unterschiedlichen Ministerien unterstellt waren, dem 

Nationalen Verteidigungskomitee und dem Innenministerium (NKWD)10.

Weiter konstatieren die Autoren, die Rotarmisten hätten keine Erkennungsmar-

ken wie die Soldaten der Wehrmacht gehabt, sodass ihre Identifi zierung erheblich 

erschwert war11. Doch diese zumindest für den Zeitpunkt der Gefangennahme 

 weitgehend richtige Feststellung, bleibt ohne weitere Erläuterung. Wie in jeder an-

deren Armee, gab es auch in der Sowjetunion „Erkennungsmarken“12. Viele Solda-

ten haben diese Marken als „Todesmarken“ angesehen und sie daher aus Aberglau-

ben sehr häufi g nicht am Hals getragen, bzw. frühzeitig weggeworfen13.

Zu den Zahlen und Dimensionen

In ihrer Einleitung geben Otto/Keller/Nagel einen umfassenden Überblick 

über die Problematik der zahlenmäßigen Erfassung sowjetischer Kriegsgefange-

ner in deutschen Lagern, in der sie zu Recht konstatieren, dass sich bereits für 

1941 in den verschiedenen Meldungen Unterschiede von mehreren Hunderttau-

send Kriegsgefangenen feststellen lassen.

10 Angehörige der Roten Armee wurden von der Abteilung Archive des Volkskommissa-

riats für Verteidigung (NKO) geführt, Kriegsgefangene und Zivilisten feindlicher Staaten 

dagegen von der GUPVI, der Hauptverwaltung Kriegsgefangene und Internierte. Siehe 

hierzu Zentral‘nyj ordena Krasnoj Zvezdy archiv Ministerstva oborony Rossijskoj Federacii. 

Istoričeskij očerk 1936–1996 [Zentralarchiv des Verteidigungsministeriums der Russischen 

Föderation. Ein historischer Abriss 1936–1996], Podolsk 1996, S. 8. Um eine Vorstellung vom 

Ausmaß dieser Tätigkeit zu bekommen, sei beispielhaft auf das Swerdlowsker Gebiet verwie-

sen, wo jeden Tag durchschnittlich 210 Todesnachrichten für gefallene Rotarmisten eintra-

fen. Vgl. Aleksej Zykov, Cena pobedy, in: „Memorial-kurjer“ vom 4. 9. 2006, S. 1 [Der Preis des 

Sieges, in: „Memorial-Kurier“].
11 Vgl. Otto/ Keller/ Nagel, Sowjetische Kriegsgefangene in deutschem Gewahrsam, S. 593 f.
12 Sie wurden auf der Grundlage des Befehls Nr. 138 vom 15. 3. 1941 eingeführt. Dieser Be-

fehl sah die Ausstattung der Truppen mit Medaillons und Einlageblättern vor, die jeweils in 

zwei Exemplaren auszufüllen waren. Ein Exemplar sollte beim Stab der Einheit aufbewahrt 

werden, während das zweite bei dem gefallenen oder im Lazarett verstorbenen Soldaten ver-

blieb.
13 Die Angaben auf diesen Bögen waren nicht verschlüsselt wie bei den Erkennungsmarken der 

Wehrmacht: Sie enthielten Namen, Vor- und Vatersnamen, die Nummer der militärischen 

Einheit sowie die Adresse, unter der Angehörige im Falle des Todes benachrichtigt werden 

sollten. Vgl. Vladimirov Jurij.V., Kak ja byl v nemeckom plenu [Als ich in deutscher Kriegsge-

fangenschaft war], Moskau 2008, S. 199. Seit Ende der 1950er und Anfang der 1960er Jahre 

entstanden in der UdSSR Vereine, die sich der Suche nach sterblichen Überresten gefallener 

Rotarmisten widmeten. Seitdem wurden Tausende solcher „Todesmarken“ mit erhalten ge-

bliebenen Einträgen gefunden und damit die Schicksale dieser Menschen aufgeklärt.
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Analysiert man diese damaligen Statistiken und vergleicht sie mit der Zusam-

menstellung nach Wehrkreisen und Wehrmachtbefehlshabergebieten, kommt 

noch erschwerend hinzu, dass verstorbene sowjetische Kriegsgefangene in diesen 

Statistiken überhaupt nicht auftauchen14. Für die Ermittlung der Gesamtzahl von 

Kriegsgefangenen sind – wie auch Otto/Keller/Nagel konstatieren – diese dama-

ligen Unterlagen nur bedingt weiterführend.

Man kann noch hinzufügen, dass in den Wehrmachtstatistiken nicht alle La-

ger im Osten auftauchen15. Zudem gibt es Aussagen von deutschen Kriegsgefan-

genen, dass bereits bewusst seit Herbst 1941 Hunderttausende von sowjetischen 

Kriegsgefangenen in das Reichsgebiet transportiert worden sind16.

Otto/Keller/Nagel geben an, dass 1941 etwa 500.000 Kriegsgefangene auf 

dem Reichsterritorium ankamen17. Sie bemerken ebenfalls, dass die auf dem 

Transport ins Reichsgebiet verstorbenen Kriegsgefangenen größtenteils trotz der 

damaligen Umstände registriert waren18. In den Erinnerungen von Zeitzeugen 

wird dagegen anderes berichtet19. Aus Berichten geht hervor, dass jede Nacht ein 

bis zwei Personen pro Waggon starben. Bei den wenigen Zwischenhalten wurden 

die Leichen aus den Waggons herausgeholt und in der Nähe der Gleise begraben. 

Nach Augenzeugenberichten wurde dabei nicht nach den Namen der Verstor-

benen gefragt. Die im Aufsatz genannte Zahl der auf Transporten Verstorbenen in 

Höhe von 20.000 dürfte daher viel zu gering sein.

Auch andere Aussagen der Autoren wie die, in 18 Lagern hätte es so gut wie 

keine Erfassung von Kriegsgefangenen gegeben20, wurden durch neuere Quellen 

 widerlegt: Für alle diese Lager sind Personalkarten I (PK I) bzw. Grüne Karteikar-

14 Zur Verteilung der Todesfälle auf der Grundlage einer ersten Auswertung 2005 siehe Müller, 

Forschungsprojekt, in: Ders., Tagebuch, S. 30–32.
15 Bundesarchiv-Militärarchiv Freiburg, RW 6/v.450, S. 32. So weist der „Bestand an Kriegsge-

fangenen im Ost- und Südost-Gebiet und in Norwegen, Stand 1. 2. 1942“ nur vier Lager auf 

dem Territorium von Weißrussland auf: Stalag 337 Baranowicze – 15175, Stalag 342 Molo-

deczno – 4406, Stalag 351 Glebokie (Glubokoe) – 1141, Stalag 352 Minsk – 19028. Ein Bericht 

aus der Abteilung des für Kriegsgefangene zuständigen Oberst Marschall vom 27. 1. 1942 

hingegen belegt, dass sich zu diesem Zeitpunkt in Weißrussland noch weitere Kriegsgefan-

genenlager befanden, und zwar: Stalag VI H Borissow, Stalag 313 Witebsk, Stalag 341 Mo-

giljow, Stalag 353 Orscha, Stalag 354 Barawucha, Ofl ag XXI A Bobruisk, sechs Dulags sowie 

eine Kriegsgefangenensammelstelle (Nr. 10). Nationalarchiv der Republik Belarus (künftig: 

NARB), F. 4683, op. 3, Akte 917, Bl. 130–131. Auch in diesem Fall erscheinen zehntausend 

Menschen nicht in der allgemeinen Statistik des OKW/Abt. Kriegsgefangene Org. (Id). Dies 

betrifft auch die Erfassung der in den Durchgangslagern Verstorbenen. So kamen allein im 

Dulag 131 Bobruisk bis zum 20. 11. 1941 bereits 14.777 Menschen ums Leben. Vgl. Protokoll 

einer Besichtigung von Kriegsgefangenenlagern durch Oberst Marschall in Begleitung des 

Gefreiten Lorenz vom 22. 11. 1941, in: NARB, F. 4683, op. 3, Akte 917, Bl. 120.
16 Ebenda, Bl. 113 f.
17 Siehe Otto/Keller/Nagel, Sowjetische Kriegsgefangene in deutschem Gewahrsam, S. 581.
18 Vgl. ebenda, Anm. 79.
19 Vgl. u. a. Vladimirov, Kak ja byl v nemeckom plenu, S. 195–200; Aron Šneer, Plen. Sovetskie 

voennoplennye v Germanii 1941–1945 [Sowjetische Kriegsgefangene in Deutschland], Mos-

kau 2005, S. 159–334.
20 Vgl. Otto/Keller/Nagel, Sowjetische Kriegsgefangene in deutschem Gewahrsam, S. 583, 

Anm. 82.
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ten gefunden worden, teilweise mit Lichtbildern der Gefangenen und mit deut-

lich ausgewiesenen Lager- und Erkennungsmarkennummern.

Berechnungsmethode

Umso wichtiger scheint die von den Autoren vorgeschlagene Berechnungsme-

thode der Gefangenenzahlen anhand von Erkennungsmarkennummern (Prinzip 

der Zahlenermittlung aufgrund von Einzelerfassungen), die bei Aufl is tung für 

bestimmte Lager als Zahlenblöcke erkannt werden können. Wenn man davon aus-

geht, dass in den sogenannten Russenlagern tatsächlich nur Rotarmisten erfasst 

und die Erkennungsmarkennummern in strikter Reihenfolge vergeben wurden, 

so liegt der Schluss nahe, dass die Summe der jeweils höchsten bekannten Num-

mern auf den PK I Auskunft über die Gesamtzahl der in diesen Lagern registrier-

ten Personen geben kann. Für die anderen Lager haben die Autoren sogenannte 

„Blöcke“ ermittelt, innerhalb derer sowjetische Kriegsgefangene ihre Registrier-

nummer erhalten haben. Doch die Ermittlung der jeweils gültigen Zahl ist höchst 

fraglich. Otto/Keller/Nagel haben als jeweils gültige obere oder untere Zahl nur 

dann die höchste oder niedrigste Nummer aus drei Nummern ausgewählt, wenn 

sie im Vergleich dreier verschiedener Datenbanken jeweils ein eng benachbartes 

Nummernfeld ermittelt hätten. Dies macht jedoch keinen Sinn, weil der Bear-

beitungsstand der Quellen quantitativ sehr unterschiedlich war und die Daten-

banken in Wirklichkeit nur aus einer Archivalienprovenienz stammen, den WASt-

Unterlagen. In der Stiftung sind sie längst in einer Datenbank vereinigt.

Anhand dieser Methode haben die Mitarbeiter der Dokumentationsstelle die 

Gesamtzahl sowjetischer Kriegsgefangener berechnet und damit die Methode 

auf der Grundlage einer etwa doppelt so großen Datenbasis überprüft. Nach den 

Aussagen von Otto/Keller/Nagel dürfte das Ergebnis ihrer Berechnungen nur 

„geringe Korrekturen nach oben“ (S. 590) erwarten lassen sowie höchstens Kor-

rekturen „im vierstelligen Bereich“ erforderlich machen. Eine von ihnen durch-

geführte spätere Überprüfung habe ihr Ergebnis bestätigt.

Diese Aussagen sind bei unserer Überprüfung aber nicht bestätigt worden. 

Wenn als Berechnungsgrundlage die Einträge der Datenbank von 2005 genom-

men werden, so gleicht das Ergebnis im Wesentlichen dem Resultat von Otto/

Keller/Nagel. Werden jedoch in die Berechnungen die Erweiterungen der Da-

tenbank bis Anfang 2009 miteinbezogen, ändert sich das Bild dramatisch. Die 

Neueinträge betreffen zwar nicht alle Lager in gleichen Maßen, dennoch führen 

sie selbst bei Vergleichen einzelner Lager bereits zu Ergebnisänderungen im fünf-

stelligen Bereich21.

So weicht das Ergebnis, wenn man die Methode der Autoren anwendet, allein 

für das sogenannte Russenlager Wietzendorf um knapp 170.000 nach oben ab, 

für Bergen-Belsen um ca. 56.000, für Groß Born-Rederitz um 52.000 sowie das 

21 Es liegen auch jeweils viele Nummern zwischen der von Otto/Keller/Nagel, Sowjetische 

Kriegsgefangene in deutschem Gewahrsam, S. 590, als Gesamtzahl und der von uns als letzte 

ermittelten Nummer. Damit können Irrläufer ausgeschlossen werden.
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Lager Senne um ca. 40.000. Insgesamt ergibt unsere Überprüfung der Tabelle 1 

der Autoren eine Differenz von mehr als 500.000 Personen.

Ähnliche, teils erhebliche Abweichungen ergeben sich beim Vergleich der Blö-

cke von Erkennungsmarkennummern. Bei deren genauer Überprüfung ergeben 

sich Ergebnisse, die die vorgeschlagene Berechnungsmethode zum gegenwär-

tigen Zeitpunkt als zweifelhaft erscheinen lassen. Denn daraus ergäbe sich für die 

Lager im Reichsgebiet, in den Reichskommissariaten Ostland und Ukraine sowie 

dem Generalgouvernement eine völlig unrealistische Gesamtzahl von Kriegsge-

fangenen.

So zeigt das Überprüfungsergebnis für die sonstigen Stalags im Reichsgebiet, 

dass die Lager Mühlberg ca. 180.000 Kriegsgefangene, Moosburg ca. 160.000, 

Bad Orb ca. 98.000 und Offenburg ca. 95.000 Gefangene mehr registriert haben. 

Insgesamt zeigt die Überprüfung von Tabelle 2 einen Gesamtunterschied von 

1,29 Millionen Kriegsgefangenen22.

Noch größer sind die Unterschiede für die Lager im OKW-Bereich außerhalb 

des Reichsgebietes. Unsere ermittelte Gesamtregistrierung für das Generalgou-

vernement liegt um 2,2 Millionen Kriegsgefangene höher (595.385 bei Otto/Kel-

ler/Nagel, 2. 819. 658 Dokumentationsstelle)23.

Für die Lager im Reichskommissariat Ostland beträgt der Gesamtunterschied 

1,19 Millionen Kriegsgefangene (626.785 bei Otto/Keller/Nagel, 1.818.046 Do-

kumentationsstelle). Auch hier sind Beispiele für hohe Erkennungsmarkennum-

mern mit Registrierung und Sterbedatum in dem Lager vorhanden24.

22  Vgl. ebenda, S. 576 f. Unter Berücksichtigung der zusätzlich gelieferten Daten aus verschie-

denen postsowjetischen Archiven sind zwar einige Blockformen erkennbar geblieben, bei 

anderen Zahlenreihen hingegen zeigt sich ein ganz anderes Bild. Hierbei ist zu beachten, 

dass die nachgelieferten Datensätze nicht gleichmäßig auf alle Lager verteilt sind. Aus die-

sem Grund konnten für manche Lager im Rahmen der bisherigen Untersuchungen keine 

neuen Zahlen mit herangezogen werden. Es ist möglich, dass sich in der Zukunft im Ergebnis 

neuer Datenlieferungen das Gesamtbild zu einzelnen Lagern weiter ändern wird.
23 Um die Aussage dieses Vergleichs zusätzlich zu untermauern, betrachten wir auch hier bei-

spielhaft drei Stalags, bei denen Erkennungsmarkennummern mit nachweislichem Sterbe-

datum vorhanden sind: Die höchste in unserer Datenbank vorhandene Nummer für das Sta-

lag 316 ist die 296.940. Otto/Keller/Nagel, Sowjetische Kriegsgefangene in deutschem Ge-

wahrsam, S. 585, erwähnen aber als höchste Nummer 62.925. Nachweislich in diesem Lager 

verstorben ist der Kriegsgefangene mit der Nummer 220.363. Er war im Stalag 316 registriert 

worden und starb am 8. 2. 1943 in diesem Lager. Mit diesem Sterbefallnachweis liegt ein zu-

sätzlicher Beleg für die Richtigkeit der hoch angesetzten Gefangenenzahlen vor. Stalag 319: 

niedrigste Nummer 6, höchste 277.793 (Der Kriegsgefangene war am 28. 1. 1942 verstorben). 

Bei Otto/Keller/Nagel als höchste Zahl angegeben: 77.981. Stalag 328: niedrigste Nummer 

2, höchste 128.134 (Verstorben am 15. 1. 1943), bei Otto/Keller/Nagel: 41.012.
24  Zur Sicherung der als höchste Erkennungsmarke genommenen Registriernummer und der 

in der Tabelle gemachten Angabe zu Stalag 332 wurde eine Personalkarte herangezogen, bei 

der das angegebene Lager als Ort der Registrierung und als Sterbeort übereinstimmt. Diese 

Karteikarte des Kriegsgefangenen Rutschkow enthält die Nummer 42.546, als Sterbedatum 

ist der 17. 2. 1943 angegeben. Der Unterschied zu der von den Autoren angegebenen Gesamt-

zahl (29.779) beträgt 12.767 Personen. Für das Stalag 336 ist in unserer Datenbank als höch-

ste die Nummer 170.996 (Arschibassow) belegt, bei Otto/Keller/Nagel, Sowjetische Kriegs-

gefangene in deutschem Gewahrsam, S. 588, die 65.465 (Basanow). Nachweislich verstorben 
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Schließlich sei noch das Ergebnis des Vergleichs für das Reichskommissariat 

Ukraine vorgestellt. Der Gesamtunterschied liegt bei ca. 1,43 Millionen Personen 

(603.980 bei Otto/Keller/Nagel, 2.032.725 Dokumentationsstelle)25.

Wenn die verschiedenen OKW-Bereiche zusammengenommen werden, so 

gehen Otto/Keller/Nagel von 2.793.000 registrierten Kriegsgefangenen aus 

(S. 590). Die nach derselben Methode von uns ermittelte Gesamtzahl liegt bei ins-

gesamt 9.675.074.

Selbst wenn die Annahme der Autoren, es habe bis zu 25 Prozent Doppelre-

gistrierungen gegeben, auf die Zahlen im OKW-Bereich außerhalb des Reichs-

gebietes berücksichtigt, liegt der Unterschied immer noch bei zusätzlichen 5,22 

Millionen Menschen26.

Fazit

Wie lässt sich diese Diskrepanz klären? Mutmaßlich dadurch, dass erstens die Me-

thode der Blockbildung nicht die Zuverlässigkeit und Stringenz wie behauptet 

birgt, dass im Osten möglicherweise erheblich mehr und auch andere Personen-

gruppen mit registriert wurden, dass es Entlassungen in erheblichen Größenord-

nungen gab und dass es möglicherweise zu sehr viel mehr Doppelregistrierungen 

kam als bisher vermutet.

Außerdem weisen Otto/Keller/Nagel auf die Problematik von Erkennungs-

markennummern hin, die nicht in das von ihnen angenommene Muster hinein-

passen. Sie führen die Existenz solcher Nummern in erster Linie auf Schreibfeh-

in diesem Lager ist der Kriegsgefangene mit der Nummer 150.424 (Makarow, 12. 4. 1944 als 

Sterbedatum auf der PK eingetragen).
25 Auch die letzte Aufstellung über Lager in der Ukraine zeigt ein ähnliches Bild, wie bei La-

gern in anderen Gebieten. Stalag 305: höchste Nummer 39.376 (Kusenkow, verstorben am 

23. 09. 1943), Otto/Keller/Nagel, Sowjetische Kriegsgefangene in deutschem Gewahrsam, 

S. 588, 25.211. Stalag 329: niedrigste Nummer 54, höchste 94.770, Otto/Keller/Nagel: 

36.931. Stalag 334: niedrigste Nummer 1.510, höchste 39.990, Otto/Keller/Nagel: 37.351. 

Die Reihe dieser Beispiele könnte für viele andere Lager fortgesetzt werden. In einigen Fäl-

len haben wir bei unseren Berechnungen nicht einmal die höchste der registrierten Num-

mern angesetzt. Bei den Überprüfungen der PK I sind wir in einigen Fällen auf Registra-

turnummern gestoßen, bei denen der Schreiber wahrscheinlich fehlerhafte Eintragungen 

machte. Diese oft sehr hohen Nummern haben wir nicht in unsere statistische Auswertung 

mit einbezogen. Nur wenn innerhalb eines Lagers mehrere nah zueinanderstehende Num-

mern vorhanden sind, können diese als wirklich gesichert angesehen werden. Für die stati-

stische Auswertung wurden vorzugsweise PK I mit Fotos herangezogen, auf denen die Erken-

nungsmarkennummer und die Lagernummer zu erkennen waren. Wenn allerdings zu einer 

Person nur die grüne Erfassungskarte überliefert ist, auf der Lager bzw. Ort der Ersterfassung 

nicht eindeutig erkennbar sind, dann ist es kaum möglich festzustellen, in welchem Lager 

der Kriegsgefangene tatsächlich erstmals registriert wurde. Ebenso lässt die Struktur der vor-

handenen Datenbank nicht zu, dass herausgestellt werden kann, welche Personen mehrfach 

registriert wurden.
26 Bei der Auswertung von ca. 300.000 Datensätzen kam die Dokumentationsstelle 2005 zu ei-

ner Größenordnung von etwa 20.000 Doppelregistrierungen, d. h. zum damaligen Zeitpunkt 

etwa 8%, siehe hierzu Müller, Forschungsprojekt, in: Ders., Tagebuch, S. 30.
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ler bei der Erstellung der Datenbank zurück und schließen daraus, dass etliche 

Teile der Datenbank als unzuverlässig betrachtet werden müssten. Dies ist jedoch 

nicht haltbar. Verschreibungen bei Nummern spielen keine signifi kante Rolle für 

unsere statistische Auswertung und lassen sich leicht erkennen.

Uns ist zudem bewusst, dass die von den Autoren kritisierte Datenbankstruktur 

insofern nicht für statistische Erfassungen passgenau ist, als sie nicht in erster Li-

nie zur Ermittlung von validen Gesamtzahlen angelegt worden ist. Jedoch wurde 

die Datenbankstruktur mit den damals beteiligten deutschen und ausländischen 

Institutionen abgestimmt und für den Zweck des Erfassungsprojekts, das Schick-

sal der Kriegsgefangenen zu klären, als hervorragend geeignet angesehen: Auch 

für die Klärung bestimmter wissenschaftlicher Fragen hielt man die Datenbank 

für geeignet. Insofern kann die Kritik von Otto/Keller/Nagel an der durch sie 

selbst mitgestalteten Datenbank nicht nachvollzogen werden27. Die von ihnen auf-

grund der Datenbank vorgelegten Aussagen zur Gesamtzahl von Kriegsgefange-

nen halten einer empirischen Überprüfung folglich nicht stand.

Ihre Herangehensweise war nur scheinbar für den Erfassungsstand 2005 

zu(ver)lässig, stellt jedoch lediglich eine hypothetische Momentaufnahme dar 

und kann aufgrund unserer Nachprüfung weder verallgemeinert noch extra-

poliert werden. Die Differenzen der Auswertungen gehen beim Vergleich mit in 

jüngster Zeit erschlossenen Quellen bereits in die Millionen.

Bis nicht sämtliche Personalkarten und die immer noch fehlenden Transport-

listen wiederaufgefunden und ausgewertet sind, kann es sich bei einer auf dem 

aktuellen Forschungsstand beruhenden Statistik immer nur um Zwischenergeb-

nisse handeln, die mit Quellen anderer Provenienz abgeglichen werden müssen, 

sollen sie nicht zu völlig unhaltbaren Ergebnissen führen.

Die Gesamtzahl der sowjetischen Kriegsgefangenen in deutscher Hand bleibt 

weiterhin eine ungelöste Frage.

27 Die Datenbank hält tatsächlich nicht für jeden Nutzer die vielleicht gewünschten Ergebnis-

se bereit, weil die ihr zugrunde liegende Quellenstruktur in Abhängigkeit von den Erfas-

sungsmöglichkeiten dies nicht immer zulässt. Es war von Anfang an erklärte Absicht, dass 

die Datenbank erst nach entsprechender Einführung durch Fachpersonal für wissenschaftli-

che Benutzer als Analyseinstrument dienen kann. Im Rahmen des Zweckes der Projektarbeit 

(humanitär-wissenschaftlich) lieferte die Datenbank für Anfragen zahlreicher Institutionen 

brauchbare bis hervorragende Ergebnisse, zum Beispiel für die Zuordnung von Kriegsge-

fangenen zu Lagern oder Friedhöfen. Hinsichtlich der „eigenartigen“ Nummern sei jedoch 

darauf hingewiesen, dass zum gegenwärtigen Zeitpunkt bei weitem nicht für alle Kriegsge-

fangenen PK I vorliegen, sondern nur Erfassungskarteikarten unterschiedlichen Typs. Aus 

diesen geht in der Regel nicht hervor, in welchem Lager die Erfassung erfolgte. Auf den grü-

nen Karteikarten wurde zudem oftmals die alte Nummer des Kriegsgefangenen eingetragen 

und davor die Nummer des Lagers, in das er übernommen wurde, vermerkt.
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Siegfried Suckut

Probleme mit dem „großen Bruder“
Der DDR-Staatssicherheitsdienst und die Deutschlandpolitik der KPdSU 1969/70

Regierungswechsel in Bonn. Im Westen nichts Neues?

Als im Herbst 1969 mit Willy Brandt erstmals ein Sozialdemokrat zum Kanzler 

der Bundesrepublik gewählt wurde, reagierte die SED-Führung zunächst mit ge-

schäftsmäßiger Routine. Fachlich zuständige Mitarbeiter im Parteiapparat unter 

der Leitung von ZK-Sekretär Albert Norden wurden beauftragt, für das Politbü-

ro umgehend eine Einschätzung der Regierungserklärung vom 28. Oktober zu 

erarbeiten. Die Analyse kam zu einem unspektakulären Ergebnis: Es sei „weder 

in der Innen- noch Außenpolitik eine prinzipielle politische Neuorientierung“ 

zu erwarten. Zu verzeichnen sei ein Regierungs-, aber kein Machtwechsel. Man 

werde jetzt die etwas fl exiblere „sozialdemokratische Variante zur Weiterführung 

der imperialistischen Politik“ kennenlernen und sollte, so die Empfehlung an die 

SED-Führung, „nach wie vor den Hauptstoß gegen das Monopolkapital und die 

konservativen und rechtsextremen Kräfte“ richten, die von der CDU/CSU ange-

führt würden1. An der Politik der sozialliberalen Koalition gelte es, bei Bedarf, 

„konstruktive Kritik“ zu üben2. Ein nüchterner, skeptisch klingender Befund, der 

keine Besorgnis erkennen ließ.

Der zuweilen zur Emphase neigende SED-Generalsekretär Walter Ulbricht 

kritisierte ihn, wohl für alle überraschend, am 30. Oktober 1969 im Kreis der 

Politbüromitglieder und wollte Brandts Erklärung als „Fortschritt“ gewertet wis-

1 Wortlaut der unter Federführung von Politbüromitglied Norden erarbeiteten Vorlage, in: Do-

kumente zur Deutschlandpolitik, VI. Reihe, Bd. 1 (DzD VI.1), hrsg. vom Bundesministerium 

des Innern, bearb. von Daniel Hofmann, München 2002, Dok. 4, S. 9–16, hier S. 10 f. u. S. 15. 

Vgl. zur Entstehung und Rezeption des Papiers die Erläuterungen des Bearbeiters, in: Eben-

da, S. XXIV–XXVIII, sowie Hermann Wentker, Außenpolitik in engen Grenzen. Die DDR im 

internationalen System 1949–1989, München 2007, S. 320–324.
2 DzD VI. 1, Dok. 4, S. 9–16, hier S. 15.

Die Stasi wusste, was der DDR nach dem „Machtwechsel“ in Bonn 1969 und 
dem Beginn einer neuen Ostpolitik drohte – und sie informierte darüber auch die 
SED-Führung und den „großen Bruder“ in Moskau, der sich viele unbequeme Fra-
gen gefallen lassen musste, von Warnungen vor einer Zersetzung des Ostblocks 
trotzdem nichts wissen wollte. Siegfried Suckut, einer der Pioniere der westdeut-
schen DDR-Forschung, präsentiert die Analysen der Staatssicherheit, schildert die 
Konsultationen mit dem KGB und den Prozess der Anpassung, der SED und Stasi 
schließlich doch auf den Kurs Moskaus einschwenken ließ – zähneknirschend, wie 
es scheint. ■■■■
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sen. Die SED müsse nun darauf hinarbeiten, dass diese Regierung „recht lange“ 

bestehen bleibe3. Wenn Brandt eine neue Ostpolitik mache, „dann machen wir 

eine neue Westpolitik, und zwar eine, die sich gewaschen hat“, so der SED-Chef 

kämpferisch-optimistisch4. Das Politbüro legte sich noch auf keines der beiden 

deutschlandpolitischen Konzepte fest. Ein an die KPdSU vorab weitergeleiteter 

Resolutionsentwurf trug Kompromisscharakter5. Die SED-Führung wartete auf 

ein klärendes Wort aus Moskau. Vermutlich aufgrund fehlender Unterstützung 

im Politbüro und aufgrund eigener Zweifel, ob die DDR ökonomisch stark ge-

nug für eine offensive Politik gegenüber der Bundesrepublik sein würde, lenkte 

Ulbricht rasch ein, näherte sich argumentativ dem Tenor des Norden-Papiers an 

und vertrat diese Sichtweise Anfang Dezember in Moskau auch gegenüber der 

KPdSU-Führung und den Chefs der anderen verbündeten Parteien6. Die SED hat-

te sich im Grundsatz für die Fortsetzung der bisherigen Politik gegenüber der 

Bundesrepublik entschieden. Vermeintlicher Kontinuität in Bonn sollte mit ei-

ner entsprechenden Taktik der DDR begegnet werden.

Leichter tat sich das von Erich Mielke geleitete Ministerium für Staatssicher-

heit (MfS) mit der Einschätzung des neuen westdeutschen Regierungschefs. 

Schon aus seiner Zeit als Regierender Bürgermeister in West-Berlin galt er den 

 Stasi-Offi zieren als gefährlicher Kontrahent, der eine „feindliche Politik gegen die 

DDR“ verfolge7. Er habe sich nun lediglich für eine neue taktische Variante, die 

„Überwindung der DDR mit friedlichen Mitteln“, entschieden. Die Bereitschaft 

zu Frieden und Verständigung täusche er nur vor. Dennoch verhielt sich Minister 

Mielke auf geheimdienstlicher Leitungsebene ähnlich wie die SED-Führung und 

wollte seine Einschätzung in Moskau vortragen und bestätigen lassen. Sorgfältig 

bereitete er sich deshalb auf eine für Mitte November 1969 geplante Beratung mit 

dem KGB-Chef und Kandidaten des KPdSU-Politbüros Juri Andropow vor, an der 

auf Seiten des MfS auch Markus Wolf teilnahm8. Der hatte in seiner für die West-

3 So die Mitschrift Honeckers von der außerordentlichen Politbürositzung am 30. 10. 1969, in: 

DzD VI.1, Dok. 9, S. 23–26, hier S. 24.
4 Mitschrift eines Ulbricht-Mitarbeiters von derselben Sitzung, in: Ebenda, Dok. 10, S. 26–31, 

hier S. 28.
5 Vgl. das Telegramm Ulbrichts an Breschnew vom 30. 10. 1969 mit dem Erklärungsentwurf des 

Politbüros in der Anlage, in: DzD VI.1, Dok. 11 u. 11A, S. 31–33.
6 Vgl. DzD VI.1, Dok. 32 u. 35, S. 88–95 u. S. 100–137; ferner die Einleitung des Bearbeiters, in: 

Ebenda, S. XXV –XXXI.
7 Hauptverwaltung Aufklärung/VII, Kurzeinschätzung über Bundeskanzler Willy Brandt, SPD-

Vorsitzender, v. 11. 11. 1969, in: Die Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicher-

heitsdienstes der ehemaligen DDR (künftig: BStU), MfS, ZAIG (Zentrale Auswertungs- und 

Informationsgruppe) 24163, Bl. 19–28, hier Bl. 22, auch für das folgende Zitat.
8 Ob der Termin schon seit längerem feststand oder kurzfristig angesetzt worden war und wer 

sonst noch daran teilnahm, ist in den MfS-Unterlagen nicht überliefert. Zum Verhandlungs-

ort vgl. BStU, MfS, ZAIG 5130, Bl. 1, und die (ansonsten nicht immer zutreffende) Darstel-

lung bei Markus Wolf, Spionagechef im geheimen Krieg. Erinnerungen, München 1997, 

S. 247. Zum Treffen vgl. ausführlich Karl-Heinz Schmidt, Dialog über Deutschland. Studien 

zur Deutschlandpolitik von KPdSU und SED (1960–1979), Baden-Baden 1998, S. 211–219, 

und zu den deutschlandpolitischen Differenzen in der SED-Führung Monika Kaiser, Macht-

wechsel von Ulbricht zu Honecker. Funktionsmechanismen der SED-Diktatur in Konfl ikt-
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spionage zuständigen Hauptverwaltung Aufklärung (HVA) in einem über achtzig-

seitigen, von der einschlägigen Forschung bisher nicht berücksichtigten Papier 

zusammentragen lassen, welche strategischen Ziele die Sozialdemokraten mit ih-

rer Neuen Ostpolitik verfolgten und worin die zukünftigen Herausforderungen 

für die „Tschekisten“ im östlichen Bündnissystem bestanden9. Adressaten sind 

nicht vermerkt, doch war es, nach Inhalt und Zeitpunkt zu urteilen, zur Infor-

mation und als Argumentationshilfe für Mielke gedacht. Eine im Aktenbestand 

„Sekretariat des Ministers“ überlieferte zehnseitige Kurzfassung10 diente ihm ver-

mutlich als Vortragsgrundlage in Moskau und lässt indirekt erkennen, dass Miel-

ke die HVA-Einschätzung teilte.

Das MfS warnt die sowjetischen „Freunde“ und registriert 
Entsolidarisierungstendenzen im sozialistischen Lager

Beide Dokumente lassen auch Anklänge an die unter der Leitung von Albert Nor-

den erarbeitete Einschätzung aus dem ZK-Apparat erkennen. Das umfangreiche 

Konzeptions-Papier ist aber, im Gegensatz dazu, als eindringliche Warnung an die 

Sowjetunion formuliert, die mit der Neuen Ostpolitik der Sozialdemokraten ver-

folgten Absichten zu durchschauen und als den Versuch zu erkennen, das sozialis-

tische Lager zu spalten, die Staaten „gegeneinander auszuspielen“, ihre „Kampf-

gemeinschaft“ mit der DDR zu „erschüttern“ und sie – wie die Sowjetunion – zu 

isolieren11. Passagenweise liest sich die Lageeinschätzung wie ein mahnender 

Hilferuf an die östliche Führungsmacht, etwa, wenn einleitend daran erinnert 

wird, dass der Genosse Leonid Breschnew zum 20. Jahrestag der DDR-Gründung 

unlängst versichert habe, dass die „Freundschaft zur DDR“ die „ureigenste Her-

zenssache des Sowjetvolkes“ sei12.

Anders als die für Westarbeit Verantwortlichen um Albert Norden sah der für 

die Beobachtung der Bundesrepublik zuständige Markus Wolf offenbar schon 

kurz nach dem Regierungswechsel in Bonn machtpolitische Gefahren, die nun 

  situationen 1962  bis 1972, Berlin 1997, S. 347. Die Beratung in Moskau fand am 16. oder 

17. 11. 1969 statt; vgl. BStU, MfS, SdM (Sekretariat des Ministers) 1473, Bl. 1, und Detlef 

Nakath, Die Gespräche von Erfurt und Kassel 1970 und ihre internationale Dimension, in: 

Steffen Raßloff (Hrsg.), „Willy Brandt ans Fenster!“ Das Erfurter Gipfeltreffen 1970 und die 

Geschichte des „Erfurter Hofes“, Jena 2007, S. 16–47, hier S. 19.
 9 Vgl. die auf Anfang November 1969 datierte Konzeption für Verhandlungen mit Sicherheits-

organen der UdSSR, in: BStU, MfS, ZAIG 5128, Bl. 1–88. Zu bedenken ist, dass sich der Er-

schließungsstand der Sachakten im Archiv der Bundesbeauftragten für die Stasi-Unterlagen 

in den letzten Jahren deutlich verbessert hat. Schmidt, Dialog über Deutschland, und Hof-

mann, DzD VI.1, lag die Konzeption offenbar noch nicht vor. Für ihre grundlegenden Beiträ-

ge wäre die Kenntnis des Dokuments von erheblichem Nutzen gewesen.
10 Disposition für Beratung, o.D. mit handschriftlichen Ergänzungen, in: BStU, MfS, SdM 

1471, Bl. 1–10.
11 Ebenda, Bl. 2 f.
12 Konzeption für Verhandlungen mit Sicherheitsorganen der UdSSR, in: BStU, MfS, ZAIG 

5128, Bl. 5. Zur Rede Breschnews am 6. 10. 1969 in Ost-Berlin vgl. Neues Deutschland vom 

7. 10. 1969.
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der DDR drohten, und befürchtete speziell zunehmende Entsolidarisierungs-

tendenzen im östlichen Bündnissystem. Hervorgehoben wurden die Verände-

rungen in der Bonner Ostpolitik und die damit verbundenen Herausforderungen 

für die sozialistischen Staaten, nicht die Kontinuität der Bonner Politik. Die HVA 

zitierte Brandt in der von ihr verfassten Verhandlungskonzeption für Moskau 

mit seiner angeblichen „internen“ Ankündigung, man wolle die DDR über ihre 

Verbündeten „,von hinten aufrollen‘“13. Zur Gesprächsvorbereitung hatten Wolfs 

 Offi ziere außerdem Beispiele aus den einzelnen Staaten notiert, die belegen 

sollten, wie die SPD/FDP-Koalition, insbesondere durch Einsatz wirtschaftlicher 

Mittel, politischen Einfl uss zu nehmen versuche – und das nicht ohne Erfolg14. Ob 

Mielke und sein Stellvertreter Wolf alle Fälle in Moskau vortrugen, bleibt offen. 

Ihre Besorgnis aber kam in den Papieren klar zum Ausdruck. Selbst in der „SU/

KpdSU“, so stand in den Unterlagen, gebe es „Kräfte“, die „nicht  illusionslos“ 

seien gegenüber der neuen Bundesregierung15. Irritiert hatte sie u. a., dass ein 

(namentlich genannter) Sektorenleiter in der Abteilung Internationale Verbin-

dungen des ZK der KPdSU nach dem Amtsantritt Brandts geäußert habe, in West-

deutschland würden sich „ernsthafte Kräfteverschiebungen“ zeigen, in  Europa 

seien „große Veränderungen zugunsten des Friedens und der Sicherheit im Gan-

ge“. Der sowjetische Fernseh-Chefkommentator habe verkündet, man könne 

die Bundesrepublik nicht länger als „Dämon“ ansehen, und die Iswestija es für 

erwähnenswert gehalten, dass Brandt nicht mehr zum „Sturz des Sozialismus in 

der DDR“ aufrufe.

Auffällig ist, dass Mielke und Wolf die Neue Ostpolitik der Regierung Brandt 

für weitaus gefährlicher hielten, als sie im SED-Politbüro wahrgenommen wur-

de, dem Mielke noch nicht angehörte16. Besonders deutlich wird die Diskrepanz 

zwischen seiner Sicht und der seines früheren politischen Förderers Ulbricht. 

Weniger groß war sie offenbar zu dessen designiertem Nachfolger und obersten 

Sicherheitsverantwortlichen in der Parteiführung, Erich Honecker17.

Aus der fünfseitigen, am 17. November 1969 in Berlin gefertigten Protokoll-

notiz über das Moskauer Gespräch mit Andropow wird deutlich, dass der KGB-

Chef trotz seines unverkennbaren Bemühens um vorsichtige, diplomatische 

Formulierungen wie: er spreche nur für sich selbst, kenne aber die Meinung der 

„führenden Genossen“ seiner Partei, die von Brandt eingeleitete Neue Ostpoli-

tik bei weitem nicht als so bedrohlich empfand, wie sie vom MfS charakterisiert 

13 Konzeption für Verhandlungen mit Sicherheitsorganen der UdSSR, in: BStU, MfS, ZAIG 

5128, Bl. 27.
14 Ebenda, Bl. 39–43. In dem Papier wurden Beispiele aus der Presse nahezu aller europäischen 

Verbündeten zitiert, in denen die Zuversicht zum Ausdruck kam, der Regierungswechsel wer-

de zu einer Verbesserung der Beziehungen zu den sozialistischen Staaten führen.
15 Ebenda, Bl. 43, auch für die folgenden Zitate.
16 Der Wortlaut des im Politbüro diskutierten Norden-Papiers dürfte Mielke dennoch bekannt 

gewesen sein, denn es war auch zur Weiterleitung an die ZK-Mitglieder gedacht; vgl. DzD 

VI.1, S. 9.
17 Vgl. Wentker, Außenpolitik, S. 322 f. u. S. 330.
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worden war18. Wie mittlerweile bekannt, gehörte Andropow schon damals zu 

jenen in der sowjetischen Führung, die eine nachhaltige Verbesserung der Be-

ziehungen zur Bundesrepublik für möglich und wünschenswert hielten19. Er un-

terstrich, dass es in der Bonner Politik „nicht sehr viel Neues“ gebe, fand aber, 

die Regierungserklärung müsse „ernsthaft beachtet“ werden, und verwies auf die 

darin „zum Teil enthaltenen verlockenden Gedanken“ wie auf einen objektiven 

Vorteil der Bundesrepublik gegenüber der DDR: Sie sei „größer und reicher“20. 

Wie zur Beschwichtigung fügte er nach der MfS-Aufzeichnung hinzu: Die Politik 

der Sowjetunion in der deutschen Frage, ihre Politik gegenüber der DDR sei „fol-

gerichtig und klar“. Als Nikita Chruschtschow und Alexej Iwanowitsch Adschu-

bej21 angefangen hätten, mit Westdeutschland zu „liebäugeln“, habe das ZK das 

„korrigiert“ und würde das „jederzeit wieder korrigieren“. Hier gebe es „keinerlei 

Schwankungen“22. Dass Andropow überhaupt ein deutschlandpolitischer Allein-

gang der Sowjetunion in den Sinn kam, wird Mielke eher irritiert haben. Obwohl 

der KGB-Chef, nach der Gesprächsnotiz zu urteilen, den Gästen aus der DDR nir-

gendwo widersprach, konnten sie seine Antworten nicht als Bekräftigung unver-

brüchlicher Solidarität empfunden haben, wie sie bei offi ziellen Anlässen immer 

wieder bekundet worden war.

Zwei Monate später, am 9. und 14. Januar 1970, fanden in Berlin „Gespräche“ 

Mielkes mit dem Ersten Stellvertreter Andropows, Generaloberst Semjon Zwigun, 

statt, der sich als Leiter einer KGB-Delegation zu einem mehrtägigen Besuch in 

18 Protokollnotiz: J.W. Andropow zur Einschätzung der Lage, in: BStU, MfS, SdM 1473, Bl. 1–5, 

hier Bl. 2.
19 Vgl. Andrey Edemskiy, Dealing with Bonn. Leonid Brezhnev and the Soviet Response to West 

German Ostpolitik, in: Carole Fink/Bernd Schäfer (Hrsg.), Ostpolitik 1969–1974. Euro-

pean and global responses, New York 2009, S. 15–38, hier S. 17–20; Detlef Nakath, Deutsch-

deutsche Grundlagen. Zur Geschichte der politischen und wirtschaftlichen Beziehungen 

zwischen der DDR und der Bundesrepublik in den Jahren von 1969 bis 1982, Schkeuditz 

2002, S. 115; ders./Gerd-Rüdiger Stephan, Das Dreiecksverhältnis Bonn – Moskau – Ost-Ber-

lin: Aspekte der sowjetischen Einfl ussnahme auf die deutsch-deutschen Beziehungen in den 

siebziger und achtziger Jahren, Berlin 1999, S. 16–18; Wjatscheslaw Keworkow, Der geheime 

Kanal. Moskau, der KGB und die Bonner Ostpolitik, Berlin 1995, S. 46–48 u. S. 61 f.
20 Protokollnotiz: J.W. Andropow zur Einschätzung der Lage, in: BStU, MfS, SdM 1473, Bl. 2–4, 

auch für das folgende Zitat; vgl. zum Wortlaut der Notiz auch DzD VI.1, Dok. 20, S. 58–61. Die 

vorbereitenden MfS-Unterlagen galten bei Erscheinen der Dokumentation noch als nicht 

überliefert, vgl. ebenda, S. 58.
21 Vgl. Daniel Kosthorst, Sowjetische Geheimpolitik in Deutschland? Chruschtschow und die 

Adschubej-Mission 1964, in: VfZ 44 (1996), S. 257–293. Adschubej war der Schwiegersohn 

Chruschtschows.
22 Protokollnotiz: J.W. Andropow zur Einschätzung der Lage, in: BStU, MfS, SdM 1473, Bl. 

5. Hofmann, DzD VI. 1, Einleitung, S. XXVIII, wertet die Hinweise auf Adschubej und 

Chruschtschow als verklausulierte Warnung an die SED, keine eigene offensive Deutschland-

politik zu versuchen, und glaubt, Ulbrichts Abrücken von seinen Überlegungen in dieser 

Richtung sei letztlich auf diese Äußerungen Andropows gegenüber Mielke zurückzuführen. 

Berücksichtigt man die Kernaussagen des vom MfS erarbeiteten Konzeptions-Papiers für das 

Gespräch mit Andropow, so erscheint diese Interpretation nicht plausibel. Der KGB-Chef 

wollte demnach beschwichtigen, nicht ermahnen. So auch die Einschätzung von Schmidt, 

Dialog über Deutschland, S. 218.
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der DDR aufhielt23. An dem als „Empfang“ bezeichneten Nachmittagsprogramm 

des 9. Januar sollten, außer dem Minister, auch „andere leitende Genossen im 

MfS“ teilnehmen24. Dass auch Wolf anwesend war, ist nicht belegt. Der zweite 

Gesprächstermin am 14. Januar war offenbar zunächst nicht vorgesehen. Dass 

er stattfand, ergibt sich lediglich aus einer handschriftlichen Notiz auf dem zur 

Ablage bei der ZAIG bestimmten 3. Exemplar des vorbereiteten MfS-Papiers25. 

Nach Mielkes Gesprächsleitfaden zu urteilen, kam es ihm darauf an, seine im No-

vember 1969 in Moskau getroffene Einschätzung der SPD/FDP-Regierung durch 

„neue Fakten“ zu untermauern und auf die unveränderten außenpolitischen 

Ziele des „westdeutschen Imperialismus“ hinzuweisen, nämlich die „Zersetzung“ 

und „Spaltung“ der sozialistischen Staaten sowie die „Isolierung“ der Sowjetunion 

wie der DDR im Bündnissystem zu erreichen26. Taktisch gehe die von Brandt ge-

führte Regierung dabei „raffi nierter“ und „fl exibler“ vor und bediene sich u. a. ei-

ner „Gewaltverzichtsdemagogie“27. Warnungen wie diese sind rückblickend auch 

als Mahnungen an die sowjetischen „Freunde“ zu verstehen, denn dem MfS war 

aufgrund eigener Spionageerkenntnisse bekannt, dass Moskau bereits intensiver 

mit der Bundesregierung über ein Gewaltverzichtsabkommen sprach, als beide 

Seiten verlautbaren ließen28. Selbst über den Fortgang der Verhandlungen zwi-

schen Egon Bahr und Andrei Gromyko in Moskau konnte das MfS, gestützt auf 

seine Bonner „Quellen“, die SED-Spitze später mitunter detailliert informieren29.

Die Warnung vor der besonderen „Gefährlichkeit“ der sozialdemokratischen 

Ostpolitik stand im Februar 1970 offenbar erneut im Mittelpunkt eines Treffens 

mit führenden KGB-Vertretern in Berlin30, und sie war Thema mehrerer von der 

HVA entworfener Informationen für die SED-Führung, von denen aber nur eine 

– für die Parteioberen eher erfreuliche – über die Diskussion des Kasseler Treffens 

zwischen Brandt und Stoph in der SPD-Bundestagsfraktion von Mielke weiterge-

leitet wurde31.

23 Der Besuch fand vom 5.–15. 1. 1970 statt. Zum Besuchsprogramm im einzelnen BStU, MfS, 

SdM 1432, Teil 1, Bl. 99–122.
24 Ebenda, Bl. 102.
25 Hinweise für ein Gespräch des Genossen Minister mit führenden Vertretern der sowjetischen 

Sicherheitsorgane am 9. 1. 1970 u. am 14. 1. 1970, in: BStU, MfS, ZAIG 5130, Bl. 1–21, hier 

Bl. 1. Das 1. Exemplar mit offenbar von Mielke stammenden handschriftlichen Notizen dien-

te ihm wahrscheinlich als Gesprächsgrundlage; vgl. BStU, MfS, SdM 1432, Teil 1, Bl. 68–88.
26 Ebenda, Bl. 68.
27 Ebenda, Bl. 69 f.
28 Vgl. Egon Bahr, Zu meiner Zeit, München 1996, S. 264, und Wolf, Spionagechef, S. 247.
29 Information 342/70 v. 30. 3. 1970 über die westdeutsch-sowjetischen Gespräche im Febru-

ar 1970 in Moskau, in: BStU, MfS, HVA 163, Teil 2, Bl. 270–282. Der Bericht ging u. a. an 

 Ulbricht, Honecker und Stoph, entgegen üblicher HVA-Praxis aber nicht an den KGB.
30 Disposition für Vortrag vor den sowjetischen Genossen zum 20. Jahrestag des MfS am 

9. 2. 1970, in: BStU, MfS, SdM 1432, Teil 2, Bl. 351–358.
31 Information 247/70 o.D. (März 1970) über Vorstellungen, neue Aspekte, Formen und Me-

thoden des Vorgehens des westdeutschen Imperialismus und der SPD-Führung gegen die 

sozialistischen Länder, in: BStU, MfS, SdM 1473, Bl. 285–298; Information 253/70 o.D. 

(März 1970) über einige Aspekte der Haltung und Absichten der westdeutschen Bundes-

regierung zu den Beziehungen zwischen der DDR und der BRD, in: BStU, MfS, HVA 162, 
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Das MfS bleibt hartnäckig: 
Warnungen und kritische Anfragen an den „großen Bruder“

Wenige Wochen vor der Unterzeichnung des Gewaltverzichtsabkommens zwi-

schen der Bundesrepublik und der Sowjetunion im August 1970 erreichten die 

Warnungen des MfS nach Aktenlage ihren Höhepunkt. Im Juni kam es zu einem 

erneuten Treffen der Spitzen von MfS und KGB, offenbar in Berlin. Die HVA hat-

te, vermutlich wiederum für Mielke zur Gesprächsvorbereitung, eine ausführ-

liche „Konzeption“ entworfen, der auch (nicht überlieferte) „Hinweise aus inter-

nen Informationen aus dem westlichen Operationsgebiet über einige Vorgänge 

in sozialistischen Ländern“ beigefügt waren32. Da die MfS-Vertreter im Vortrags-

manuskript ausdrücklich ihr Interesse bekundeten, die „Vorstellungen des Vorsit-

zenden zur Vorbereitung der Beratung der Aufklärungsorgane zu hören“33, wird 

Andropow einer der avisierten sowjetischen Vertreter gewesen sein. Eine Teilneh-

merliste ist aber nicht überliefert. Inhaltlich ging es explizit um die Fortsetzung 

der im November 1969 in Moskau geführten bilateralen Beratungen34. Auch aus 

diesem Grund wird vermutlich Markus Wolf wieder teilgenommen haben. Dafür 

spricht überdies, dass erneut aus der Bundesrepublik gewonnene Erkenntnisse 

die MfS-Verhandlungskonzeption durchzogen. Die DDR-Vertreter beabsichtigten 

anscheinend, ihren Informationsvorsprung gegenüber den Moskauer Tschekis-

ten auf diesem Gebiet zu nutzen und sich einen taktischen Vorteil zu verschaffen: 

Wenn Mielke und Wolf zitierten, wie Mitglieder der Bundesregierung ihre poli-

tischen Absichten „intern“ offenbart hätten, konnten die Gäste das schwerlich in 

Zweifel ziehen, lagen ihnen doch genügend Belege dafür vor, dass die Informa-

tionskanäle des MfS bis in die politischen Schaltstellen in Bonn reichten.

Mielke wollte, nach der Konzeption zu urteilen, mit dem Hinweis beginnen, 

dass sich seine Einschätzungen vom November als „richtig“ erwiesen hätten, das 

MfS wolle jetzt über „neue Erscheinungen und Tendenzen“ informieren35. Haupt-

ziel der SPD bleibe die „Sozialdemokratisierung der sozialistischen Staaten und 

Bl. 252–258, und Information 622/70 v. 23. 6. 1970 über die Diskussion der westdeutschen 

Ost- und Deutschlandpolitik in der SPD-Bundestagsfraktion am 25. 5. 1970, die u. a. an Ul-

bricht, Honecker, Stoph, Norden und Lamberz ging, in: BStU, MfS, HVA 167, Teil 2, Bl. 

247–252.
32 Konzeption (Thesen) für Verhandlungen mit führenden Vertretern der Sicherheitsorgane 

der UdSSR am [handschriftlich nachgetragen: Juni 1970], in: BStU, MfS, ZAIG 5131, Bl. 42–

72. Das Dokument ist in einer um weitere Tagesordnungspunkte ergänzten Fassung auch in 

Unterlagen des Sekretariats von Minister Mielke überliefert; vgl. BStU, MfS, SdM 1432, Teil 

2, Bl. 371–444. Bei den weiteren Beratungspunkten handelte es sich u. a. um Probleme der 

Kooperation beider Geheimdienste in Entwicklungsländern. Eine genauere Eingrenzung 

des Gesprächstermins war, auch gestützt auf diese Unterlagen, nicht möglich.
33 Konzeption (Thesen) für Verhandlungen mit führenden Vertretern der Sicherheitsorgane 

der UdSSR am [handschriftlich nachgetragen: Juni 1970], in: BStU, MfS, ZAIG 5131, Bl. 

54. Gemeint ist wahrscheinlich die für Dezember 1970 in Budapest geplante Beratung der 

Aufklärungsdienste aus Staaten des Warschauer Pakts.
34 Vgl. Dokument im Anhang, S. 422.
35 Ebenda.
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kommunistischen Parteien“36. Es gehe ihr darum, den „Status quo in Europa zu 

verändern“, sie sei zur „direkten Verbündeten“ der westdeutschen „Imperialisten“ 

geworden37. Brandt und Herbert Wehner hätten „intern“ betont, es gelte, den 

„Sozialdemokratismus“ zu einer „,Epidemie‘“ in der kommunistischen Bewegung 

werden zu lassen und „Kommunisten für [die] ‚Überwindung des Kommunis-

mus’ zu gewinnen“38. Die SPD spekuliere auf die Existenz „revisionistischer Kräf-

te“ und „antisozialistischer Erscheinungen, Vorstellungen, Entwicklungen“ in der 

UdSSR und den anderen sozialistischen Staaten, es gehe ihr insbesondere darum, 

die „stärkste Macht des Sozialismus“ zu „schwächen“, so die geplante Gesprächs-

dramaturgie der DDR-Tschekisten39. Dokumente aus dem „Operationsgebiet“ be-

legten, dass die SPD-Führung über Erkenntnisse aus den sozialistischen Staaten 

verfüge, die sie offenbar zuversichtlich stimmten. Selbst in „führenden Kreisen“ 

sozialistischer Länder, so habe das MfS, darauf gestützt, festgestellt, gäbe es „Illu-

sionen“ über die politischen Absichten der Sozialdemokraten um Willy Brandt40.

Die „Westpresse“ spiele „Spekulationen“ auch „im Hinblick auf die Haltung 

der UdSSR“ hoch, so das vorgeschobene Argument der MfS-Emissäre, sie fragten 

sich deshalb: „Wird in [der] UdSSR Brandts Friedens- und Entspannungsdemago-

gie richtig beurteilt?“ Werde immer „richtig“ erkannt, „daß Brandts sogen[annte] 

Entspannungspolitik“ in erster Linie darauf ziele, dem „westdeutschen Imperia-

lismus größeren außenpolitischen Handlungsspielraum für [die] Durchsetzung 

der antisozialistischen politischen Konzeption zu verschaffen?“41 Als „Beispiel“ 

folgte der Hinweis, dass laut Agence France Presse Gromyko während seines 

 Frankreich-Besuchs42 erklärt habe, die „Brandt/Scheel-Regierung“ sei „realis-

tischer“ als ihre Vorgängerinnen. Ihre Haltung zeige, dass sie „die Realitäten aner-

kenne, besonders die Grenzen; dadurch würden Fortschritte möglich usw.“43 Die 

Spekulationen über die Haltung der UdSSR gegenüber Bonn steigerten sich in 

letzter Zeit „maßlos“, vor allem im Zusammenhang mit den „westdeutsch-sowje-

tischen Gesprächen über [eine] Gewaltverzichtsvereinbarung“.

Dem MfS liege der geheim beschaffte Bonner Entwurf eines Gewaltverzichts-

abkommens mit der Sowjetunion vor, in dem „wesentliche Forderungen“ der so-

zialistischen Verbündeten „ignoriert“ würden44. Den wolle die Bundesregierung 

zur Grundlage für weitere Verhandlungen mit der UdSSR machen, so die MfS-

Vertreter in diesem Vorbereitungspapier empört. Taktisches Ziel der Ostpolitik 

sei es, durch Verhandlungen in Moskau und Warschau die DDR im eigenen La-

36 Ebenda, S. 423.
37 Ebenda, S. 425 f.
38 Ebenda, S. 427.
39 Ebenda, S. 428.
40 Ebenda, S. 429.
41 Ebenda, S. 430.
42 Der Besuch fand in der 1. Juniwoche 1970 statt.
43 Dokument im Anhang, S. 430, auch für die folgenden Zitate.
44 Ebenda. Wie Markus Wolf später berichtete, hatte die HVA den Entwurf über eine „Quelle“ 

in der FDP-Spitze, vermutlich von William Borm, erhalten und an die SED-Führung weiter-

geleitet. Vgl. Wolf, Spionagechef, S. 253.
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ger zu isolieren, bzw. sie „in die Ecke“ zu drängen, wie die Minister Egon Franke 

und Walter Scheel es „intern“ formuliert hätten45. Es fehle in dem Entwurf die 

Bereitschaft „zur Anerkennung des Status quo in Europa“, insbesondere zur „völ-

kerrechtlichen Anerkennung der DDR“46. Welchen Wert habe aber eine solche 

Vereinbarung, wollten Mielke und Wolf fragen, „wenn [der] westdeutsche Impe-

rialismus“ nicht die „Endgültigkeit der Nachkriegsgrenzen und der darauf basie-

renden Realitäten“ anerkenne47. Bonn spreche nur von „Respektierung“. Das dür-

fe „wohl kaum als verbindliche völkerrechtliche Garantie“ anzusehen sein. Die 

Bundesregierung behaupte, die UdSSR sei bereit, ihre „These des Selbstbestim-

mungsrechts“ hinzunehmen. Damit sei aber „stets die Restauration der Macht des 

Monopolkapitals in der DDR“ gemeint. Bonn verkünde zudem, die UdSSR werde 

ihre Option der „Wiedervereinigung Deutschlands“ akzeptieren. Das stelle eben-

falls nur die „Verschleierung des Zieles einer Annexion der DDR“ dar.

Die SPD/FDP-Koalition erwecke nun den Eindruck, auf dieser Basis schon 

bald Verhandlungen mit der UdSSR beginnen zu wollen. Das MfS leitete daraus 

die Fragen ab: „Welche Haltung wird seitens der UdSSR zu diesen Problemen be-

zogen? Werden diese Absichten Bonns erkannt und wie sollen sie durchkreuzt 

werden?“ Brandt messe, wie dem DDR-Geheimdienst bekannt geworden sei, einer 

Übereinkunft mit der Sowjetunion große Bedeutung für die Fortsetzung seiner 

Ostpolitik „gegen“ andere sozialistische Staaten bei48. In diesem Zusammenhang 

wäre es „interessant zu erfahren“, mit welcher „Begründung und Zielsetzung“ 

am 15. und 16. Juni 1970 in Moskau und Leningrad mit „Aufweichspezialisten“ 

des „Bergedorfer Gesprächskreises“49 (namentlich genannt wurden u. a. Günter 

Grass, Rüdiger Altmann, Gräfi n Dönhoff, Rudolf Augstein) diskutiert worden sei. 

Zudem frage man sich, welche Wirkung sich die sowjetischen Genossen davon 

versprächen, wenn eine repräsentative Gewerkschaftsdelegation in die Bundesre-

publik reise50, um über eine „Zusammenarbeit“ mit dem DGB zu sprechen und 

sich mit Bundespräsident Heinemann „groß“ fotografi eren lasse (ein Pressefoto 

lag dem Manuskript bei). „Welche politischen Einschätzungen der UdSSR liegen 

diesen Maßnahmen zugrunde?“51, so eine der abschließenden Fragen in der Ge-

sprächskonzeption.

Auffällig ist, dass die beabsichtigten Nachfragen im Ton passagenweise zwi-

schen Verhör und Anklage schwankten. Von einem hierarchischen Gefälle zwi-

schen beiden Sicherheitsdiensten ist in der Verhandlungskonzeption des MfS 

45 Dokument im Anhang, S. 443.
46 Ebenda, S. 430.
47 Ebenda, S. 431, auch für die folgenden Zitate.
48 Ebenda, S. 431, auch für die folgenden Zitate.
49 Überparteiliches Forum, in dem Politiker und Experten in kleiner Runde über Fragen deut-

scher und europäischer Außen- und Sicherheitspolitik diskutierten. Vgl. zum Verlauf der Rei-

se die Berichte in: Die Zeit vom 26. 6. 1970, S. 4, sowie Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 

18. 6. 1970, S. 3.
50 Der Besuch fand vom 25.5.–2. 6. 1970 statt.
51 Dokument im Anhang, S. 432.



VfZ 3/2010

412  Dokumentation

kaum etwas zu spüren52. Ob die vorformulierten Fragen auch so gestellt wurden, 

ist nicht ersichtlich, doch deuten handschriftliche Vermerke im Manuskript da-

rauf hin, dass es als Berichtsgrundlage gedient hat. Da die Seiten oft mit unvoll-

ständigen Sätzen beschrieben sind, zwischen denen viel Platz ist, wäre das zeitlich 

durchaus möglich gewesen. Leider ist die Reaktion der KGB-Vertreter in den Sta-

si-Unterlagen wiederum nicht überliefert. Unverkennbar ist aber, dass der DDR-

Staatssicherheitsdienst überrascht und alarmiert war von dem sich immer deut-

licher anbahnenden Wandel in den westdeutsch-sowjetischen Beziehungen. Sein 

wichtigstes Feindbild war in Aufl ösung begriffen, und den bisher verlässlichen 

„Freunden“ schienen die deutschlandpolitischen Interessen der Bundesregie-

rung wichtiger zu sein als die der SED. Zu vermuten, aber nicht zu belegen ist, 

dass die von Mielke vorbereiteten kritischen Anfragen mit Ulbricht abgestimmt 

waren, der vielleicht sogar nach einem Weg suchte, Irritationen über die sowje-

tische Deutschlandpolitik in Moskau zur Sprache zu bringen, ohne sich selbst an 

die Verantwortlichen dort wenden zu müssen. Die Anfragen des MfS wären dann 

als solche der DDR-Führung zu lesen und die zitierten Stasi-Unterlagen gewön-

nen noch an historiografi scher Bedeutung. Dass die SED-Spitze nicht darüber in-

formiert war, was Mielke in Moskau vortragen wollte und wie die Gespräche mit 

dem in engem Kontakt zu Breschnew stehenden KGB-Chef verliefen, erscheint 

ausgeschlossen53. Für ein mit der SED-Führung abgestimmtes Vorgehen Mielkes 

bei diesen Beratungen mit Andropow spricht auch die einleitende Bemerkung 

im vorbereitenden Manuskript des MfS für das Treffen des Ministers mit dem 

Stellvertreter Andropows, Zwigun, am 9. Januar 1970 in Berlin, in der darauf hin-

gewiesen wird, dass von der SED-Führung die „große Bedeutung“ des Besuches 

„gewürdigt“ werde54.

Warnungen ohne Wirkung: 
Das Moskauer Gewaltverzichtsabkommen vom 12. August 1970

Wenige Wochen später musste die MfS-Führung erkennen, dass ihre Warnungen 

ohne Wirkung geblieben waren. Am 12. August unterschrieben Brandt und Ale-

xei Kossygin in Moskau das Gewaltverzichtsabkommen zwischen beiden Ländern. 

52 Ähnlich streitbereit gegenüber der KGB-Führung zeigte sich Mielke im Frühjahr 1989; vgl. 

Walter Süß (Hrsg.), Erich Mielke und KGB-Vize Leonid Schebarschin über den drohenden 

Untergang des Sozialistischen Lagers. Mitschrift eines Streitgespräches am 7. April 1989, 

Berlin 1993; vgl. auch Mielkes geringschätzige Bemerkungen zu Glasnost und Perestroika 

auf der offi ziellen Feier seines 80. Geburtstages am 28. 12. 1987. Den (nicht anwesenden) 

sowjetischen Botschafter bezeichnete er dort despektierlich als „Hohen Kommissar“. Steno-

graphische Mitschrift des MfS, in: BStU, MfS, ZAIG 4600, Bl. 67.
53 Auch Hofmann, DzD VI. 1, Einleitung, S. XXVIII, geht davon aus, dass Ulbricht über das, 

was Mielke mit Andropow besprach, unterrichtet war, folglich auch die sowjetischen Reak-

tionen kannte und bei der Wahl seiner Taktik gegenüber der KPdSU-Führung mit berück-

sichtigte.
54 Hinweise für ein Gespräch des Genossen Minister mit führenden Vertretern der sowjeti-

schen Sicherheitsorgane am 9. 1. 1970 u. am 14. 1. 70, in: BStU, MfS, ZAIG 5130, Bl. 1–21, 

hier Bl. 1.
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Die sowjetische Führung bestätigte inhaltlich zwar die von der MfS-Spitze wieder-

holt formulierte negative Einschätzung der von der Bundesregierung verfolgten 

Ost- und Deutschlandpolitik und verpfl ichtete die SED, ihre Abgrenzungspolitik 

zur Bundesrepublik beizubehalten, bekannte sich aber demonstrativ zu dem Ver-

trag, der insbesondere die von der SED seit langem für unverzichtbar erklärte 

„völkerrechtliche Anerkennung“ der DDR durch die Bundesrepublik nicht ent-

hielt. Ein Präjudiz für die folgenden Verträge war geschaffen55.

Das MfS hielt die Reaktionen der DDR-Bevölkerung darauf in mehreren Ausar-

beitungen fest. Sie lesen sich wie Berichte über eine folgenschwere politische Nie-

derlage der DDR-Führung und gaben nicht nur die Meinungen systemkritischer 

Minderheiten, sondern häufi g von „breiten Teilen unserer Bürger“56, also vermut-

lich auch von vielen SED-Mitgliedern, wieder. Mielke leitete nur den ersten Be-

richt vom 24. August 1970 an die Parteispitze weiter, er überging dabei bereits den 

politisch geschwächten Ulbricht und bedachte nur Honecker und Lamberz. Sie 

bekamen nun allerhand zu lesen wie: Man habe es mit einer „neuen sowjetischen 

Politik“ zu tun. Der Vertrag „passe nicht in das Konzept der DDR“, die aber sei 

nun zu „Kompromissen“ gegenüber der Bundesrepublik „gezwungen“. In „allen 

Schichten der Bevölkerung“ mehrten sich Vorbehalte gegenüber der Deutsch-

landpolitik der SED, die speziell von ihrer „Primärforderung“ nach völkerrecht-

licher Anerkennung abgehen sollte.

Eine für Mielke bestimmte ergänzende Ausarbeitung seiner Zentralen Auswer-

tungs- und Informationsgruppe (ZAIG)57 vom 28. September gab nur die Reakti-

onen „leitende[r] und profi lierte[r] Wissenschaftler“ wieder, die besorgt waren, 

die Sowjetunion werde zukünftig bevorzugt den wissenschaftlichen Austausch mit 

der Bundesrepublik pfl egen, und Anhaltspunkte dafür nannten58. Der Bericht en-

55 Vgl. zur doppelgleisigen Politik Breschnews gegenüber der SED in diesen Monaten insbe-

sondere Schmidt, Dialog über Deutschland, S. 263–265; Mary Elise Sarotte, Dealing with 

the devil. East Germany, Detente, and Ostpolitik, 1969–1973, Chapel Hill/London 2001, 

S. 32–36 u. S. 67–71; Wolf, Spionagechef, S. 246 f.; Notizen Honeckers über die Besprechung 

der Führungen von SED und KPdSU am 2. 12. 1969 in Moskau und über seine Gespräche 

mit Breschnew am 28. 7. 1970 und 20. 8. 1970, in: DzD VI.1, Dok. 33, 167 u. 191, S. 95–98, 

S. 669–672 u. S. 757–760.
56 Information 863/70 o.D. (24. 8. 1970) über die Reaktion der Bevölkerung der DDR auf den 

Abschluss des Vertrages UdSSR–BRD und die Reise von Brandt nach Moskau, in: BStU, MfS, 

ZAIG 1844, Bl. 1–17, hier Bl. 1. Die Information 863/70 ist auch Quelle der folgenden Zitate.
57 Information 1012/70 v. 28. 9. 1970 über die Reaktion der Bevölkerung der DDR auf den 

 Abschluss des Vertrages UdSSR–BRD mit angefügten Hinweisen, in: BStU, MfS, ZAIG 1844, 

Bl. 18–30.
58 Ebenda, insbesondere Bl. 23–30. Ein „leitender Wissenschaftler“ wurde dort mit der Äuße-

rung zitiert, der Abschluss des Moskauer Vertrages sei eine „unangenehme Geschichte“, es 

sei zu hoffen, dass der Bundestag den Vertrag nicht ratifi ziere (Bl. 24). Besondere Beach-

tung hatte der Besuch einer von Minister Leussink angeführten Wissenschaftler-Delegation 

in Moskau erfahren, der im September 1970 stattgefunden hatte und ein großes Kooperati-

onsinteresse der Sowjetunion gerade auf diesem Gebiet erkennen ließ. Die HVA informierte 

die SED-Führung über den sehr positiven Bericht, den der Minister nach seiner Rückkehr 

in Bonn erstattet habe und über die Reaktion der US-Regierung, die irritiert gewesen sei, 

weil kein entsprechender Besuch in den USA vorausgegangen sei; Information 1268/70 v. 
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dete mit dem zusammenfassenden Satz: „Die Aufrichtigkeit der Beziehungen der 

UdSSR zur DDR werden [sic] in Zweifel gestellt.“59 Mielke wird ähnlich gedacht 

haben, entsprach dem Vorschlag seiner ZAIG-Offi ziere aber nicht, das Papier 

„einem weiteren Kreis von Mitgliedern des Politbüros“ zur Kenntnis zu geben60. 

Er behielt es für sich61.

Eine letzte Initiative der HVA

Kämpferischer verhielt sich HVA-Chef Markus Wolf. Auch nach dem Abschluss 

des Gewaltverzichtsabkommens zwischen der Sowjetunion und der Bundesrepu-

blik gab er den Versuch nicht auf, über den, aus seiner Sicht, aggressiven und 

insbesondere für die DDR gefährlichen Charakter der neuen Bonner Ost- und 

Deutschlandpolitik zu informieren und die Entscheidungsträger im eigenen 

Land zu warnen. Im September 1970, so die handschriftliche Datierung, legte die 

HVA MfS-intern eine 74 Seiten umfassende „Ausarbeitung“ vor, die, so stand es in 

der vorangestellten sechsseitigen Erläuterung, „möglicherweise einem weiteren 

Kreis von Mitgliedern und Kandidaten des Politbüros zur Verfügung gestellt wer-

den“ könne, „wenn es für zweckmäßig erachtet“ werde. Adressat dieser Bitte war 

Minister Mielke, der nun, wie üblich, zu entscheiden hatte, was mit dem HVA-

Entwurf der Information 976/70 über „aktuelle Entwicklungsrichtungen und 

-tendenzen des Vorgehens der SPD/FDP-Regierung gegen die europäischen sozi-

alistischen Staaten, besonders die DDR“ geschehen sollte62. Die ZAIG, über deren 

Schreibtische solche Entwürfe stets gingen, konnte nur bei Inlandsmeldungen 

entscheiden, ob sie daraus einen Informations-Entwurf machte und dem Minis-

ter vorlegte. Bei von der HVA erarbeiteten Berichten fungierte sie nur als buch-

führende Durchleitungsinstanz63. Faktisch bestimmte allein Markus Wolf, welche 

Informationen aus seinem Zuständigkeitsbereich dem Minister zur Weitergabe an 

die Parteispitze zugeleitet wurden. Er hatte an zehn Adressaten gedacht, wie dem 

handschriftlichen Eintrag auf dem Deckblatt des Entwurfs zu entnehmen war64.

Etwas dramatisierend nannte die HVA als Grund für ihre Ausarbeitung, dass es 

darum gehe, auf „neue Tendenzen der unmittelbaren Feindtätigkeit“ hinzuwei-

9. 12. 1970 über die westdeutsche Einschätzung der Reise einer Wissenschaftler-Delegation 

unter der Leitung des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft, Leussink, in die 

 Sowjetunion, in: BStU, MfS, HVA 175, Bl. 176–182, und Information 1146/70 v. 31. 10. 1970 

über die Haltung der westdeutschen Diplomaten in den USA zur Außenpolitik der Bundes-

regierung, in: BStU, MfS, HVA 174, Teil 2, Bl. 321 f. Beide Berichte gingen auch an den KGB.
59 Information 1012/70 v. 28. 9. 1970 über die Reaktion der Bevölkerung der DDR auf den 

 Abschluss des Vertrages UdSSR–BRD mit angefügten Hinweisen, in: BStU, MfS, ZAIG 1844, 

Bl. 30.
60 Ebenda.
61 Vgl. den (nicht erweiterten) Verteiler des Berichts, in: Ebenda, Bl. 18.
62 BStU, MfS, ZAIG 5319, Bl. 1–82.
63 Vgl. Roger Engelmann/Frank Joestel, Die Zentrale Auswertungs- und Informa tionsgruppe, 

Berlin 2009, S. 7.
64 Entwurf der Information 976/70, in: BStU, MfS, ZAIG 5319, Bl. 8.



VfZ 3/2010

 Siegfried Suckut: Probleme mit dem „großen Bruder“  415

sen65. Sie habe sich darauf beschränkt, nur solche Informationen zusammenzu-

fassen, die aus „maßgeblichen Regierungs- und Parteikreisen“ in Bonn stammten 

und die „eigentliche Zielsetzung der Ost- und Deutschland-Politik“ erkennen 

ließen. Immer deutlicher sei festzustellen, dass man es mit einem „umfassenden 

System der Feindtätigkeit“ zu tun habe. Bei der Auswahl hätten sich die Offi ziere 

„ausschließlich von wesentlichen Gesichtspunkten der Sicherheit der DDR“ lei-

ten lassen und auf Material beschränkt, das „in der letzten Zeit“ beschafft worden 

sei66. Zu einer „noch umfassenderen Einschätzung“ müsse es mit herangezogen 

werden. Eine Würdigung des Moskauer Gewaltverzichtsabkommens umging die 

HVA mit der Bemerkung, sie habe „positive Aspekte der Haltung der SPD/FDP-

Regierung (u. a. im Zusammenhang mit dem sowjetisch-westdeutschen Vertrag)“ 

nicht berücksichtigt, da das Material sonst „zu umfangreich“ geworden wäre. 

Doch hätte sich „an der Grundaussage über die reaktionären Absichten“ der Bun-

desregierung gegenüber den sozialistischen Staaten „nichts geändert“67. Bonn 

hoffe, „insbesondere den sowjetisch-westdeutschen Vertrag“ in diesem Sinne 

„missbrauchen“ zu können68. Die präsentierten Fakten bewiesen, dass sie den 

Status quo in Europa nur respektiere, um ihn überwinden zu können. An ihren 

„Kriegsvorbereitungen“ habe sie keine Abstriche vorgenommen. Zudem bestreite 

sie, die „Unantastbarkeit der Grenzen“ verbindlich anerkannt zu haben. Das Ziel 

der „Annexion der DDR“ und der „Vernichtung des Sozialismus“ bestünde fort, 

verborgen hinter „Parolen“ wie „,Einheit der Nation‘“, „,Wiedervereinigung‘“ 

und „,Selbstbestimmung‘“. Die sozialliberale Regierung wolle die „Alleinvertre-

tungsanmaßung“ nicht aufgeben und die DDR zum Nachgeben „zwingen“69.

Im Tenor entsprach, was die HVA in dieser Information für die Parteiführung 

zusammengetragen hatte, folglich den Warnungen, die in früheren MfS-Papieren 

zur Vorbereitung von Gesprächen mit dem KGB aufgelistet worden war, doch 

handelte es sich nicht um ein bereits früher entstandenes HVA-Dokument. Die 

Argumente waren aktualisiert und speziell auf die Adressaten im Politbüro zuge-

schnitten worden. Diese konnten sich kaum unbeeindruckt zeigen von der Fülle 

der Äußerungen von Bonner Entscheidungsträgern, die diese etwa auf der NATO-

Ministerratstagung Ende Mai in Rom, in vertraulichen Gesprächen mit deutschen 

und ausländischen Politikern oder gegenüber Funktionären der eigenen Parteien 

getan hatten und von denen die HVA über ihre Westagenten erfahren hatte.

Unklar bleibt, was Wolf damit in der SED-Führung erreichen wollte, nachdem 

das Moskauer Abkommen längst unterzeichnet war. Glaubte der Spionagechef, 

auch die SED-Führung um Walter Ulbricht habe die „wahren“ Absichten der 

Bonner Außen- und Deutschlandpolitik nicht durchschaut und die Gefahren der 

von den Sozialdemokraten entwickelten Entspannungspolitik für die DDR nicht 

erkannt? Hoffte er, sie noch rechtzeitig alarmieren zu können? Das wäre in Be-

65 Ebenda, Bl. 1, auch für die beiden folgenden Zitate.
66 Ebenda, Bl. 2, auch für das folgende Zitat.
67 Ebenda, Bl. 3.
68 Ebenda, Bl. 4, auch für die folgenden Zitate.
69 Ebenda, Bl. 5.
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zug auf Erich Honecker, den neuen starken Mann in der Parteiführung, nicht 

erforderlich gewesen, denn der hatte schon im August 1970 gegenüber Bresch-

new scharfe Kritik am Vertragsabschluss geäußert70, und Ulbricht hatte die so-

wjetischen „Freunde“ seine Enttäuschung zumindest deutlich spüren lassen71. 

Doch das dürfte Wolf nicht bekannt gewesen sein. Wollte er bewirken, dass sich 

die SED-Verantwortlichen bei den bald wieder anstehenden Verhandlungen mit 

der Bundesregierung konsequent auf die Interessen der DDR, wie er sie sah, kon-

zentrierten und nicht bruchlos der sowjetischen Deutschlandpolitik folgten? Auf 

ein solches Motiv deuten provozierend wirkende Berichtspassagen hin, in denen 

führende Bonner Politiker mit „internen“ Äußerungen zitiert werden: Man erwar-

te nach den Moskauer Verhandlungen einen „modulierenden [!] Einfl uss“ der 

Sowjetunion auf die DDR72, es gehe darum, der DDR durch die Ostpolitik „stän-

dig neue Schwierigkeiten im eigenen Lager zu bereiten“73.

Augenfällig ist das taktische Kalkül Wolfs, mit drastischen Zitaten und Argu-

menten den Entscheidungsprozess im Politbüro zu beeinfl ussen. So stand in dem 

Bericht zu lesen, die HVA wisse von einem Auftrag des Bundeskanzleramtes an den 

BND, „eine Liste aller Mitglieder und Kandidaten des ZK der SED“ anzufertigen, 

„auf die sich die Bundesregierung bei der Durchsetzung ihrer Ziele stützen kön-

ne“. Die Aufstellung solle all jene aufführen, „die nicht bereit seien, im Grundsatz 

alle Argumente der Sozialdemokratie abzulehnen“74. Wer wollte schon riskieren, 

womöglich bei nächster Gelegenheit von der HVA als jemand genannt zu werden, 

der auf der „BND-Liste“ stehe? Einem gut informierten, kritischen Leser hätte frei-

lich auch auffallen müssen, dass die meisten HVA-Zitate nichts gänzlich Neues ent-

hielten. Ähnlich hatten sich die Bonner Politiker auch öffentlich geäußert75.

Bei Mielke müssen letztlich die Bedenken gegenüber der späten Informations-

initiative überwogen haben. Der Bericht ging nicht heraus76. Die zehn bereits zur 

Weitergabe vorbereiteten Exemplare habe man vernichtet, notierten die Offi ziere 

der ZAIG handschriftlich auf dem 11. Exemplar, das zur Ablage im ZAIG-Bestand 

blieb und heute das einzige überlieferte ist77. Ob Mielke Wolf darüber informierte, 

ist ebenso wenig dokumentiert wie eine Begründung für diesen Beschluss.

70 So die Aussage von Valentin Falin in einem Gespräch mit Mary Elise Sarotte 1997; vgl. dies., 

Dealing with the devil, S. 71.
71 Vgl. Schmidt, Dialog über Deutschland. S. 246, und DzD VI.1, S. 757, zur demonstrativen Ab-

wesenheit Ulbrichts auf der Tagung des Politischen Beratenden Ausschusses der Warschauer-

Pakt-Staaten am 20. 8. 1970 in Moskau, auf der es um die Politik gegenüber der Bundesrepu-

blik nach Unterzeichnung des Gewaltverzichtsabkommens mit der Sowjetunion ging.
72 So soll sich Brandt im Juni 1970 in einer gemeinsamen Sitzung der Arbeitskreise Außen-, 

Deutschland- und Sicherheitspolitik der SPD- und FDP-Bundestagsfraktionen geäußert ha-

ben; Entwurf der Information 976/70, in: BStU, MfS, ZAIG 5319, Bl. 26. Hier liegt mögli-

cherweise ein Schreibfehler vor. Gemeint sein könnte auch ein moderierender Einfl uss.
73 So angeblich Wehner, in: Ebenda.
74 Ebenda, Bl. 81.
75 Vgl. Werner Link, Die Entstehung des Moskauer Vertrages im Lichte neuer Archivalien, in: 

VfZ 49 (2001), S. 295–315, hier S. 313.
76 Handschriftlichen Vermerk im ZAIG-Berichtsverzeichnis, in: BStU, MfS, ZAIG 14386, Bl. 273.
77 BStU, MfS, ZAIG 5319, Bl. 8.
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Wahrscheinlich waren dem in seiner Berichtspolitik gegenüber dem Politbüro 

zur Vorsicht neigenden Mielke die politischen Folgewirkungen der Information 

976/70 zu riskant. Vielleicht hatte er sich auch vorab mit Ulbricht oder dem für 

Sicherheit zuständigen ZK-Sekretär Honecker beraten, stellte das HVA-Papier 

doch indirekt eine fundamentale Kritik am Abschluss des Moskauer Vertrages 

durch die sowjetischen „Freunde“ dar. Diese Kritik mochte eine Mehrheit der Po-

litbüromitglieder teilen. An einer Debatte im obersten Führungszirkel der Partei 

dürfte aber kaum jemand interessiert gewesen sein, zumal unübersehbar war, dass 

der KPdSU-Führung der Vertragsabschluss besonders wichtig war, obwohl sie die 

Interessenlage ihrer ostdeutschen Verbündeten kannte. Ulbricht hatte sich verbal 

längst der deutschlandpolitischen Linie der KPdSU angepasst und den Vertrag 

auf einer Konferenz der Spitzen beider Parteien am 21. August 1970 in Moskau 

als „wichtig für die innere Festigung der DDR“ gewürdigt78. Taktisch hatte Bresch-

new zudem mit seiner doppelgleisigen Deutschlandpolitik vorgebeugt und die 

SED in diesen Monaten stets zu deutlicher Abgrenzung von den Initiativen der 

Regierung Brandt/Scheel aufgefordert. Markus Wolf, der eigentlich die „Kunst 

der Verstellung“79 schätzte, kritisierte das rückblickend scharf80.

Das MfS passt sich an

Mielkes Entscheidung, die Information 976/70 nicht weiterzuleiten, markierte 

einen Wendepunkt in der Haltung des MfS gegenüber der Bonner Ost- und 

Deutschlandpolitik. Der Wandel zeigte sich am deutlichsten im Dezember 1970 

auf einer Konferenz der „Aufklärungsorgane“ der Warschauer-Pakt-Staaten in 

Budapest81. Das von der MfS-Delegation dort vorgetragene Referat war offenbar 

schon im Entwurfsstadium dem KGB zur Stellungnahme zugeleitet und dann von 

dort mit detaillierten, auf einzelne Seiten bezogenen Veränderungsvorschlägen 

wieder zurückgegeben worden. Aufgelistet waren Ergänzungen, Streichungen, 

vor allem aber inhaltlich-argumentative Änderungen zum Teil mit begriffl ichen 

Vorgaben. Der MfS-Entwurf ist nicht überliefert, wohl aber die Liste der Moskauer 

Änderungswünsche82 und das Manuskript des für Budapest bestimmten – wahr-

scheinlich von Markus Wolf vorgetragenen – Referates83.

78 Vermerk zur Gemeinsamen Besprechung der Delegationen der ZK der SED und der KPdSU 

am 21. 8. 1970 in Moskau, in: DzD VI.1, Dok. 192, S. 761–765, hier S. 765.
79 Vgl. Markus Wolf, Die Kunst der Verstellung: Dokumente, Gespräche, Interviews, Berlin 

1998.
80 Vgl. Wolf, Spionagechef, S. 245–247.
81 Ein genaues Datum der Konferenz ließ sich nicht ermitteln. Wie sich aus den Texten indirekt 

ergibt, muss sie nach der Unterzeichnung des Vertrages zur Normalisierung der Beziehun-

gen zwischen der Bundesrepublik und Polen am 7. 12. 1970 stattgefunden haben.
82 „Stellungnahme“ o.D., in: BStU, MfS, SdM 355, Bl. 4–13. Die Stellungnahme ging auf die 

Seiten 2–31 des „Materials“ ein.
83 Beitrag der Delegation des MfS der DDR für die Beratung der Aufklärungsorgane in Buda-

pest, Dezember 1970, in: Ebenda, Bl. 23–45. Das Manuskript ist mit der in der HVA verwen-

deten Schrifttype geschrieben. Schon allein die Überlieferung im Bestand Sekretariat des 

Ministers verweist darauf, dass der Text auch durch Mielkes Hände gegangen sein dürfte.
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Inhaltliche Kernpunkte der Moskauer Änderungswünsche waren, die Verträge 

der Bundesrepublik mit der Sowjetunion und Polen „positiv [zu] werten“ und da-

bei „parteioffi zielle Argumentationen“ zu verwenden. Die „grundsätzlichen Ein-

schätzungen“ der KPdSU seien stärker zu berücksichtigen. Es gelte, deutlicher 

herauszuarbeiten, dass die „Hauptaufgabe“ der sozialistischen Staaten darin be-

stehe, „Bonn zu zwingen, die Verträge zu ratifi zieren und voll inhaltlich zu ver-

wirklichen“. Deshalb müsse man vor der Formierung eines „Rechtskartells“ in 

Bonn warnen, das gerade das verhindern wolle84. Ausdrücklich befürwortet wurde 

es, die „große Gefährlichkeit“ des sozialdemokratischen „Gegners“ zu betonen, 

dessen Aktivitäten letztlich der „Stärkung des imperialistischen Systems“ dienten 

und dessen „Hauptstoß“ gegen die DDR gerichtet sei85.

In der Endfassung des Vortragsmanuskripts für die Budapester Konferenz wa-

ren all diese Punkte berücksichtigt worden. Die deutschen Tschekisten würdigten 

die „große internationale Bedeutung“ der in Moskau und Warschau unterzeich-

neten Verträge, weil die Bundesrepublik darin die „Unantastbarkeit der Grenzen, 

einschließlich der Oder-Neiße-Grenze und der Grenze zwischen der BRD und der 

DDR“ habe bestätigen müssen86. Die unerfüllt gebliebene DDR-Forderung nach 

völkerrechtlicher Anerkennung blieb in dem Text unerwähnt, und auch in Bezug 

auf das noch zu regelnde Verhältnis der beiden deutschen Staaten zueinander 

war nur noch von Beziehungen „auf der Basis der zwischen Staaten üblichen völ-

kerrechtlichen Prinzipien“ die Rede. Eindringlich gewarnt wurde vor den Akti-

vitäten des „Rechtsblocks“ in Bonn, der von der CDU bis zur NPD reiche und 

den „Sturz der Regierung Brandt“ anstrebe87. Da die „Rechtskräfte“ über fast die 

Hälfte der Sitze im Bundestag verfügten, habe sich die DDR-Regierung zu einer 

„taktischen Differenzierung“ veranlasst gesehen und ihren Vorschlag zur Fortset-

zung der Verhandlungen mit der Bundesregierung so terminiert, dass es SPD und 

FDP möglich sein sollte, daraus „Vorteile für den Landtagswahlkampf in Hessen 

und Bayern zu ziehen“88.

Diese Formulierungen hatten weithin die Funktion von Sprachregelungen, 

die in den folgenden Monaten die deutschlandpolitischen Äußerungen der MfS-

Führung durchzogen.

Mielke und Wolf, die bis dahin, alter KPD-Tradition folgend, die besondere 

Gefährlichkeit des „Sozialdemokratismus“ für die DDR und das kommunis-

tische Bündnissystem betont hatten, waren auf die Linie der Sowjetunion ein-

geschwenkt, die ihre eigenen Interessen besser gewahrt sah, wenn in Bonn die 

Regierung Brandt/Scheel im Amt blieb. Von nun an galt, dass eindringlich vor 

„generalstabsmäßig“ organisierter ideologischer „Diversion“ der SPD gegenüber 

den sozialistischen Staaten zu warnen, prioritär aber der Kampf gegen den sich in 

84 Stellungnahme, in: BStU, MfS, SdM 355, Bl. 5–9.
85 Ebenda, Bl. 4–12.
86 Beitrag der Delegation des MfS der DDR für die Beratung der Aufklärungsorgane in Buda-

pest, Dezember 1970, in: Ebenda, Bl. 24.
87 Ebenda, Bl. 24–26.
88 Ebenda, Bl. 27.
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der Bundesrepublik formierenden „Rechtsblock“ zu führen sei, um die Ratifi zie-

rung der Verträge nicht zu gefährden89.

Auf dem zentralen Führungsseminar des MfS vom 1. bis 3. März 1971 machte 

Mielke seine leitenden Offi ziere mit der offi ziellen Bewertung der Verträge von 

Moskau und Warschau vertraut und würdigte sie als Verhandlungserfolg der 

Verbündeten, als „Ausdruck der gewachsenen Stärke und des zunehmenden 

Einfl usses der sozialistischen Staaten“90. Alle Versuche der Bundesregierung, die 

 Unantastbarkeit der Grenzen in Europa „ab[zu]schwächen“, habe die Sowjet-

union „vereitelt“91. Die Bundesrepublik habe sich verpfl ichten müssen, „auch die 

territoriale Integrität der DDR in ihren heutigen Grenzen uneingeschränkt zu 

achten“92. Trotzdem, so Mielke unbestimmt, sei mit dem Moskauer Vertrag „noch 

nicht alles“ erreicht worden93. Auf den Delegiertenkonferenzen der SED-Parteior-

ganisationen in den MfS-Bezirksverwaltungen versuchte er wenige Wochen später, 

möglichen Irritationen wegen der sowjetischen Vertragspolitik vorzubeugen, und 

gab zu bedenken, eine „kluge fl exible Politik“ der sozialistischen Staaten gegen-

über dem Westen sei erforderlich94. Ziel und Bedeutung „bestimmter Maßnah-

men“ seien „oft nicht so einfach erkennbar“; die positiven Effekte zeigten sich 

manchmal erst später. Bedenkt man seine früheren kritischen Anmerkungen zur 

Politik der Sowjetunion gegenüber der Bundesrepublik, so klang das wie der Ver-

such, auch sich selbst zu überzeugen.

Resümee

1. Wie das Ministerium für Staatssicherheit der DDR reagierte, als mit dem Be-

ginn der europäischen Entspannungspolitik Anfang der 70er Jahre die äußeren 

Feindbilder zu verschwimmen begannen und repressive Herrschaftspraktiken im 

Inneren modifi ziert oder gar aufgegeben werden mussten, ist eine der zentralen 

Forschungsfragen der DDR- und MfS-Geschichte. Bekannt ist, wie die Stasi orga-

nisatorisch und methodisch den veränderten Rahmenbedingungen Rechnung zu 

tragen versuchte95. Detailliert untersucht ist auch, warum es der Führung 1989 

nicht gelang, die Friedliche Revolution zu verhindern96. Weithin ungeklärt war 

bisher, wie das MfS die Auswirkungen der Neuen Ostpolitik der sozialliberalen 

Koalition in ihrer Entstehungsphase einschätzte und wie sie gegenüber den sowje-

89 Ebenda, Bl. 26–37.
90 Referat des Genossen Minister auf dem zentralen Führungsseminar vom 1.–3. 3. 1971, in: 

BStU, MfS, BdL (Büro der Leitung), Dok. 5670, Bd 1–10, hier Bd. 1, Bl. 56.
91 Ebenda, Bl. 62.
92 Ebenda, Bl. 59.
93 Ebenda, Bl. 63.
94 Diskussionsbeitrag Mielkes auf der Delegiertenkonferenz der SED-Parteiorganisation der 

MfS-Bezirksverwaltung Erfurt am 6. 4. 1971, in: BStU, MfS, ZAIG 3891, Bl. 16, auch für das 

folgende Zitat.
95 Vgl. Jens Gieseke, Der Mielke-Konzern. Die Geschichte der Stasi 1945–1990, München 2006, 

S. 86–94 u. S. 192–201.
96 Vgl. Walter Süß, Staatssicherheit am Ende. Warum es den Mächtigen nicht gelang, 1989 eine 

Revolution zu verhindern, Berlin 1999.
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tischen Protagonisten der Entspannungspolitik reagierte. Darüber geben die für 

diesen Beitrag ausgewerteten Stasi-Unterlagen, insbesondere die zitierten Sach-

akten mit HVA-Provenienz, wichtige Anhaltspunkte.

Nach der KSZE-Konferenz 1975 erweckte Mielke den Eindruck, er habe die-

se Politik parteikonform als von der Sowjetunion initiiert begrüßt und erwartet, 

sie werde den „Feind“ im Westen, nicht aber die DDR in Bedrängnis bringen97. 

Der jetzt teilweise rekonstruierbare Diskussionsprozess zwischen MfS und KGB 

1969/70 und die zitierten HVA-Papiere lassen dagegen erkennen, dass Mielke 

und Wolf in bemerkenswerter Eintracht und, soweit bisher bekannt, entschie-

dener als die SED-Spitze die Bonner Ost- und Deutschlandpolitik als latente Ge-

fahr für die DDR und ihre Verbündeten ansahen und das gegenüber ihren sowje-

tischen Gesprächspartnern offen zur Sprache bringen wollten. Beide erscheinen 

als Gegner der sowjetischen Deutschlandpolitik, wie sie sich im Gewaltverzichts-

abkommen mit der Bundesrepublik 1970 dokumentierte, lenkten aber ein, als 

die Führungsmacht eine strategische Entscheidung getroffen hatte, und nahmen 

widerwillig den notwendigen Wechsel des Hauptfeindbildes vor: Gefährlicher als 

die Sozialdemokratie sei für die sozialistischen Staaten die drohende Machterobe-

rung durch das oppositionelle „Rechtskartell“ in Bonn.

Nicht zu klären ist bisher, inwieweit Mielke mit Wissen oder gar in Absprache 

mit der SED-Führung handelte, obwohl ausgeschlossen scheint, dass er in dieser 

Weise mit der KGB-Führung sprach, ohne Ulbricht und Honecker informiert zu 

haben. In zukünftigen Analysen des Verhältnisses SED-KPdSU zur Entspannungs-

politik wäre das mit zu erwägen. Erschien bisher Ulbrichts mahnende Feststellung 

gegenüber der KPdSU-Führung, die DDR sei nicht Bjelorussland und nicht wie 

ein Sowjetstaat zu behandeln98, als deutlichste Kritik am deutschlandpolitischen 

Alleingang der Sowjetunion, so wäre jetzt auch an manche der kritischen Fragen 

zu denken, die sich Mielke und Wolf für ihre Gespräche mit Andropow notiert 

hatten. Möglicherweise führten die beiden Geheimdienstchefs den Meinungsaus-

tausch über die von Brandt eingeleitete Ost- und Deutschlandpolitik stellvertre-

tend für die Generalsekretäre ihrer Parteien.

2. Vier unterschiedliche Einschätzungen der Ost- und Deutschlandpolitik der 

sozialliberalen Koalition treten deutlich hervor: Während die ZK-Arbeitsgruppe 

der SED keine wesentlichen Änderungen in der Politik der Bundesregierung re-

gistrierte, wollte Ulbricht ausloten, wie weit Brandts Bereitschaft und Möglich-

keiten zu einer neuen, auf Abbau der Spannungen im Ost-West-Verhältnis zie-

lenden Politik tatsächlich gingen, um dabei die politischen Interessen der DDR 

durchzusetzen. Das Verlockende an der westdeutschen Initiative fi el offenbar 

auch der KPdSU-Führung (Andropow) sogleich ins Auge, die dabei primär die 

langfristigen Interessen ihres eigenen Landes im Blick hatte. Einzig das MfS sah 

vor allem die Gefahr für die Existenz des DDR-Sozialismus, die mit der entspan-

97 Vgl. Siegfried Suckut (Hrsg.), Die DDR im Blick der Stasi. Die geheimen Berichte an die SED-

Führung 1976, Göttingen 2009, S. 49.
98 Vermerk über die Gemeinsame Besprechung des ZK der SED und der KPdSU am 21. 8. 1970 

in Moskau, in: DzD VI. 1, Dok. 192, S. 761–765, hier S. 765.
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nungspolitischen Offensive der Sozialdemokraten verbunden war, und fürchte-

te eine Entwicklung, die langfristig zum Verschwinden der DDR führen konnte. 

Rückblickend betrachtet war das eine durchaus realistische Lagebeurteilung.

3. Die ausgewerteten Akten lassen Rückschlüsse auf die Stellung des MfS im Pakt-

system zu. Die sowjetischen Vertreter akzeptierten offenbar stillschweigend das 

Selbstverständnis ihrer deutschen Gesprächspartner als herausgehobene Ver-

bündete, die die Politik der anderen sozialistischen Staaten beobachteten und 

eigeninitiativ auf Schwächen und Fehlentwicklungen hinwiesen, die sie ausge-

macht zu haben glaubten. Auch gegenüber dem KGB traten sie, nach den vor-

bereitenden Papieren zu urteilen, selbstbewusst, mit forderndem Unterton, auf. 

Annäherungsweise gilt das auch für das Verhalten gegenüber dem SED-Politbüro. 

Der HVA-Entwurf der Information 976/70 lässt den Versuch von Markus Wolf 

erkennen, gezielten Einfl uss auf die Politik der Partei zu nehmen, eine Absicht, 

die auch Mielke nicht fern lag. Er war grundsätzlich der Überzeugung, der Si-

cherheitsdienst könne sich nicht darauf beschränken, die Beschlüsse der Partei 

„durch[zu]führen“, seine Informationen müssten sich auch „niederschlagen in 

der Politik der Partei“99. Doch ging ihm die HVA-Initiative offenbar zu weit. Er gab 

die Ausarbeitung nicht heraus.

4. Bedenkt man die alarmistischen HVA-Berichte über die Ziele der Bonner 

Ostpolitik und die Gefahren des „Sozialdemokratismus“, spricht noch mehr als 

bisher schon dafür, dass die von Wolf geschilderte Aktion, im April 1972 die Ab-

lösung Brandts als Bundeskanzler durch Bestechung zu verhindern100, keine ori-

ginäre MfS/SED-Initiative war, sondern auf sowjetisches Betreiben zurückging. 

In diese Richtung deutet auch die jüngst veröffentlichte Äußerung Honeckers 

vom Mai 1972 gegenüber Ceauşescu, es sei die „groteske Lage“ eingetreten, „dass 

wir als die stärksten Helfer für die Stabilisierung der Regierung Brandt auftreten 

mussten“101.

5. Fundierter lassen sich nun die widersprüchlichen späteren Kommentare Wolfs 

zu Willy Brandt bewerten, wenn er einerseits behauptet, er habe den Regierungs-

wechsel in Bonn seinerzeit nicht als „Wegscheide der deutschen Nachkriegs-

politik“ wahrgenommen, aber andererseits vorgibt, innerparteilich „schon früh“ 

betont zu haben, dass es Brandt „ernst“ sei mit der Entspannung und dass er „er-

folgreich“ sein werde102. Im Lichte der ausgewerteten Quellen erscheint diese Be-

hauptung als versuchte Irreführung. Wie die zitierten Akten belegen, erkannten 

Wolf und Mielke die Gefahren der von Brandt eingeleiteten Ost- und Deutsch-

landpolitik rasch und versuchten, eine für die DDR nachteilige Verständigung 

zwischen Bonn und Moskau zu verhindern.

 99 Süß (Hrsg.), Erich Mielke und KGB-Vize Leonid Schebarschin, S. 37.
100 Vgl. Wolf, Spionagechef, S. 261.
101 Zit. nach Georg Herbstritt, Bundesbürger im Dienst der DDR-Spionage. Eine analytische 

Studie, Göttingen 2007, S. 138. Vgl. zu sowjetischen Bemühungen, das Abstimmungsverhal-

ten durch Bestechung zum Vorteil Brandts zu beeinfl ussen, Keworkow, Der geheime Kanal, 

S. 110–120.
102 Wolf, Spionagechef, S. 244–247.
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Dokument

Konzeption des Ministers für Staatssicherheit der DDR, Erich Mielke, für Ver-

handlungen mit KGB-Chef Juri Andropow über den Charakter der Neuen Ostpo-

litik der Bundesregierung im Juni 1970

Quelle: Archiv der Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheits-

dienstes der DDR (BStU), Bestand MfS, Akte ZAIG 5131, Bl. 42–72.

 3. Exemplar

Konzeption (Thesen)

für Verhandlungen mit führenden Vertretern der Sicherheitsorgane der UdSSR 

am Juni 1970103

Begrüßen. Nochmals herzlich willkommen heißen. Begegnung ist Ausdruck des 

engen Kampfbündnisses zwischen sowjetischen und deutschen Tschekisten, das 

wir weiter festigen und vertiefen werden.

Gemeinsamkeit der Ziele im Kampf gegen gemeinsamen Feind. Notwendigkeit 

der noch engeren Zusammenarbeit und Abstimmung zwischen unseren Bruder-

organen, des Meinungsaustausches über Klassenkampfsituation und politisch-

operative Arbeit.

Gelegenheit nutzen, um auf einige neue Erscheinungen und Tendenzen im La-

ger des westdeutschen Imperialismus und im Vorgehen Bonns gegen DDR und 

andere sozialistische Länder hinzuweisen, wie wir sie sehen.

Dabei verweisen auf Verhandlungen November 1969 in Moskau104 und hervor-

heben, dass sich unsere Einschätzung der Situation in Westdeutschland und der 

Politik der SPD/FDP-Regierung voll bestätigt und als richtig erwiesen hat.

Heute darauf beschränken, wesentliche neue Erkenntnisse des MfS, die für un-

sere politisch-operative Arbeit bedeutsam sind, darzulegen, und zwar vor allem 

über

 – Rolle der SPD-Führung und der Brandt-Scheel-Regierung im Dienste des 

Imperialismus

(innen- und außenpolitisch) und

 – neue Aspekte des Kampfes Bonns gegen die Kräfte des Sozialismus/Kommu-

nismus und

über die sich daraus ergebenden Gefahren, die unsere höchste politisch-ope-

rative Wachsamkeit beanspruchen.

103 Datum handschriftlich eingetragen. Weiterer handschriftlicher Eintrag am oberen Rand 

der Seite: Reg. # 47/70.
104 Gemeint ist die erste Beratung der Chefs von MfS und KGB nach dem Regierungswechsel in 

Bonn.
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Bestätigt: SPD-Führung strebt Erhaltung des spätkapitalistischen Systems in West-

deutschland an; will darüber hinaus dieses System effektiver machen, den Einfl uß 

der gegen das System gerichteten progressiven Bewegung zurückdrängen und 

 heranreifende gesellschaftliche Konfl ikte mildern.

Damit Ziel verbunden, den westdeutschen Imperialismus zu befähigen,

Systemauseinandersetzung mit Sozialismus erfolgreicher zu führen.

SPD-Parteitag 11.-14. 5. 1969 in Saarbrücken dokumentierte deutlich Absicht 

der Sozialdemokratie, im Innern Westdeutschlands weitere Voraussetzungen für 

 Intensivierung des Kampfes gegen sozialistische Staaten zu schaffen.

Außerdem mit Hilfe des Sozialdemokratismus beabsichtigt, westdeutsche Gesell-

schaft nach außen attraktiv zu machen und sie als „Vorbild“ für die sozialistischen 

Länder zu propagieren.

Diese Ziele sollen lt. Beschluss des SPD-Parteitages in ein langfristiges Aktions-

programm der SPD-Führung aufgenommen werden. Durch geplante „Reform der 

Parteiorganisation“ soll gesamte Mitgliedschaft der SPD (ca. 800.000) verpfl ichtet 

werden, staatsmonopolistisches Herrschaftssystem in Westdeutschland zu stärken.

Bekannt: Langfristiges Aktionsprogramm der SPD-Führung soll insbesondere in 

konkrete politische Richtlinien für Kampf gegen Sozialismus/Kommunismus 

umgesetzt werden.

MfS beachtet sorgfältig Vorhaben der SPD-Führung, Kampf gegen Sozialismus/

Kommunismus weitsichtig zu planen sowie langfristig angelegte konkrete Maß-

nahmen festzulegen, aber auch die konterrevolutionären Machenschaften stärker 

den gegebenen Möglichkeiten und Realitäten anzupassen.

Schätzen ein: Hauptziel ist Sozialdemokratisierung der sozialistischen Staaten 

und kommunistischen Parteien; ist gegenwärtig – und künftig noch mehr – eine 

der hauptsächlichsten Varianten der imperialistischen Politik und soll auf lange 

Sicht dem politisch-ideologischen Eindringen in die sozialistischen Länder die-

nen (besonders in die DDR!)

Eindeutig: SPD-Führer dokumentierten auf Parteitag diese sozialdemokratische 

Variante einer Politik zur „Überwindung der Grenzen in Europa“ und in diesem 

Zusammenhang das Ziel, die DDR zur „Öffnung“ gegenüber dem Westen zu brin-

gen

(„Annäherung“ an den Westen).

Beachten sorgfältig alle Vorarbeiten für dieses konterrevolutionäre Programm, 

dessen 1. Entwurf (mit Schwerpunkten und Prioritäten) bereits Mitte 1971 vorge-

legt und das auf Parteitag 1972 verabschiedet werden soll.
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Berücksichtigen dabei aber auch Tatsache, daß schon jetzt SPD-Führung und 

Brandt/Scheel-Regierung große Anstrengungen unternehmen, um Kampf gegen 

Sozialismus zu verstärken, neue und raffi niertere Mittel und Methoden anwen-

den und die reaktionären imperialistischen Ziele noch geschickter verschleiern.

Dabei noch engere Koordinierung / Abstimmung mit den USA

– siehe USA-Reise Brandts 10./11. 04. 1970 und seine Gespräche mit Nixon, Ro-

gers, Kissinger usw.105

Festzustellen: Trotz bestimmter Meinungsverschiedenheiten zwischen Washing-

ton und Bonn und gewisser amerikanischer Bedenken in Fragen des taktischen 

Vorgehens gegen sozialistische Staaten völlige Übereinstimmung in Zielsetzung 

sowie Absicht beider imperialistischer Staaten erkennbar106,

 die gegen den Sozialismus gerichtete konterrevolutionäre Politik der SPD/

FDP-Regierung und der rechten SED-Führer als Bestandteil der Globalstrate-

gie des USA-Imperialismus noch effektiver zu machen.

Ferner Übereinstimmung erzielt, Aktivitäten gegenüber sozialistischen Staaten 

noch weitgehender und besser abzustimmen.

Außerdem zu beachten, dass Bonner Regierung ihre Politik gegen Sozialismus 

noch fester in die aggressive Konzeption des NATO-Bündnisses einordnet und 

vor allem versucht,

 Potenzen der NATO-Staaten noch zielgerichteter für Durchsetzung der konter-

revolutionären Ziele des westdeutschen Imperialismus auszunutzen und einzu-

setzen107.

Konkretes Beispiel dafür: Scheel appellierte auf NATO-Ministerratstagung in Rom 

(26./27. 5. 1970) an NATO-Staaten, Bonner Ostpolitik und ihre aggressiven Ziele 

stärker zu unterstützen, u. a. durch „multilaterale Aktivitäten“ der NATO-Staaten 

gegenüber sozialistischen Ländern.

Es geht Bonn um eine „gemeinsame Marschroute“ und koordinierte Maßnahmen 

im Vorgehen sowie um engeren wirtschaftlichen und politischen Zusammen-

schluß der westeuropäischen Staaten, um noch konzentrierter den Kampf gegen 

Sozialismus führen zu können.

Einzuschätzen, daß NATO in ihrer Gesamtheit – trotz bestimmter Bedenken ei-

niger Staaten – Bonner Linie fördert, so daß mit noch höherem Gefährlichkeits-

grad der westlichen konterrevolutionären Aktivitäten gerechnet werden muß.

105 Senkrechte handschriftliche Anstreichung am linken Seitenrand dieses Absatzes.
106 Passage steht am Ende der 4. Seite des Manuskripts, dort handschriftlich am rechten Rand 

vermerkt: „bw“ [bitte wenden].
107 Eingerückte Passage am linken Rand handschriftlich angekreuzt.



VfZ 3/2010

 Siegfried Suckut: Probleme mit dem „großen Bruder“  425

Zustimmung der NATO insbesondere zu den gegenwärtig festzustellenden drei 

Schwerpunkten der reaktionären Bonner Ostpolitik:

 – Aktivitäten gegenüber der Sowjetunion,

 – Aktivitäten gegenüber der VR Polen,

 – Aktivitäten gegenüber der DDR.

Sie alle dienen (auch wenn das nicht immer offen ausgesprochen wird) dem Ziel,

 Status quo in Europa zu verändern.

Führende SPD-Funktionäre, u. a. Bundesjustizminister Jahn, erklärten, man sollte 

erkennen,

 „daß der Status quo in Europa keinen Bestand haben darf.

  Es ist keine Alternative, wenn hier und da gesagt wird, man solle alles so las-

sen, wie es heute ist.“

Brandt meinte, man müsse den Status quo „modifi zieren“.

Als Voraussetzung für die angestrebte Änderung des Status quo in Europa (sozusa-

gen als Nahziel) bemüht sich die Brandt/Scheel-Regierung, mit den vielfältigsten 

Mitteln und Methoden,

 – Grenzen in Europa durchlässig zu machen (Brandt),

 – Beschaffenheit der Grenzen in Europa zu ändern und sie belanglos zu machen  

(Schmidt)108,

 – Grenzen in Europa einzuebnen (Brandt).

Das entspricht genau der Zielstellung der CDU/CSU, die – nach Barzel109 – darin 

besteht,

  „Freizügigkeit der Ideen und Informationen, der Meinungen und Menschen“ 

zu erreichen.

Gesamte Aufmerksamkeit verdient die Ankündigung der SPD-Führung und SPD/

FDP-Regierung,

  ideologischen Kampf gegen sozialistische Staaten und kommunistische Par-

teien weiter zu verstärken, um Voraussetzungen für Erreichung der politischen 

Ziele zu schaffen.

Müssen insbesondere beachten, daß vor allem der Sozialdemokratismus – als 

„geistig-politische Strömung“ (Brandt) – wesentlich stärker und konzentrierter 

für proimperialistische Politik nach außen eingesetzt werden soll:

  zur politisch-ideologischen Aufweichung und Zersetzung der sozialistischen 

Staaten sowie zur Spaltung der sozialistischen Staatengemeinschaft und der 

 internationalen kommunistischen Bewegung.

108 Gemeint ist Bundesverteidigungsminister Helmut Schmidt, SPD.
109 Rainer Barzel war Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion.
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Vorliegende Informationen bestätigen, daß SPD-Führer neue ideologische An-

griffe und Offensiven des Sozialdemokratismus auf breiter Front gegen sozialis-

tische Staaten und kommunistische Parteien planen, besonders gegen DDR und 

unsere marxistisch-leninistische Partei.

Ziel der SPD-Führer: Dem westdeutschen Imperialismus unter den Bedingungen 

der verschärften Klassenauseinandersetzung neuen Handlungsspielraum für au-

ßenpolitisch-expansive Aktivitäten zu verschaffen.

Westdeutsche Imperialisten glauben, nicht nur mit Konservatismus der CDU/

CSU, sondern vorrangig mit Sozialdemokratismus der SPD-Führer Kampf gegen 

Sozialismus mit Erfolg führen zu können. Haben Sozialdemokratismus zu ihrem 

direkten Verbündeten gemacht.

Folgendes zeichnet sich ab: In weit stärkerem Maße als früher sollen der Sozial-

demokratismus und andere opportunistische, bürgerliche, sozialismusfeindliche 

Ideologien in sozialistische Länder und kommunistische Parteien hineingetragen 

werden.

Diese Aktivitäten stellen künftig noch mehr als bisher eine der hauptsächlichsten 

Varianten der imperialistisch-reaktionären Politik dar.

Dabei übersehen wir nicht, daß westdeutsche SP110-Führer sich auf Parteitag in 

Saarbrücken in Fragen des ideologischen Kampfes gegen Sozialismus/Kommu-

nismus als Führer der gesamten westlichen Sozialdemokratie gebärdeten und be-

müht sind, alle rechtssozialistischen, sozialdemokratischen Parteien des Westens 

stärker in diesen Kampf einzubeziehen sowie ihre Potenzen und Möglichkeiten 

dafür zu nutzen.

Müssen unbedingt größere Gefahren sehen!

Bedenken: In der BRD und anderen westlichen Ländern ist Sozialdemokratie Re-

gierungspartei! Besitzt staatliche Mittel und Möglichkeiten für intensivierte poli-

tisch-ideologische Diversion! Kann Potenzen des staatsmonopolistischen Systems 

dafür stärker nutzen als früher! – Sehen auch, daß westdeutsche Sozialdemokratie 

besondere Gefährlichkeit ausstrahlt.

Bekannt geworden, daß SPD neue Aktivitäten vorbereitet, um, wie auf Parteitag 

erklärt wurde,

  „praktische und geistige Kontakte mit dem Sozialdemokratismus in der ganzen 

Welt“

110 In den Jahren der Großen Koalition in Bonn (1966–1969) kürzte die SED die Parteibezeich-

nung der Sozialdemokraten polemisch mit SP ab. Nach der Bildung der sozialliberalen Ko-

alition gab die SED diese Praxis stillschweigend wieder auf. Die Verfasser der Konzeption 

hatten offenbar nicht bemerkt, dass sie hier noch die eigentlich überholte Bezeichnung 

verwendeten.
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anzuknüpfen, auszubauen und auszunutzen für reaktionäre politisch-ideolo-

gische Einwirkung.

Das bedeutet doch: verstärkte Kontakte auch zu Kräften des Revisionismus und 

Opportunismus aller Spielarten in bestimmten sozialistischen Ländern bzw. kom-

munistischen Parteien!

Also Absicht erkennbar, mit Hilfe und auf Grundlage des Sozialdemokratismus

  alle gegen Sozialismus/Kommunismus gerichteten rechtsopportunistischen,  

sozialdemokratischen und revisionistischer Kräfte zu aktivieren.

Brandt, Wehner und andere betonten (intern)111, es gelte, Sozialdemokratismus 

zu einer „Epidemie“ in kommunistischer Bewegung zu machen und dafür zu sor-

gen, dass sich Sozialdemokratismus auch im kommunistischen Lager durchsetzt.

Kontakte sollen dazu dienen (intern), Kommunisten für „Überwindung des Kom-

munismus“ zu gewinnen.

SPD will revisionistische Elemente in sozialistischen Ländern dazu ausnutzen.

Stützt sich dabei u. a. sehr stark auf jene Kreise (z. B. in der CSSR), aber auch in 

anderen sozialistischen Ländern), die der Ansicht sind,

   alle Revisionisten sollten sich enger zusammenschließen, um Angriffe gegen 

sozialistische Gesellschaftsordnung nicht nur in einem Land, sondern in meh-

reren Ländern zugleich vortragen zu können (Snejdarek112, Hajek113 und ande-

re).

Revisionisten in CSSR sind – interne Informationen liegen vor – bestrebt, ihre Po-

sitionen zu halten, zu „überwintern“, sich auf neue Angriffe vorzubereiten, aber 

auch

  Kontakte zu revisionistischen Elementen in anderen sozialistischen Ländern 

zu halten, um gemeinsames Vorgehen ideologisch und organisatorisch vorzu-

bereiten.

U[nseres]. E[rachtens]. erwächst daraus wichtige op[erative] Aufgabenstellung, 

in diese Kreise einzudringen, ihre Pläne und Verbindungen aufzuklären und 

Wirksamwerden mit geeigneten politischen und operativen Mitteln zu verhin-

dern.

111 Mit „intern“ sind nicht öffentliche Äußerungen gemeint, von denen das MfS, so sollte sugge-

riert werden, über seine Spione in der Bundesrepublik erfahren hatte.
112 Antonin Snejdarek war Direktor des Instituts für Internationale Politik und Ökonomie der 

Akademie der Wissenschaften in Prag und 1968 einer der Wortführer für eine Demokratisie-

rung der CSSR. Er emigrierte 1969 nach Großbritannien.
113 Jiri Hajek unterstützte die Reformpolitik Alexander Dubceks und war im April 1968 zum 

Außenminister ernannt worden. Er prangerte den sowjetischen Einmarsch vor der UNO an 

und wurde im September 1968 zum Rücktritt gezwungen.
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Spekulieren dabei auch auf Vorhandensein und Wirksamkeit revisionistischer 

Kräfte in UdSSR, auf Anknüpfungspunkte für antisozialistische Erscheinungen, 

Vorstellungen, Entwicklungen in UdSSR, aber auch in Polen und Ungarn114.

Nach internen Feststellungen verfolgen Imperialisten mit verstärkten Angriffen 

gegen UdSSR den Plan (Brzezinski)115

 – stärkste Macht des Sozialismus zu schwächen

 – damit Voraussetzungen für „Krisen“ in anderen sozialistischen Ländern zu 

schaffen und

 – gemeinsame Gegenaktionen der sozialistischen Länder gegen Angriffe des Re-

visionismus zu verhindern116.

SPD-Führung liegt völlig auf dieser Linie. Will durch erhöhte Aktivitäten dieses 

Ziel des Imperialismus erreichen!

Wir schätzen ein: Sozialdemokratismus liefert dem Revisionismus wesentliche Be-

standteile seines konterrevolutionären Programms.

Erkenntnisse Lenins über enge Verwandtschaft, ja Identität von Sozialdemokra-

tismus, Rechtsopportunismus und Revisionismus gewinnen heute noch größere 

Bedeutung!

Wachsende Gefahren des Sozialdemokratismus und Revisionismus niemals un-

terschätzen!

Operativ in diesem Zusammenhang wichtig: Alle Richtlinien der SPD für Ostkon-

takte sollen überprüft und den politischen Bedingungen und Erfordernissen an-

gepasst werden. (Verstärkte Kontakttätigkeit im Interesse einer Intensivierung der 

politisch-ideologischen Diversion angestrebt.)

Dabei besonders berücksichtigen, daß SPD-Führung und Bundesregierung ge-

schickt

  in sozialistischen Ländern vorhandene Illusionen über Rolle und Politik 

Brandts sowie  Fehleinschätzungen

ausnutzt, um politisch-ideologisch eindringen zu können117.

114 Absatz an der linken Seite handschriftlich angestrichen und mit großem Ausrufezeichen 

versehen. „UdSSR“ bei der ersten Erwähnung im Absatz mehrfach handschriftlich unterstri-

chen.
115 Zbigniew Kazimierz Brezezinski, aus Polen stammender US-amerikanischer Politikwissen-

schaftler, Berater der Präsidenten Kennedy und Johnson.
116 Absatz an der linken Seite handschriftlich angestrichen und mit großem Ausrufezeichen 

versehen. „UdSSR“ zusätzlich handschriftlich unterstrichen.
117 Absatz an der linken Seite handschriftlich angekreuzt. An der rechten Seite, am Ende von 

S. 12 des Manuskripts, handschriftlicher Hinweis „bw“ [bitte wenden].
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Das ist verbunden mit gesteigerter Demagogie Bonns zur raffi nierteren Ver-

schleierung der reaktionären Ziele118. (Friedens- und Verständigungsphrasen, teil-

weise gewisses Entgegenkommen, bestimmte Zugeständnisse Bonns, um bessere 

Bedingungen für Realisierung der reaktionären politischen Grundkonzeption zu 

schaffen.)

(Bitte dazu beiliegendes Material „Hinweise aus internen Informationen aus dem 

westlichen Operationsgebiet über einige Vorgänge in sozialistischen Ländern“ 

beachten.)119

Im Zusammenhang mit der Einschätzung der Feindtätigkeit gegen das sozia-

listische Lager und der Lage in den einzelnen sozialistischen Ländern wäre es 

wichtig, die Frage nach den Erfahrungen des KfS120 bei der Realisierung der Fest-

legungen beim letzten Besuch des Vorsitzenden in Berlin121 zur Arbeit in den ein-

zelnen Ländern zu stellen. Das betrifft sowohl solche Länder wie die VR China, 

Jugoslawien und Rumänien als auch die anderen Mitgliedstaaten des Warschauer 

Vertrages.

In diesem Zusammenhang wäre es auch wichtig und interessant, die Vorstellungen 

des Vorsitzenden zur Vorbereitung der Beratung der Aufklärungsorgane122 zu hö-

ren.

Unsere grundsätzliche Einschätzung: kein Abgehen der SPD/FDP-Regierung 

von Grundpositionen der Politik des westdeutschen Imperialismus und der bis-

herigen Regierungen unter Adenauer, Erhard und Kiesinger!

(Brandt: „Kontinuität“; keine Preisgabe von Grundsätzen und Zielen)

Selbst CDU/CSU erklärte: Meinungsverschiedenheiten mit SPD im wesentlichen 

nur in Fragen des taktischen Vorgehens gegen sozialistische Länder, besonders 

DDR123.

Umso bedenklicher, wenn sogar in führenden Kreisen sozialistischer Länder Illu-

sionen (VR Polen, Ungarische VR)124.

118 Satz am rechten Blattrand handschriftlich angekreuzt.
119 Satz am rechten Blattrand handschriftlich angekreuzt mit Zusatz „bw“ [bitte wenden], of-

fenbar als Hinweis für den Vortragenden, hier die (in den Stasi-Akten nicht überlieferten) 

Materialien zu präsentieren.
120 Komitee für Staatssicherheit beim Ministerrat der UdSSR.
121 Der Besuch könnte im Februar 1970, zum Jahrestag der MfS-Gründung, stattgefunden ha-

ben; vgl. Disposition für Vortrag (wie Anm. 30).
122 Gemeint ist vermutlich die für Dezember 1970 in Budapest geplante Konferenz.
123 Absatz durch handschriftliches Ankreuzen am rechten Blattrand markiert.
124 Absatz und folgender Satz durch handschriftliche Anstreichungen am linken Rand mar-

kiert.
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Westpresse spielt solche Spekulationen auch im Hinblick auf die Haltung der 

UdSSR125 hoch.

Frage:  Wird in UdSSR Brandts Friedens- und Entspannungsdemagogie richtig be-

urteilt?

  Wird immer richtig erkannt, daß Brandts sogen[annte] Entspannungspoli-

tik in erster Linie darauf berechnet ist, dem westdeutschen Imperialismus 

größeren außenpolitischen Handlungsspielraum für Durchsetzung der an-

tisozialistischen politischen Konzeption zu verschaffen126?

(Beispiel: AFP127 behauptete, Genosse Gromyko habe in Paris erklärt, Brandt/

Scheel-Regierung sei realistischer; ihre Haltung zeige, daß sie die Realitäten aner-

kenne, besonders die Grenzen; dadurch würden Fortschritte möglich usw.)

Spekulationen über Haltung der UdSSR gegenüber Bonn; steigerten sich in letz-

ter Zeit maßlos, vor allem im Zusammenhang mit westdeutsch-sowjetischen Ge-

sprächen über Gewaltverzichtsvereinbarung.

Uns liegt Bonner Entwurf eines Gewaltverzichtsabkommens WD [West deutsch-

land]-UdSSR vor (intern), in dem wesentliche Forderungen der Warschauer-

Vertrags-Staaten ignoriert werden. Das zeigt sich auch in offi ziellen Erklärungen 

führender Vertreter der Bonner Regierung.

Dieser Entwurf soll Grundlage Bonns für weitere Beratungen (Verhandlungen) 

mit UdSSR sein.

Insbesondere fehlt darin Bereitschaft zur Anerkennung des Status quo in 

 Europa, besonders

 – zur völkerrechtlichen Anerkennung der Grenzen,

 – zur völkerrechtlichen Anerkennung der DDR.

Die reaktionäre Zielstellung Bonns lt. „Deutschlandvertrag“128 – Einverleibung 

der DDR in imperialistischen Westen – soll ebenfalls aufrechterhalten bleiben; 

die Politik der Annexion Westberlins soll fortgesetzt werden.

Welchen Wert hat eine derartige Gewaltverzichtsvereinbarung, wenn westdeut-

scher Imperialismus Hauptfragen ausweicht und vor allem nicht Endgültigkeit 

der Nachkriegsgrenzen und der darauf basierenden Realitäten anerkennt?

Bonn nicht bereit, Grenzen anzuerkennen!

125 Abkürzung handschriftlich unterstrichen.
126 Absatz durch handschriftliches Ankreuzen am rechten Blattrand und Anstreichung an der 

linken Seite markiert.
127 Nachrichtenagentur Agence France Presse.
128 Gemeint ist der 1952 zwischen den drei westlichen Siegermächten und der Bundesrepu-

blik geschlossene Vertrag, in dem die Partner betonten, dass die deutsche Frage noch offen 

sei, und sich verpfl ichteten, auf die Wiedervereinigung Deutschlands hin zu arbeiten. Der 

Deutschlandvertrag trat als Teil der „Pariser Verträge“ 1955 in Kraft.
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Spricht nur von „Respektierung“ usw. Dürfte wohl kaum als verbindliche völker-

rechtliche Garantie anzusehen sein!

Bonn behauptet, UdSSR wäre bereit, Bonner These des „Selbstbestimmungs-

rechts“ hinzunehmen.

Absolute Klarheit: Wenn Bonn von „Selbstbestimmung“ spricht, dann ist stets Re-

stauration der Macht des Monopolkapitals in der DDR gemeint. In Westdeutsch-

land wird Politik der Feindschaft gegen DDR und der Revanche mit dieser Parole 

umschrieben!

Bonn behauptet weiter, UdSSR wäre bereit, Bonner Option der „Wiedervereini-

gung Deutschlands“ zu akzeptieren („Einheit und Freiheit Deutschlands in frei-

er Selbstbestimmung“). Diese These dient ebenfalls nur der Verschleierung des 

Zieles einer Annexion der DDR.

Wir beachten besonders Bahrs Äußerung vom 5. 6. 70, Abschluß eines west-

deutsch-sowjetischen Gewaltverzichtsvertrages beinhalte nicht eine Anerken-

nung der DDR (!)129

Im erwähnten Bonner Entwurf eines Gewaltverzichtsabkommens wird ebenfalls 

dieser Kardinalfrage der europäischen Sicherheit – der völkerrechtlichen Aner-

kennung der DDR – bewusst ausgewichen!

Bonn erweckt den Eindruck, als sei UdSSR auf dieser Grundlage bereit, schon 

bald offi zielle Verhandlungen über Gewaltverzichtsvertrag zu beginnen (Scheel 

Anf[ang] Juli nach Moskau.)

Frage:  Welche Haltung wird seitens der UdSSR zu diesen Problemen bezogen?

  Werden diese Absichten Bonns erkannt und wie sollen sie durchkreuzt 

werden?

Intern wiederholt Absicht Bonns bekanntgeworden, durch optische Verbesse-

rung der Beziehungen zur UdSSR auch entscheidende Voraussetzungen zur Auf-

nahme und Erweiterung von Kontakten mit anderen europäischen sozialistischen 

Staaten zu schaffen130. 

Bonn will „Mißtrauen abbauen“, „Vertrauen schaffen“, um auch andere sozialis-

tische Länder zu veranlassen, sich stärker mit Bonn zu engagieren [!].

129 Bahr hatte sich so in einem Interview mit dem ARD-Fernsehen geäußert; vgl. Presse- und 

Informationsamt der Bundesregierung (Hrsg.), Bulletin Nr. 79 vom 9. 6. 1970, S. 790 f.
130 Dieser und der folgende Absatz an linker Seite handschriftlich angestrichen.
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Brandt am 2. 6. 70: Mit westdeutsch-sowjetischem Gewaltverzichtsvertrag werde 

Bonn

„Eine Bresche in die Mauer des Mißtrauens zwischen Ost und West“

legen. Das werde sich auf Bonner Verhältnis zu den anderen Staaten des War-

schauer Paktes positiv auswirken.

Verbesserung der Beziehungen zur UdSSR werde Position Westdeutschlands auch 

in anderen sozialistischen Staaten verbessern und gesamte Ostpolitik begünsti-

gen.

Das sei von größter Bedeutung für Herstellung eines Netzes möglichst enger bila-

teraler Beziehungen zwischen den westlichen und östlichen Ländern.

Intern bekannt, daß Brandt persönlich einem Engagement mit UdSSR sehr große 

Bedeutung für erfolgreiche Fortsetzung seiner „Ostpolitik“ gegen sozialistische 

Staaten beimißt131.

In diesem Zusammenhang interessant zu erfahren, mit welcher Begründung und 

Zielsetzung am 15. 6. 70 in Moskau und am 16.6. in Leningrad mit solchen Auf-

weichspezialisten wie [Carl-Friedrich] Freiherr von Weizsäcker, Berthold Beitz, 

Günter Grass und den Journalisten Rüdiger Altmann, Gräfi n Dönhoff, Eugen Ko-

gon und Rudolf Augstein über „Ost-West-Beziehungen“ diskutiert wurde. („Berge-

dorfer Gesprächskreis“)132.

Welche Wirkung verspricht man sich davon, wenn repräsentative sowjetische Ge-

werkschaftsdelegation nach Westdeutschland reist (25.5.–2. 6. 70), um über „Zu-

sammenarbeit“ mit DGB zu sprechen und sich mit Bundespräsident Heinemann 

groß fotografi eren lässt (s. Fotos aus Westpresse)133?

Welche politischen Einschätzungen der UdSSR liegen diesen Maßnahmen zu-

grunde?

Welche Vorstellungen gibt es über die Reaktionen in Kreisen anderer sozialis-

tischer Länder darauf (politische, psychologische Aspekte, Optik, breite Publi-

zierung)?

Welche Haltung soll dazu eingenommen werden?

Glaubt man z. B., den DGB, der völlig unter dem Einfl uß der rechten SPD-Füh-

rung steht, zum Kampf gegen die SPD/FDP-Regierung aktivieren zu können? 

(während man sich mit Heinemann zum gemeinsamen Foto stellt?)

131 Absatz an linker Seite handschriftlich angestrichen.
132 Wie Anm. 49.
133 Ein Foto war dem Manuskript als Zeitungsausschnitt beigefügt.
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Wir berücksichtigen: SPD-Führung und SPD/FDP-Regierung will alle Möglich-

keiten nutzen, um durch differenziertes Vorgehen gegen sozialistische Staaten sie 

gegenseitig auszuspielen, auseinander zu dividieren und Keil zwischen sie zu trei-

ben, auch zwischen UdSSR und DDR (!)

Beispiel:

Bonn glaubt, durch Abschluß eines westdeutsch-sowjetischen Gewaltverzichtsver-

trages werde DDR gezwungen, Bonner Forderungen im Verhältnis zwischen bei-

den deutschen Staaten nachzugeben. (Auch westdeutsch-polnisches Engagement 

werde sich nach Bonner Auffassung in dieser Richtung auswirken.)

Eindeutig: Durch derartige Aktivitäten Bonns soll DDR unter Druck gesetzt wer-

den.

Intern wurde deutlich erklärt: Da „direkte Überwältigung“ der DDR nicht mög-

lich, sollen durch „Politik an der Peripherie“ (Ostpolitik) bessere Vorausset-

zungen für verstärkten Kampf gegen DDR geschaffen werden.

Weiter intern: Franke134 erklärte, durch möglichst rasche Fortschritte bei Ge-

sprächen mit Moskau und Warschau werde DDR im eigenen Lager isoliert. 

Scheel: DDR werde in die Ecke gedrängt.

Wir schätzen auf Grundlage vorliegender Informationen ein:

Bonner demagogische „Entspannungs-Aktivitäten“ sollen außenpolitischen Hand-

lungsspielraum Westdeutschlands gegenüber sozialistischen Staaten erweitern 

mit dem Ziel

 – der Aufweichung der Einheit und Geschlossenheit der sozialistischen Staaten,

 – der Zerstörung der Solidarität der sozialistischen Länder mit der prinzipiellen 

Haltung und Politik der DDR gegenüber westdeutschen Imperialisten,

 – der Isolierung der DDR von ihren Verbündeten

(Der DDR sollen im eigenen Lager ständig neue Schwierigkeiten bereitet wer-

den.)

Darum hat Bonn auch Absicht geäußert, nicht nur mit UdSSR und VR Polen Kon-

takte zu pfl egen und Gespräche zu führen, sondern bald auch mit CSSR und Un-

garischer VR.

Weiterer Gesichtspunkt, der politisch-operativ sehr stark zu beachten ist:

Bonner Regierung wird sogen[annte]. Ostforschung wesentlich verstärken, um 

noch konkretere Ansatzpunkte für politische Einwirkung in europäischen sozia-

listischen Staaten, für konterrevolutionäres Vorgehen zu fi nden.

134 Gemeint ist der Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen, Egon Franke (SPD).
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Methode: Analyse der politischen und anderen Vorgänge in sozialistischen 

Staaten, der Entwicklungen und bestimmter Schwierigkeiten, der politischen 

Kräftekonstellation, der Aktivitäten negativer Elemente usw.

Sogen. Ostforschung wird weiter ausgebaut und zentralisiert.

Zu erwarten: Stärkere Einbeziehung der Ostforschungsinstitute in Entscheidungs-

fi ndung der Regierung; in größerem Maße Auftragserteilung durch Regierung, 

auch kurzfristiger Analysen und Gutachten; stärkere Verschleierung ihrer eigent-

lichen Funktion durch Hervorheben der angeblichen Wissenschaftlichkeit ihrer 

Tätigkeit; stärkere Ausnutzung für reaktionäre Kontakttätigkeit; intensivere Ein-

beziehung der sogen. Ostforschung in nachrichtendienstliche Tätigkeit, Ausnut-

zung für geheimdienstliche Zwecke!

Zugleich engere Zusammenarbeit der westdeutschen Ostforschungsinstitute mit 

gleichgelagerten Instituten in NATO-Staaten, besonders USA.

Sogen. DDR-Forschung wesentlicher Bestandteil der gesamten „Ostforschung“.

Zielstellung: Entscheidungshilfe für Regierung bei Planung und Durchführung 

des Kampfes gegen DDR; Erkundung neuer Mittel und Methoden des Kampfes; 

Einfl ußnahme auf Entwicklung in DDR durch zielgerichtete Kontakte usw.

Stärkere Koordinierung der sogen. DDR-Forschung durch Ministerium für „in-

nerdeutsche Beziehungen“.

Sozialistische Sicherheitsorgane müssen diesen Bestrebungen der sogen. Ost- und 

DDR-Forschung größere Beachtung schenken. Pläne und Maßnahmen aufklären, 

Aktivitäten in sozialistischen Ländern verhindern! (unter Beachtung der Zusam-

menarbeit der Ostforschungsinstitute mit westlichen Geheimdiensten).

In diesem Zusammenhang nicht uninteressant zu wissen, dass sich z. B. BND und 

andere westliche Geheimdienste – und wie konkret bekannt wurde selbst der 

dänische Geheimdienst – sehr stark für Vorgänge in führenden Kreisen der VR 

Polen interessieren – beispielsweise welche politischen Kräfte Moczar135 unterstüt-

zen, welche politische Stellung er derzeit inne hat.

MfS sieht politische Pläne und Absichten der Brandt/Scheel-Regierung gegen-

über der DDR stets im Zusammenhang mit ihrer gesamten konterrevolutionären 

Konzeption gegen sozialistische Staatengemeinschaft.

135 Mieczysław Moczar war in der zweiten Hälfte der 1960er Jahre innerhalb der PVAP (Polni-

sche Vereinigte Arbeiterpartei) nationalkommunistischer Rivale von Wladysław Gomulka. 

Nach dessen Sturz entschied sich die sowjetische Führung jedoch für Edward Gierek als 

neuem Parteichef in Polen.
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Dabei beachten wir sehr genau die neuen Mittel und Methoden, mit denen diese 

politische Grundlinie – konkret gegen DDR – durchgesetzt werden soll.

Strategische Zielstellung Bonns gegenüber DDR besteht darin, auf Grundlage 

der Nichtanerkennung des Status quo Voraussetzungen zu schaffen für

 – Aufweichung, Zersetzung und Unterminierung,

 – Annexion der DDR, Einverleibung in imp[erialistisches]. System,

 – Vernichtung des Sozialismus.

Deshalb lehnt SPD/FDP-Regierung – wie auch die Treffen Stoph-Brandt in Erfurt 

und Kassel136 zeigten – völkerrechtlich gültige Beziehungen zur DDR, völkerrecht-

liche Anerkennung der DDR und ihrer Grenzen ab (wie vorher die CDU/CSU-

Regierungen.)

Auch SPD/FDP-Regierung will sich durch Verweigerung der völkerrechtlichen 

Anerkennung der DDR und der Grenzen Hände freihalten für jegliche konterre-

volutionäre aggressive Akte gegen DDR in der Annahme, auf diese Weise nicht als 

Aggressor völkerrechtlich zur Verantwortung gezogen zu werden.

Bonner Erklärungen über sogen. innerdeutsche Sonderbeziehungen, sogen. ge-

samtdeutsche Beziehungen usw. sollten – wie Brandts Auftreten in Erfurt und Kas-

sel zeigte – von DDR akzeptiert werden. – Für DDR unannehmbar!

Brandt wollte damit völkerrechtliche Anerkennung umgehen.

Intern: Helmut Schmidt betonte, bei völkerrechtlicher Anerkennung der DDR 

werde die politische Grundsubstanz, auf der die Bundeswehr aufgebaut sei, ge-

fährdet (!)

Brandt/Scheel-Regierung setzt – daran ändern demagogische Erklärungen nichts 

– verderblichen Kurs der Adenauer, Erhard, Kiesinger und Strauß fort.

Im Gegensatz dazu ist DDR für Verhältnis der friedlichen Koexistenz zwischen 

beiden deutschen Staaten.

Das aber hat konsequente Anwendung des Völkerrechts zur Voraussetzung.

Brandts Bestrebungen, zweitrangige und untergeordnete Fragen in Vordergrund 

zu spielen, waren Ausdruck des Versuchs, der Lösung der Hauptfrage auszuwei-

chen.

20 Punkte von Brandt in Kassel137: destruktiver Standpunkt; sind Absage an Völ-

kerrecht, Ausdruck der Bonner Alleinvertretungsanmaßung.

136 Das Treffen in Erfurt fand am 19. 3., das in Kassel am 21. 5. 1970 statt.
137 Wortlaut der von Brandt vorgetragenen Punkte, in: DzD VI. 1, Dok. 143, S. 548–592, hier 

S. 554 f.
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In mehreren dieser 20 Punkte wird – in geschickt verschleierter Form – Kapitula-

tion und Unterordnung der DDR verlangt (Erpressung).

Außerdem sollte damit der Weltöffentlichkeit Sand in die Augen gestreut werden, 

u. a. durch

  „Friedens“- und „Verständigungs“-Phrasen und sogar durch demagogische 

Verwendung der politischen Terminologie der DDR (Beispiel: Von deutschem 

 Boden darf nie wieder ein Krieg ausgehen).

Wir in DDR beachten ferner sehr sorgfältig Erklärungen Brandts und Scheels, 

daß an bisherigen Grundsätzen der Bonner reaktionären „Deutschlandpolitik“ 

festgehalten wird, daß eine „Wiedervereinigung Deutschlands“ in absehbarer Zeit 

nicht zu erreichen sein wird, daß man jedoch alles tun wolle, um „die Spaltung 

zu mildern“.

Was verbirgt sich dahinter?

Vorliegende Informationen besagen, daß Brandt und Scheel mit dieser Aussage 

und mit entsprechenden „Angeboten“ auf sogen. menschliche Erleichterungen 

die Bevölkerung der DDR in einen Gegensatz zur Partei- und Staatsführung brin-

gen wollen. Verstärkte Hetze gegen SED und Regierung der DDR; verstärktes Ap-

pellieren an das Gefühl der Menschen, um emotionelle Wirkungen auszulösen; 

Versuche, politisch nicht gefestigte Kreise in der DDR zu feindlichen Handlungen 

zu veranlassen sowie negative Elemente zu aktivieren.

Die Losung „Milderung der Spaltung“ ist nichts anderes als eine Parole der Ver-

fechter der politisch-ideologischen Diversion gegen die DDR.

Ebenso die Losung von der „Wahrung der Einheit der Nation“ (Nicht DDR hat 

Einheit der Nation zerstört, sondern die westdeutschen Imperialisten und West-

mächte. Da keine Einheit der Nation existent ist, kann man sie auch nicht wah-

ren.)

Hauptfrage ist Herstellung eines geregelten friedlichen Nebeneinanders zwi-

schen DDR und Westdeutschland auf Basis ihrer völkerrechtlichen Gleichberech-

tigung und gegenseitigen völkerrechtlichen Anerkennung (Vertragsentwurf der 

DDR)138.

Das ist unsere klare Position im Interesse der Sicherheit und des Friedens in Euro-

pa, der Sicherheit des sozialistischen Staates deutscher Nation gegenüber aggres-

siver Politik Bonns.

138 Ulbricht hatte am 18. 12. 1969 dem Bundespräsidenten den Entwurf eines Vertrages über 

die „Aufnahme gleichberechtigter Beziehungen zwischen der Deutschen Demokratischen 

Republik und der Bundesrepublik Deutschland“ übergeben lassen. Vgl. zum Wortlaut Bun-

desministerium für innerdeutsche Beziehungen (Hrsg.),Texte zur Deutschlandpolitik, Bd. 

4, Bonn 1970, S. 144–147. Dieser und der folgende Absatz ist an der linken Seite handschrift-

lich angestrichen.
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Weiterer Gesichtspunkt, den wir in DDR in diesem Zusammenhang besonders 

beachten müssen:

Brandt formulierte auf SPD-Parteitag das Ziel Bonns,

 bis Ende der 70er Jahre zu erreichen, dass „die Schranken, die das deutsche 

Volk trennen, zumindest verkleinert werden“.

Ahlers139 betonte, es komme darauf an, „die innerdeutsche Grenze durchlässiger 

zu machen“.

(Also gewisse Terminisierung [!] dieses Nahziels Bonns, dieser Etappe des 

Kampfes gegen DDR!)

Zweck dieser Bonner Aktivitäten, politisch-ideologisch in DDR einzudringen 

– richten sich vor allem gegen Grundlagen der sozialistischen Gesellschaftsord-

nung.

Brandt propagierte offen das Ziel einer „Wandlung“ des Systems in der DDR.

Aufweichexperten sprechen intern vom Ziel, das „kommunistische System zu mil-

dern“, Änderung der inneren Lage der DDR zu erreichen usw.

Das heißt: Zersetzung und Schwächung des Sozialismus!

Brandt erklärte, es müsse erreicht werden, dass DDR-Bürger das Recht erhielten,

„sich anders zu organisieren, als das heute der Fall ist.“

DDR tritt diesen Plänen, Absichten und Machenschaften der SPD/FDP-Regie-

rung konsequent entgegen.

Wir konfrontieren sie mit unserer Politik der allseitigen Stärkung und Festigung 

der DDR sowie der friedlichen Koexistenz beider deutscher Staaten auf Grundla-

ge des Völkerrechts.

Diese Politik dient dazu, westdeutschen Imperialismus und seine ausführenden 

Organe an Durchführung ihrer feindlichen Politik zu hindern bzw. diesen konter-

revolutionären Kurs entschieden abzuwehren.

DDR strebt Schaffung fester völkerrechtlicher Garantien für Frieden in Europa, 

für Sicherheit der DDR an.

Notwendig, da – neben dem Versuch der SPD/FDP-Regierung, mit neuen Mit-

teln und Methoden DDR zu schwächen und Sozialismus zu beseitigen – gegenwär-

tig zugleich in Westdeutschland

 eine gewaltige Welle des offenen Revanchismus und der Aggressionsabsichten 

gegen DDR

139 Conrad Ahlers war Pressesprecher der Bundesregierung.
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sichtbar wird, die von CDU/CSU, Revanchistenorganisationen und NPD ent-

facht wurde140.

Extrem reaktionäre Kräfte Westdeutschlands, die in Fragen des taktischen Vorge-

hens gegen DDR und andere sozialistische Staaten nicht mit SPD/FDP-Regierung 

übereinstimmen, fordern härteren Kurs, Verschärfung des Kampfes, provokato-

rischere Linie.

Auch in ihrem Auftreten zeigen sich größte Gefahren!

(besonders hinsichtlich provokatorischer Handlungen gegen DDR)141

Vorhandensein dieses starken Rechtsblocks der reaktionärsten Kräfte in West-

deutschland unterstreicht Notwendigkeit, Bonner Regierung zu völkerrechtlich 

verbindlichen Vereinbarungen im Interesse der Sicherheit zu zwingen, d. h. auch 

deutschen Imperialismus zur Anerkennung seiner Niederlage im 2. Weltkrieg zu 

zwingen. (Will doch Krieg nachträglich noch gewinnen!)

(SPD-Parteitag gab Parole heraus, die ebenfalls auf wesentliche Forcierung des 

Kampfes gegen sozialistische Staaten schließen läßt:

„Wandel auch durch Handel“ (Schiller)142.

Absicht Bonns erkennbar, bedeutendes ökonomisches Potential Westdeutsch-

lands noch konzentrierter und zielgerichteter in den Dienst der Außenpolitik, 

besonders Ostpolitik, zu stellen, d. h. mit verstärktem Einsatz wirtschaftlicher und 

handelspolitischer Mittel die politischen Ziele gegenüber sozialistischen Staaten 

zu erreichen.

Schiller: Es gehe darum, die Zielsetzung der Bonner Außenpolitik wirtschaftlich 

zu fl ankieren und abzusichern. Vor allem komme es darauf an,

die ökonomischen Potenzen stärker in politische Aktionen umzusetzen.

SPD-Parteitag kündigte intensive Bemühungen Bonns um

 – wirtschaftliche Annäherung der sozialistischen Staaten an den Westen,

 – wirtschaftliche Kooperation der sozialistischen Staaten mit Westdeutschland,

 – verstärktes Eindringen in sozialistische Staaten mittels Krediten

an. (Konkrete Analysen Bonns, um Ansatzpunkte für weiteres Vorgehen auf die-

sem Gebiet zu fi nden.)

Parolen: „Weltwirtschaftliche Integration“, „Einbeziehung der Ostländer in inter-

nationale Arbeitsteilung“, „Konvergenz“.

140 Am linken Rand vor dieser Zeile handschriftlicher, doppelt unterstrichener Eintrag: 

„Rechtskartell“.
141 Die beiden letzten Zeilen sind am linken Rand handschriftlich doppelt angestrichen.
142 Gemeint ist Bundeswirtschaftsminister Karl Schiller (SPD).
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Damit soll Boden bereitet werden für143

 – Störung der sozialistischen Integration im Rahmen des RGW144,

 – Aufl ösung der wirtschaftlichen und politischen Bindungen der sozialistischen 

Staaten untereinander,

 – Störung der Einheit und Geschlossenheit der sozialistischen Staatengemein-

schaft,

 – Schaffung neuer Abhängigkeitsverhältnisse der sozialistischen Länder gegen-

über Westen,

 – politisch-ideologisches Eindringen in sozialistische Länder,

 – Schaffung neuer Möglichkeiten für Feindtätigkeit.

[Folgen MfS-Ausführungen zum weiteren Tagesordnungspunkt: „Zu einigen Pro-

blemen der Zusammenarbeit mit den Schutz- und Sicherheitsorganen von Natio-

nalstaaten im arabischen und afrikanischen Raum“]

143 Die ersten vier der folgenden Spiegel-Striche sind handschriftlich angekreuzt.
144 Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe.
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